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126. Sitzung 


Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Die Sitzung ist eröffnet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! leb begrüße Sie alle 
herzlieh und wünsehe Ihnen einen guten Morgen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möehte ieh einige 
Mitteilungen maehen. 

Der Kollege Georg Fahrensehon hat am 8. November 
2007 auf seine Mitgliedsehaft im Deutsehen Bundestag 
verziehtet. Als Naehfolgerin begrüße ieh herzlieh die 
Kollegin Marion Seih. 

(Beifall) 

Frau Seih, da Sie sieh hier gut auskennen, verstehen sieh 
die Wünsehe für eine mögliehst sehnelle und reibungs- 
lose Einarbeitung fast von selbst. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbundene 
Tagesordnung um die in der Zusatzpunktliste aufge- 
führten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktionen FDP, DIE LINKE 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Auswirkungen der Entscheidungslosigkeit der 
schwarz-roten Koalition 

(siehe 125. Sitzung) 

ZP 2 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver- 
fahren 

(Ergänzung zu TOP 42) 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Frank 
Spieth, Klaus Emst, Dr. Martina Bunge, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE ein- 
gebraehten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Fünften Sozialgesetzbuches 

- Dmeksaehe 16/4808 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit (f) 

Rechtsausschuss 


b) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebraehten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Neuordnung der Entschädigung 
von Telekommunikationsunternehmen für die 
Heranziehung im Rahmen der Strafverfolgung 
(TK-Entschädigungs-Neuordnungsgesetz - 
TKEntschNeuOG) 

- Dmeksaehe 16/7103 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Innenausschuss 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker 
Beek (Köln), Irmingard Sehewe-Gerigk, Monika 
Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Stärkung des parlamentarischen Fragerechts 

- Dmeksaehe 16/6789 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

ZP 3 Weitere abschließende Beratungen ohne Aus- 
sprache 

(Ergänzung zu TOP 43) 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Carsten 
Müller (Braunsehweig), Ilse Aigner, Miehael 
Kretsehmer, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Rene 
Röspel, Jörg Tauss, Willi Brase, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion der SPD 

Stärkung europäischer Wettbewerbslahigkeit - 
ARTEMIS und weitere gemeinsame Technolo- 
gieinitiativen sinnvoll gestalten 

- Dmeksaehe 16/7117 - 
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Präsident Dr. Norbert Lammert 

(A) ZP 4 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 

regierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundespolizei- 
gesetzes 

- Drucksachen 16/6292, 16/6570 (neu) - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus- 
schusses (4. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7148 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Ralf Göbel 
Wolfgang Gunkel 
Gisela Piltz 
Petra Pan 

Silke Stokar von Neufom 

ZP 5 - Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Neuregelung des Wohngeld- 
rechts und zur Änderung anderer woh- 
nungsrechtlicher Vorschriften 

- Drucksache 16/6543 - 

Erste Beschlussempfehlung und erster Bericht 
des Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung (15. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7166 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Bettina Herlitzius 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 

(B) Schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7167 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Bartholomäus Kalb 

Dr. Frank Schmidt 

Dr. Claudia Winterstein 

Dr. Gesine Lötzsch 

Anna Lührmann 

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dorothee Bär, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), 
Peter Albach, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Monika Griefahn, Jörg Tauss, Martin Dörmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Wertvolle Computerspiele fördern, Medien- 
kompetenz stärken 

- Drucksache 16/7116 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Kultur und Medien (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss 

ZP 7 - Zweite und dritte Beratung des von den Frak- 
tionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Siebenundzwanzigsten Geset- 
zes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

- Drucksache 16/6924 - 


- Zweite und dritte Beratung des von den Abge- (C) 
ordneten Jörg van Essen, Dr. Max Stadler, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der FDP einge- 
brachten Entwurfs eines Siebenundzwanzigs- 
ten Gesetzes zur Änderung des Abgeordne- 
tengesetzes 

- Drucksache 16/117 - 

- Zweite und dritte Beratung des von den Abge- 
ordneten Jörg van Essen, Dr. Max Stadler, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Grundgesetzes (Art. 48 Abs. 3) 

-Drucksache 16/118 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- 
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung (1. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7159 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Bernhard Kaster 
Christian Lange (Backnang) 

Jörg van Essen 

Dr. Dagmar Enkelmann 

Volker Beck (Köln) 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 1 6/7 1 62 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Norbert Königshofen 
Gunter Weißgerber 
Jürgen Koppelin 
Dr. Gesine Lötzsch 
Anja Hajduk 

ZP 8 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung (19. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Karl 
Addicks, Hellmut Königshaus, Jens Ackermann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Neue Strategien für die deutsche Entwick- 
lungszusammenarbeit mit Afrika erarbeiten 
und durchsetzen 

- Drucksachen 16/5243, 16/7153 - 
B erichterstattung : 

Abgeodnete Hartwig Fischer (Göttingen) 

Gabriele Groneberg 
Dr. Karl Addicks 
Thilo Hoppe 
Hüseyin-Kenan Aydin 

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so- 
weit erforderlich, abgewichen werden. 

Der Tagesordnungspunkt 4 - Arbeitnehmer-Entsen- 
degesetz - wird abgesetzt. Stattdessen soll als erster Ta- 
gesordnungspunkt der Bundeswehreinsatz in Afghanis- 
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(A) tan beraten werden. Außerdem ist beabsiehtigt, die 
Tagesordnungspunkte 5 b, 13, 15 b, 24 und 30 abzuset- 
zen. In der Folge müssen die Tagesordnungspunkte 9, 
11, 15 a, 17, 19, 21, 23 und 25 jeweils vorgezogen wer- 
den. 

Der bisher ohne Debatte vorgesehene Tagesordnungs- 
punkt 42 m wird zusammen mit dem Gesetz zur Ände- 
rung des Abgeordnetengesetzes beraten. 

Darüber hinaus sollen morgen die Tagesordnungs- 
punkte 34 und 35, 37 und 38 sowie 39 und 40 jeweils ge- 
tauseht werden. 

Sehließlieh maehe ieh auf eine naehträgliehe Aus- 
sehussüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktliste auf- 
merksam: 

Der in der 97. Sitzung des Deutsehen Bundestages 
überwiesene naehfolgende Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung soll naehträglieh zusätzlich an den Haushalts- 
aussehuss (8. Aussehuss) nach § 96 der Geschäftsord- 
nung überwiesen werden. 

Entwurf eines Zweiundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes (22. BAföGÄndG) 

- Dmeksaehe 16/5172 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f) 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(ß) Flaushaltsausschuss gemäß § 96 GO 

Darf ich Ihr Einverständnis mit diesen Vereinbarun- 
gen feststellen? - Das ist der Fall. Dann haben wir so be- 
schlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf: 

a) - Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deut- 
scher Streitkräfte bei der Unterstützung der 
gemeinsamen Reaktion auf terroristische 
Angriffe gegen die USA auf Grundlage des 
Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen 
und des Art. 5 des Nordatlantikvertrags sowie 
der Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 

- Drucksachen 16/6939, 16/7140 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln) 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7160 - 


Berichterstattung: (C) 

Abgeordnete Herbert Frankenhauser 

Lothar Mark 

Jürgen Koppelin 

Dr. Gesine Lötzsch 

Alexander Bonde 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuss) zu dem Entschließungsantrag der Abge- 
ordneten Monika Knoche, Wolfgang Gehrcke, 

Paul Schäfer (Köln), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion DIE LINKE zu dem Antrag der Bun- 
desregierung 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deut- 
scher Streitkräfte bei der Unterstützung der 
gemeinsamen Reaktion auf terroristische 
Angriffe gegen die USA auf Grundlage des 
Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen 
und des Art. 5 des Nordatlantikvertrags sowie 
der Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 

-Drucksachen 16/6939, 16/6971, 16/7142- 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Werner Hoyer 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln) 

Ferner liegt zum Antrag der Bundesregierung ein Ent- 
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (D) 
vor. 

Über die Beschlussempfehlung zum Antrag der Bun- 
desregierung werden wir später namentlich abstimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache eineinviertel Stunden vorgesehen. - 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann haben wir auch das 
so vereinbart. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst 
der Kollege Walter Kolbow für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Walter Kolbow (SPD): 

Guten Morgen, Herr Präsident! Guten Morgen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Beratungen und Entschei- 
dungen über Auslandseinsätze sind nie parlamentarische 
Spaziergänge; sie sind vielmehr für den Deutschen Bun- 
destag und seine Mitglieder, also für uns, politisch und 
persönlich immer wieder ein schwieriges Terrain. Das 
gilt auch und gerade für das Mandat der Operation 
Enduring Freedom. 

Ich will nicht verhehlen, dass ich in dieser Rede im 
Deutschen Bundestag bei unserem durch ein schreckli- 
ches Attentat zu Tode gekommenen Kollegen Kasimi 
bin, den ich kannte. Ich spreche auch in Gedanken an ihn 
und die Toten dieses schlimmen Anschlags in Baghlan. 

Opfer dieses Anschlags waren nicht nur Abgeordnete 
des afghanischen Parlaments. 
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(A) Die SPD -Bundestagsfraktion wird dem vorliegenden 
Antrag der Bundesregierung auf Verlängerung der OEF- 
Mission zustimmen. Sie tut dies nach intensiver Vorbe- 
reitung und Debatte, auch auf dem SPD-Parteitag in 
Hamburg. Dies geschieht in der Gewissheit, sich nach 
bestem Wissen und Gewissen auf diese Entscheidung 
vorbereitet zu haben. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und mit kräftigem Bauchgrim- 
men!) 

Manche aus meiner Fraktion werden ihre Zustim- 
mung auch nach diesem intensiven Beratungsprozess 
nicht geben können, auch wenn die große Mehrheit mei- 
ner Fraktion zu einem anderen Ergebnis kommt. Ich 
zolle diesen Kolleginnen und Kollegen Respekt. 

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Denn es gibt keine leichten Entscheidungen bei Einsät- 
zen bewaffneter Streitkräfte. Hier gilt es, wie wir immer 
wieder spüren, sehr prinzipielle Fragen zu lösen, die je- 
der und jede für sich verantworten muss. Das ist und 
bleibt der Kern der Parlamentsbeteiligung bei Auslands- 
einsätzen. Hier helfen weder antiaufklärerischer Populis- 
mus mit Generalverweigerung noch eine unkritische 
Blankovollmacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb war es richtig, dass meine Fraktion den Ab- 
lauf der Frist für OEF zum Anlass genommen hat - das 
hat die FDP-Fraktion bereits im Rahmen der Beratungen 
angesprochen -, sich auf unserem Parteitag in 
Hamburg mit der Afghanistan-Frage zu befassen. Hier 
geht es nicht darum, sich einem imperativen Mandat 
auszusetzen oder die Entscheidungsfreiheit von Abge- 
ordneten einzuengen, sondern darum, Aufklärung, Infor- 
mation, Transparenz und Kommunikation in dem Wil- 
lensbildungsprozess, für den die politischen Parteien 
nach unserem Grundgesetz ausdrücklich stehen, zu ge- 
währleisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Sache selbst: Es ist unbestritten, dass OEF am 
Hom von Afrika und im östlichen Mittelmeer weiter sta- 
bilisierenden Einfluss ausüben muss. Auf See müssen 
die vermuteten Transportwege der terroristischen Kräfte 
weiter überwacht und somit deren Zugang zu potenziel- 
len Rückzugsgebieten eingeschränkt werden. Die Be- 
denken, die im Laufe der OEF-Mission in Afghanistan 
seit 2001 erhoben werden, müssen aber abgearbeitet und 
Schwächen des Mandats beseitigt werden. Kritische und 
berechtigte Fragen müssen beantwortet werden, so wie 
es der Bundesaußenminister am vergangenen Donners- 
tag von der gleichen Stelle aus für die Bundesregierung 
in seiner Amtsverantwortung getan hat. 

Leider hat sich unser Koalitionspartner zu einem ähn- 
lichen Vorgehen im Rahmen eines gemeinsamen Ent- 
schließungsantrages nicht bereit erklären können. 


(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Soll das jeden (C) 
Tag so gehen? - Zurufe von der LINKEN: 

Oh!) 

Nichtsdestotrotz haben die veränderten Begründungen 
im Antrag der Bundesregierung zur Verlängerung des 
OEF-Mandats und die schon erwähnte Rede des Herrn 
Außenminister die Abwägungsentscheidung zugunsten 
einer Zustimmung zur Verlängerung des Operation- 
Enduring-Freedom-Mandats in meiner Fraktion positiv 
beeinflusst. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dabei war uns sehr wichtig, dass es der internationa- 
len Gemeinschaft im Rahmen eines Strategiewechsels 
gelungen ist, die Veränderungen der Einsatzregeln 
seit dem 4. August 2007 auch bei OEF durchzusetzen. 

Die Soldaten sind nach diesen veränderten Tactical 
Directives ausdrücklich angewiesen, bei ihren Einsätzen 
Rücksicht auf die Zivilbevölkerung und die kulturellen 
Traditionen zu nehmen. Die Befehlslage ist darauf aus- 
gerichtet, zivile Opfer zu vermeiden. Sie muss natürlich 
konsequent umgesetzt werden. Nach den Berichten, die 
uns vorliegen, und nach Inaugenscheinnahmen ist dies 
auch der Fall. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

OEF ist nicht nur in ihrem Umfang auf 10 000 Solda- 
ten halbiert worden, sondern auch ihr Aufgabenschwer- 
punkt wurde verändert. 80 Prozent der Kräfte arbeiten 
jetzt für eine unserer Hauptaufgaben in Afghanistan: die 
Ausbildung von Polizei und Armee. Deswegen wollen (p)) 
wir mit unseren NATO-Partnern - so auch der Herr Bun- 
desaußenminister am vergangenen Donnerstag - prüfen, 
ob die Ausbildungsaufgaben in Zukunft nicht stärker un- 
ter dem Mandat von ISAF zusammengezogen werden 
können. 

(Waltraud Lehn [SPD]: Sehr gut!) 

Wichtig ist, daraufhinzuarbeiten, den OEF -Einsatz, 
solange er noch nötig ist, durch einen Beschluss des UN- 
Sicherheitsrates mandatieren zu lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Von der weiteren Zustimmung der afghanischen Regie- 
rung - diese Zustimmung war bisher vorhanden - kann, 
wie der Antragstext ausweist, weiterhin ausgegangen 
werden. 

Nicht nur die Opposition geht kritisch damit um, 

Art. 51 der UN-Charta - das Recht auf individuelle und 
kollektive Selbstverteidigung - als Rechtsgrundlage für 
OEF heranzuziehen. Inzwischen ist es herrschende Mei- 
nung, dass ein das Selbstverteidigungsrecht auslösender 
bewaffneter Angriff auch von nichtstaatlichen terroristi- 
schen Organisationen ausgehen kann. Unter deutschen 
Völkerrechtlern ist es hier zu einer Fortentwicklung des 
Völkerrechts im Rahmen bestehender Normen gekom- 
men. Die Anschläge vom 11. September 2001 waren die 
ersten Angriffshandlungen, denen weitere - in Anfüh- 
rungszeichen - erfolgreiche Angriffshandlungen in aller 
Welt - in Madrid und London, aber auch in Afghanistan, 
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(A) zuletzt in einer Zuekerfabrik in Baghlan aber aueh ge- 
seheiterte Angriffe folgten. 

Wie immer wieder aufgedeekt wird, werden weitere 
Angriffshandlungen geplant und vorbereitet. Diese An- 
griffe sind eine Dauergefahr. Die Gefahr von Angriffen 
muss so lange als andauernd betraehtet werden, bis eine 
naehhaltige Zersehlagung der Al-Qaida- und Taliban- 
Strukturen erreieht wird und eine Wiederholung der An- 
sehläge vom 11. September 2001 naeh Mögliehkeit aus- 
gesehlossen ist. Wiehtige Voraussetzung hierfür ist wei- 
terhin, dass der al-Qaida und der Taliban Stützpunkte 
entzogen und Rüekzugsgebiete verwehrt werden. Damit 
besteht das Selbstverteidigungsreeht fort. Es war und ist 
bis heute die völkerreehtliehe Grundlage der Operation 
Enduring Freedom. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN: 

Oh!) 

- Diese Beurteilung der Saeh- und Reehtslage hat bei 
den Grünen keinen Anklang gefunden. Sehauen Sie aber 
einmal in die veröffentliehte Reehtsdiskussion. 

(Jörg van Essen [FDP]: So ist es!) 

Sehauen Sie aueh auf den Sieherheitsrat der Vereinten 
Nationen, der zuerst in der Resolution 1368 aus 2001 
und zuletzt in der Resolution 1776 aus 2007 darauf Be- 
zug nahm und damit per se eine Legitimation liefert. 

Für unser gesamtes Afghanistan-Engagement gilt: 
Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus ist pri- 
mär keine militärisehe Aufgabe. Soldaten sind kein 
Selbstzweek. Die internationale Gemeinsehaft unter- 
' ' nimmt daher umfassende Anstrengungen mit dem Ziel 
einer wirksamen Beseitigung gesellsehaftlieher, sozialer, 
ökonomiseher, ökologiseher und infrastruktureller Um- 
stände, die das Entstehen von Terrorismus begünstigen. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege! 

Walter Kolbow (SPD): 

Absehließend sage ieh noeh einmal für meine Frak- 
tion: Deutsehland führt keinen Krieg gegen den interna- 
tionalen Terrorismus. Wir leisten im Rahmen eines poli- 
tisehen Gesamtkonzepts unter Wahrung reehtsstaatlieher 
Grundsätze sowie des Völkerreehts aueh mit militäri- 
sehen Mitteln unseren Beitrag, um der fortbestehenden 
terroristisehen Bedrohung wirksam zu begegnen. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN]: Oh! Oh!) 

Wir können den Terror nicht im klassischen Sinne besie- 
gen, aber wir können ihn eindämmen und dafür sorgen, 
dass die Terroristen ihre Ziele nicht erreichen. Hierfür ist 
die Operation Enduring Freedom unter den dargestellten 
Voraussetzungen noch notwendig, auch als wichtiges 
Signal an unsere Bündnispartner, auch als Zeichen der 
Solidarität in der internationalen Gemeinschaft. 

Ich danke für die Geduld. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 

Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 


NEN]: Das Letzte war die Schlüsselbegrün- (C) 
düng!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Ehrentribüne 
hat der Präsident der Nationalversammlung der Demo- 
kratischen Volksrepublik Laos, Herr Thammavong, 

mit seiner Delegation Platz genommen. Im Namen aller 
Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages 
begrüße ich Sie sehr herzlich. 

(Beifall) 

Herr Präsident, wir freuen uns, dass wir Sie hier in 
Berlin zu Gast haben. Ihr Aufenthalt in Deutschland ist 
Ausdruck nicht nur der freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen unseren Ländern, sondern auch der zuneh- 
mend engen Kontakte zwischen unseren Parlamenten. 

Wir verfolgen mit Interesse, dass das laotische Parla- 
ment eine zunehmend wichtige Rolle beim erfolgreichen 
Reformprozess Ihres Landes einnimmt. Für diese Ent- 
wicklung und für Ihr weiteres parlamentarisches Wirken 
begleiten Sie unsere besten Wünsche. 

Das Wort erhält nun der Kollege Dr. Werner Hoyer 
für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Werner Hoyer (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
FDP-Bundestagsfraktion wird dem Mandatsantrag der 
Bundesregierung zustimmen. Wir tun dies letztendlich 
aus den gleichen Gründen, die meine Kolleginnen und 
Kollegen und ich vor wenigen Wochen hier vorgetragen 
haben, als es um das ISAF -Mandat ging, auch wenn wir 
sehen, dass die OEF weit über den ISAF -Einsatz in 
Afghanistan hinausgeht, gerade was den deutschen An- 
teil angeht. Aber die Begründungen sind die gleichen. Es 
ist ja ein einmaliger Vorgang, Herr Kollege Kolbow, 
dass wir nicht die Gelegenheit hatten, über beide Man- 
date im Zusammenhang zu diskutieren und zu entschei- 
den. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DlE 
GRÜNEN]: Das stimmt!) 

Dieser Zusammenhang besteht allerdings eindeutig. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DlE 
GRÜNEN) 

Die Auseinandersetzung mit dem internationalen 
Terrorismns bleibt eine Herausforderung. Auch wenn 
es - um es plastisch auszudrücken - ein paar Wochen 
lang in Europa nicht gekracht hat, sollten wir uns nicht 
vertun, wie gefährlich die Sifuafion nach wie vor isf. Die 
Auseinandersefzung mif dem internationalen Terroris- 
mus ist weiterhin erforderlich. 

Es bleibt dabei, dass wir Afghanistan nicht aufgeben 
dürfen. Die Afghanen, insbesondere diejenigen, die uns 
vertraut haben, dürfen wir nicht alleinlassen. Und wir 
dürfen nicht darüber hinwegsehen, dass wir das, was wir 
in Afghanistan und für Afghanisfan zur Bekämpfung des 
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(A) Terrorismus tun, in allererster Linie für unsere eigene Si- 
eherheit tun. Gerade deshalb sind wir unseren Soldatin- 
nen und Soldaten so dankbar. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Aufbauarbeit in Af- 
ghanistan bedingt und erfordert Sieherheit. Deshalb, 
Kollege Kolbow, kommt es aueh im Rahmen von ISAF 
zu Kampfhandlungen; wir dürfen das nieht kleinreden. 
Daher wird aueh der unmittelbare Kampf gegen den Ter- 
ror, der unter dem OEF -Mandat stattfindet, weiterhin ge- 
braueht - weit über Afghanistan hinaus. Deswegen ist es 
Unsinn und unverantwortlieh, immer wieder den Ein- 
druek zu erweeken, als könne man zwisehen dem „gu- 
ten“ ISAF-Mandat auf der einen Seite und dem ver- 
meintlieh „bösen“ OEF-Mandat auf der anderen Seite 
unterseheiden. Beide Mandate gehören zusammen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Natürlieh kann man die Frage stellen: Warum paeken 
wir nieht alles unter ein Mandat? Hier muss man vor- 
siehtig sein. Erstens erfordert dies eine getrennte Lösung 
im Hinbliek auf unser Engagement am Hom von Afrika 
und im Miffelmeer. Zweifens erfordert dies eine Abstim- 
mung mit unseren Partnern, die nieht ganz einfaeh ist, 
wenn man berüeksiehtigt, wer die Hauptlast des OEF- 
Mandats trägt. Angesiehts des minimalen Beitrags der 
Bundeswehr zu OEF in Afghanistan, der gegenwärtig 
eher virtueller Natur ist, muss man sagen, dass wir keine 
Veranlassung haben, uns gegenüber einer Nation, die 
(ß) sieh im Rahmen von OEF mit mehr als 10 000 Mann in 
Afghanistan engagiert, zu erheben. 

Sehließlieh würde eine totale Integration von OEF 
nnd ISAF den Charakter von ISAF erheblieh verändern. 
Wollen wir das wirklieh? Sind wir uns darüber klar, dass 
in diesem vereinten Mandat das relative Gewieht der 
Bundesrepublik Deutsehland sinken würde? Deswegen 
warne ieh Neugierige. Natürlieh ist es sinnvoll, die Ele- 
mente von OEF, die genauso gut unter dem ISAF-Man- 
dat erledigt werden könnten, dort anzusiedeln. Ieh 
denke, die Bundesregierung isl gul beraten, darüber in 
aller Ruhe mil unseren Partnern zu reden. Denn auf de- 
ren Beitrag und auf deren Umsehiehtung von OEF zu 
ISAF käme es im Zweifel an. 

Der Kollege Stinner wird gleieh noeh etwas zu den 
militärisehen Aspekten sagen, gegebenenfalls aueh zur 
Frage der Ausbildung; ieh will das hier nieht gesondert 
anspreehen. 

Die Bundesregierung hat uns die Rechtsgrundlagen 
in den Aussehüssen überzeugend dargelegt. Deswegen 
haben wir keinen Zweifel, dass die Entseheidung, die 
wir heute treffen, auf einer reehtlieh sauberen Grundlage 
steht. Dennoeh stellt sieh die Frage, ob es auf Dauer 
möglieh ist und sinnvoll sein könnte, anzustreben, dass 
das, was im Rahmen von OEF passiert, auf eine andere 
Reehtsgrundlage gestellt wird. 

Ieh denke, wir sind uns darin einig, dass die Berufung 
auf Alt. 5 1 der Charta der Vereinten Nationen - auf die 
kollektive Selbstverteidigung - zutreffend ist, dass aber 


aueh dies nieht ad ealendas graecas trägt. Deswegen (C) 
finde ieh es riehtig, dass sieh die Bundesregierung Ge- 
danken darüber maeht, ob wir hier eine neue Reehts- 
grundlage anstreben sollten; das könnte Deutsehland na- 
türlieh nieht alleine leisten, sondern nur gemeinsam mit 
seinen Partnern. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Was hal er gesagl? Was findel er rieh- 
tig? - Gegenruf des Abg. Jürgen Trittin 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er findel es 
riehtig, dass sieh die Bundesregierung Gedan- 
ken maeht! - Gegenruf der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
sollte sie! Er aber aueh!) 

- Ieh finde es riehtig, dass sieh die Bundesregierung Ge- 
danken maeht, Herr Kollege Trittin, und ieh möchte das 
unterstützen, weil ich mir durchaus Sorgen mache. 

Meine Damen und Herren, was die andere rechtliche 
Diskussion, die in den letzten Tagen aufgefiammt ist, an- 
geht, möchte ich die Bundesregierung und vor allen Din- 
gen die Mehrheit dieses Hauses nachdrücklich bitten, die 
eigene Position zu überdenken. Amnesty International 
und Human Rights Watch haben uns mit Nachdruck da- 
raufhingewiesen, dass im Zusammenhang mit den Akti- 
vitäten der Bundeswehr Probleme entstehen könnten. 

Ich habe keinen Beleg dafür, dass das bisher der Fall 
war. Hier sollten wir aber Vorsorgen. 

Die Fraklion der FDP hal bereite im lelzlen Jahr einen 
enlsprechenden Anirag eingebracht. Dabei ging es um 
die Sicherstellung der rechtsstaatskonformen Behänd- (D) 
Inng der Gefangenen, die von deutschen Kräften ge- 
macht und dann an die Afghanen übergeben werden. Da- 
mals hat die Mehrheit der Koalitionsfraktionen aufgrund 
der Beratung mit der Bundesregierung argumentiert, 
diese Probleme könnten durch bilaterale Vereinbarungen 
mit der afghanischen Regierung gelöst werden. Heraus- 
gekommen ist, wie wir gestern gehört haben, ein Bemü- 
hen darum, dass die afghanische Seite zusichert, dass die 
Drohung mit der Todesstrafe nicht Anwendung findet 
für Personen, die von der Bundeswehr an die afghani- 
schen Behörden übergeben werden. Ich muss sagen: Das 
isl erheblich zu wenig. Wenn es darum geht, die rechts- 
staatskonforme Behandlung solcher Gefangener sicher- 
zustellen, müssen wir eine bessere Grundlage haben. 

Ich möchte Sie von den Koalitionsfraktionen herzlich 
bitten, noch einmal zu überdenken, ob es richtig war, 
diesen unseren Antrag, den wir demnächst im Plenum 
des Bundestages zur Abstimmung stellen, in den Aus- 
schüssen abzulehnen. Ich bin gerne bereif, mil den ande- 
ren Fraklionen noch einmal darüber zu reden, wie wir 
hier eine rechlsslaatlich saubere Lösung gemeinsam hin- 
bekommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Dr. Andreas Schockenhoff ist der nächste Redner für 
die CDU/CSU-Fraktion. 
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(A) Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir Deutsehen können der Auseinandersetzung mit 
dem Terrorismus nieht ausweiehen und wir wollen 
das aueh nieht. Der Deutsehe Bundestag hat das 
nieht zuletzt dadureh zum Ausdmek gebraeht, dass 
er für die Solidarität mit den Vereinigten Staaten 
ausdrüeklieh aueh „die Bereitstellung geeigneter 
militäriseher Fähigkeiten“ besehlossen hat. 

Das hat wörtlieh an diesem Pult der ehemalige Bundes- 
kanzler Sehröder zur Notwendigkeit von OEF und damit 
zum - aueh militärisehen - Kampf gegen den Terroris- 
mus gesagt. Dies ist naeh wie vor riehtig. Deshalb wird 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Antrag der Bun- 
desregierung zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genauso riehtig war aueh seine Feststellung, dass wir 
im Kampf gegen den Terror einen langen Atem brauehen 
und sehnelle Erfolge keineswegs garantiert sind. Nieht 
nur Madrid und London, sondern aueh Länder wie In- 
dien, Indonesien, Jordanien und Russland sind seit dem 
11. September 2001 Opfer einer steigenden Zahl terro- 
ristiseher Angriffe geworden. In Deulsehland konnte 
dies bisher vereitelt werden, nieht zuletzt dank der Ar- 
beit unseres Bundesinnenministers und dank der hervor- 
ragenden Arbeit der Sieherheitsdienste. Doeh die Bedro- 
hung ist naeh wie vor und aueh in absehbarer Zukunft 
hoeh. 

Naeh einem terroristisehen Angriff würden wir selbst 

(B) Unterstützung und Solidarität erwarten. Deshalb liegt es 
in unserem Sieherheitsinteresse, dass wir in der interna- 
tionalen Gemeinsehaft alle gemeinsam den Kampf ge- 
gen den Terror fortsetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Dem dient die Verlängerung des OEF-Mandats in allen 
seinen Teilen. 

Aueh im Zeitalter der asymmetri sehen Bedrohung 
dureh den transnationalen Terrorismus gilt das Recht 
auf Selbstverteidigung. Heute sind wir weniger dureh 
einen Angriffskrieg eines feindliehen Staates bedroht als 
dureh ein international organisiertes und international 
agierendes Netzwerk von Terroristen. Mit al-Qaida 
kooperieren unzählige regionale terroristisehe Struktu- 
ren, von denen aus Angriffe auf unsere Freiheit und un- 
ser Wertesystem geplant werden. Diese Angriffe können 
den Verteidigungs- und Bündnisfall auslösen. Dann 
müssen wir handlungsfähig bleiben. 

Für die CDU/CSU-Fraktion gilt ganz klar: Militärein- 
sätze dürfen nur im Rahmen unseres Grundgesetzes und 
des Völkerreehtes stattfinden. Aber im Fall der Selbst- 
verteidigung dürfen wir uns nieht davon abhängig ma- 
ehen, ob im Sieherheitsrat der Vereinten Nationen eine 
Entseheidung zustande kommt. 

(Zuruf von der LINKEN: Aha!) 

Deshalb hält die CDU/CSU-Fraktion das im Völkerreeht 
ausdrüeklieh vorgesehene Reeht zur individuellen und 


kollektiven Selbstverteidigung - Art. 51 der UN-Charta - (C) 
weiterhin für eine legilime und nieht nur vorläufige 
Reehtsgrundlage für Auslandseinsälze der Bundeswehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die OEF-Truppen handeln unler dem Oberkom- 
mando der damals angegriffenen Amerikaner mit dem 
Auftrag, den internationalen Terrorismus zu bekämpfen. 

Ihr Einsalz umfasst den gesamten Krisenbogen vom Ma- 
ghreb über das Hom von Afrika, die arabisehe Halbinsel 
und Zentralasien bis zum Nordkaukasus. Insgesamt be- 
teiligen sieh rund 20 Staaten an der Durehführung dieser 
sehwierigen Aufgabe. Wir alle sind uns doeh darüber ei- 
nig, dass wir die Gefahr dort bekämpfen müssen, wo sie 
entsteht - bevor sie zu uns kommt -, natürlieh nieht pri- 
mär, aber lageabhängig aueh militäriseh. 

Da vor allem das Grenzgebirge zwisehen Afghanistan 
und Pakistan Ausbildungs- und Ausrüstungsort der Ter- 
roristen ist, die den Wiederaufbau des Landes zu verhin- 
dern suehen, müssen die OEF-Kräfte aueh dort einge- 
setzt werden. Es reieht nieht aus, den Terroristen einen 
Rüekzugsort zu nehmen, wenn nebenan ein neuer ent- 
steht. 

Daher bedeuten die besorgniserregenden Entwieklun- 
gen in Pakistan, über die wir in der letzten Woehe hier 
diskutiert haben, aueh die Gefahr eines Rüeksehlags im 
Antiterrorkampf Pakistan muss sehnellstmöglieh wieder 
zur verfassungsmäßigen Ordnung zurüekkehren - aueh 
damit die Probleme im Grenzgebiet zu Afghanistan nieht 
weiter anwaehsen und sieh die pakistanisehen Militärs 
wieder auf die sehwierige gemeinsame Grenzkontrolle 
konzentrieren. (^) 

In Afghanistan sind die OEF-Truppen ausdrüeklieh 
auf Wunseh der demokratiseh gewählten afghanisehen 
Regierung im Einsatz. Sie waren es, die den Boden für 
die Slabilisierung und den Wiederaufbau dureh die ISAF 
bereitet haben. Sie waren es aueh, die insbesondere im 
Osten und Süden des Landes die Taliban zurüekgedrängt 
haben. Erst dadureh konnten hier regionale Wiederauf- 
bauteams Straßen, Brüeken und Sehulen tatsäehlieh wie- 
der aufbauen. Erst seit einem Jahr stehen alle 25 Wieder- 
aufbauteams unter dem Oberkommando der NATO. 

Die ISAF konnte sieh ersi langsam über die gesamte 
Landesfläehe verteilen. ErsI sehriltweise übemimmi die 
NATO mehr Verantwortung für die fünf Säulen der Si- 
eherheilssektorreform, wie zum Beispiel für den Aufbau 
und die Ausbildung der afghanisehen Armee. Von den 
fünf Lead-Nationen in Afghanistan haben die USA beim 
Armee- und Polizeiaufbau bisher am meisten erreieht, 
weil sie unter der OEF sowohl personell und materiell 
als aueh vor allem finanziell die größten Anstrengungen 
unternehmen. All diejenigen, die ein Ende der Arbeits- 
teilung zwisehen der ISAF und der OEF fordern, sollfen 
zunäehsf den eigenen Ansafz optimieren und verstärken. 

(Winfried Naehtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das isl sogar riehtig! An die ei- 
gene Nase fassen!) 

Wenn wir die Ausbildung bzw. alle Probleme in Af- 
ghanistan dureh die ISAF bewältigen wollten, dann 
müssten wir in der EU und in der NATO im Sinne eines 
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(A) fairen Bürden- Sharing, also im Sinne einer Zuteilung 
von mehr Lasten und mehr Kosten, erst einmal die Vo- 
raussetzungen dafür sehaffen. Sind wir in der Lage, das 
zu leisten? Wollen wir das? Bei einer Sollstärke der 
ISAF von lediglieh 90 Prozent sehe ieh hier große 
Sehwierigkeiten. Es fehlt an Kampftruppen, Hubsehrau- 
bem, Transportflugzeugen und mehr Trainingsteams zur 
Ausbildung der afghanisehen Armee. Deswegen unter- 
stützen wir es sehr, dass unser Verteidigungsminister 
zwei Transall-Transportflugzeuge und 130 zusätzliehe 
Armeeausbilder entsendet. 

Einige Ausbilder mehr in der ISAF bedeuten aber 
noeh lange nieht, dass weniger Ausbilder bei der OEF 
erforderlieh sind. Im Gegenteil: Mindestens 70 000 
ANA-Soldaten wollte die internationale Gemeinsehaft 
bis 2010 ausbilden. Heute, Ende 2007, naeh seehs Jah- 
ren, sind weniger als 20 000 tatsäehlieh einsatzbereit. 
Hier müssen wir also deutlieh mehr tun. Darum ist es 
riehtig und aueh notwendig, dass 8 000 der insgesamt 
12 000 OEF- Soldaten Afghanen für den Armeedienst 
ausbilden. 

Das alles dient doeh aueh unserer Exit-Strategie, die 
erst dann greift, wenn Afghanistan selbst für seine ei- 
gene Sieherheit sorgen kann. Deswegen möehte ieh un- 
terstreiehen, was der Kollege Hoyer vorhin gesagt hat: 
Mit der irreführenden Unterseheidung in ein gutes ISAF- 
Mandat und ein böses OEF-Mandat kommen wir nieht 
weiter. 

Wenn die OEF in Afghanistan beendet würde, dann 
müsste die ISAF die Aufgabe der Terrorbekämpfung 
übernehmen. Dies würde ganz andere Kompetenzen und 
' ' aueh eine ganz andere Mandatsstruktur erforderlieh ma- 
ehen. Bestimmte Herausforderungen in Afghanistan er- 
fordern militäriseh robustes Handeln. Aueh ISAF-Trup- 
pen fordern in Notsituationen Luftunterstützung an. Für 
alle Streitkräfte ist die Vermeidung ziviler Opfer oberste 
Prämisse. Dieser Maßstab gilt für die OEF nieht weni- 
ger. Es war daher riehtig und notwendig, dass die Ein- 
satzregeln zum Sehutz der Bevölkerung verbessert wur- 
den. 

Zum Sehluss möehte ieh all diejenigen fragen, die 
OEF in Afghanistan als kontraproduktiv kritisieren und 
nur noeh auf ISAF setzen wollen: Glauben Sie, dass 
dureh einen Ausstieg unser Einfluss auf die Antiterror- 
mission steigt? Unser einseitiger Ausstieg aus der Mis- 
sion OEF führte dazu, dass wir künftig keine Mitspraehe 
mehr bei OEF und der Operationsführung hätten. Es liegt 
daher in unserem Interesse, dass dureh eine Verlängerung 
des OEF -Mandats der von uns geforderte multilaterale 
Charakter von OEF erhalten bleibt. Ein Ausstieg aus OEF 
bedeutete weder für die Bevölkerung in Afghanistan noeh 
für die ISAF-Truppen ein Mehr an Sieherheit. 

leb bitte Sie daher, für die Verlängerung des OEF- 
Mandats zu stimmen und damit einen sehr wiehtigen 
Beitrag im Rahmen unserer sehr vielfältigen politisehen 
Maßnahmen gegen den Terrorismus fortzusetzen, in Afgha- 
nistan, aber aueh an anderen Brennpunkten des Einsatz- 
gebietes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält nun der Kollege Wolfgang Gehreke, 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wolfgang Gehreke (DIE LINKE): 

Herr Präsideni! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ieh 
gebe zu, dass sieh mein Mitleid mit der SPD-Fraktion in 
sehr engen Grenzen hält. Aber naeh der Rede von Walter 
Kolbow und den Verrenkungen, die er unternommen hat, 
um zu reehtfertigen, was nieht zu reehtfertigen ist, sind 
mir wieder Zweifel gekommen. Lieber Kollege Kolbow, 
eines hätte man zumindest leisten müssen: der deutsehen 
Bevölkerung die Wahrheit zu sagen, was eigentlieh ab- 
läuft. Die Operation Enduring Freedom ist ein 
Kampfeinsatz; das wird niemand leugnen können. Die 
Operation Enduring Freedom ist Teil des Krieges gegen 
den Terror. Deutsehland ist an dieser Operation beteiligt. 
Deutsehland ist in einem Kampfeinsatz, befindet sieh im 
Krieg gegen den Terror. Also stimmt es nieht, wie Kol- 
lege Struek einmal formuliert hat, dass Deutsehland am 
Hindukuseh verteidigt wird. Riehtig ist - darum können 
Sie nieht herumreden -: Deutsehland führt Krieg am 
Hindukuseh, und das ist sehlimm. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [fraklionslos]) 

Das isl der Kern der Auseinandersetzung. Daran geht 
niehts vorbei. 

Wenn wir an diesem Punkt sind und über die Bevöl- 
kerung in Afghanistan naehdenken, ist es notwendig, zu 
sagen, dass seit 2001 70 000 bis 100 000 Mensehen in 
Afghanistan Opfer dieses Krieges geworden sind. Das 
finde ieh am bedrüekendsten. Wir wollen nieht, dass 
Mensehen irgendwo auf der Welt, aueh nieht in Afgha- 
nistan, Opfer von Terror und Krieg werden. Das ist un- 
sere Grundaussage. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Die Fraktion Die Linke wird dem Antrag der Bundes- 
regierung nieht zustimmen; das hat sowieso niemand er- 
wartet. Wir fordern darüber hinaus, den Bündnisfall in 
der NATO aufzuheben. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Herr Kollege Kolbow, es gibt kein Völkerreeht naeh 
Gutsherrenart. Ihre Fraktion kann nieht einfaeh festlegen, 
was völkerreehtlieh in Ordnung und was völkerreehts- 
widrig ist. Sehauen Sie sieh doeh Art. 5 1 der Charta der 
Vereinten Nationen einmal genauer an! Dort geht es um 
das Selbstverteidigungsreeht zur Abwehr eines unmittel- 
bar stattfindenden oder drohenden Angriffs. Ieh könnte 
den Text zitieren, aber Sie kennen ihn. Nun müssen Sie 
die Frage beantworten, ob naeh sieben Jahren Krieg ge- 
gen den Terror ein Angriff von Afghanistan auf die USA 
oder irgendein anderes Land in der Welt droht. Das ist 
offensiehtlieh nieht der Fall. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 
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(A) Eine weitere Festlegung in der Charta der Vereinten Na- 
tionen besagt, dass das nur so lange gilt, wie die Verein- 
ten Nationen selbst nicht handlungsfähig sind. Aber die 
Vereinten Nationen haben - das haben wir nicht unter- 
stützt - ISAF installiert. Sie sind handlungsfähig. Des- 
wegen muss der Bündnisfall aufgehoben werden. Er isf 
rechflich nichf mehr zu begründen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Dass der Bündnisfall im NATO- Vertrag zeitlich nicht 
befristet ist, liegt auch daran, dass er zum ersten Mal 
ausgemfen wurde. Sie können es drehen und wenden, 
wie Sie es wollen: Sie bewegen sich nicht auf der Basis 
des Völkerrechtes, sondern operieren gegen das Völker- 
recht. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU, 
wenn Sie uns das nicht abnehmen, dann schauen Sie sich 
das an, was Ihnen einmal nahe gewesen isl und heule so 
fern ist. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat 
kürzlich eine Denkschrift veröffentlicht. Darin kommt er 

- das geht aus den Thesen 101 und 106 hervor - zu dem 
gleichen Ergebnis wie wir als Linke. Auch von daher ist 
es völlig klar, dass der Zustand, den Sie beibehalten wol- 
len, nicht mehr aufrechtzuerhalten ist. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

' ' In diesem Zusammenhang will ich mil zwei anderen 
Punkten aufräumen und Klarheit schaffen. In Ihrem An- 
trag haben Sie verquast und verharmlosend festgestellt, 
dass im Rahmen des Mandats auch Spezialkräfte einge- 
setzt werden sollen. Dabei geht es um KSK. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Das heißt 
Kommando Spezialkräfte!) 

- Ja, das weiß ich. Man kann es aber deutlicher ausdrü- 
cken, Herr von Klaeden. Sie wissen, dass ich meinen 
Kenntnisstand, inwiefern es sich um KSK handelt, nicht 
den Kollegen im Plenum mitteilen kann, weil das immer 
noch der Geheimhaltungspflicht unterliegt. Das bedaure 
ich sehr. Ich hätte mir gewünscht, dass die Bundesregie- 
rung den Mut hat, im Zusammenhang mit Afghanistan 
Klarheit zu schaffen. Die in Ihrem Antrag getroffene 
Feststellung, dass die Vorsitzenden aller Fraktionen diesen 
unwürdigen Informationsregelungen zugestimmt hätten, 
stimmt aber nicht. Die Vorsitzenden meiner Fraktion 
werden sich an der Vorgehensweise, dem Parlament häpp- 
chenweise und nach Entscheidung der Regierung Infor- 
mationen zukommen zu lassen, nicht weiter beteiligen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Wir verlangen auch in diesem Punkt Öffentlichkeit. 
Die Bevölkerung muss wissen, worum es geht. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie haben doch zugestimmt!) 

- Meine Fraktion nicht. 


Abschließend fordere ich Sie auf: Ziehen Sie doch (C) 
einmal Bilanz über das Ergebnis des Krieges gegen den 
Terror! Stellen Sie die Frage, ob mit diesem Krieg die 
Gefahr des Terrorismus kleiner geworden ist! Sie sagen 
doch selber, dass die Gefahr größer geworden ist. Stellen 
Sie die Frage, ob die Kriege, die mit dem Ziel der Abrüs- 
tung begründet worden sind, tatsächlich zur Abrüstung 
gefiihrt haben! Im Gegenteil: Sie haben überall in der 
Welt zur Aufrüstung geführt. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege. 

Wolfgang Gehrcke (DIE LINKE): 

Stellen Sie die Frage, ob die Demokratie belÖrdert 
worden ist! Das ist nicht der Fall. Überall ist Demokratie 
abgebaut worden. Selbst wenn Sie ihrer eigenen Logik 
folgen würden, gäbe es keine Begründung, den Krieg ge- 
gen Terror fortzusetzen. Man kann gegen Terror kämp- 
fen, aber der Krieg führt ins Elend. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Jürgen Trittin ist der nächste Redner, Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber (D) 
Kollege Gehrcke, nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass 
unter OEF der militärische Beitrag Deutschlands in Af- 
ghanistan seit 2005 gleich null ist. Darum geht es heute 
auch nicht. Es gibt in Afghanistan 3 500 deutsche Solda- 
ten, die im Rahmen eines klaren Mandats der Vereinten 
Nationen und im Rahmen einer NATO-Operation namens 
ISAF tätig sind. Aber dieser Einsatz steht heute nicht zur 
Debatte. 

Meines Erachtens müssen wir uns heute mit zwei rela- 
tiv einfachen Fragen auseinandersetzen: Erstens. Gelähr- 
det OEF die Stabilisierung Afghanistans? Dazu gehört 
auch, ob OEF den Erfolg der NATO-Operation ISAF be- 
lÖrdert und stabilisiert oder eher gelährdet. Zweitens. 

Gibt es für die Operation Enduring Freedom noch eine 
völkerrechtlich einwandfreie Grundlage? Das sind die 
beiden Fragen, die wir uns stellen müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lieber Frank Steinmeier, Sie haben im Ausschuss 
starke Worte zur völkerrechtlichen Begründung gefun- 
den. Aber offensichtlich glauben Sie die selbst nicht. 

Wie könnte es sonst sein, dass die SPD auf ihrem Bundes- 
parteitag forderte, dass das auf die Grundlage eines UN- 
Mandats gestellt wird? Die CDU/CSU hat das abgelehnt. 

Ich frage mich, ob wir nach der innenpolitischen Dauer- 
blockade zur außenpolitischen Selbstblockade kommen. 

Noch spannender ist die Frage an Sie, lieber Frank 
Steinmeier, warum Sie als Parteivize auf dem Parteitag 
in Hamburg zugestimmt haben, dass der OEF-Einsatz 



13096 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


Jürgen Trittin 

auf eine vernünftige völkerreehtliehe Grundlage gestellt 
wird, während Sie hier als Außenminister und künftiger 
Vizekanzler dagegen argumentieren. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

leh glaube, das Rätsel löst sieh, wenn man die Zeit mit 
berüeksiehtigt. Das UN-Mandat vom 12. September 2001 
war die Grundlage für OEF. Aber als Grundlage taugt es 
heute für Afghanistan nicht - ich betone: nicht mehr! 

(Zuruf von der LINKEN) 

Selbstverständlich hat der Sicherheitsrat zu Recht den 
USA das Recht auf Selbstverteidigung zugestanden. Und 
es war richtig, dass wir ihnen an die Seite getreten sind. Es 
ist zu Recht geschehen, dass das Taliban Regime gestürzt 
und die terroristische Infrastruktur von al-Qaida in Afgha- 
nistan zerstört worden ist. Zu Recht haben wir uns daran 
beteiligt, eine verfassungsgebende Versammlung in Af- 
ghanistan zu etablieren, sodass sie heute einen gewählten 
Präsidenten, ein gewähltes Parlament haben. Zu Recht 

- Herr Schockenhoff hat darauf hingewiesen - hat OEF 

- übrigens nicht im Norden, das hat ISAF schon selber 
gemacht - dafür gesorgt, dass die Regierung Afghanistans 
über das ganze Land und nicht nur über Kabul regiert. 

Das alles sind die Verdienste von OEF. Ich sage Ih- 
nen: Es sind gerade die Erfolge von OEF, die heute die 
Rechtsgrundlage für ein weiteres Fortbestehen infrage 
stellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Denn eines war der Sicherheitsratsbeschluss nicht: Es 
war keine Ermächtigung, zeitlich und räumlich unbegrenzt 
überall auf der Welt beliebig Krieg führen zu dürfen. So 
hat der UN-Sicherheitsrat mit Sicherheit nicht entschieden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen das anhand eines einfachen Beispiels 
erläutern. Nur weil Mohammed Atta sein monströses 
Verbrechen in Hamburg geplant hat, hat es keinen Grund 
gegeben, gegen Hamburg Krieg zu führen. Nun werden 
Sie vielleicht sagen, Kabul ist nicht gleich Hamburg. 
Das ist richtig. Ich sage Ihnen aber auch: In Kabul hat 
sich etwas geändert. In Kabul regieren nicht mehr die 
Taliban; es gibt eine gewählte Regierung; es gibt heute 
ein Mandat der Vereinten Nationen für ganz Afghanis- 
tan, das ist das ISAF -Mandat. Wollen Sie der afghani- 
schen Regierung absprechen, dass Sie ihrer Verpflich- 
tung, nämlich in Afghanistan gegen den Terror und seine 
Unterstützer vorzugehen, nachkommt? - Ich glaube, das 
wollen Sie nicht. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Westerwelle? 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ja, gleich. - Dann gibt es aber auch keinen Grund, dass 
in Afghanistan ohne eine Vereinbarung und ein Stationie- 
rungsabkommen heute ausländische Truppen tätig sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Herr Westerwelle. (C) 

Dr. Guido Westerwede (FDP): 

Herr Kollege Trittin, Sie haben sich sehr nachdrück- 
lich auf die Kraft und die Autorität der Regierung, die 
es jetzt in Kabul für Afghanistan gibt, berufen. Ich hatte 
vor wenigen Wochen die Gelegenheit, mit einem Vertre- 
ter dieser Regierung, nämlich mit dem Außenminister 
Spanta, in Kabul zu sprechen. Ich möchte nur mit einem 
Punkt wiedergeben, was diese von Ihnen gerühmte Re- 
gierung mir und auch vielen anderen in der Öffentlich- 
keit gesagt hat. Die Meinung von Außenminister Spanta 
in Afghanistan war: An dem Tag, wo ihr rausgeht, ist 
Kabul wieder die Hauptstadt der Terroristen in der Welt, 
und wir haben nichts mehr zu sagen. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Lieber Herr Kollege Westerwelle, auch ich war in Af- 
ghanistan, so wie viele andere von meiner Fraktion auch. 

Wir haben viele Gespräche mit Herrn Karzai und auch 
mit Herrn Spanta geführt. Sie sitzen genau der gleichen 
Verwechselung auf wie der Kollege Gehrcke. Ich habe 
nicht dafür plädiert, in Afghanistan die militärische Ab- 
sicherung des Aufbaus zu beenden. Ich habe die Frage 
gestellt: Gibt es für den Teil der militärischen Operation, 
der in Afghanistan unter dem Label OEF stattfindet, heute 
noch eine völkerrechtlich tragfähige Grundlage? Das ist 
keine Frage, die Sie mit der Tatsache einer umfassenden 
militärischen Absicherung vermengen können, wie sie 
ISAF auf der Basis des Mandats der Vereinten Nationen 
- erst jetzt wieder verlängert - macht. Ich finde, wir soll- 
ten aufhören, die relativ beschränkte Frage, auf welcher (D) 
Rechtsgrundlage OEF stattfindet, mit einer allgemeinen 
Debatte über Krieg und Frieden in Afghanistan zu ver- 
binden. Das ist der gemeinsame Irrtum von FDP und 
Linksfraktion. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir sind genau an dieser Stelle. Ich glaube, nein, ich 
bin davon überzeugt, lieber Herr Außenminister, dass Ihr 
Parteitag etwas Richtiges beschlossen hat, als er gesagt 
hat: Wir wollen, dass dieses Mandat, dieser Einsatz in 
Afghanistan auf eine UN-Grundlage gestellt wird. - Er 
hat gleichzeitig etwas Falsches beschlossen; denn dieses 
Mandat gibt es bereits. Es ist das ISAF-Mandat. Ich be- 
dauere Sie schon, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, dass Sie von der CDU/CSU an die Kette gelegt 
worden sind, sodass Sie das hier nicht mehr sagen dür- 
fen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir brauchen in Afghanistan militärische Präsenz 
unter einem Kommando. Übrigens haben Sie von uns 
nie das Wort von der bösen OEF und der guten ISAF ge- 
hört; wenn ISAF im Sangin-Tal einen Staudamm gegen 
Terroristen verteidigt, wenn, wie in diesen Tagen, im 
Nordosten ISAF gegen eingesickerte Militante vorgeht, 
dann ist das hartes militärisches Vorgehen. Das kann üb- 
rigens nur die NATO. Nur sie kann solche multilateralen 
Einsätze im Verbund durchführen. Aber das, was nicht 
geht, ist, zuzuschauen, wie durch das Nebeneinander ei- 
nes militärisch-zivilen Unterstützungseinsatzes - das ist 
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(A) ISAF - und eines davon völlig losgelösten War on Terror 
der Erfolg der Mission von ISAF gefährdet wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dafür gibt es in Afghanistan Beispiele zuhauf Wir ha- 
ben den Fall Schindand, den wir hier mehrfaeh diskutiert 
haben. Dort sind 150 Zivilisten aufgrund einer Operation 
von OEF ums Leben gekommen, und ISAF musste Sol- 
daten heraushauen. Es ist nieht so, dass OEF ISAF ab- 
siehert. Es gibt unzählige Fälle, bei denen OEF-Kom- 
mandos von ISAF -Truppen gerettet werden mussten. 
Deswegen sage ieh Ihnen: Praktiseh ist es so - dem wi- 
dersprieht aueh niemand vor Ort -, dass OEF den Erfolg 
von ISAF gefährdet. Der Terrorismus muss bekämpft 
werden, zivil, geheimdienstlieh, polizeilieh und militä- 
riseh. Seine Bekämpfung ist Aufgabe der jeweils ge- 
wählten Regierung, und dafür unterstützen wir die 
afghanisehe Regierung durch ISAF. Neben ISAF gibt es 
keinen Raum für in Tampa und Langley geplante Ram- 
boaktionen. Es darf in Afghanistan nur ein Kommando 
geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn Sie mit Offizieren darüber sprechen, dann stim- 
men sie in diesem Punkt völlig zu, weil es das Basiswis- 
sen jeder Stabsschule ist, dass die Einheitlichkeit des 
Kommandos in einem Raum, in dem militärische Opera- 
tionen durchgeführt werden, gewährleistet sein muss. 

Ich breche damit übrigens nicht den Stab über OEF. 
OEF macht neben Kommandoaktionen auch sehr Sinn- 
volles. 6 000 Soldaten von OEF sind mit der Ausbildung 

(B) afghanischer Soldaten beschäftigt. Nur, die einfache 
Frage ist: Warum macht das nicht ISAF? Wenn Sie, liebe 
Bundesregierung, dieser Frage ausweichen, dann will 
ich Sie gerne vor dem Vorwurf in Schutz nehmen, dass 
Sie fürchten, dass das Geld kosten würde. Bekannterma- 
ßen scheitert bei der Großen Koalition am Geld rein gar 
nichts. Nein, der Kern, warum Sie an diese Frage nicht 
heran wollen, ist, dass das für Sie, Frau Merkel, und für 
Sie, Herr Steinmeier, unbequem ist. Sie müssten näm- 
lich, wenn Sie sich mit OEF auseinandersetzen, zum 
Beispiel dem amerikanischen Präsidenten erklären, dass 
es so in Afghanistan mit OEF nicht weitergeht, dass Ter- 
rorismusbekämpfung nur erfolgreich ist, wenn sie auf 
dem Boden des Völkerrechts stattfindet und wenn man 
international gemeinsam agiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Genau diesen Konflikt scheuen Sie. Diese Scheu vor ei- 
nem Konflikt mit den USA in dieser Frage halten Sie 
für Bündnistreue. In Wahrheit gefährdet in meinen Au- 
gen dieser vorauseilende Gehorsam die riskanteste 
Aktion des Bündnisses NATO, nämlich ISAF. Ich sage: 
Das ist nicht bündnistreu, das ist nicht klug, und das ist 
nicht in deutschem Interesse - und deshalb lehnen wir 
heute dieses Mandat ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Der Kollege Rainer Arnold ist der nächste Redner für 
die SPD-Fraktion. 


Rainer Arnold (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 
sechs Jahren werden in Afghanistan Soldaten unter dem 
OEF-Mandat eingesetzt. In diesen sechs Jahren hat sich 
die Situation in Afghanistan ganz offensichtlich verän- 
dert, in vielen Bereichen zum Guten, in vielen Bereichen 
ist die Situation aber auch ernster geworden. Aber auch 
das Mandat und die Aufgabenstellung haben sich verän- 
dert. Hier wird manchmal diskutiert, als ob wir, wie es 
am Anfang der Fall war, OEF statisch mandatierten. 

Die Feststellung, dass ISAF ein aufbauendes Mandat 
ist und OEF ein Kampfmandat, ist einfach nicht richtig; 
das wurde hier bereits deutlich gesagt. Warum nicht? 
Weil man sich bei der Auseinandersetzung in Afghanis- 
tan überhaupt nicht aussuchen kann, mit welchen militä- 
rischen Herausforderungen man konfrontiert wird. 
Das bestimmt der Gegner. Selbstverständlich müssen 
sich auch ISAF-Soldaten in diesem Land nicht nur weh- 
ren, sondern, wo es notwendig ist, auch offensiv Sicher- 
heit hersteilen. Das heißt, sie dürfen nicht warten, bis 
sich die Taliban zusammenrotten und Stützpunkte über- 
fallen. Das ist ein Teil der Wahrheit. Deshalb ist die 
Trennung zwischen OEF und ISAF aus heutiger Sicht 
natürlich ein Stück weit künstlich. 

Das, was Herr Gehrcke hier vorgetragen hat, war die 
übliche Litanei. Herr Gehrcke, ich will mich nicht auf 
eine Debatte über die völkerrechtliche Legitimation 
einlassen, und zwar deshalb nicht, weil wir darüber 
schon sehr häufig debattiert haben. Ich möchte Sie aber 
daran erinnern, dass Sie, als es um das ISAF-Mandat 
ging, genauso argumentiert haben, zum Verfassungsge- 
richt gegangen sind und dort eine eindeutige Niederlage 
eingefahren haben. An diesem Beispiel sieht man, dass 
Sie Ihre Argumente an den Haaren herbeiziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 

CSU und der FDP) 

Sie zitieren die Kirchen und andere Organisationen 
immer wieder gerne. Ich tue das jetzt auch einmal: 
Human Rights Watch sagt sehr deutlich - diese Organi- 
sation ist sicherlich auch aus Ihrer Sicht unverdächtig -, 
dass für die Taliban jeder, der mit der Zentralregierung 
in Kabul zusammenarbeitet, ein legitimes Ziel der Ge- 
walt ist. Herr Gehrcke, wollen Sie dieses Land wirklich 
wieder den Taliban überlassen? Diese Frage müssen Sie 
hier schon einmal beantworten. Wenn Sie jetzt so tun, als 
ob OEF das Schlechte und Schlimme ist, während über 
ISAF der Aufbau geleistet wird, dann müssen Sie auch 
die Frage beantworten, ob Sie irgendwann einmal we- 
nigstens der Verlängerung des ISAF-Mandates zustim- 
men und sich der Verantwortung tatsächlich stellen wer- 
den. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: Sie sollten besser zuhören!) 

Ich will nicht verhehlen, dass es im Zusammenhang 
mit OEF kritische Fragen zu stellen gibt. Es gibt nichts 
unter den Teppich zu kehren. Falsch ist allerdings die 
Aussage, dass wir nicht wissen, was dort passiert. Wir 
erkennen ausdrücklich an, dass die Partner in Amerika in 
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(A) den letzten Monaten regelreeht eine Informationsoffen- 
sive gestartet haben. Viele von uns kennen Details. Herr 
Gehreke, wollen Sie wirklieh, dass die Taliban den deut- 
sehen Zeitungen entnehmen können, wie die Truppen in 
Afghanistan heute oder morgen operieren? Mit dieser 
Forderung gefährden Sie das Leben der Soldaten. Des- 
halb gilt: Ja, wir brauehen so viel Transparenz wie mög- 
lieh, aber der Sehutz der Soldaten hat oberste Priorität. 
Bei dieser Position werden wir bleiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 

CSU und der FDP) 

Die kritisehen Fragen wurden von der Regierung auf- 
genommen. leb bin sehr froh darüber, dass der Außen- 
minister in seiner Rede zur Einbringung des Antrages 
auf Verlängerung des Mandates deutlieh gemaeht hat, 
dass man das Mandat selbstverständlieh im Detail wei- 
terentwiekeln muss. Die Position unserer Kollegen in 
der Koalition verstehe ieh insofern nieht so ganz. Der 
Außenminister hat für die Kanzlerin, für den Verteidi- 
gungsminister, für die ganze Regierung gesproehen. Es 
wäre sehön, wenn wir Parlamentarier die Arbeit der Re- 
gierung dureh einen entspreehenden Antrag hätten unter- 
stützen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Für die Weiterentwieklung ist es selbstverständlieh 
notwendig, dass wir eine differenzierte Debatte führen, 
leb bin der Meinung, dass die Aufgabe, die Deutsehland 
mit etwa 300 Soldaten am Hom von Afrika erfüllt, eine 
langfristige Aufgabe ist und diese Aufgabe auf lange 

(B) Sieht nieht nur über Art. 51 der UNO-Charta mandatiert 
werden sollte. Im Klartext heißt das: Wir müssen der Re- 
gierung einen Spielraum lassen, damit sie in der interna- 
tionalen Staatengemeinsehaft darauf hinwirken kann, 
dass es diesbezüglieh dauerhaft zu einer Mandafierung 
dureh die Vereinten Nationen kommt, bei der die Anrai- 
nerstaaten einbezogen werden. 

Wir Deutsehen haben ein herausragendes Interesse an 
der Seesieherheit am Hom von Afrika und sollten uns 
aueh auf der langen Zeitsehiene dieser Verantwortung 
stellen. Wenn man die vielen kritisehen Fragen abwägt 
- viele Kollegen maehen es sieh nieht leieht -, muss man 
auf der anderen Seite der Waagsehale aueh die Argu- 
mente benennen, die sehr deutlieh für eine Mandatierang 
von OEF spreehen. 

Aus meiner Sieht müssen wir erstens die Handlungs- 
fähigkeit der Bundesregiemng, etwas zu verändern und 
zu bewegen, siehem. Dabei ist es nieht damit getan, dass 
die Deutsehen immer wissen, wie es genau geht, dass sie 
aber sagen, das Gesehäft und die sehwierigen Aufgaben 
sollen die anderen erledigen. Dann würden der Verteidi- 
gungsminister und der Außenminister in der Staatenge- 
meinsehaft nieht ganz ernst genommen werden. Die Be- 
reitsehaft, etwas zu verändern, setzt deshalb voraus, dass 
wir aueh zukünftig Verantwortung übernehmen. Dies 
sprieht für eine Verändemng und für eine Zusfimmung 
zu diesem Mandaf. 

(Zumf des Abg. Jürgen Triftin [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 


Das Zweife isf mir besonders wiehtig. Jeder - abgese- (C) 
hen von den Linken - hat doeh erkannt, dass kein Land 
allein mit der enormen Herausforderang des Terrorismus 
fertig werden kann. Das heißt, internationale Loyalität 
nnd Solidarität sind keine Einbahnstraße. Aueh wir 
können morgen darauf angewiesen sein, dass uns andere 
helfen. Das ist das eine. 

Der andere Punkt ist aber, dass die Debatten, die wir 
im Parlament und in unserer Gesellsehaft führen, aueh in 
Kanada, in den Niederlanden, in Ifalien und bei den 
Skandinaviern geführt werden. Wir haben keine aktiven 
Soldaten in Afghanistan bei OEF und führen dennoeh 
diese Debatten. Würden wir OEF beenden, hätte dies an- 
gesiehfs der Bedeutung des deutsehen Einsatzes bei 
ISAF in Afghanisfan mif 3 500 Soldafen insgesamf aueh 
Auswirkungen auf die Diskussionen in Kanada und in 
den Niederlanden. Diese Länder sind jedoeh real im Sü- 
den von Afghanisfan verfrefen und übernehmen dort 
sehwierige Aufgaben. Ieh mag mir gar nieht ausdenken, 
was es am Ende für das deutsehe Engagement bedeuten 
würde, wenn sieh eines dieser Länder - die Niederlande, 
Kanada oder ein anderes Land - aus seiner Verantwor- 
tung zurüekzieht. 

(Beifall bei der FDP) 

Dies hätte aueh Auswirkungen auf uns. Deshalb glaube 
ieh, dass es aueh aus dieser Sieht unabdingbar ist, dass 
wir OEF verlängern. 

Lassen Sie mieh am Ende noeh eines sagen. Wir re- 
den immer davon, dass Afghanistan gelingen muss. Das 
ist ein sehönes Postulat, und es muss in der Tat gelingen. (D) 
Aber Afghanistan kann aueh seheitera, und zwar dann, 
wenn jedes Land glaubt, auf das andere warten zu müs- 
sen, bis es das liefert, was zur Sieherheit und zum Auf- 
bau - beides ist in Afghanistan wiehtig - tatsäehlieh er- 
braeht werden muss. Für uns ist die heutige Debatte, in 
der es darum geht, OEF um ein weiteres Jahr zu verlän- 
gern, bei weitem nieht das Ende der Diskussion. Wir ge- 
hen davon aus, dass wir uns in den näehsten zwölf Mo- 
naten sehr intensiv aueh mit der Frage besehäftigen 
müssen, was in Afghanistan zusätzlieh geleistet werden 
muss. Ieh glaube, wir werden nur dann erfolgreieh sein, 
wenn jedes Land in der NATO und bei den Verbündefen 
insgesamf enfspreehend seinen Fähigkeifen und Mög- 
liehkeifen handelt und ernsthaft prüft, was politiseh ver- 
antwortbar ist. Diese Prüfung haben wir immer vorzu- 
nehmen, wenn wir Soldaten zum Einsatz sehieken. Wir 
sind dazu bereit. Damit will ieh Folgendes zum Aus- 
druck bringen: Ein Einmauera - auch in der Frage, was 
wir in Zukunft tun - ist nicht sehr hilfreich. Das müssen 
alle in Afghanistan wissen: Die Zivilgesellschaft muss 
wissen, dass wir sie nicht im Stich lassen. Aber auch die 
Taliban müssen wissen, dass ihre Strategie, Unsicherhei- 
ten in den westlichen Gesellschaften zu nähren und zu 
schüren, damit die Kraft nachlässt, um in Afghanistan 
die Herausforderungen zu bewältigen, nicht aufgehen 
wird und darf 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Der nächste Redner ist Dr. Rainer Stinner für die 
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Dr. Rainer Stinner (FDP): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle- 
gen! Die FDP-Fraktion hat vor einem Jahr dem OEF- 
Mandat zugestimmt, aber wir haben das unter Vorbehalt 
und mit Bauchschmerzen getan. Wir hatten erhebliche 
Kritikpunkte, wir haben damals eine Akzentverschie- 
bung vom Militärischen zum Zivilen angemahnt und 
zweitens darauf gedrungen, dass die Abstimmung vor 
Ort zwischen OEF und ISAF wesentlich besser erfolgt. 
Drittens haben wir angemerkt, dass durch die Art des 
Vorgehens unter OEF der Gesamterfolg der Operation in 
Afghanistan eventuell gefährdet wird. Das waren beim 
letzten Mal drei Kritikpunkt bzw. Forderungen von uns. 

Wir haben in den letzten zwölf Monaten die Entwick- 
lung in Afghanistan genau beobachtet. Wir müssen kon- 
statieren, auch als Opposition, dass auf allen drei Feldern 
in den letzten zwölf Monaten deutliche Fortschritte er- 
reicht worden sind. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Walter 
Kolbow [SPD]) 

Das ist Faktum, Herr Trittin. Meine Kollegin Homburger 
hat darauf in der letzten Woche schon hingewiesen; ich 
will es noch einmal betonen. 

Vor allem möchte ich hervorheben, dass es jetzt einen 
Fortschritt insofern gibt, als wir in Afghanistan erstmals 
gemeinsame, gleichlautende Rules of Engagement für 
ISAF und OEF haben. Das isf ein wesenflicher Fort- 
schrift, auf den wir immer gedrungen haben. Das dürfen 
wir hier zur Kenntnis nehmen. 

Leider aber versäumt es die Bundesregierung, die 
Fortschritte, die wir sowohl diesbezüglich als auch in 
Afghanistan insgesamt machen, laut und deutlich breit 
zu kommunizieren. Viele Kolleginnen und Kollegen 
wissen das nicht, was ich eben gesagt habe, nämlich dass 
es einen Gleichklang zwischen OEF und ISAF bezüglich 
des Vorgehens gibf. Die Öffentlichkeit ist über das, was 
wir in Afghanistan tun, insgesamt völlig uninformiert. 
Ich fordere die Bundesregierung auf, nach außen hin 
eine wesentlich offensivere Informationspolitik zu be- 
treiben. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber auch im internen Bereich gibt es Informations- 
defizite. Wir haben das angesprochen, meine Damen und 
Herren von der Bundesregierung. Wir haben einen eige- 
nen Gesetzentwurf eingebracht, in dem eine verbesserte 
Struktur der Information und der Steuerung der sensi- 
blen Einsätze gefordert wird. Leider hat die Mehrheit 
uns nicht zugestimmt. Ich fordere Sie auf: Überdenken 
Sie das noch einmal! 

(Beifall bei der FDP) 

Herr Arnold, wir haben gestern im Ausschuss auch 
über dieses Thema gesprochen. Wir waren uns einig. 


dass die Information über das, was in OEF läuft, insge- (C) 
samt völlig unzureichend ist, und zwar auch für uns 
Fachpolitiker. Hier müssen wir nachlegen. 

Wir stimmen heute mit großer Mehrheit zu, aber auch 
heute haben wir natürlich unsere Anforderungen. Wir 
stimmen zu, weil wir der Bevölkerung deutlich sagen 
wollen: Wir tun etwas für Afghanislan, aber wir schül- 
zen uns damil selbst Was wir dorl an intemalionalem 
Engagement leisten, tun wir für uns. 

(Beifall bei der FDP) 

Unsere Forderungen sind verschiedenartig. Herr 
Hoyer hat auf die veränderte Mandatsstruktur hingewie- 
sen und dazu das Notwendige gesagt; das möchte ich 
jetzt nicht wiederholen. Wir selbst müssen unsere Haus- 
arbeiten machen; das gilt auch für die Bundesregierung 
und die Bundeswehr. 

Wir mandatieren heute wieder 100 KSK-Soldaten für 
Afghanisfan. Sie werden im Augenblick nicht eingesetzt. 

Das wissen wir; das ist auch öffentliches Wissen. Wir 
müssen uns mit dem Thema KSK aber intensiver be- 
schäftigen. Das Image des KSK als Einheit von Rambo- 
soldaten ist ein völlig falsches. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Das KSK ist eine Spezialtruppe, die es geradezu erlaubt, 
größere militärische Operationen zu vermeiden. Das 
KSK ist eine Spezialeinheit, die es ermöglicht, Kollate- 
ralschäden zu vermeiden. Das muss endlich in die Öf- 
fentlichkeit hineingetragen werden. Das muss deutlicher 
werden. (P)) 

(Beifall bei der FDP) 

Wir alle wissen, dass es bei KSK im Augenblick 
durchaus Probleme gibt, was Rekrutierung angeht. Ich 
kann hier nicht zu sehr ins Detail gehen; nur so viel: Im 
Augenblick isf ein Attraktivitätsprogramm KSK in der 
Behandlung. Es ist dringend notwendig, dass es endlich 
umgesetzt wird. Herr Minister Jung, ich fordere Sie auf: 
Setzen Sie sich in der Bundesregierung durch! Fordern 
Sie dieses Programm zur Verbesserung der Bedingungen 
für unsere Soldaten ein! Selzen Sie sich vor allen Dingen 
gegen Ihren Kollegen, den Antiterrorminister Schäuble, 
durch! Das Innenministerium blockiert hierbei gegen- 
wärtig. Da muss dringend etwas getan werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir brauchen die Verbesserung bei der Personalstruk- 
tur. Wir müssen neue, junge Personen für KSK anwer- 
ben. Wir müssen vor allen Dingen verhindern - ich sage 
das sehr deullich und mit Bedacht -, dass erfahrene 
Kräfte KSK verlassen. Das ist eine sehr wichtige Bau- 
stelle für uns, an der wir arbeiten müssen. 

Bei KSK geht es nicht nur um Personal; es geht auch 
um parlamentarische Kontrolle usw. 

Wenn wir als Bundestag mandatieren, müssen wir 
auch die Bedingungen dafür schaffen, dass unsere Sol- 
dafen den Auftrag erfüllen können. Zu KSK konnfe ich 
hier kurz Sfellung nehmen. Wir alle wissen aber auch, 
dass die Marine mit ihren Einsätzen im Rahmen von 
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(A) UNIFIL und am Hom von Afrika an der Grenze ihrer 
Leistungsfähigkeit angekommen ist, sie zum Teil sogar 
übersehritten hat. Wir müssen konsequent sein. Wenn 
wir unsere Bundeswehr mandatieren, müssen wir bereit 
sein, die entspreehenden Ausrüstungen und finanziellen 
Mittel zur Verfügung zu sfellen. Es gibf eine ganze Reihe 
von Fähigkeiten, die überall angefordert werden - Sani- 
tätsdienst, Lufttransport, Feldjäger -, und dort haben wir 
Engpässe. Die müssen beseitigt werden. 

Wir alle wissen: Mit Militär alleine werden wir die 
Probleme nieht lösen. Wir alle wissen aber aueh - wir 
müssen dies am heutigen Tage im November 2007 zur 
Kenntnis nehmen -, dass ohne ein militärisehes Vorge- 
hen gegen Terroristen, die es nun einmal gibt, der Kampf 
gegen den Terrorismus nieht zu gewinnen ist. Deshalb 
stimmen wir heute in dem Wissen zu, dass die Balanee 
zwisehen dem Zivilen und dem Militär zugunsten des 
Zivilen verändert werden muss. Wir brauehen aber die 
militärisehe Komponente. Deshalb stimmen wir heute 
zu. 

Vielen Dank für Ihre Aufinerksamkeif. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Walter 
Kolbow [SPD]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält nun der Kollege Eekart von Klaeden 
für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

(B) Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
ISAF -Mandat und das OEF-Mandat unterseheiden sieh 
voneinander in drei wesentliehen Punkten: in der 
Reehtsgrundlage, im Auftrag und im Einsatzgebiet. 
ISAF ist ein Mandat für Afghanistan zur Unterstützung 
der afghanisehen Regierung. OEF bekämpft den Terror 
in einem Gebiet, das sieh vom nördliehen Afrika über 
das Mittelmeer und die arabisehe Halbinsel bis hin naeh 
Zentralasien erstreekt. 

Die Reehtsgrundlage ist hier sehon des Öfteren ange- 
sproehen worden. Deshalb erlaube ieh mir, nieht meine 
Reehtsansieht, sondern die der Vereinten Nationen hier 
vorzutragen. Die Vereinten Nationen haben in versehie- 
denen Resolutionen immer wieder darauf hingewiesen, 
dass Art. 51 der VN-Charta ein Reeht auf individuelle 
und kollektive Selbstverteidigung verbürgt. Dieses 
Reeht ist also in der VN-Charta selbst festgehalten und 
steht deshalb aueh nieht zur Disposition des Sieherheits- 
rates. Aus diesem Grunde hat der Sieherheitsrat das 
Reeht auf Selbstverteidigung aueh nieht gewährt. Aber 
er hat es in zahlreiehen Resolutionen - zuletzt im Sep- 
tember dieses Jahres - in diesem Zusammenhang aner- 
kannt und bekräftigt. 

(Wolfgang Gehreke [DIE LINKE] : Was soll er 
sonst aueh maehen!) 

Die weitere Voraussetzung für das Reeht auf Selbst- 
verteidigung ist ein bewaffneter Angriff. Es ist unstrittig, 
dass solehe Angriffe, wie wir sie am 11. September 2001 


in New York und Washington erlebt haben, aueh von (C) 
niehtstaatliehen, terroristisehen Organisationen wie al- 
Qaida ausgehen können. 

Die Zweifel am Vorliegen der weiteren Voraussetzun- 
gen von Art. 51 der VN-Charta gründen sieh zum einen 
auf die Frage, ob die Angriffshandlungen fortdauem, 
und zum anderen auf die Frage, ob der Sieherheitsrat die 
erforderliehen Maßnahmen ergriffen hat, die dazu füh- 
ren, dass diese Angriffe nieht mehr stattfinden können. 

(Wolfgang Gehreke [DIE LINKE] : Dazu 
möehte ieh Ihr Argument hören!) 

- Gerne, Herr Kollege Gehreke. Deswegen spreehe ieh 
es ja an. - Ieh werde gleieh auf die Terroransehläge, die 
sieh naeh dem 11. September 2001 ereignet haben, ein- 
gehen. 

Der Sieherheitsrat hat zuletzt in seiner Resolution 
1776 vom September dieses Jahres bekräftigt, dass er 
seine eigenen Maßnahmen nieht für geeignef hälf, die 
terroristisehen Angriffe unter anderem auf die Vereinig- 
ten Staaten erfolgreieh einzudämmen. Denn sonst hätte 
er in dieser Resolution nieht das Selbstverteidigungs- 
reeht aus Art. 51 VN-Charta bestätigt. 

Sehauen wir uns doeh einmal die verübten Terror- 
anschläge an. 11. September 2001: fast 3 000 Tote; 

April 2002: Bombenansehlag auf eine Synagoge in 
Djerba, Tunesien, 23 Tote, darunter 18 Deutsehe; Okto- 
ber 2002: Bombenansehlag auf eine Diskothek auf Bali, 

202 Tote, darunter 6 Deutsehe; Mai 2003 : Selbstmordat- 
tentat in Casablanca, Maroo, 33 Menschenleben; Juni 
2003 : Selbstmordanschlag in Kabul, 4 deutsche Soldaten (D) 
kamen ums Leben; November 2003: 60 Tote bei Bom- 
benanschlägen in Istanbul; März 2004: 192 Tote bei An- 
schlägen auf Vorortzüge in Madrid; Mai 2004: Überfall 
von Terroristen in Janbu, Saudi-Arabien, 6 Mitarbeiter 
westlicher Ölfirmen werden getötet; 50 Ausländer werden 
in der Ölstadt Chobar als Geiseln genommen, 22 von ih- 
nen sterben bei der Befreiungsaktion. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege, möchten Sie eine Zwischenfrage zulas- 
sen? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Ich möchte zunächst einmal diesen Punkt zu Ende 
vortragen und dann die Zwischenfrage zulassen. 

fm August 2004 brechen zwei russische Passagierma- 
schinen in der Luft auseinander, 89 Tote, ln demselben 
Monat gab es einen Bombenanschlag auf die australi- 
sche Botschaft in Jakarta, 9 Tote. Einen Monat später ka- 
men 34 Menschen bei Bombenanschlägen auf drei Ho- 
tels am Roten Meer ums Leben. Es gab Terroranschläge 
in London im Juli 2005 und im Mai dieses Jahres einen 
Selbstmordanschlag in Ankara mit 8 Toten und 121 Ver- 
letzen. Und in diesem Jahr fand erneut ein Terroran- 
schlag in Großbritannien statt. 

Seit dem 11. September 2001 sind bereits mehr Deut- 
sche durch Terroranschläge, die von al-Qaida oder vom 
internationalen Netzwerk von al-Qaida vorbereitet wor- 
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(A) den sind, ums Leben gekommen als dureh die Terroran- 
sehläge der RAF in den 70er- Jahren. 

(Wolfgang Gehreke [DIE LINKE]: Wollen Sie 
überall Soldaten hinsehieken, oder was soll 
das?) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Trittin. 

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege von Klaeden, ieh bin beeindruekt von 
Ihrer Liste. Die Liste führt aber doeh eigentlieh zu einer 
Frage - das ist die Frage, die wir dann aueh bezogen auf 
Afghanistan beantworten müssen -: Wenn Sie auflisten, 
dass in der Türkei, in Spanien, in Großbritannien, in In- 
donesien Terroransehläge stattgefünden haben, sehließen 
Sie daraus, dass zum Beispiel die Vereinigten Staaten 
das Reeht hätten, in diesen Ländern, weil es dort diese 
Ansehläge des internationalen Terrorismus gibt, zu inter- 
venieren? Wenn Sie das nieht bejahen, können Sie uns 
erklären, warum diese allgemeine Liste der Feststellun- 
gen über die Untaten des internationalen Terrorismus 
dazu herhalten muss, dieses Reeht in Afghanistan aber 
anhaltend zuzugestehen? 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Herr Kollege Trittin, um es einmal ganz klar zu sa- 
gen: Sie verweehseln Täter und Opfer. Die Länder, die 
ieh gerade aufgeführt habe, die Toten, die es dort gege- 

(B) ben hat, sind Opfer terroristiseher Ansehläge geworden. 
Diese terroristi sehen Ansehläge sind aber nieht in diesen 
Ländern vorbereitet worden. Ein Grund für die Opera- 
tion Enduring Freedom ist es, dem internationalen Terro- 
rismus die Naehsehubwege abzusehneiden, die es unter 
anderem am Hom von Afrika gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Den Zusammenhang herzustellen, den Sie gerade her- 
gestellt haben, ist geradezu perfide. 

(Zuruf von der LINKEN : Ihre Argumentation 
ist perfide!) 

Der Grund für meine Aufführung der Ansehläge ist le- 
diglieh, darauf hinzuweisen - das ist die Reehtsansieht 
der Vereinten Nationen, bestätigt in den letzten Resolu- 
tionen -, dass die Terrorgefahr naeh wie vor besteht. Der 
Sieherheitsrat der Vereinten Nationen ist selber der An- 
sieht, dass die Maßnahmen, die er bisher getroffen hat, 
noeh nieht ausreiehen, um das Terrometzwerk von al- 
Qaida zu zerschlagen. Sie wollen doch nicht im Emst 
behaupten, die Terrorgefahr in Afghanistan sei so weit 
zurückgegangen, dass man auf die Terrorbekämpfung in 
Afghanistan heute verzichten könnte und dass die afgha- 
nische Regiemng schon heute in der Lage wäre, Terro- 
rismus und Aufständische tatsächlich so zu bekämpfen, 
dass wir auf ISAF oder auf OEF verzichten könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 


Präsident Dr. Norbert Lammert: (C) 

Es gibt einen weiteren Wunsch nach einer Zwischen- 
frage, diesmal des Kollegen Gehreke. Ich will darauf 
aufmerksam machen, dass ich nur eine begrenzte Nei- 
gung habe, Zwischenfragen von Kollegen zuzulassen, 
die vorher oder nachher ohnehin als Redner in der De- 
batte gemeldet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist also die letzte Ausnahme von dieser gerade 
genannten Regel. Bitte schön. 

Wolfgang Gehreke (DIE LINKE): 

Herr Präsident, herzlichen Dank wegen Ihrer Groß- 
mut. Auch Dank an Herrn Kollegen von Klaeden. 

Es ist ein wichtiger und spannender Punkt, den er an- 
gesprochen hat. Es ist einfach notwendig, hier einmal 
nachzufragen, um Ihre Gedankenfühmng überhaupt ver- 
stehen zu können. Wenn ich es bei der ganzen Liste des 
Terrors, die Sie aufgezählt haben, und den Opfern, die in 
der Tat zu beklagen sind - ich denke übrigens, in eine 
solche Liste gehört Afghanistan unmittelbar immer mit 
hinein -, richtig verstanden habe, haben Sie gesagt: 
Durch den Einsatz der Operation Enduring Freedom am 
Hom von Afrika werde die Ausübung des Terrors inter- 
national bekämpft. Können Sie mir sagen, was am Hom 
von Afrika an terroristischen Stmkturen zerschlagen, 
was an bewaffneten Schiffen aufgebracht worden ist, 
was an Terroristen festgenommen worden ist? Nichts, 
weil es das nicht gibt. Aber ich bin gespannt auf Ihre Ge- 
dankenfühmng, darauf, dass Sie mir das beantworten, 
damit ich das verstehen kann. (^) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Erst einmal, Herr Kollege Gehreke, habe ich mich 
nicht Ihrer widersprüchlichen Argumentation bedient. 
Deshalb bin ich auch nicht bereit, auf ein falsches Zitat 
zu reagieren und mir unterstellen zu lassen, ich hätte den 
Zusammenhang zu OEF hergestellt, den Sie gerade be- 
hauptet haben. 

Ich habe gesagt, dass die Vereinten Nationen selber 
festgestellt haben, dass die Terrorgefahr, die sich vor al- 
lem in den Anschlägen vom 1 1 . September manifestiert 
hat, nach wie vor besteht, und dass die Maßnahmen, die 
der Sicherheitsrat getroffen hat, noch nicht ausreichen, 
um den Terrorismus so effektiv zu bekämpfen, dass man 
annehmen kann, dass von al-Qaida keine Gefahr mehr 
ausgeht. 

Um Ihre Frage zu beantworten - Sie haben nach dem 
Hom von Afrika gefragt -: Zum Beispiel ist Somalia 
ein Rückzugsraum für den internationalen Terrorismus 
gewesen. Es ist im vergangenen Jahr glücklicherweise 
gelungen, die Union der Islamischen Gerichtshöfe aus 
diesem Land, jedenfalls aus den großen Städten dieses 
Landes, zu vertreiben. 

Ich will darauf hinweisen, dass gegenüber, auf der 
Nordseite des Golfs von Aden, Jemen liegt, dessen östlicher 
Teil nur eingeschränkt unter Regiemngskontrolle steht 
und deshalb ebenfalls als Rückzugsgebiet für Terroristen 
gilt. An der östlichen Küste des Jemens haben Terroristen 
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(A) im Oktober 2002 den französisehen Tanker „Limbourg“ 
angegriffen. Vor dem 1 1 . September gab es im Jemen einen 
Angriff auf den US-Zerstörer „USS Cole“. Dass es nieht 
zu weiteren soleher Ansehläge gekommen ist, ist ein we- 
sentlieher Erfolg des Einsatzes unserer Marine am Hom 
von Afrika. Die Seewege dort zu siehem, damit interna- 
tionaler Terrorismus keine weiteren Ansehläge dieser Art 
durehführen kann, ist der Zweek dieses Einsatzes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Reehtslage ist naeh Auffassung der Vereinten Natio- 
nen und übrigens aueh der afghanisehen Regierung - die 
von mir gerade vorgetragene Reehtsauffassung hat die 
afghanisehe Regierung dureh die Unterzeiehnung des 
Afghanistan Compaet ausdrüeklieh bestätigt - eindeutig, 
und kein ernst zu nehmender Vertreter dieses Hauses 
kann behaupten, dass die Gefahr des internationalen Ter- 
rorismus trotz aller Fortsehritte, die wir in Afghanistan 
beobaehten können, tatsäehlieh eingedämmt ist. Daher 
muss ieh sagen: Herr Außenminister, ieh habe es für falseh 
gehalfen, dass Sie diese Reehfsgrundlage problemafisierf 
haben. 

Vor diesem Hintergrund halte ieh aueh den Besehluss 
des SPD-Bundesparteitages für falseh. Denn wir haben 
eine eindeutige völkerreehtliehe Grundlage. Wenn diese 
völkerreehtliehe Grundlage problematisiert wird, dann 
stellt sieh die Frage, warum dies gesehieht. 

(Winfried Naehtwei [BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN]: Die Grundlage ist eine Gummimatte!) 

Ieh kann mir vorstellen: Ein Grund ist gewesen, mit 
entspreehenden Besehlüssen über den Bundesparteitag 
hinwegzukommen. Ein solehes Infragestellen unseres 
internationalen Engagements in Afghanistan droht in 
der Form missverstanden zu werden - diese Gefahr 
droht -, dass wir uns aus Afghanistan zurüekziehen wol- 
len, bevor die Aufgabe dort erledigt ist. Das ersehwert 
die ohnehin sehon bemerkenswerte und sehwierige Auf- 
gabe, die unsere Soldatinnen und Soldaten und unsere 
zivilen Helfer dort zu erledigen haben. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeif. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Der Kollege Paul Sehäfer hat das Wort für die Frak- 
tion Die LINKE. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frage 
„Zivilisierung oder Entzivilisierung der internationalen 
Beziehungen“ wird nieht zuletzt dadureh beantwortet, 
ob das Völkerreeht strikt umgesetzt wird oder nieht. 

Enduring Freedom ist eine militärisehe Koalition der 
Willigen ohne UN-Mandat, 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 


und deshalb trägt sie nieht zur Zivilisierung bei. fm Ge- (C) 
genteil: Militärisehe Maeht wird an die Stelle des Reehts 
gesetzt, und daher lehnen wir entsehieden ab, dass sieh 
Deutsehland daran weiter beteiligt. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Lieber Kollege von Klaeden, es gibt eben kein endloses, 
territorial und zeitlieh entgrenztes Verteidigungsreeht. 

Das Selbstverteidigungsrecht endet in der Tat, wenn 
die UNO aktiv wird. Das ist der Kern jeder Vorstellung 
von kollektiver Sieherheit: Die UNO ist zuständig für die 
Wahrung des Weltfriedens; wenn sie aktiv wird, endet das 
Selbstverteidigungsreeht. Genau das ist der Punkt. 

fm Übrigen ist aueh darauf hinzuweisen: Kampf ge- 
gen Terrorismus ist Kampf gegen Sehwerstkriminalität 
und kein Krieg. Dieser Krieg ist nieht zu gewinnen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Wenn Sie, Herr von Klaeden, diese beeindruekende und 
ersehreekende Liste mit Gewaltakten vorlegen, dann 
sollten Sie einmal einen Moment innehalten und überlegen, 
inwieweit diese Zunahme an Gewalttaten aueh etwas mit 
dem Krieg im Irak und in Afghanistan zu tun hat. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Vielleieht gehört zur Bilanz des War on Terrorism, 
dass andere westliehe Staaten oder wir in Afghanistan 
zum Beispiel einen Geheimdienst mit aufbauen, der, wie 
wir jefzf wissen. Gefangene folfert. 

(Beifall bei Abgeordnefen der LINKEN) 

Aueh das frägf doeh offensiehtlieh dazu bei, dass Terro- 
risten einen Resonanzboden haben. 

Ieh finde, wir müssen uns zentral mit Afghanistan 
besehäftigen, aber aueh mit dem Einsatz am Horn von 
Afrika, an dem die Bundesmarine beteiligt ist. Mit der 
Bekämpfung von Terroristen hat das so gut wie niehts zu 
tun. Es geht, wie der Minister selber sagt, um die Her- 
stellung der Seesieherheit. Aueh da stellt sieh die Frage: 

Wer hat denn diese Militärkoalition damit beauftragt, 
wer hat sie mandatiert? Das ist doeh die entseheidende 
Frage, feh kann verstehen, dass der Bundesaußenminister 
jetzt Skrupel hat und sagt, dass man das gefälligst unter 
UN-Mandat stellen soll. Aber Skrupel allein genügen 
nieht. Es geht um konsequentes Verhalten. Das heißt für 
uns, die deutsehe Beteiligung an OEF zu beenden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie sagen selber, dass es eigentlieh nur um den Ab- 
sehreekungseffekt geht. Konkrete Ergebnisse gibt es 
nieht beim Einsatz am Hom von Afrika. Sie haben dort 
keinen Terroristen gefangen genommen. Sie überprüfen 
aber viele Sehiffe. ln diesem Zusammenhang wird gern 
versehwiegen, aber man muss es sagen: Es ging bei OEF 
in den Jahren 2002 und 2003 dämm, den Aufmarseh der 
US-Militärkoalifion im Irak zu deeken. Vergessen wir 
das niehf. Aueh die deufsehe Marine haf US-Kriegs- 
sehiffe eskortier!, die für einen völkerreehtswidrigen 
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(A) Angriffskrieg in Marsch gesetzt wurden. Im Jahr 2004 
hat man das Einsatzgebiet von OEF mir nichts, dir nichts 
nach Osten hin ausgeweitet, offensichtlich um die USA 
im Irak zu entlasten, die dort zunehmend unter Druck 
geraten sind. Auch das gehört zur Wahrheit von OEF. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Das ist nicht nur Vergangenheit. Wenn die Bush-Regie- 
rung sich entschließen sollte, gegen den Iran militärisch 
vorzugehen, dann wären auch deutsche OEF -Einheiten 
zumindest mittelbar in Form von Unterstützungsleistungen 
dabei. Darauf wette ich. Das allein ist für uns ein ausrei- 
chender Grund, zu fordern, dass die Fregatte „Augsburg“ 
und die anderen Schiffe unverzüglich zurückgezogen 
werden. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Sie selbst müssen doch in Ihrer Bilanz von OEF Folgen- 
des zugeben: In Somalia hat die tägliche Gewalt zugenom- 
men. In Äthiopien und Eritrea bleiben die Spannungen 
erhalten. Die Eindämmung der Piraterie - auch das war 
eine Zeit lang auf Ihrem Ticket; Sie haben gesagt: Dazu 
tragen wir bei - war nicht erfolgreich. Die Zahlen stei- 
gen wieder. Also findet auch das nicht statt. 

Sie haben also Terroristen nicht gefangen genommen, 
keine Stabilisierung in der Region erreicht, aber Truppen 
für Kriege von NATO-Mitgliedstaaten instrumentiert. 
Man exerziert schon ein bisschen, was die NATO even- 
tuell zukünftig machen will, nämlich Handelswege und 

(B) Ressourcermachschub für die entwickelten Industriestaaten 
militärisch abzusichem. Genau das wollen wir nicht. 
Deshalb ist es höchste Zeit, aus OEF auszusteigen. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Der Kollege Niels Annen ist der nächste Redner für 
die SPD-Fraktion. 

Niels Annen (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich finde, 
Herr Kollege Schäfer, dass die Debatte den Anforderungen 
einer Debatte über eine Parlamentsarmee, so wie wir sie 
in Deutschland haben, bisher gerecht geworden ist. Eine 
Ausnahme ist bedauerlicherweise Ihr Beitrag. Ich finde, 
dass Sie die Menschen mit Spekulationen und Wetten 
über Kriege, die noch gar nicht geführt werden, und Be- 
teiligungen, die an den Haaren herbeigezogen werden, 
nicht verängstigen sollten. Wir haben es hier mit einer 
ernsten Frage zu tun, über die wir auch ernsthaft disku- 
tieren sollten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Denn es kann doch gar kein Zweifel daran bestehen, 
dass nicht nur in diesem Hause, sondern auch in der 
Bevölkerung viele kritische Fragen gestellt werden. Sie 


haben einige davon aufgeworfen. Tun Sie doch nicht so, 
als ob über diese Fragen im Deutschen Bundestag nicht 
ernsthaft diskutiert würde! 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Viel 
zu wenig!) 

Ich finde es ein wenig merkwürdig, wenn Sie sich hier 
hinstellen und Ihre Argumentation einzig und allein auf 
einen formalen Gesichtspunkt stützen und fokussieren, 
den Sie nicht in der Lage sind zu belegen. Der politi- 
schen Frage, die hier im Mittelpunkt steht, müssen Sie 
sich stellen. Man kann doch gar nicht leugnen, dass sich 
in den letzten Monaten und Jahren die Praxis von OEF 
dramatisch zum Positiven hin verändert hat, auch auf 
Grundlage der Initiative von Abgeordneten aus diesem 
Hause und der deutschen Bundesregierung. Ich finde. 
Sie sollten das zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn wir politisch darüber diskutieren, dann müssen 
wir die Frage stellen, ob die Maßnahmen gegen den 
internationalen Terrorismus wirksam sind. Ich finde, es 
ist nicht ehrlich, sich hier hinzustellen und so zu tun, als 
ob die Bundesrepublik Deutschland und ihre Regierung 
die Absicht gehabt hätten, weltweit irgendwo Kriege zu 
führen. Der Grund dafür, dass sich Deutschland an den 
internationalen Missionen ISAF und OEF beteiligt, sind 
die Anschläge vom 1 1 . September; das ist die Wahrheit. 
Die Wahrheit ist auch, dass wir mit den Ergebnissen der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus nicht 
zuffieden sein können. Die Wahrheit ist auch, dass es 
Fehlentwicklungen gegeben hat. Und die Wahrheit ist, 
dass wir diese Fehlentwicklungen benennen müssen. 
Das ist unsere Politik. 

Auch ich bekomme Anrufe, Briefe und E-Mails; ich 
höre kritische Redebeiträge und die Fragen von besorgten 
Bürgerinnen und Bürgern: Was macht ihr eigentlich in 
Afghanistan und weltweit? Man muss sich Zeit nehmen, 
diese Sorgen ernst nehmen und die Fragen beantworten. 

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja!) 

Eine Antwort ist, dass wir einen Strategiewechsel einge- 
leitet haben; der Außenminister hat sich dafür eingesetzt. 
Wir stellen uns eben nicht hier hin und sagen, da würden 
irgendwelche Rechtsgrundlagen infrage gestellt; das hat 
keiner hier getan. 

Der SPD-Bundesparteitag hat gesagt - ich bin froh 
darüber, dass das die Politik der Bundesregierung 
geworden ist -: Wir bemühen uns darum, eine andere 
Grundlage zu schaffen. Das ist die Wahrheit; darum geht es. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir bemühen uns darum, die Teile der OEF, die weiter- 
hin notwendig sind, in das unumstrittene ISAF-Mandat 
zu integrieren. 

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Wo ist 
denn Ihr Antrag dazu?) 

Ein Punkt ist entscheidend: Sie müssen zur Kenntnis 
nehmen, dass wir uns in Afghanistan nicht - Sie versuchen 
immer ein wenig, es so darzustellen - in einem Protektorat 
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(A) bewegen. Mit dem Einsatz der Bundesregierung und der 
deutsehen Soldaten haben wir dazu beigetragen, dass es 
eine souveräne afghanisehe Regierung gibt. Diese sou- 
veräne Regierung hat dem Einsatz zugestimmt. Wir 
müssen darauf aehten, dass wir mit unseren Maßnahmen 
die Legitimität der Regierung Karzai stärken. Das eröffnet 
nämlieh die einzige Mögliehkeit, aus dem Teufelskreis 
auszubreehen. Dabei bitte ieh aueh Sie, meine Damen 
und Herren, um Ihre Unterstützung. 

Es geht darum, dass der eigentliehe Sehwerpunkt unse- 
rer Bemühungen auf dem zivilen Aufbau liegen muss, und 
zwar in Afghanistan und darüber hinaus. Das Mandat, 
über das wir heute zu entseheiden haben, bezieht sieh 
nämlieh - das ist gesagt worden - nieht nur auf Afgha- 
nistan. 

Ieh möehte einer persönliehen Sorge Ausdruek ver- 
leihen. In den letzten Jahren gab es eine Entwieklung im 
Rahmen dessen, was die amerikanisehe Administration 
als Krieg gegen den Terrorismus bezeiehnet, die dazu 
führte, dass es Zweifel an der Art und Weise gibt, wie 
dort Krieg geführt wird. Sie alle kennen die Beispiele: 
Guantänamo, Abu Ghureib. Wir dürfen keinen Zweifel 
daran lassen, dass wir diejenigen, die unsere demokrati- 
sehe Grundordnung bekämpfen wollen, mit rechts- 
staatlichen Mitteln zurückweisen. Ich glaube nicht, 
dass man einen Krieg gegen den Terrorismus gewinnen 
kann. Deswegen führen wir keinen Krieg gegen den 
Terrorismus, 

(Beifall der Abg. Mechthild Rawert [SPD]) 

sondern unterstützen diejenigen, die sich in Afghanistan 
und weltweit für demokratische Rechte und für eine inter- 
nationale rechtsstaatliche Ordnung einsetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Darum geht es; das muss die Botschaft des Deutschen 
Bundestages sein. 

Ich möchte Ihnen ganz offen sagen: Ich bedauere es 
sehr, dass die Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU- 
Fraktion nicht bereit waren, den von uns eingebrachten 
Antrag zu unterstützen; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

denn ich glaube - bitte erlauben Sie mir dieses offene 
Wort -, dass auch Sie sich den Fragen stellen sollten, die 
ebenfalls an Sie gerichtet werden. Wir haben an der 
Stelle etwas vorzuweisen. Der Charakter unseres 
Engagements hat sich in den letzten Jahren verändert; 
das sollten auch Sie zur Kenntnis nehmen. Wenn wir 
heute über ISAF und OEF reden, dann stellen wir das Ziel 
einer selbsttragenden Sicherheit in den Mittelpunkt; 
der Bundesverteidigungsminister hat diesbezüglich 
wichtige Initiativen ergriffen. Es hätte Ihnen gutgetan, 
dieses Ziel in einen gemeinsamen Antrag einfließen zu 
lassen. Das hätte für jene Klarheit gesorgt, welche dieses 
Parlament und die Bundesrepublik benötigen, wenn sie 
sich auf internationaler Ebene für dieses Ziel einsetzen 
wollen. 

Eines möchte ich an dieser Stelle klarstellen: Sie, 
meine Kolleginnen und Kollegen von der Linksfraktion, 


reden immer von internationaler Solidarität und beto- (C) 
nen den internationalistischen Aspekt. 

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Zu Recht! - 
Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Die 
Sozialdemokratie hat darüber auch mal gere- 
det! Das ist aber schon lange her!) 

- Natürlich. - Was Sie dabei vergessen, ist, dass sich 
Deutschland nicht alleine am Wiederaufbau in Afghanis- 
tan und an der Operation Enduring Freedom beteiligt 
hat. 

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Nein! Im- 
mer an der Seite der USA, an der Seite von 
Bush!) 

Wenn wir nicht in der Lage und nicht willens sind, uns 
mit unseren Bündnispartnern an einen Tisch zu setzen 

- in Italien, Japan und Kanada werden übrigens ähnli- 
che, zum Teil sogar die gleichen Diskussionen wie bei 
uns geführt -, dann senden wir ein falsches Signal, Herr 
Gehrcke. 

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE] : Ihre Bot- 
schaft heißt: Solidarität mit Bush!) 

Deswegen sage ich Ihnen: Der Weg, den wir auf dem 
SPD-Bundesparteitag aufgezeigt haben, verlangt viel- 
leicht ein wenig Geduld, auch von Ihnen, und ein wenig 
Zeit. Er bedeutet aber verantwortliches Handeln. Wenn 
wir diesen Weg gehen, können wir die Verantwortung, 
die wir und unser Land an dieser Stelle übernommen ha- 
ben, wahmehmen. 

Nutzen wir die Möglichkeit, die uns die heutige Ver- (D) 
längerung des OEF-Mandats bietet, um diese politischen 
Schwerpunkte zu setzen, auch im Gespräch mit unseren 
Bündnispartnern! Benennen wir offen die Probleme! 
Werden wir den Anforderungen, die die Menschen in 
Deutschland zu Recht an uns, den Deutschen Bundestag, 
und an eine Parlamentsarmee stellen, gerecht! Verlän- 
gern wir dieses Mandat, befassen wir uns aber auch mit 
den schwierigen und strittigen Fragen, wie es der Au- 
ßenminister in seiner Rede deutlich gemacht hat! 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält der Kollege Gert Winkelmeier. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Gert Winkelmeier (fraktionslos): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Un- 
sere Debatte zur Einbringung des Antrags auf Verlänge- 
rung des OEF-Mandats am vergangenen Donnerstag hat 
an einer Stelle ganz deutlich gemacht, wie wenig sich 
die Koalitionsfraktionen, insbesondere die CDU/CSU, 
um internationales Recht und Gesetz kümmern. Für 
seine Kurzintervention in dieser Debatte bin ich dem 
Kollegen Wolfgang Gehrcke ausgesprochen dankbar. 

Der Kollege zu Guttenberg hat in seiner Replik nämlich 
nicht nur die im Hinblick auf den Kriegseinsatz in 
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(A) Afghanistan untauglichen Resolutionen 1368 und 1373 
des UN- Sicherheitsrats als Rechtsgrundlagen von sei- 
nem Spickzettel abgelesen. Nein, er hat auch noch die 
Resolutionen 1386 und 1444 genannt, die rein gar nichts 
mit OEF zu tun haben, sondern die Grundlage für den 
ISAF -Einsatz bilden. Ich sage das vor einem sehr erns- 
ten Hintergrund; denn auch die Bundesregierung hat in 
ihrem Antrag die Resolutionen 1368 und 1373 zur Be- 
gründung des OEF-Mandats in Afghanistan herangezo- 
gen. 

Es gibt eine exakt formulierte Grenze für exekutives 
Handeln. Diese Grenze heißt: Es gibt kein exekutives 
Handeln außerhalb des Rechts. So steht es im Kemarti- 
kel des Grundgesetzes, in Art. 20 Abs. 3. Dieser Artikel 
gilt auch für unser parlamentarisches Handeln. Deswe- 
gen müssen wir uns sehr sorgfältig damit auseinander- 
setzen, ob der OEF-Einsatz rechtmäßig ist. 

In den beiden genannten Resolutionen steht nichts, 
aber auch gar nichts von Krieg als Mittel zur Beseitigung 
des Terrorismus in Afghanistan. Wenn man beide Reso- 
lutionen sehr aufmerksam liest - offenkundig hat das 
aber kaum jemand von der Regierungskoalition getan -, 
stellt man fest: In keiner der beiden Resolutionen hat der 
Sicherheitsrat die NATO oder die USA zur Durchfüh- 
rung militärischer Aktionen bzw. zur Anwendung von 
Gewalt ermächtigt. In Resolution 1368 fordert der Si- 
cherheitsrat - ich zitiere - 

alle Staaten dingend zur Zusammenarbeit auf, um 
die Täter, Organisatoren und Förderer dieser Terror- 
.p') anschläge vor Gericht zu stellen, und betont, dass 
^ ' diejenigen, die den Tätern, Organisatoren und För- 

derern dieser Handlungen geholfen, sie unterstützt 
oder ihnen Unterschlupf gewährt haben, zur Verant- 
wortung gezogen werden . . . 

Kein Wort von militärischer Gewalt! Allein der Sicher- 
heitsrat wäre berechtigt, sie anzuordnen. 

Falls Sie mir darauf entgegnen wollen, dass die USA 
Art. 51 der Charta der Vereinten Nationen, also das 
Recht auf Selbstverteidigung, in Anspruch genommen 
haben, woraufhin die NATO den Bündnisfall ausgerufen 
hat, will ich Art. 51 der UN-Charta zitieren: 

Diese Charta beeinträchtigt im Falle eines bewaff- 
neten Angriffs gegen ein Mitglied der Vereinten 
Nationen keineswegs das naturgegebene Recht zur 
individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung, 
bis der Sicherheitsrat die zur Wahrung des Weltfrie- 
dens und der internationalen Sicherheit erforderli- 
chen Maßnahmen getroffen hat. Maßnahmen, die 
ein Mitglied in Ausübung dieses Selbstverteidi- 
gungsrechts trifft, sind dem Sicherheilsral sofort an- 
zuzeigen; sie berühren in keiner Weise dessen auf 
dieser Charta beruhende Befugnis und Pflicht, je- 
derzeit die Maßnahmen zu treffen, die er zur Wah- 
rung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit für erforderlich hält. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Ich wiederhole den lelzlen Halbsalz: 


. . . jederzeit die Maßnahmen zu treffen, die er 

- also der Sicherheitsrat - 

zur Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfrie- 
dens und der internationalen Sicherheit für erfor- 
derlich hält. 

Im Übrigen isl es in der Diskussion unter Völker- 
rechtlern völlig strittig, ob ein Terroranschlag eines 
nichtstaatlichen Akteurs das Recht auf Selbstverteidi- 
gung begründen darf 

Mit seiner Resolution 1373 ist der Sicherheitsrat am 
28. September 2001, 17 Tage nach den Anschlägen vom 
11. September, seiner Verpflichtung nach Art. 51 der 
UN-Charta nachgekommen. Auch mit dieser Resolution 
ermächtigt der Sicherheitsrat nicht zur Anwendung mili- 
tärischer Gewalt. Vielmehr ruft er die Staatengemein- 
schaft auf, bei der Bekämpfung des internationalen Ter- 
rorismus auf folgenden Gebieten zusammenzuarbeiten: 
auf politischen, gesetzgeberischen, polizeilichen, wirt- 
schaftlichen und rechtlichen, um den Terrorismus auszu- 
trocknen. 

Spätestens aber als der Sicherheitsrat am 20. Dezem- 
ber 2001 mit seiner Resolution 1386 im Einvernehmen 
mit der provisorischen Regierung Afghanistans die von 
der NATO geführte ISAF -Mission nach Kapitel VII der 
Charta zur Anwendung mililärischer Gewalt ermäch- 
tigte, war jede Legitimationsgrundlage für die Operation 
Enduring Freedom entfallen 

(Beifall der Abg. Heike Hänsel [DIE LINKE]) 

und auch das Rechl auf Selbstverteidigung erschöpft. 

(Beifall bei Abgeordnelen der LINKEN) 

Nun isl ja in der Frage „OEF in Afghanistan“ Bewe- 
gung in den Bundestag gekommen: bei den Grünen - wir 
haben es heute gehört - und auch in der SPD; so inter- 
pretiere ich jedenfalls den Gastbeitrag der Kollegen 
Dr. Bartels und Frau Mogg in der Zeitung Die Welt, in 
dem es heißt: nachdenken über OEF. Dazu kann ich nur 
sagen: Machen Sie keine halben Sachen! Werfen Sie den 
OEF-Einsatz in Afghanistan dorthin, wo er hingehört, 
nämlich auf den Müllhaufen der Geschichte! 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

OEF verschlechtert die Sicherheitslage für die Menschen 
in Afghanistan. Deshalb kann die Entscheidung heute 
nur lauten: keine Zustimmung für den OEF-Einsalz! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt noch einen 
Redner. Danach wird abgestimmt. Deswegen empfehle 
ich doch sehr, bis dahin noch Platz zu nehmen. - Ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen, es gibt noch einzelne 
Plätze. 

Herr Kollege Ströbele, könnten vielleicht auch Sie als 
leuchtendes Beispiel für andere Kolleginnen und Kolle- 
gen einen der zahlreichen Plälze einnehmen? 
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Präsident Dr. Norbert Lammert 

(A) Das Wort erhält nun als letzter Redner zu diesem Ta- 
gesordnungspunkt der Kollege Karl Lamers für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! ISAF gut, OEF sehleeht - so hört man es, 
so liest man es. leh meine, so kann man es nieht stehen 
lassen. Den Eindruek zu erweeken, die einen bauen das 
Land auf und die anderen werfen Bomben, das, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, können wir nieht hinnehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Um gleieh der Linken, insbesondere Ihnen, Herr 
Gehreke, eine passende Antwort zu geben: Nieht wir 
führen Krieg am Hindukuseh, sondern allein die Taliban, 
und zwar gegen ihr eigenes Volk. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Wir kämpfen gegen den Terror, und das ist notwendig. 

Das ist aueh die Antwort auf die Frage, warum wir bei 
OEF mitmaehen: Wir müssen den international agieren- 
den Terrorismus an seinen Wurzeln bekämpfen. Wenn 
wir eines aus dem 11. September 2001 und aus den vie- 
len naehfolgenden Ansehlägen gelernt haben, dann ist es 
genau das: Kein Staat, keine westliehe Demokratie kann 
sagen, dass sie vor dem Terrorismus sieher ist, aueh 
Deutsehland nieht. Als Teil der Weltgemeinsehaft und 
(ß) als NATO-Partner sind wir in unserem ureigenen Inte- 
resse verpfliehtet, einen wirksamen Beitrag zu dem Ziel 
zu leisten, den Terror entseheidend zu treffen und hand- 
lungsunfähig zu maehen. 

(Beifall bei Abgeordnelen der CDU/CSU) 

Genau diesem Ziel dienen die Einsälze im Rahmen der 
Operation Enduring Freedom: in Afghanistan, am Hom 
von Afrika sowie im Rahmen der Operation Aetiee 
Endeavour im Mittelmeer. 

Wesentlieh ist: Wir dürfen nieht warten, bis terroristi- 
sehe Gewalttäter bei uns zusehlagen. Wir müssen dort 
einen Beitrag leisten, wo die Bedrohung entsteht. 
Bedrohungen müssen wir an der Quelle bekämpfen. 
Wir müssen im Vorfeld verhindern, dass sie uns hier in 
Berlin, in Heidelberg, in Weinheim oder in Münehen er- 
reiehen. Wir dürfen zum Beispiel nieht zulassen, dass 
die Taliban Afghanistan wieder als Rekrutierungs-, Aus- 
bildungs- und Rüekzugsbasis nutzen, wie sie es sehon 
vor dem 11. September 2001 getan haben. Wer heute, 
wie die Linke, aus populistisehen Gründen aus Afgha- 
nistan herausgehen will, der maeht den Export von Ter- 
ror erneut möglieh. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen die Mensehen in Afghanistan weiter auf 
ihrem Weg begleiten, sieh selbst wieder einen Staat auf- 
zubauen, auf den sie stolz sein können. Nation-Building - 
das ist unsere Hauptaufgabe. Die ISAF-Mission zielt 
darauf ab, den politisehen, wirtsehaftliehen und sozialen 


Aufbau des Landes zu unterstützen. Die OEF trägt dazu (C) 
bei, dass die ISAF diesen Auftrag erfüllen kann. 

Terroristen wollen all dies nieht. Sie wollen Terror 
und Zerstörung. Sie sind nieht die Robin Hoods der heu- 
tigen Zeit, die das Land befreien wollen. Nehmen Sie 
nur den letzten Ansehlag in Baghlan, bei dem 75 Men- 
sehen, darunter 60 Sehulkinder, getötet und 100 weitere 
verletzt wurden. Die Taliban sind Mensehen, die keine 
Rüeksieht, keine Grenze und keine Gnade kennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie stehen für Zerstörung; wir stehen für Aufbau und 
eine positive Zukunft Afghanistans. Sie wollen Diktatur; 
wir wollen Demokratie. Sie wollen Terror und Anarehie; 
wir wollen Stabilität und Fortsehritt. Wir wollen inneren 
Frieden für Afghanistan. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Lamers, möehten Sie eine Zwisehen- 
frage des Kollegen Naehtwei zulassen? 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 

Bitte sehön, Herr Kollege Naehtwei. 

Winfried Naehtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Lieber Kollege Karl Lamers, Sie sind der lelzle Spre- 
eher der Koalition in der Debatte über die weitere Betei- 
ligung Deutsehlands an der Operation Enduring Free- ' 
dom. Sie haben, wie Ihre Kollegen aueh, zum Wofür 
Stellung genommen. Die Beantwortung einer entsehei- 
denden weiteren Sehlüsselfrage vermisse ieh bisher aber. 

Sie lautet: Wie wirksam war und ist die Operation Endu- 
ring Freedom in Afghanistan? Ieh stelle diese Frage seil 
zwei Jahren immer wieder an die Bundesregierung, habe 
bisher aber keine konkrete Antwort darauf bekommen. 

Sie haben jetzt die Chanee, diese meilenweit offene 
Frage für die Koalition endlieh zu beantworten. - Bitte 
sehön. 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 

Sehr geehrter Herr Kollege Naehtwei, ieh danke Ih- 
nen für diese Frage. Wenn Sie noeh zwei Minuten Zeit 
haben und dem Sehluss meiner Rede zuhören, dann wer- 
den Sie eine direkte, klare und perfekte Antwort auf ge- 
nau diese Frage bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

ISAF und OEF sind keine Gegensälze; sie ergänzen 
sieh, ja, sie bedingen einander. Der Aufbau Afghauis- 
taus, den wir alle wollen, isl ohne aktive Terrorbekämp- 
fung nieht möglieh. Zu Reeht beklagen wir Mensehen- 
verluste unter der Zivilbevölkerung. Jedes Opfer ist 
eines zuviel. Wahr ist aber aueh: Von unserer Seite wird 
alles getan, um bei militärisehen Operationen - insbe- 
sondere in bebauten und bewohnten Gebieten - zivile 
Opfer zu vermeiden. Anders die Taliban; ihre perfide 
Vorgehensweise, unbeteiligte Zivilisten bewusst in ihre 
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Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) 

(A) Aktionen einzuspannen, darf nieht der Operation Endu- 
ring Freedom angelastet werden. 

Herr Kollege Naehtwei, jetzt spreehen wir einmal 
über die Erfolge, die wir erzielt haben. Dass ISAF und 
OEF nun enger miteinander verzahnt sind, geht vor al- 
lem auf unser Betreiben zurüek. Dass Millionen Kinder, 
darunter Mädehen, wieder zur Sehule gehen dürfen und 
eine Ausbildung erfahren, dass Frauen wieder studieren 
dürfen, dass Parlamentarierinnen die Zukunft Afghanis- 
tans heute aktiv mitgestalten, und das naeh nur seehs 
Jahren, das ist aueh ein Erfolg von OEF in Verbindung 
mit ISAF. So muss man es sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

OEF leistet heute einen großen Teil der Ausbildung 
der afghanisehen Armee. Das ist gut so; denn wir wol- 
len, dass die Mensehen in Afghanistan ihr Sehieksal bald 
selber in die Hand nehmen. Am Hom von Afrika leisten 
wir einen wiehtigen Beitrag, indem wir Verbindungs- 
wege siehem, strategiseh wiehtige Seepassagen vor ter- 
roristisehen Ansehlägen sehützen und zugleieh Terroris- 
ten den Weg in Rüekzugsgebiete versperren. Herr 
Kollege Naehtwei, das alles dient letztlieh aueh unserem 
Sehutz. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Am Montag dieser Woehe beging die Bundeswehr 
den 52. Jahrestag ihrer Gründung. leh denke, wir sind 
uns einig: Unsere Soldatinnen und Soldaten der Bundes- 
wehr haben in diesen Jahrzehnten für Freiheit, Demokra- 

(B) tie und Mensehenreehte gewirkt und werden dies aueh 
weiter tun. Dafür Dank und Respekt! 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): 

Operation Enduring Freedom, das heißt Operation 
dauerhafte Freiheit. Ich schließe mit dem Satz des 
Schriftstellers William Allen White: Freiheit ist das Ein- 
zige, das man nicht haben kann, wenn man nicht gewillt 
ist, es andern zu geben. - Wir sind dazu bereit und sagen 
deshalb Ja zu OEF. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD - Winfried Naehtwei [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war keine Ant- 
wort auf meine Frage!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss- 
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Drucksa- 
che 16/7140 zum Antrag der Bundesregierung auf Fort- 
setzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte 
bei der Unterstützung der gemeinsamen Reaktion auf 
terroristische Angriffe gegen die USA. Dazu liegt mir 


eine Reihe von persönlichen Erklärungen zur Abstim- (C) 
mung vor, die dem Protokoll beigefügt werden.') 

Der Ausschuss empfiehlt auf Drucksache 16/6939, 
zuzustimmen. Dazu ist eine namentliche Abstimmung 
verlangt. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Das ist der Fall. Ich 
eröffne die Abstimmung. 

Gibt es noch ein Mitglied des Hauses, das seine 
Stimme bislang nicht hat abgeben können? 

Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schriftfüh- 
rerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu begin- 
nen. Wie immer werden wir Ihnen das Ergebnis der Ab- 
stimmung später bekanntgeben.2) 

Ich setze die Abstimmungen fort, sobald ich den Ein- 
druck habe, dass mindestens die große Mehrheit der An- 
wesenden nachverfolgen kann und will, worüber jetzt 
weiter abgestimmt werden soll. - Wer bleibt, möge bitte 
Platz nehmen. Die anderen mögen bitte den Plenarsaal 
verlassen. 

Tagesordnungspunkt 6 b. Abstimmung über die Be- 
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf 
Drucksache 16/7142 zum Entschließungsantrag der 
Fraktion Die Linke zum Antrag der Bundesregierung zur 
Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streit- 
kräfte. Der Ausschuss empfiehlt, diesen Entschließungs- 
anfrag auf Drucksache 16/6971 abzulehnen. Wer stimmt 
für diese Beschlussempfehlung? - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich? - Das Erste war die große Mehrheit. 

Die Beschlussempfehlung ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 16/7161. Wer stimmt für diesen Entschlie- 
ßungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält 
sich? - Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Wir setzen unsere Beratungen fort. Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 5 a auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Rainer 
Brüderle, Jens Ackermann, C/hristian Ahrendt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Mahnungen des Sachverständigenrates ernst 
nehmen - Mehr Freiheit wagen 

- Drucksache 16/7112 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f) 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Haushaltsausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 90 Minuten vorgesehen. - Das ist offen- 
kundig einvemehmlich und damit so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst 
der Kollege Rainer Brüderle für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Anlagen 2 bis 5 

Ergebnis Seite 13111 C 
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Rainer Brüderle (FDP): 

Herr Präsident, das Rednerpult ist falsch eingestellt. 
Waren Sie am Drücker? 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Nein, natürlich nicht. Ich war ganz fasziniert, dass Sie 
Ihre Redezeit durch Spielen mit dem Hebemechanismus 
des Pultes vertun. 

(Heiterkeit) 

Rainer Brüderie (FDP): 

Herr Präsident, Ihre sonst scharfe Beobachtungsgabe 
hat Sie verlassen. Ich habe nämlich gar nichts gemacht. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ja, aber immerhin reicht mein Beobachtungsvermö- 
gen aus, um die Uhr weiter im Blick zu behalten. 

Rainer Brüderie (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Züge 
im Lande stehen heute still. Darüber ärgern wir uns alle. 
Es wird höchste Zeit, dass sich die Bundesregierung 
endlich intensiv um eine Lösung bemüht. Aber die Ober- 
streikenden sitzen auf der Regierungsbank. Sie bremsen 
den Deutschlandexpress. Der Heizer ist von Bord gegan- 
gen. Nicht nur die Lokführer sorgen für Stillstand in 
Deutschland, sondern auch diese Bundesregierung. 

(Beifall bei der FDP - Dr. h. c. Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Das war nichts!) 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat deutliche Worte 
der Kritik für die Politik dieser Regierung gefunden. Im 
Jahresgutachten steht es schwarz auf weiß: Die Politik 
der schwarz-roten Koalition ist konzeptionslos und kurz- 
fristig orientiert. Die Regierung verfängt sich in takti- 
schen Manövern. Die wichtigen Probleme werden nicht 
gelöst, sie werden zaghaft angegangen oder verdrängt. 
Eine klare Richtung ist bei Schwarz-Rot nicht erkennbar. 
Das ist auch ein Grund, weshalb die Akzeptanz von Re- 
formen im Land abnimmt: Es wird kein klarer Kurs ge- 
fahren. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Neue Zürcher Zeitung, eine angesehene Schwei- 
zer Zeitung, kommentiert dazu: 

Schwärzer könnte ein Urteil über die wirtschaflspo- 
litische Kompetenz der ... Regierungskoalition in 
Berlin kaum ausfallen. 

Damit ist im Klartext gesagt, wie die Situation ist. Selbst 
der Wirtschaftsrat der CDU fordert: Ende der ordnungs- 
politischen Geisterfahrt! 

Der Koalitionsausschuss am Montag war ein Beispiel 
für das Trauerspiel, das die Regierung Woche für Woche 
aufführt. Manchmal kommt beim koalitionären Kuhhan- 
del nur Unfug raus, oft gar nichts. Der Trost der Wirt- 
schaftsweisen dazu ist: An vielen Stellen ist Stillstand 
noch besser als alles, was die Bundesregierung sich so 
ausdenkt. - Von einer Regierung, die gestalten will, ist 


schon längst nichts mehr übrig. Die inhaltlichen Ge- (C) 
meinsamkeiten sind aufgebraucht, wenn sie überhaupt 
da waren; die Koalition ist tief gespalten, nur der 
„Machtkitt“ hält sie noch zusammen. 

Nehmen wir die Steuerpolitik: große Steuererhöhun- 
gen, aber nichts ist vereinfacht, nichts ist verständlicher. 
Nehmen wir die Arbeitsmarktpolitik: Mindestlöhne, 
Beschränkung der Zeitarbeit, Verlängerung des Bezugs- 
zeitraums des Arbeitslosengeldes. Das sind keine klaren 
Konzepte für mehr Arbeit und weniger Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der FDP) 

Was Schwarz-Rot präsentiert, ist ein Flickenteppich. 
Patchwork mag für eine Handtasche gut sein, für eine 
Regierungspolitik ist es untauglich. 

Dass es - wahrscheinlich noch nicht 2008, aber in den 
darauffolgenden Jahren - auch wieder einen Abschwung 
in Deutschland geben wird - hier zitiere ich noch einmal 
das Sachverständigengutachten -, ist bei aller Unsicher- 
heit der Prognosen eine bedauerliche Gewissheit. Der 
nächste Abschwung wird kommen, wir sind darauf aber 
nicht vorbereitet. Niemand sollte glauben, dass eine 
Große Koalition den Konjunkturzyklus außer Kraft 
setzen kann. Niemand sollte glauben, die Immobilien- 
krise in den Vereinigten Staaten, die Abschwächung der 
Weltkonjunktur seien schon beendet und würden spurlos 
an uns vorübergehen. Niemand sollte glauben, die Fi- 
nanzkrise wäre schon zu Ende. Das wird Auswirkungen 
auf die Realwirtschafl haben. 

Noch sieht die wirtschaftliche Lage in Deutschland 
rosig aus, und die Versuchung, sich darauf auszuruhen, 1 ' 
ist groß. Die Bundesregierung ist dem offensichtlich er- 
legen. Es wird schon verteilt, was noch gar nicht erwirt- 
schaftet ist. Die Gestaltungsspielräume für morgen, 
wenn ein Abschwung ansteht, werden der Politik ge- 
nommen. Dann besteht keine Handlungsmöglichkeit 
mehr. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Konjunkturhimmel wird grauer. Die Finanzex- 
perten und die Unternehmer, die befragt werden, haben 
gedämpfte Erwartungen. Manche sprechen schon wieder 
vom Gespenst der Stagflation. Auch was die Geld- 
entwertung betrifft, verfehlen wir die Ziele der Noten- 
bank. Aber die Bundeskanzlerin scheint das alles nicht 
zu kümmern. Sie reist lieber wie Humboldt durch die 
Welt. Statt die Vermessung der Welt nachzuspielen, 
sollte sie lieber die Reformagenda in Deutschland neu 
vermessen. Das, was die Koalition jetzt tut, erinnert sehr 
an die Jahre 1999 und 2000. Damals hat die rot-grüne 
Koalition die Reform der Vorgängerregierung als unsozial 
gebrandmarkt und den Aufschwung genutzt, um Reformen 
zurückzunehmen. Ich erinnere nur an den demografischen 
Faktor in der Rentenversichemng. Der Sachverständigen- 
rat warnt die Bundesregierung sehr deutlich davor, den 
Fehler von Rot-Grün der Jahre 1999 und 2000 zu wieder- 
holen und jetzt, da es besser läuft, alles zu verfiühstücken, 
bei den Reformen einzuschlafen und ihre Politik nicht 
konsequent fortzuführen. 

(Beifall bei der FDP) 
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Rainer Brüderle 

(A) Das Wachstumspotenzial hat sich verbessert, es ist 
aber immer noch sehr bescheiden. Das sagen die Bundes- 
bank und die Sachverständigen. Man müsste einen lan- 
gen Atem haben und die Politik durchhalten, aber nicht 
permanent zurückweichen. Es ist jetzt an der Zeit, Vor- 
sorge zu treffen, aber das erfolgt nicht. Wir müssen mehr 
Freiheit wagen, statt den Bürgern neue Bevormundungen 
zuzumuten. Ich denke an die Untemehmensteuerreform, 
Funktionsverlagerungen und andere Dinge, die falsch an- 
gepackt wurden. Die Bundeskanzlerin hat einmal davon 
gesprochen, sie will mehr Freiheit wagen. Das hat sich 
völlig verflüchtigt. Das Gegenteil ist die Realität. Es wird 
Freiheit abgebaut, statt Freiheit geschaffen. Wir brauchen 
mehr Freiheit auf den Güter- und Kapitalmärkten. Wir 
dürfen keine neuen Mauern errichten. Wir brauchen keinen 
neuen Protektionismus. Wir sollten froh sein, wenn Aus- 
länder ihr Geld in Deutschland investieren. Wir sollten sie 
nicht daran hindern und nicht Schutzzäune errichten, damit 
unfähige und träge DAX- Vorstände vor Wettbewerb ge- 
schützt werden. Nein, unsere Wirtschaftsordnung beruht 
auf Wettbewerb und nicht auf einer Politik, die gegen 
Wettbewerb gerichtet ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn Sie diese neuen Barrikaden gegen Wettbewerb er- 
richten, dann begraben Sie Ludwig Erhard zum zweiten 
Mal. 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Quatsch!) 

Auf Märkten, auf denen Wettbewerb herrscht, ist es 
kein Problem, wenn sich auch ausländische Staatsfonds 

(B) engagieren, weil der Wettbewerb garantiert, dass sich 
alle ökonomisch verhalten. Auch Chinesen wollen kein 
Geld durch Fehlverwendung verlieren. Anders verhält es 
sich mit natürlichen Monopolen wie dem Schienennetz 
oder Ähnlichem. 

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Stromnelz!) 

Da muss man durch Wetlbewerbsbehörden sframm regu- 
lieren. Das isl der richtige Weg. Der Sachverständigenrat 
warnt sehr deutlich vor den Änderungen des Außenwirt- 
schaftsgesetzes. Das wäre ein Einfallstor, mehr staatliche 
Eingriffe in die Wirtschaft vorzunehmen. 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Das will 
kein Mensch!) 

Mehr Wettbewerb wäre die Lösung. Mehr Wettbewerb 
auf der Schiene hätte Pluralität zur Folge. Wenn wir 
Wettbewerb statt eines Staatsmonopolisten hätten, hätte 
der Streik heute nicht so verheerende Auswirkungen. 
Mehr Wettbewerb würde der Deutschen Post guttun. 
Aber mit Mindestlöhnen auf dem Niveau des Monopolis- 
ten wird genau dieser Wettbewerb verhindert, und Zehn- 
tausende von Arbeitsplätzen werden abgebaut. Arbeits- 
markfreformen sind Investitionen in die Zukunft. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, auch nach Anrechnung der Zeit, die die 
Einstellung des Pults gekostet hat, müssen Sie zum Ende 
kommen. 


Rainer Brüderie (FDP): 

Ich bin beim lelzlen Salz, Frau Präsidentin. Ihr Vor- 
gänger hat die Zeit, die die Veränderung der Höhe des 
Pults gekostet hat, nicht angerechnet. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Die habe ich bei dem Wettbewerb der Fraktionen um 
die Redezeit schon angerechnet, Herr Brüderle. 

Rainer Brüderie (FDP): 

Die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosen- 
geldes für Ältere ist kein Beitrag zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. Herr Müntefering hat völlig recht gehabt. 
Ich habe mich gefreut, als ich ihn vorhin auf der Regie- 
rungsbank gesehen habe. Der Mann hat Charakter und 
Beständigkeit. Er hat die richtige Formulierung gewählt: 
Investieren in Arbeit, und nicht Investieren in Finanzie- 
rung von Arbeitslosigkeit. Das wäre die richtige Politik. 

(Beifall bei der FDP) 

Damit kämen wir voran, aber das Gegenteil geschieht. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege. 

Rainer Brüderie (FDP): 

Sie müssen umsteuem. Wenn Sie weiter so zaghaft sind 
und so falsch steuern, wird die Zustimmung zur marktwirt- 
schaftlichen Ordnung im Lande weiter abnehmen. 

(Beifall bei der FDP - Ludwig Stiegler [SPD]: 

Das war nicht gelungen, Herr Brüderle! Da 
habe ich schon Besseres gehört!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Der Kollege Laurenz Meyer hat jetzt das Wort für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Laurenz Meyer (Hamm) (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Herr Brüderle, ich will am Anfang meiner Rede 
zwei Punkte aufgreifen, über die Sie, wie ich denke, 
wirklich noch einmal nachdenken sollten: 

Erstens. Sie haben die Bundesregierung aufgefordert, 

die Tarifauseinandersetzung bei der Bahn zu lösen. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Freiheit!) 

Wo ist eigentlich das Selbstverständnis der FDP geblieben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das mag zwar blanker Populismus sein; da Sie hier aber 
ordnungspolitische Sauberkeit anmahnen, sollten Sie noch 
einmal über das nachdenken, was Sie gerade gefordert 
haben. Wir sollten stattdessen gemeinsam alle Beteilig- 
ten auffordem, die Interessen von kleinen Grüppchen 
und die untemehmensintemen Auseinandersetzungen 
nicht auf dem Rücken der Kunden und der deutschen 
Wirtschaft auszuftagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 
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Laurenz Meyer (Hamm) 

(A) Wir sollten den Beteiligten klipp und klar sagen, dass 
das, was zurzeit stattfindet, so nieht geht. leh spreehe 
ganz bewusst beide Seiten an. Das Problem muss sieh 
lösen lassen. leh meine, dass aueh die übrigen beteiligten 
Gewerksehaften einbezogen werden müssen. 

Zweitens. Herr Brüderle, ieh will Sie naeh Ihrer Position 
zu den Staatsfonds fragen. Ich will meine Überzeugung 
klipp und klar kundtun - vielleicht denken Sie noch ein- 
mal über Ihre Positionierung nach Der deutsche Staat 
sollte sich aus deutschen Unternehmen so weit wie mög- 
lich zurückziehen und nicht über wirtschaftlichen Einfluss 
politischen Einfluss ausüben. Sfaafsbefeiligungen sollfen so 
weif wie möglich abgebauf werden. Wenn ich aber dafür 
bin, dass der deufsche Sfaaf auf deufsche Unternehmen 
keinen politischen Einfluss ausüben soll, dann kann ich 
doch erst recht nicht dafür sein, dass ausländische Sfaa- 
fen auf deufsche Unternehmen einen politischen Einfluss 
ausüben. Wenn man ausländischen Staatsfonds das Wort 
redet und ihre Beteiligung an deutschen Unternehmen 
wünscht, muss zumindest Klarheit herrschen, um was 
für Befeiligungen es sich handelf: um Mehrheifsbefeili- 
gungen, um polifisch relevanfe Befeiligungen, um eine 
10-Prozenf-Befeiligung oder sonsf efwas. Ich finde den 
Ansafz, auf diesem Gebief für Klarheif zu sorgen, völlig 
in Ordnung und hälfe ihn geradezu für notwendig, wenn 
wir unsere Wirtschaftsordnung für die Zukunft sfabili- 
sieren wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor welchem Hintergrund ist das Gutachten des Sach- 
verständigenrates zu beurteilen? Für meine Fraktion 
sage ich ganz bewusst, dass wir die Kemaussage des 
Sachverständigengutachtens in vollem Umfang unter- 
stützen. Wir sagen ganz klar: Das Ziel, das wir uns 
gesetzt haben, darf nicht gefährdet werden. Über Einzel- 
heiten kann man wie immer reden. Ich will noch einmal 
in Erinnerung rufen, wo wir Anfang des letzten Jahres 
gestanden haben - das ist ja noch nicht so lange her 
Die Zahlen, die mit Arbeitslosigkeit, Staatsverschuldung 
und Wachstum Zusammenhängen, brauche ich in diesem 
Kreis doch nicht in Erinnerung zu rufen. Die Lage war 
desaströs. Sie hat sich durch und mithilfe der Politik ver- 
ändert. Das ist ein mehrere Jahre dauernder Prozess. 

Die Dinge, die wir auf den Feldern Besteuerung, 
Arbeitsmarkt, soziale Sicherung und Bürokratieabbau 
getan haben, haben zum wirtschaftlichen Comeback 
Deutschlands beigetragen. Wie wir Handwerkerleistungen 
und haushaltsnahe Dienstleistungen steuerlich behandelt 
haben und weiterhin behandeln wollen, ist ein Aspekt. 
Wir wollen durch die Regelung der haushaltsnahen 
Dienstleistungen einen Beitrag zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit im Bereich der Privathaushalte leisten. Das 
ist eine der großen Aufgaben, die wir vor uns haben. Wir 
haben die Ausgabendynamik in den sozialen Sicherungs- 
systemen gebremst. Erstmalig haben wir es geschafft 
- das war ein Ziel dieser Legislafurperiode -, den Anfeil 
der Sozialabgaben auf unter 40 Prozent zu senken. Die- 
ses Ergebnis müssen wir jetzt sichern. 

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Ein großer 
Erfolg!) 


Ich finde, das ist ein riesengroßer Erfolg. Die Arbeit- (C) 
nehmer bekommen endlich eine Aufschwungrendite, die 
wir ihnen auch zugestehen. Wir wollen, dass sie teil- 
haben können, und zwar, indem es mehr Arbeitsplätze 
gibt. Das ist das Wichtigste. Wenn mehr als 1 Million 
Menschen zusätzlich in Arbeit ist, dann stützt das die In- 
landsnachfrage, sagt der Sachverständigenrat. In der Ta- 
sche der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bleibt 
außerdem mehr Geld, weil wir die Sozialabgaben sen- 
ken. Genau das ist der richtige Weg. 

Ich plädiere nachhaltig dafür, dass wir uns neben der 
Haushaltskonsolidierung - das isf das obersfe Ziel - 
als wehere Aufgabe vornehmen, versicherungsfremde 
Leisfungen aus den sozialen Sicherungssysfemen heraus- 
zunehmen. Bezüglich der Leistungen für Kinder haben 
wir schon einen Marksfein gesefzf. Nur durch die Sen- 
kung der Sozialversicherungsbeifräge können wir auch 
für die kleinen und mittleren Einkommen einen Beitrag 
leisten, was uns ein Anliegen sein muss. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen möchte ich für unsere Fraktion die Gruppe 
von Arbeifnehmem bzw. die Bevölkerungsgruppe be- 
nennen, die für uns in den Beratungen der kommenden 
Monate im Mittelpunkt steht, die im Moment aber noch 
zu wenig benannt wird. Ich meine diejenigen, die keine 
Transferleistungen, kein BAföG oder kein Wohngeld 
erhaben, die keine Leisfungen für die Kosfen der Unfer- 
kunft bekommen und die daher mif ihrer Arbeif den 
Lebensunterhalf für sich und ihre Familie verdienen 
müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese kleinen und miftleren Einkommen kommen in der 
Diskussion zu kurz, wenn wir fasf ausschließlich über 
Transferleistungen und über ihre Entwicklung sprechen. 

Wir können nur dann einen wesentlichen Beitrag zur 
Verbesserung ihrer Situation leisten, wenn es uns ge- 
lingt, die Sozialversicherungsabgaben weiter zu senken. 

Deswegen hilft uns Ihr Populismus überhaupt nicht 
weiter. In Bezug auf die Diskussion über die Mindestlöhne 
sind wir nach wie vor der Meinung, dass die Einkommen 
in den Familien stimmen müssen. Deswegen fordern wir 
ein Mindesteinkommen für alle. Außerdem benötigen wir 
eine soziale Grundabsicherung in den verschiedenen Be- 
reichen. Das, was am Monfag in der Koalifionsmnde ver- 
handelf worden isf, hälfe ich - auch in Bezug auf das 
Arbeifslosengeld I - für eine klare Linie. Der Vorschlag 
von Herrn Münfefering, einer Verlängerung des Arbeifs- 
losengeldes Weiferbildungsgufscheine voranzusfellen, 
sfellf aus meiner Sich! eine zenfrale Verbesserung der 
Konsfrukfion des Arbeifslosengeldes gerade in Bezug 
auf Ältere dar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Deswegen unterstützen wir diesen Vorschlag nachdrück- 
lich. 

Wir müssen die Vielzahl der Programme beim Arbeits- 
losengeld I eindampfen, um eine gewisse Übersichtlich- 
keit zu schaffen. Ferner müssen wir zusätzlich einen 
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Laurenz Meyer (Hamm) 

(A) Beitrag zur Beseitigung des Fachkräflemangels leisten. 
Wir haben bereits einen Beitrag für die Beschäftigung 
Älterer geleistet, indem wir beschlossen haben, die 58er- 
Regelung auslaufen zu lassen und endlich die Verren- 
tungs- oder Sozialplanmodelle der großen Unternehmen 
auf Kosten der sozialen Sicherungssysteme des Mittel- 
standes und der Normalarbeitnehmer zu stoppen. Das ist 
eindeutig eine wichtige Positionierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Guido Westerwelle [FDP]) 

Wir werden alles tun, um diese Linie zu halten, damit 
eine der wichtigen, guten Veränderungen im Zusammen- 
hang mit dem Arbeitslosengeld II, dass nämlich die 
Zeitarbeit als Flexibilisierungsinstrument zusätzliche 
Möglichkeiten erhalten hat, bestehen bleibt. Wir finden 
es toll, dass inzwischen der Abfluss aus der Zeitarbeit in 
die Unternehmen stattfindet. Die Zahl der Zeitarbeitneh- 
mer stagniert im Moment, weil sie zum Teil Arbeits- 
plätze in den Unternehmen finden, für die sie tätig sind. 
Deswegen begrüßen wir diese Form der Beteiligung der 
Arbeitnehmer. 

Wir werden uns das Thema Arbeitnehmerbeteiligung 
an Gewinn und Kapital als große und wichtige Aufgabe 
vornehmen. Wenn die Große Koalition dies schafft, dann 
würden wir eine Weichenstellung erreichen, über die 
jahrelang, wenn nicht jahrzehntelang in Deutschland ge- 
stritten worden ist. 

(B) 


Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und (C) 
Kollegen, es gibt weltwirtschaftliche Risiken: Öl, Dollar- 
kurs, Immobilienkrise; all das haben wir gehört. Vor die- 
sem Hintergrund gilt es, den klaren Kurs fortzusetzen. 

Wir haben jetzt keine Zeit für Experimente oder für ein 
Rückwärlsschauen, sondern es muss nach vorne gehen, 
und zwar vor dem Hintergrund der demografischen Ent- 
wicklung, der Globalisierung und des Klimawandels. 
Deswegen sage ich ganz klar: Für uns ist die Koalitions- 
vereinbarung die verbindliche Linie und nicht Partei- 
tagsbeschlüsse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich gebe Ihnen jelzt das von den Schriftführerinnen 
und Schriflführem ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung bekannt, bei der es um die Beschlussemp- 
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zum Antrag der 
Bundesregierung auf Fortsetzung des Einsatzes bewaff- 
neter deutscher Streitkräfle bei der Unterstützung der ge- 
meinsamen Reaktion auf terroristische Angriffe gegen 
die USA auf Grundlage des Art. 51 der Satzung der Ver- 
einten Nationen und des Art. 5 des Nordatlantikvertrags 
sowie der Resolutionen 1368 und 1373 des Sicherheits- 
rats der Vereinten Nationen ging. 

Abgegeben wurden 574 Stimmen. Mit Ja haben ge- 
stimmt 414. Mit Nein haben gestimmt 145. Es gab 
15 Enthaltungen. Damit ist die Beschlussempfehlung an- 
genommen. 


Endgültiges Ergebnis 


Abgegebene Stimmen: 

573; 

davon 


ja: 

413 

nein: 

145 

enthalten: 

15 


Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Ilse Aigner 
Peter Altmaier 
Dorothee Bär 
Thomas Bareiß 
Norbert Barthle 
Günter Baumann 
Ernst-Reinhard Beck 
(Reutlingen) 
Veronika Bellmann 
Dr. Christoph Bergner 
Otto Bernhardt 
Clemens Binninger 
Peter Bleser 
Antje Blumenthal 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Bosbach 


Klaus Brähmig 
Michael Brand 
Helmut Brandt 
Dr. Ralf Brauksiepe 
Monika Brüning 
Georg Brunnhuber 
Cajus Caesar 
Gitta Connemann 
Leo Dautzenberg 
Hubert Deittert 
Alexander Dobrindt 
Thomas Dörflinger 
Marie-Luise Dött 
Maria Eichhorn 
Dr. Stephan Eisei 
Anke Eymer (Lübeck) 

Ilse Falk 

Dr. Hans Georg Faust 
Enak Ferlemann 
Ingrid Fischbach 
Hartwig Fischer (Göttingen) 
Dirk Fischer (Hamburg) 

Dr. Maria Flachsbarth 
Klaus-Peter Flosbach 
Herbert Frankenhauser 
Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof) 

Erich G. Fritz 
Jochen-Konrad Fromme 
Dr. Michael Fuchs 


Dr. Jürgen Gehb 
Norbert Geis 
Eberhard Gienger 
Michael Glos 
Ralf Göbel 
Josef Göppel 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Ute Granold 
Reinhard Grindel 
Hermann Gröhe 
Michael Grosse-Brömer 
Markus Grübel 
Manfred Grund 
Monika Grütters 
Olav Gutting 
Holger Haibach 
Gerda Hasselfeldt 
Ursula Heinen 
Uda Carmen Freia Heller 
Michael Hennrich 
Jürgen Herrmann 
Bernd Heynemann 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Robert Hochbaum 
Klaus Hofbauer 
F ranz- Josef Holzenkamp 
Joachim Hörster 
Anette Hüb Inger 


Hubert Hüppe 
Dr. Peter Jahr 
Dr. Hans-Heinrich Jordan 
Dr. Franz Josef Jung 
Andreas Jung (Konstanz) 
Bartholomäus Kalb 
Hans- Werner Kammer 
Alois Karl 
Bernhard Kaster 
Siegfried Kauder (Villingen- 
Schwenningen) 

Volker Kauder 
Eckart von Klaeden 
Jürgen Klimke 
Julia Klöckner 
Jens Koeppen 

Kristina Köhler (Wiesbaden) 
Norbert Königshofen 
Dr. Rolf Koschorrek 
Hartmut Koschyk 
Thomas Kossendey 
Michael Kretschmer 
Günther Krichbaum 
Dr. Günter Krings 
Dr. Martina Krogmann 
Johann-Henrich 
Krummacher 
Dr. Hermann Kues 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 
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Andreas G. Lämmel 
Dr. Norbert Lammert 
Katharina Landgraf 
Dr. Max Lehmer 
Paul Lehrieder 
Ingbert Liebing 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 
Patricia Lips 
Dr. Michael Luther 
Stephan Mayer (Altötting) 
Wolfgang Meckelhurg 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Laurenz Meyer (Hamm) 
Maria Michalk 
Dr. h. c. Hans Michelbach 
Philipp Mißfelder 
Dr. Eva Möllring 
Dr. Gerd Müller 
Hildegard Müller 
Carsten Müller 
(Braunschweig) 

Stefan Müller (Erlangen) 

Bernd Neumann (Bremen) 

Michaela Noll 

Dr. Georg Nüßlein 

Franz Obermeier 

Eduard Oswald 

Henning Otte 

Rita Pawelski 

Dr. Joachim Pfeiffer 

Sibylle Pfeiffer 

Beatrix Philipp 

Ronald Pofalla 

Ruprecht Polenz 

Daniela Raab 

Dr. Peter Ramsauer 

Peter Rauen 

Eckhardt Rehberg 

Katherina Reiche (Potsdam) 

Klaus Riegert 

Dr. Heinz Riesenhuber 

Franz Römer 

Johannes Röring 

Kurt J. Rossmanith 

Dr. Norbert Röttgen 

Dr. Christian Ruck 

Albert Rupprecht (Weiden) 

Peter Rzepka 

Anita Schäfer (Saalstadt) 

Hermann-Josef Scharf 

Hartmut Schauerte 

Dr. Annette Schavan 

Dr. Andreas Scheuer 

Karl Schiewerling 

Georg Schirmbeck 

Bernd Schmidbauer 

Christian Schmidt (Fürth) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 

Ingo Schmitt (Berlin) 

Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Oie Schröder 
Bernhard Schulte-Drüggelte 
Uwe Schummer 
Wilhelm Josef Sebastian 


Horst Seehofer 
Kurt Segner 
Marion Seib 
Bernd Siebert 
Thomas Silberhorn 
Johannes Singhammer 
Jens Spahn 
Erika Steinbach 
Christian Freiherr von Stetten 
Gero Storjohann 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Thomas Strobl (Heilbronn) 
Michael Stübgen 
Hans Peter Thul 
Antje Tillmann 
Dr. Hans-Peter Uhl 
Arnold Vaatz 
Volkmar Uwe Vogel 
Andrea Astrid Voßhoff 
Gerhard Wächter 
Marco Wanderwitz 
Kai Wegner 
Marcus Weinberg 
Peter Weiß (Emmendingen) 
Gerald Weiß (Groß-Gerau) 
Ingo Wellenreuther 
Karl-Georg Wellmann 
Annette Widmann-Mauz 
Klaus-Peter Willsch 
Elisabeth Winkelmeier- 
Becker 

Wolfgang Zöller 
Willi Zylajew 

SPD 

Gerd Andres 
Niels Annen 
Rainer Arnold 
Ernst Bahr (Neuruppin) 

Doris Barnett 
Dr. Hans-Peter Bartels 
Sören Bartol 
Sabine Bätzing 
Dirk Becker 
Uwe Beckmeyer 
Klaus Uwe Benneter 
Ute Berg 
Petra Bierwirth 
Volker Blumentritt 
Clemens Bollen 
Gerd Bollmann 
Dr. Gerhard Botz 
Klaus Brandner 
Bernhard Brinkmann 
(Hildesheim) 

Dr. Michael Bürsch 
Christian Carstensen 
Marion Caspers-Merk 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Karl Diller 
Martin Dörmann 
Dr. Carl-Christian Dressei 
Elvira Drobinski-Weiß 
Garreit Duin 
Detlef Dzembritzki 
Sebastian Edathy 


Siegmund Ehrmann 
Hans Eichel 
Gemot Erler 
Petra Emstberger 
Karin Evers-Meyer 
Elke Ferner 
Gabriele Fograscher 
Rainer Fornahl 
Gabriele Frechen 
Peter Friedrich 
Sigmar Gabriel 
Martin Gerster 
Iris Gleiche 
Günter Gloser 
Dieter Grasedieck 
Monika Griefahn 
Kerstin Griese 
Gabriele Groneberg 
Wolfgang Grotthaus 
Hans- Joachim Hacker 
Bettina Hagedorn 
Alfred Hartenbach 
Michael Hartmann 
(Wackernheim) 

Nina Hauer 

Hubertus Heil 

Rolf Hempelmann 

Dr. Barbara Hendricks 

Gustav Herzog 

Petra Heß 

Stephan Hilsberg 

Gerd Höfer 

Eike Hovermann 

Klaas Hübner 

Christel Humme 

Lothar Ibrügger 

Brunhilde Irber 

Johannes Jung (Karlsmhe) 

Josip Juratovic 

Johannes Kahrs 

Ulrich Kasparick 

Dr. h. c. Susanne Kästner 

Ulrich Kelber 

Hans-Ulrich Klose 

Astrid Klug 

Walter Kolbow 

Karin Kortmann 

Rolf Kramer 

Anette Kramme 

Nicolette Kressl 

Volker Kröning 

Dr. Hans-Ulrich Krüger 

Angelika Krüger-Leißner 

Helga Kühn-Mengel 

Ute Kumpf 

Dr. Uwe Küster 

Christian Lange (Backnang) 

Gabriele Lösekrug-Möller 

Caren Marks 

Katja Mast 

Markus Meckel 

Ulrike Merten 

Ursula Mogg 

Marko Mühlstein 

Detlef Müller (Chemnitz) 

Gesine Multhaupt 

Franz Müntefering 


Dr. Rolf Mützenich 
Andrea Nahles 
Thomas Oppermann 
Holger Ortei 
Heinz Paula 
Johannes Pflug 
Joachim Poß 
Christoph Pries 
Florian Pronold 
Dr. Sascha Raabe 
Mechthild Rawert 
Steffen Reiche (Cottbus) 
Maik Reichel 
Dr. Carola Reimann 
Christel Riemann- 
Hanewinckel 
Walter Riester 
Dr. Ernst Dieter Rossmann 
Karin Roth (Esslingen) 
Michael Roth (Heringen) 
Anton Schaaf 
Axel Schäfer (Bochum) 
Bernd Scheelen 
Marianne Schieder 
Otto Schily 

Ulla Schmidt (Aachen) 
Silvia Schmidt (Eisleben) 
Renate Schmidt (Nürnberg) 
Carsten Schneider (Erfurt) 
Olaf Scholz 
Reinhard Schultz 
(Everswinkel) 

Dr. Angelica Schwall-Düren 
Dr. Martin Schwanholz 
Rolf Schwanitz 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
Jörg-Otto Spüler 
Dr. Ditmar Staffelt 
Dieter Steinecke 
Andreas Steppuhn 
Ludwig Stiegler 
Rolf Stöckel 
Dr. Peter Struck 
Joachim Stünker 
Jörg Tauss 
Jella Teuchner 
Dr. h. c. Wolfgang Thierse 
Jörn Thießen 
Franz Thönnes 
Simone Violka 
Jörg Vogelsänger 
Hedi Wegener 
Andreas Weigel 
Petra Weis 
Gunter Weißgerber 
Gert Weisskirchen 
(Wiesloch) 

Dr. Rainer Wend 
Dr. Margrit Wetzel 
Andrea Wicklein 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dr. Dieter Wiefelspütz 
Engelbert Wistuba 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Manfred Zöllmer 
Brigitte Zypries 
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(A) FDP 

Jens Ackermann 
Dr. Karl Addicks 
Christian Ahrendt 
Daniel Bahr (Münster) 
Rainer Brüderle 
Angelika Brunkhorst 
Ernst Burgbacher 
Patrick Döring 
Mechthild Dyckmans 
Jörg van Essen 
Ulrike Flach 
Otto Fricke 
Paul K. Friedhoff 
Horst Friedrich (Bayreuth) 
Dr. Edmund Peter Geisen 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Hans-Michael Goldmann 
Miriam Gruß 

Dr. Christel Happach-Kasan 
Elke Hoff 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Hellmut Königshaus 
Gudrun Kopp 
Heinz Lanfermann 
Sibylle Laurischk 
Harald Leibrecht 
Ina Lenke 

Michael Link (Heilbronn) 
Markus Löning 
Horst Meierhofer 
Patrick Meinhardt 

(B) Jan Mücke 

Burkhardt Müller-Sönksen 
Dirk Niebel 
Hans- Joachim Otto 
(Frankfurt) 

Detlef Parr 

Cornelia Pieper 

Gisela Piltz 

Jörg Rohde 

Frank Schäffler 

Dr. Konrad Schily 

Marina Schuster 

Dr. Rainer Stinner 

Carl-Ludwig Thiele 

Florian Toncar 

Dr. Guido Westerwelle 

Dr. Claudia Winterstein 

Dr. Volker Wissing 

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) 

Martin Zeil 

Nein 

CDU/CSU 

Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup) 

Dr. Peter Gauweiler 
Willy Wimmer (Neuss) 


SPD 

Dr. Laie Akgün 
Ingrid Arndt-Brauer 
Klaus Barthel 
Dr. Axel Berg 

Lothar Binding (Heidelberg) 
Willi Brase 
Marco Bülow 
Ulla Burchardt 
Martin Burkert 
Dr. Peter Danckert 
Renate Gradistanac 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Klaus Hagemann 
Dr. Reinhold Hemker 
Gabriele Hiller-Ohm 
Petra Hinz (Essen) 

Christian Kleiminger 
Ernst Kranz 
Jürgen Kucharczyk 
Christine Lambrecht 
Waltraud Lehn 
Helga Lopez 
Dirk Manzewski 
Lothar Mark 
Hilde Mattheis 
Petra Merkel (Berlin) 

Dr. Matthias Miersch 
Gerold Reichenbach 
Sönke Rix 
Rene Röspel 
Ortwin Runde 
Dr. Frank Schmidt 
Heinz Schmitt (Landau) 
Swen Schulz (Spandau) 
Frank Schwabe 
Wolfgang Spanier 
Christoph Strässer 
Dr. Rainer Tabillion 
Rüdiger Veit 
Dr. Marlies Volkmer 
Lydia Westrich 
Waltraud Wolff 
(Wolmirstedt) 

FDP 

Jürgen Koppelin 
Sabine Leutheusser- 
Schnarrenberger 

DIE LINKE 

Hüseyin-Kenan Aydin 
Dr. Dietmar Bartsch 
Karin Binder 
Dr. Lothar Bisky 
Heidrun Bluhm 
Eva Bulling-Schröter 
Dr. Martina Bunge 
Sevim Dagdelen 
Dr. Diether Dehrn 


Werner Dreibus 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Klaus Emst 
Wolfgang Gehrcke 
Dr. Gregor Gysi 
Heike Hänsel 
Lutz Heilmann 
Hans-Kurt Hill 
Cornelia Hirsch 
Inge Höger 
Dr. Barbara Höll 
Ulla Jelpke 

Dr. Lukrezia Jochimsen 
Dr. Hakki Keskin 
Katja Kipping 
Jan Körte 
Katrin Kunert 
Oskar Lafontaine 
Ulla Lötzer 
Dr. Gesine Lötzsch 
Ulrich Maurer 
Dorothee Menzner 
Kornelia Möller 
Kersten Naumann 
Wolfgang Neskovic 
Dr. Norman Paech 
Petra Pau 
Bodo Ramelow 
Elke Reinke 
Paul Schäfer (Köln) 
Volker Schneider 
(Saarbrücken) 

Dr. Herbert Schui 
Dr. Ilja Seifert 
Dr. Petra Sitte 
Frank Spieth 
Dr. Kirsten Tackmann 
Dr. Axel Troost 
Alexander Ulrich 
Jörn Wunderlich 
Sabine Zimmermann 

BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Kerstin Andreae 
Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Cornelia Behm 
Birgitt Bender 
Grietje Bettin 
Alexander Bonde 
Dr. Thea Dückert 
Hans- Josef Fell 
Kai Gehring 
Katrin Göring-Eckardt 
Anja Hajduk 
Britta Haßelmann 
Bettina Herlitzius 
Winfried Hermann 
Peter Hettlich 
Priska Hinz (Herbom) 


Ulrike Höfken (C) 

Dr. Anton Hofreiter 

Bärbel Höhn 

Thilo Hoppe 

Ute Koczy 

Fritz Kuhn 

Renate Künast 

Markus Kurth 

Undine Kurth (Quedlinburg) 

Monika Lazar 

Anna Lührmann 

Nicole Maisch 

Jerzy Montag 

Kerstin Müller (Köln) 

Winfried Nachtwei 
Omid Nouripour 
Brigitte Pothmer 
Claudia Roth (Augsburg) 

Krista Säger 
Elisabeth Scharfenberg 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Dr. Gerhard Schick 
Rainder Steenblock 
Silke Stokar von Neuforn 
Hans-Christian Ströbele 
Dr. Harald Terpe 
Jürgen Trittin 
Wolfgang Wieland 
Josef Philip Winkler 


Fraktionslose Abgeordnete 

Henry Nitzsche 
Gert Winkelmeier 


(D) 


Enthaltung 

CDU/CSU 

Peter Albach 
Dr. Wolf Bauer 
Renate Blank 
Manfred Kolbe 


SPD 

Iris Hoffmann (Wismar) 
Dr. Bärbel Koffer 
Dr. Wilhelm Priesmeier 
Ottmar Schreiner 
Ewald Schürer 


FDP 

Uwe Barth 

Joachim Günther (Plauen) 
Heinz-Peter Haustein 
Michael Kauch 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Dr. Max Stadler 
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Wir kommen zu unserer Debatte zurüek. leh gebe das 
Wort dem Kollegen Dr. Herbert Sehui für die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dr. Herbert Schul (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu- 
näehst eine kleine Bemerkung zu den Staatsfonds. Herr 
Meyer, das Problem ist nieht, dass die Politik auf die 
Wirtsehaft Einfluss nehmen würde, sondern umgekehrt: 
Die Wirtsehaft nimmt Einfluss auf die Politik, und da- 
rüber muss naehgedaeht werden. Das wäre dann in der 
Tat aueh bei den Staatsfonds der wesentliehe Punkt. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Der Saehverständigenrat mahnt nun: Das Erreiehte 
nieht verspielen. Das ist aueh der Titel seines diesjähri- 
gen Gutaehtens. Fragen wir uns: Worin besteht dann die 
Freiheit, naeh der die FDP strebt? Was genau ist erreieht 
worden, und was soll nieht verspielt werden? Eine kleine 
Liste: 

Erstens. Im Januar dieses Jahres isl der Beilragssalz 
zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 auf 4,2 ProzenI 
gesenkl worden. Für das kommende Jahr isl eine weitere 
Senkung auf 3,3 ProzenI geplant Für beide Jahre zusam- 
mengenommen bringl das den Unternehmen mehr Ge- 
winn in Höhe von 12,25 Milliarden Euro. Sieherlieh 
steigt aueh das Netto der abhängig Besehäftigten um 
denselben Betrag. 

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Es hilft 
aueh dem Mittelstand!) 

Aber das ist nieht die ganze Wahrheit. Wären diese 
12,25 Milliarden Euro in der Kasse der Arbeitslosenver- 
sieherung geblieben, dann ginge es den Besehäftigten, 
die einmal arbeitslos sind, dann wieder eine Besehäfti- 
gung haben, besser, um 12,25 Milliarden Euro besser. 
Sie wären immer noeh nieht frei von materieller Not, 
aber doeh etwas freier. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Mehr Freiheit bedeutet hier: weniger Gewinn, dafür aber 
mehr Leistungen für Arbeilslose, beispielsweise in Form 
einer längeren Zahldauer des Arbeilslosengeldes I oder 
in Form von zusälzlieher beruflieher Qualifizierung. 

Zweitens. Als weitere Errungensehafl nennl der Saeh- 
verständigenrat die „moderaten und flexiblen Lohnver- 
einbarungen“, damit mehr Wettbewerbsfähigkeit der 
deutsehen Wirtsehaft und eine bessere Position im Ex- 
port. So die Argumente des Saehverständigenrats. Die 
Welt- und Exportkonjunktur aber sind unsieher. Mehr 
Binnennaehfrage bei höheren Löhnen ist die bessere 
Konj unkturstütze . 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Was ist bei den Nettolöhnen erreieht worden? Preisbe- 
reinigt, real, sind sie von 1991 bis zum Aufseh wungjahr 
2006 um 1,8 Prozent gefallen - und das, obwohl die Ar- 


beitsproduktivität, also das Produktionsergebnis je Be- (C) 
sehäftigtenstunde, um 2,4 Prozent gestiegen ist. Also: 
ein Manko, ein Minus in der Verteilungsbilanz von 

4.2 Prozent. 

Erreieht hat die CDU/CSU aueh, dass es keinen An- 
fang für einen geselzliehen Mindesllohn - hier bei den 
Briefzustellern - gibt 

Drillens. Erreiehl hat die Koalition die Rente mit 67, 
also in der Praxis zwei Jahre Arbeitslosigkeit mehr und 
ansehließend eine niedrigere Rente. Aueh das soll nieht 
aufs Spiel gesetzt werden. Weiter nenne ieh die Zwangs- 
verrentung der Älteren. Ein Beispiel aus dieser Gesetz- 
gebung: Leute, die Hartz IV bekommen, sollen naeh 
35 Beitragsjahren sehon mit 63 Jahren in Rente gehen. 

Das bedeutet eine um 7,2 Prozent niedrigere Rente. 

Wenn an Ihrem Aufsehwungmylhos wirklieh etwas dran 
wäre, dann brauehten Sie nieht zu diesem lausigen Mit- 
tel zu greifen, um die Arbeitslosenstatistik künftig zu 
versehönem. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Die Nettorenten sind im vergangenen Juli um 0,5 Pro- 
zent erhöht worden. Die Preise für die Lebenshaltung 
steigen in diesem Jahr um 2,1 Prozent. Also: eine reale 
Rentensenkung um 1,6 Prozent. 

Für das kommende Jahr ist eine Rentenerhöhung von 

1 Prozent bei einer Preissteigerung von wahrseheinlieh 

2 Prozent beabsiehtigt. Also: reale Rentensenkung um 

1 Prozent. „Das Erreiehte nieht verspielen“, „Mahnun- 
gen des Saehverständigenrates ernst nehmen“: Finden (D) 
Sie, dass diese Rentenregelung mehr Freiheit bedeutet? 

Viertens. Was ist sonst noeh erreieht worden? 

2 Millionen Kinder sind arm. Ihnen fehlt es am Nötigs- 
ten, an Nahrung und Kleidung. Der Hartz-IV-Satz liegt 
unverändert bei 347 Euro im Monat, zum Leben ohnehin 
zu wenig. Aber selbst dieses geringe ALG II sinkt von 
Jahr zu Jahr, weil es nieht den Preissteigerungen angegli- 
chen wird. 

Fünftens. Wie wollen Sie all das nun rechtfertigen? 

Es bleibt Ihnen nur ein einziges windiges Argument, 
nämlich der Hinweis auf den Aufschwung und darauf, 
dass die Arbeitslosigkeit gesunken sei. Bei Licht bese- 
hen muss man sagen: Das Einzige, was Aufschwung hat, 
ist Mythenbildung. 

Vergleichen wir einmal zwei Perioden miteinander, in 
denen das Wirtschaftswachstum fast gleich hoch war, 
nämlich die Jahre 1998 bis 2000 mit den Jahren 2005 bis 
2007. Das Wachstum in der ersten Periode betrug real 

5.3 Prozent und in der zweiten Periode 5,5 Prozent. Es 
war also ungefähr gleich hoch. Ursache isl in beiden Fäl- 
len der steigende Export und die vorübergehend rasch 
zunehmenden Bruttoinvestitionen. 

Der Unterschied ist: Der Zeitraum 1998 bis 2000 liegt 
vor den Arbeitsmarkt-, den Hartz-Reformen. Warum ist 
nun die Zahl der registrierten Arbeitslosen im Zeitraum 
1998 bis 2000 um 391 000 und im zweiten Zeitraum 
- das stellt die Koalition als einen besonderen Erfolg ih- 
rer Reformen dar - um 1 078 000 gesunken? Die Antwort 
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(A) ist einfach: Das Angebot an Arbeitskräften, also das 
Erwerbspersonenpotenzial, ist in der ersten Periode 
um 380 000 gestiegen, in der zweiten Periode dagegen 
um 104 000 Personen gesunken. Die wichtigsten Be- 
stimmungsgründe dieses Arbeitsangebotes sind die De- 
mographie, die Wanderung und vor allem die Erwerbs- 
neigung als Verhaltenskomponente. 

Das Mitglied des Sachverständigenrates Peter 
Bofinger hat dies im letzten Gutachten als „Eine andere 
Meinung“ sehr klar herausgearbeitet: Diese Erwerbsnei- 
gung hat im Zeitraum 1998 bis 2000 um 766 000 Perso- 
nen, im Zeitraum 2005 bis 2007 dagegen nur um 
95 000 Personen zugenommen. Wörtlich fährt Herr 
Bofinger fort: 

Die Bereitschaft, in einer Aufschwungphase in den 
Arbeitsmarkt einzutreten, war also vor der Durch- 
führung 

- vor der Durchführung! - 

der Arbeitsmarktreformen höher als danach. 

So weit also eine gekürzte Liste der Erfolge, die nicht 
verspielt werden sollen. Wir sollten uns klar darüber 
sein, dass diejenigen, die arbeitslos sind, im Erwerbsper- 
sonenpotenzial enthalten sind. Das Fördern und Fordern 
durch die Hartz-Gesetze hat also gar nichts gebracht, au- 
ßer Armut und Stress für die einen und mehr Gewinn für 
die anderen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

(B) 

Uberlassen wir also das Entwerfen von Gesetzen 
nicht weiter Managern von zweifelhaftem Ruf Das ist 
Aufgabe der Referenten in den Ministerien, nach Kräf- 
ten unterstützt von den Staatssekretären. 

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Ich 
dachte, von uns! Was isl das für ein Versländ- 
nis von Parlamenlarismus?) 

Im vergangenen Juni hat Staatssekretär Otremba vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie von 
einem - wörtlich - „Tugendzirkel“ geschwärmt, der 
2012 verwirklicht werden soll. Schon jetzt, so schrieb er, 
befänden sich „Slaat und Wirtschaft ... in einem Tu- 
gendkreislauf‘. Als einen wichtigen Bestandteil dieser 
Förderung der allgemeinen Sittlichkeit benennt Otremba 
die „Anreizverbesserung am Arbeitsmarkt“ im Rahmen 
der Hartz-IV-Gesetzgebung. Angesichts der Überlegun- 
gen in der Analyse von Bofinger muss ich sagen: In den 
Müll mil Hariz IV und mil dieser Anreiz-Geselzgebung! 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Die ganzen Arbeitsmarktreformen im Rahmen der 
Agenda 2010 haben, wie Bofinger zeigt, das Angebot an 
Arbeitskräften im Allgemeinen nicht erhöht. Umso we- 
niger tragen sie dazu bei, dass diejenigen, die als Bezie- 
her von AEG I und AEG II bereite auf dem Arbeitsmarkt 
als Arbeitssuchende sind, tatsächlich eine Arbeit finden. 
Die ganze Schikaniererei, euphemistisch Anreizverbes- 
serung genannt, hat nur einen Zweck, nämlich die Ar- 


beitslosen für ihre Lage selbsl verantwortlich zu ma- 
chen. 

Wenn der Sachverständigenrat in seiner Mehrheit nun 
mahnt, das Erreichte nicht zu verspielen, dann ist klar, 
wer bei dieser Politik was erreicht hat. Es sind die Unter- 
nehmen. Es sind die Vermögenden. Diese haben Freiheit 
dazugewonnen, sich zu bereichern. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Anliegen der FDP ist die Verstetigung und Auswei- 
tung dieser Entwicklung - so wörtlich im Antrag -, es 
soll also noch mehr Freiheit dieser Art gewagt werden. 

(Zuruf von der FDP: Wir wollen keinen Sozia- 
lismus!) 

„Wieder mutige Reformmaßnahmen“ heißt die Losung. 
Ich verstehe Ihren Aufruf zu mehr Mul voll und ganz. 
Denn es gehört Mut dazu, gegen das Interesse der gro- 
ßen Mehrheit der Bevölkerung den Sozialstaat weiter 
umzukrempeln und zu beseitigen. Es gehört umso mehr 
Mut dazu, als der Bevölkerung klar wird, dass sie hinters 
Licht geführt wird. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Wagen wir mehr Freiheit von materieller Not. Das ist 
unsere Aufgabe. Freiheit von Behördenstress, dem die 
Arbeitslosen, die Armen ständig ausgesetzt sind. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Die Voraussetzungen sind da. Die Produktivität der Ar- 
beit ist hoch und steigt. Sie muss nur vernünftig genutzt 
werden. Dahin gehört der Mut. Da ist der Schlüssel zur 
Freiheit. 

Meine Damen und Herren von der FDP, Ihr Freiheils- 
begriff muss dringend revidierl werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerl 
Winkelmeier [fraktionslos] - Gudrun Kopp 
[FDP]: Das müssen gerade Sie sagen! - 
Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Sie haben 
doch überhaupt nicht das Recht, über Freiheit 
zu reden!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Dem Kollegen Dr. Rainer Wend gebe ich jetzt für die 
SPD-Fraklion das Wort. 

Dr. Rainer Wend (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Kollege Brüderle, wir haben uns natür- 
lich gefreut, als Sie Franz Müntefering so gelobt haben. 
Ich will allerdings hinzufügen: Ich kann mich nicht ganz 
des Verdachts erwehren, dass die Liberalen die Geradli- 
nigkeit der Sozialdemokraten immer erst dann entde- 
cken, wenn sie denn aus ihren Ämtern scheiden. Wir hät- 
ten uns gefreut, das etwas früher zu hören. Wahr ist: 
Franz Müntefering ist nicht nur Identifikationsfigur für 
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(A) die Sozialdemokraten, er ist nicht nur Stabilitätsanker 
für die Koalition, sondern er ist für die politische Klasse 
insgesamt wichtig gewesen, weil er in einer Weise Knor- 
rigkeit, Geradlinigkeit und Glaubwürdigkeit verkörpert 
hat, wie es vielleicht nicht zu viele in unserer politischen 
Klasse tun. Von daher haben wir in diesem Amt jeman- 
den verloren, der für uns ganz wichtig war und, ich 
glaube, auch ganz wichtig bleiben wird. Die sozialdemo- 
kratischen Wirtschaftspolitiker jedenfalls danken dem 
Arbeitsminister für seine großartige Arbeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Gestatten Sie mir, dass ich auf einige Punkte der De- 
batte eingehe. Der Streik der Lokführer wurde erwähnt. 
Ich sage ausdrücklich: Die Tarifautonomie - dazu ge- 
hört das Streikrecht - hat sich in unserer Republik be- 
währt. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände haben 
in den letzten Jahrzehnten Flächentarife abgeschlossen, 
die sich sehen lassen können. Arbeitskämpfe gehören zu 
solchen Tarifauseinandersetzungen dazu. Ich mache mir 
aber Sorgen über die akfuelle Entwicklung im Bereich 
des Tarifrechtes. Denn wir haben es nicht mehr mit Flä- 
chentarifen zu tun. Zunehmend wollen einzelne Interes- 
sierte aus Unternehmen, aus Branchen Sonderrechte für 
sich beanspruchen. Das isf gefährlich. Denn das, was die 
Lokführer mif einigen lausend Beschäfligfen heule ma- 
chen, könnten morgen die Streckenwärter in ihrem Be- 
reich und übermorgen die Mitarbeiter in den Bahnhöfen 
bei der Deutschen Bahn machen und jedes Mal für Tage, 
vielleicht für Wochen den Fernverkehr, den Nahverkehr 
oder den Güterverkehr mit unabsehbaren Folgen lahmle- 

(B) S“- 

Das wollte Tarifautonomie nicht. Sondern Tarifautono- 
mie wollte den verantwortlichen Ausgleich von Interessen 
auf einer Ebene des Flächentarifvertrags. Deswegen ap- 
pelliere ich an die Lokführer, zu ihrer Verantwortung, 
die sie haben, zurückzukehren, einen Abschluss zu ak- 
zeptieren, der sich im Rahmen des gesamten Unterneh- 
mens bewegt. Das ist der richtige Weg. Den gingen die 
Gewerkschaften in den vergangenen Jahrzehnten. Den 
sollten sie auch in Zukunft gehen. Dabei haben sie un- 
sere uneingeschränkte Unterstützung. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Liberalen befürchten, dass wir unseren Wirt- 
schaftsstandort abschotten wollen. 

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Brüderle!) 

Diese Sorge isf unbegründet. Ich sage ausdrücklich: Wir 
heißen ausländische Investoren in Deutschland will- 
kommen. Das Kapital, das sie bei uns investieren, um 
Gewinne zu machen, ist uns willkommen und soll nicht 
zurückgewiesen werden. 

Jetzt kommt ein Aber: Aber es sammelt sich Kapital 
in einer Größenordnung von Tausenden von Milliarden 
- sein Umfang ist größer als der von Staatshaushalten -, 
das einen erheblichen Einfluss auf Wirtschaft und Politik 
ausüben kann. Zusammen mit unserem Koalitionspartner 
vertreten wir die Auffassung, dass wir die Möglichkeit ha- 
ben müssen, ausnahmsweise einmal Nein zu sagen, wenn 


strategische Interessen des Wirtschaftsstandortes (C) 
Deutschland berührt sind. Diese Auffassung von einer 
Ausnahmeregelung teilen wir. Wir werden dies gesetz- 
lich verankern, und das ist auch richtig so. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Fritz 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Schüt- 
ferer Beifall! - Gudrun Kopp [FDP]: Das nen- 
nen Sie „sfrafegische“ Wirtschaft!) 

Ich möchte noch eines in Richtung Linkspartei sagen. 
Kollege Schui, ich war von Ihrem Parlamentarierver- 
sfändnis efwas überrascht. Dass Sie nicht wollen, dass 
die Manager die Gesetze machen, ist schon okay. Aber 
dass Sie fordern, dass die Ministerialbürokratie die Ge- 
setze macht, das überrascht mich. 

(Dr. Herbert Schui [DIE LINKE]: Ausarbei- 
ten, nicht verabschieden!) 

Im Zweifel sollten wir Abgeordneten das Selbstbewusst- 
sein haben, dafür einzulreten, dass wir selber uns um un- 
sere Geselze kümmern. Das isf vielleicht doch der rich- 
tige Weg, Kollege Schui. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Ich komme auf das Gutachten des Sachverständi- 
genrates zurück. Wie ich weiß, sucht sich aus diesem 
Gutachten jeder gern das heraus, was ihm passt. Ich 
muss zugeben: Auch ich bin dieser Versuchung erlegen. 
Dafür zitiere ich von der ersten Seite dieses Gutachtens: 

Die gute Verfassung der deutschen Volkswirtschaft 
isf nicht nur das Ergebnis der zu Beginn des 
Jahres 2005 einsetzenden zyklischen Erholung . . . 

Die Politik hat mit zum Teil sehr weit reichenden Re- 
formen auf den Feldern der Besteuerung, des Ar- 
beitsmarkts und der Sozialen Sicherung zum wirt- 
schaftlichen Comeback Deutschlands beigetragen . . . 

Eine Seite weiter heißt es: 

Auch eine dem politischen Kompromissgebot ge- 
schuldete Politik der kleineren Schritte kann eine 
gute Politik sein, vorausgesetzt diese kleineren 
Schritte gehen in die gleiche Richtung . . . Leider ist 
- anders als in der letzten Legislaturperiode - eine 
solche klare Richtung nicht erkennbar. 

(Beifall des Abg. Volker Beck [Köln] [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Offensichtlich wünscht sich der Sachverständigenrat die 
rot-grüne Regierungszeit zurück. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es isf nicht so, dass ich darüber zu Tode betrübt bin. 

Ich finde, wir setzen die rot-grüne Regierungspolitik 
zu einem großen Teil kontinuierlich fort. Ich will das be- 
legen. Der Sachversländigenrat lobt zu Recht die Steu- 
erpolitik, die wir gemacht haben. Rot-Grün hat die Ein- 
kommensteuer von 53,9 Prozent auf 42 Prozent in der 
Spitze und von 25,9 Prozent auf 15 Prozent im Ein- 
gangssteuersatz gesenkt. Sozialdemokraten und Grüne 
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(A) haben die Gewerbesteuer mit der Einkommensteuer- 
sehuld verreehenbar gemaeht - ausgereehnet Sozialde- 
mokraten und Grüne. In dieser Kontinuität bewegt sieh 
die Große Koalition, wenn wir jetzt die Körpersehaft- 
steuer von 25 Prozent auf 15 Prozent senken, um bei den 
Steuersätzen international wettbewerbsfähig zu sein. 
Also betone ieh: Kontinuität der Großen Koalition. 

Ähnlieh ist es mit der Arbeitsmarktpolitik; die Ar- 
beitsmarktpolitik von Rot-Grün hat der Saehverständi- 
genrat zu Reeht gelobt. Wir haben Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe zusammengefasst; das war gut. Wir haben 
die BA flexibilisiert; das war gut. Wir fordern und for- 
dern; das ist gut. Wir senken jetzt, in dieser Legislatur, 
den Arbeitslosenversieherungsbeitrag von 6,5 Prozent 
aufdemnäehst 3,3 Prozent. 

(Dr. Miehael Fuehs [CDU/CSU]: Das ist sehr 
gut!) 

Das ist Kontinuität rot-grüner Politik. Das sind riehtige 
Sehritte, dureh die die Unternehmen wettbewerbsfähiger 
werden und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
netto mehr Geld bleibt. leb wiederhole: Wir setzen die 
Regierungspolitik, die die Sozialdemokraten in den letz- 
ten Jahren gemaeht haben, kontinuierlieh fort. 

Das gilt übrigens aueh für die Haushaltskonsolidie- 
rung. Die Große Koalition wird es in diesem Jahr zum 
ersten Mal seit Jahrzehnten sehaffen, dass der Staats- 
haushalt - also der Haushalt von Bund, Ländern, Kom- 
munen und sozialen Sieherungssystemen - ausgegliehen 
ist. Das hätten wir sehon ein bissehen früher haben kön- 

(B) nen. Der von Rot-Grün begonnene Subventionsabbau 
mit der Absehaffung der Eigenheimzulage und der Kür- 
zung der Pendlerpausehale ist in der letzten Legislatur- 
periode von der Union bloekiert worden. Jetzt haben Sie 
sieh zum Glüek überzeugen lassen. Wir haben es ge- 
meinsam gemaeht. Es hätte allerdings früher kommen 
können. Das ist Kontinuität sozialdemokratiseher Wirt- 
sehaftspolitik. 

Jetzt empfiehlt der Saehverständigenrat, wir sollten 
die Reformsehraube sehneller drehen. Er fordert dureh 
die Blume oder aueh ausdrücklieh weitere Steuersenkun- 
gen und weitere Reduzierung von Sozialleistungen. An 
dieser Stelle sagen wir als Sozialdemokraten ausdrüek- 
lieh: Vorsieht! Warum eigentlieh? Ieh bitte Sie, einen 
Moment naeh Italien und Frankreieh zu sehen. In Ifalien 
rotten sieh Links- und Reehtsexfremisfen zusammen und 
kämpfen gegen den Sfaaf. In Frankreieh brennen in den 
Vororfen von Paris Autos. Das passiert, weil der Zusam- 
menhalt der Gesellsehaften in diesen Ländern gefährdet 
ist. Niehts gibt uns die Sieherheit, dass so etwas nieht 
aueh bei uns gesehieht, es sei denn, es gelingt uns als 
Große Koalition, den Mensehen das Signal zu geben, 
dass sie an dem stattfindenden Aufsehwung teilhaben, 
dass sie mitverdienen, dass ihre Reehte geaehtet werden 
und dass wir nieht nur auf die sehauen, die auf der Son- 
nenseite unserer Gesellschaft sind, sondern auch auf die 
anderen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dafür müssen wir konkrete Dinge tun. 


Ein Stichwort ist der Mindestlohn. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wo isf denn der Mindesflohn?) 

Ich habe mich heute Morgen gefreut - wenn ich auch et- 
was irritiert war -, als ich gelesen habe, dass der Vorsit- 
zende der Christdemokratischen Arbeitnehmerschaft, 
Karl- Josef Laumann, zur Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung gesagt hat, dass es zur sozialen Marktwirtschaft 
gehöre, dass der Wettbewerb über Service, Innovation 
und Zuverlässigkeit stattfinde und nicht über die Frage: 
Wer findet den billigsten Arbeitnehmer? - Der Mann hat 
recht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Lasst uns das in die Praxis umsetzen, beispielsweise 
im Postbereich. Das ist - zumindest vorläufig - am 
Montag gescheitert. Wir wollen an dem Thema tarifver- 
traglich Weiterarbeiten, bieten in Richtung Koalitions- 
partner aber heute ausdrücklich an, auch einen anderen 
Weg zu gehen. 

Ich darf einmal vorlesen, was in § 6 Abs. 3 Satz 3 des 
Postgesetzes steht: 

Die Lizenz 

- die Bundesnetzagentur vergibt Lizenzen an private 
Postdienstleister - 

ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragsteller die wesentli- 
chen Arbeitsbedingungen, die im lizenzierten Be- 
reich üblich sind, nicht unerheblich unterschreitet. 

Das ist zum 1. Januar 1998 Gesetz geworden, als die 
Löhne im Postbereich bei 12 oder 13 Euro pro Stunde la- 
gen. Heute aber haben Unternehmen Lizenzen, die 
5,10 Euro pro Stunde zahlen. Wie ist das eigentlich mit 
diesem Gesetz vereinbar? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn wir bei den tarifvertraglichen Regelungen nicht 
weiterkommen, biete ich Ihnen an: Lassen Sie uns über 
das Postgesetz und die Lizenzierung weiterkommen, da- 
mit im Postbereich und darüber hinaus Löhne gezahlt 
werden, von denen sich die Menschen ernähren können. 
Eine Gesellschaft kann nur dann Zusammenhalten, wenn 
sich Leistung wirklich lohnt. Daher gehört der Mindest- 
lohn mit in unser Konzept. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Volker Beck 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Natürlich hat Herr Meyer recht: Auch das Thema der 
Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer gehört dazu. Das 
machen wir als Große Koalition. Wir erhöhen die Inves- 
titionen, damit die öffentliche Nachfrage im nächsten 
Jahr Arbeitsplätze schafft. Wir werden uns den haus- 
haltsnahen Dienstleistungen zuwenden, weil dort ein Ar- 
beitskräftepotenzial steckt. Die Große Koalition hat also 
noch viele Aufgaben vor sich, die sie bewältigen muss. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Viele andere auch!) 
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(A) Jenseits aller Saehfragen gehört zu einer Koalition 
das Vertrauen der Koalitionspartner. 

(Fritz Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Aha!) 

Dazu sage ieh ohne jede Sehärfe - es sind sehon genug 
seharfe Worte gefallen Die Bundeskanzlerin hat naeh 
den letzten Tagen an dieser Stelle eine Bringsehuld. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ist eigentlich mit dem Vertrauen?) 

Ich hoffe, sie kommt dieser nach und wir leisten gemein- 
sam gute Politik für unser Land. 

(Beifall bei der SPD - Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie hat ihr 
Wort gebrochen, und Sie lassen es sich gefal- 
len!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Christine Scheel spricht jetzt für Bündnis 90/Die Grü- 
nen. 


(B) 


Christine Scheei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gerade gab es wieder ein Musterbeispiel: Der eine aus 
der Koalition, Laurenz Meyer, macht hier Ankündigun- 
gen - eine nach der anderen der Redner von der SPD 
richtet Appelle an den Koalitionspartner, sich auf be- 
stimmte Punkte zu einigen. Daran sieht man, dass diese 
Koalition nicht in der Lage ist, das zu tun, was notwen- 
dig ist, nämlich eine konsistente Wirtschafts-, Finanz- 
und Haushaltspolitik mit einer sozialen Flankierung zu 
betreiben. Vielmehr müssen Sie sich mit gegenseitigen 
Appellen motivieren, um überhaupt voranzukommen. 


Der Sachverständigenrat hat letztendlich bestätigt, 
dass die Große Koalition mit den getroffenen Entschei- 
dungen einen Salto mortale hingelegt hat. Wir haben hier 
gestern eine Debatte über die Auswirkungen der Be- 
schlüsse des Koalitionsausschusses geführt. Ich sage Ih- 
nen: Das Schönreden der kleinlichen Entscheidungen, 
die Sie da getroffen haben, macht unsere Konjunktur in 
den nächsten Jahren nicht besser; diese Entscheidungen 
werden der Konjunktur eher schaden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Wir sehen, dass der Höhepunkt des konjunkturellen 
Aufschwungs, einer wesentlichen Stütze des Erreichten, 
bereits überschritten ist. Wir müssen feststellen, dass Sie 
sich auf den gestiegenen Steuereinnahmen und auf dem, 
was in der letzten Legislaturperiode beschlossen worden 
ist - der Sachverständigenrat hat das eindeutig bestätigt -, 
ausruhen. Das hat dazu geführt, dass hier im Hause alle 
davon reden, es gehe unserer Konjunktur ganz gut. Man 
muss nur überlegen, warum das so ist. Es ist gut, dass 
der Sachverständigenrat auf Folgendes hingewiesen hat: 
Nicht nur die Wirtschaft und die Weltkonjunktur bestim- 
men das Auf und Ab bei den Arbeitsplätzen - in der Be- 
völkerung wird das manchmal gedacht vielmehr ist 
die Politik mit ihren Entscheidungen etwa zur Hälfte an 
dem Mehr an Arbeitsplätzen, die entstanden sind, betei- 
ligt. Man muss an dieser Stelle sagen: Dies betrifft vor- 


wiegend die Entscheidungen der rot-grünen Bundesre- (C) 
giemng. 

Es ist deswegen ein Stück weit überraschend, dass die 
FDP in ihrem Antrag dazu auffordert, die wirksamen Ar- 
beitsmarktreformen, die Rot-Grün durchgeführt hat, 
nicht zurückzunehmen. Da kann ich mich nur fragen: 

Was haben Sie, Herr Brüderle, eigentlich getan, als diese 
Reformen debattiert und verabschiedet wurden? Sie ha- 
ben sich damals hier hingestellt und gesagt, das sei alles 
blöd und völlig gaga; es helfe der Konjunktur nicht. Jetzt 
fordern Sie dazu auf, dass genau das, was gut gelaufen 
ist, nicht zurückgenommen werden soll. Es ist eine ei- 
genartige Politik, die die FDP insgesamt immer wieder 
verfolgt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir stellen auch fest, dass es überhaupt keine nach- 
haltige Gesamtstrategie auf den Gebieten der Wirt- 
schafts-, der Finanz-, der Haushalts- und der Sozialpoli- 
tik gibt. Die Föderalismusreform II steht an. Wie wollen 
Sie denn dabei ernsthaft zu einem Ergebnis kommen - bei- 
spielsweise im Hinblick auf eine Schuldenbremse, die 
wir dringend brauchen, um die Haushaltsausgaben zu 
beschränken -, wenn Sie nicht einmal in der Lage sind, 
das, was der Sachverständigenrat formuliert hat, umzu- 
setzen? 

Heute findet eine Bereinigungssitzung des Haushalts- 
ausschusses statt. Es ist im Moment völlig unklar, wie 
sich die Große Koalition dort aufstellen wird, ob mehr 
gespart oder mehr ausgegeben werden soll. Jetzt haben 
wir gehört, dass die Ausgaben um 5 Prozent gesteigert (D) 
werden sollen. Sie sagen, das könne man machen, weil 
die Mehrwertsteuer um 3 Prozentpunkte erhöht worden 
ist; im Fahrwasser der Mehrwertsteuererhöhung könne 
man dank der zusätzlichen Mittel auf der Einnahmeseite 
nun auch mehr ausgeben. Dazu kann ich nur sagen: Wer 
nicht in der Lage ist, Strukturreformen positiv anzuge- 
hen, der hat ein großes Problem, wenn die konjunktu- 
relle Situation etwas schwieriger wird. Dann werden 
nämlich die Steuereinnahmen zurückgehen, die struktu- 
rellen Probleme aber bleiben. Das wird letztendlich Ar- 
beitsplätze kosten. Ich sage Ihnen ganz offen: Das wol- 
len wir nicht akzeptieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte etwas Kritisches zum Sachverständigen- 
gutachten sagen. Der Sachverständigenrat mahnt eine 
Konsolidierung an; der Weg, der begonnen worden ist, 
solle fortgesetzt werden. Der Rat sagt aber auch: Wenn 
der Haushalt konsolidiert ist - wir, die Grünen, hoffen, 
dass das bis 2009 passiert; bislang ist ein konsolidierter 
Haushalt erst für 2011 geplant -, könnten die Steuern 
wieder gesenkt werden. 

Schauen wir uns die Lage in Deutschland einmal an: 

Wir haben Defizite im Bilduugs- und Forschungs- 
bereich. Im Vergleich zu anderen Ländern sind die For- 
schungsinvestitionen bei uns gering. Wir haben Pro- 
bleme mit jungen Menschen, die die Schule abbrechen 
und keinen geeigneten Zugang zu Bildung bekommen, 
weil die Infrastruktur, die notwendig ist, um kleine, aber 
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Christine Scheel 

(A) auch ältere Kinder angemessen zu berücksichtigen, nicht 
vorhanden ist. 

Wir haben Probleme. Deswegen müssen wir hier 
mehr investieren. Schon jetzt versprechen einige aus der 
Union den Leuten mit Blick auf den Wahlkampf, wann 
auch immer er einsetzen wird, Steuersenkungen; die 
FDP tut das sowieso. Stattdessen sollte man lieber erst 
einmal die Probleme lösen, die zu lösen sind. Es muss 
mehr in Bildung und Forschung investiert werden, damit 
wir in diesem Land in Zukunft gut aufgestellt sind, damit 
es Beschäftigungschancen für alle gibt und die Leute das 
Geld verdienen können, das sie zum Leben brauchen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

In diesem Kontext ist auch die ökologische Moderni- 
sierung durch Investitionen in die Zukunft von Bedeu- 
tung; denn auch eine ökologische Modernisierung hilft, 
volkswirtschaftliche Kosten einzusparen. Hier ist es 
leider so, dass wir permanent mit Ankündigungen kon- 
frontiert werden, zum Beispiel von der Klimaschutz- 
kanzlerin beim G-8-Gipfel. Demnächst wird der Bun- 
desumweltminister auf Bali daraufhinweisen, wie toll in 
der Bundesrepublik Deutschland alles ist, und der Welt- 
gemeinschaft erklären, wie sie sich ökologisch zu ver- 
halten hat. 

Aber wo bleiben die Konsequenzen, die gezogen wer- 
den, damit wir auf nationaler Ebene vorankommen? Wie 
und wo genau sparen wir C02-Emissionen ein? Welche 
ordnungspolitischen Rahmenbedingungen brauchen wir 
in diesem Land? 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Kemkraft!) 

Reichen im Hinblick auf die Automobilindustrie Appelle 
und schöne Ideen aus, oder müssen wir nicht auch ein- 
mal überlegen, hier eine klare ordnungspolitische Vor- 
gabe zu machen, damit wir mit dem, was wir uns alle 
wünschen, schneller vorankommen? 

Das ist der Punkt, an dem Sie immer wieder versagen. 
Sie geben nur heiße Luft von sich. Wenn es aber zur Sa- 
che geht, sind Sie nicht in der Lage, gemeinsam mit uns 
gesetzliche Vorgaben auf den Weg zu bringen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist an dieser Stelle das Problem. Wir nehmen zur 
Kenntnis, dass es gute Gedanken gibt. Aber es gibt keine 
Gesetze, mit denen diese guten Gedanken in die Tat um- 
gesetzt werden. Wir sind Ihnen dabei sehr gern behilf- 
lich. Wie Sie wissen, haben wir etliche Vorschläge auf 
den Tisch gelegt. 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Darauf kön- 
nen wir aber verzichten!) 

Ich möchte zur Reform des Arbeitslosengeldes I nicht 
mehr sehr viel sagen; denn darüber ist in diesem Haus 
schon gestern sehr intensiv diskutiert worden. Fakt ist, 
dass viele ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen im Zuge des Aufschwungs und bedingt durch die 
gesetzlichen Vorgaben, die im Hinblick auf den Arbeits- 
markt gemacht wurden, wieder einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen. Das ist eine sehr positive Entwicklung. Das 


reicht aber noch lange nicht aus; denn es gibt immer 
noch viele ältere Langzeitarbeitslose. 

Das Fördern und das Weiterbilden bleiben gerade in 
diesem Bereich wichtiger als das Alimentieren. Sie ali- 
mentieren aber. Sie kürzen die Eingliederungsmittel für 
Arbeitslose um 600 Millionen Euro. Hier haben Sie die 
falsche strategische Entscheidung getroffen. Das wird 
den Menschen leider auch in Zukunft nicht sehr viel hel- 
fen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir halten es für richtig, dass Sie den Beitragssatz 
zur Arbeitslosenversicherung gesenkt haben. Wir sind 
allerdings der Meinung, dass Sie heute etwas mehr ver- 
teilen, als offensichtlich angemessen wäre. Man muss 
sich überlegen, ob eine Senkung des Beitragssatzes zur 
Arbeitslosenversicherung auf 3,3 Prozent in der Per- 
spektive zu halten ist. 

Auch der Sachverständigenrat hat davor gewarnt, et- 
was zu tun, was heute schön, aber nicht solide zu finan- 
zieren ist. Denn das kann schon morgen schaden, wenn 
Sie den Beitragssatz wieder anheben müssen. Dieses 
Problem haben Sie auch bei der Pfiegeversicherung und 
bei der Gesundheitsreform, die durchgeführt wurde. Ein 
Beitragssatz wird gesenkt, obwohl man weiß, dass er 
bald wieder steigen wird, weil die notwendigen Refor- 
men in den Bereichen Pflege und Gesundheit fehlen. 

Das Problem ist, dass Sie nach dem Prinzip „linke Ta- 
sche, rechte Tasche“ verfahren. Den Beschäftigten geht 
es aber darum, dass sie netto mehr in der Tasche haben. 
Nur dann können sie die Kaufkraft ankurbeln; das inte- 
ressiert die Leute. Die Grünen haben sehr gute Vor- 
schläge zur zielgenauen Entlastung der unteren Einkom- 
mensgruppen vorgelegt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum Mindestlohn - hier können wir etwas beobach- 
ten, das ich für eine große Blamage halte Sie heben 
das Briefmonopol zum 3 1 . Dezember 2007 auf, 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Ja! Damit es 
endlich Wettbewerb gibt!) 

allerdings ohne dafür zu sorgen, dass die verschiedenen 
Anbieter faire Wettbewerbsbedingungen vorfinden. 
Bleibt es so, wie es ist, dann wird der verschärfte Wett- 
bewerb auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen. 
Letztendlich sind es die finanziellen Interessen von pri- 
vaten Briefzustellfirmen gewesen, die die Kanzlerin mo- 
tiviert haben, zu sagen: Wir machen da nichts. - Es kann 
nicht angehen, dass das dazu beigetragen hat, die 
Lobbyinteressen der WAZ Mediengruppe und die Inte- 
ressen von Friede Springer zu vertreten. Anscheinend 
gilt die Koalitionsräson nicht mehr. In keinem einzigen 
Bereich haben Sie es zustande gebracht, einen vernünfti- 
gen Mindestlohn einzuführen, der dann auch umgesetzt 
werden kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist ein Armutszeugnis, dass nicht einmal so ein klei- 
ner Schritt gegangen werden kann. 
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(A) Ich halte es für grottenfalsch, wenn letztendlich allein 
großkoalitionäre Taktik das wirtschaftspolitische Han- 
deln bestimmt. Das geht nicht gut. Wir sehen den Zu- 
stand der Großen Koalition als sehr schwierig an. Das ist 
nicht gut für unser Land. Vielen ist mittlerweile eingefal- 
len, was Willy Brandt zur Zeit der ersten Großen Koali- 
tion einmal gesagt hat: „Ich zähle die Wochen und die 
Tage.“ Heribert Prantl hat gestern den „Aggregatzu- 
stand“ der Großen Koalition wie folgt beschrieben: Das 
ist der „Übergang vom festen in einen gasförmigen Zu- 
stand“. Das ist insgesamt nicht gut für unser Land. Rei- 
ßen Sie sich zusammen und machen Sie das, was Sie 
hier immer groß hemmposaunen! Tun Sie endlich efwas! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Alexander Dobrindt redet jetzt für die CDU/CSU- 
Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Alexander Dobrindt (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Erlauben Sie mir, ein, 
zwei Sätze zu meinen Vorrednern anzubringen. Lieber 
Kollege Wend, sehr geehrte Frau Kollegin Scheel, wenn 
Sie hier von der Kontinuität rot-grüner Politik sprechen, 
dann scheint es da ein größeres Wahmehmungsproblem 
zu geben. Allein wenn man an den SPD-Parteitag denkt, 
sieht man, dass Sie sich nicht einmal in der Kontinuität 
Ihrer eigenen Partei bewegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr. Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Die Arbeits- 
marktstatistik genügt, um die Diskontinuität zu 
verdeutlichen!) 

Die Menschen in Deutschland hatten genug von der 
hohen Arbeitslosigkeit, die Menschen hatten genug von 
Rekordschulden, und die Menschen hatten genug von 
der Perspektivlosigkeit. Deswegen ist Rot-Grün abge- 
wählt worden, und deswegen ist es gut, dass wir uns 
nicht in der Kontinuität rot-grüner Politik bewegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind vor zwei Jahren gemeinsam angetreten unter 
der Überschrift „Sanieren, Investieren und Reformie- 
ren“. Dass dieser Kurs unbestreitbar erfolgreich ist, zeigt 
die deutliche Senkung der Arbeitslosigkeit. 3,4 Millio- 
nen Arbeitslose sind es aktuell. Das ist immer noch zu 
viel; aber damit sind 1,1 Millionen Menschen weniger 
arbeitslos als noch vor zwei Jahren. Zum ersten Mal ha- 
ben wir in der Bundesrepublik über 40 Millionen Er- 
werbstätige. 

Herr Kollege Schui, wenn Sie davon sprechen, dass 
dies alles keine ausreichenden Erfolge seien, wenn Sie in 
Abrede stellen, dass 600 000 Menschen einen neuen Job 
haben - dahinter stehen Familien, dahinter stehen Ein- 
zelschicksale -, dann ist das blanker Hohn in den Augen 
derer, die wieder eine Zukunftsperspektive in Deutsch- 
land bekommen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Unser Wirtschaftswachstum ist eines der stärksten der (C) 
letzten Jahrzehnte: 2,9 Prozent im letzten Jahr, 2,7 Pro- 
zent in diesem Jahr. 

Was viel wichtiger ist: Die Menschen - das spürt 
man, wenn man draußen unterwegs ist - haben wieder 
eine positive Zukunftserwartung, die Menschen glau- 
ben, dass es in den nächsten Jahren auch für sie persön- 
lich vielleicht wieder besser wird. Ich glaube, dass dies 
den Aufschwung weiter trägt: dass die Menschen uns Zu- 
trauen, die Zukunft zu gestalten. 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat diese Entwick- 
lung im Vorwort seines aktuellen Gutachtens gewürdigt: 

. . . präsentierte sich die deutsche Volkswirtschaft im 
Jahr 2007 weiterhin in einer guten Verfassung. 

Im Weiteren heißt es: 

Unbestreitbar ist ..., dass die positive gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung der letzten zwei Jahre der 
Politik größere Handlungsspielräume eröffnet hat. 

Das Wichtigste, das der Sachverständigenrat schreibt: Es 
wäre falsch, in den Mahnungen einen Hinweis zu sehen, 
dass der Aufschwung erlahmt oder gar eine Rezession 
droht. - Gerade deswegen nehmen wir die Mahnungen 
und Warnungen ernst. Selbstverständlich gilt es, unser 
Land weiter zu reformieren und vorwärtszubringen. 
Selbstverständlich wollen wir keine Reformdividende 
verspielen. Dazu gehört aber auch, dass man die Re- 
formdividende den Menschen in unserem Land ein 
Stück weit zugänglich macht. 

Deswegen kann ich es überhaupt nicht verstehen, dass 
in diesem Gutachten steht, dass die Sachverständigen 
gegen eine Senkung des Beitragssatzes zur Arbeits- 
losenversicherung sind. Angeblich könne das nicht 
nachhaltig sein. Auch die Grünen stellen das in Abrede. 
Angeblich müsste er irgendwann wieder erhöht werden. 

Wo ist denn da der Mut zu mehr Reformen? Wo ist denn 
da der Mut, den Menschen etwas mehr in der Tasche zu 
lassen? Wir müssen die Binnenkonjunktur ankurbeln, 
das heißt, den Menschen etwas mehr in der Tasche las- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Hüseyin-Kenan Aydin 
[DIE LINKE]: Wo sind die Ansätze?) 

Ich frage mich: Wo ist die wirtschaftliche Strategie, die 
auch in diesem Gutachten angemahnt wird, wenn man 
sagt, dass man den Beitragssatz zur Arbeitslosenversi- 
cherung nicht senken kann? 

Was für eine Strategie ist das denn? Das klingt eher 
danach, den Sparstrumpf der Oma unter dem Kopfkissen 
zu lassen. Das ist keine Strategie. Wir brauchen aber 
mehr Wirtschaftswachstum in Deutschland. Deswegen 
ist es wichtig, den Beitragssatz zur Arbeitslosenversi- 
cherung von 6,5 Prozent auf 3,3 Prozent zu senken. Das 
entspricht einem Betrag von 24 Milliarden Euro, den die 
Menschen mehr in der Tasche haben. Das ist ein Erfolg, 
den es in dieser Bundesrepublik seit Jahrzehnten nicht 
mehr gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, möchten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Schui zulassen? 

Aiexander Dobrindt (CDU/CSU): 

Der Herr Schui hat hier wahrlich schon genug Unsinn 
geredet, aber bitte. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Schui, bitte schön. 

Dr. Herbert Schui (DIE LINKE): 

Na gut, ich kommentiere Ihre Bemerkung nicht. 

Ich habe Zweierlei anzumerken. Punkt eins. Sie ha- 
ben die Ausführungen von Bofinger gelesen, der anderer 
Meinung ist. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass die sinkende Arbeitslosigkeit während des Auf- 
schwungs, von dem wir hier reden, das Ergebnis dessen 
ist, dass weniger Leute in den Arbeitsmarkt eingetreten 
sind? Diese haben nämlich ganz einfach nicht die Ent- 
scheidung getroffen, erwerbstätig sein zu wollen. In den 
Arbeitsmarkt eintreten: Das bezieht sich nicht auf die 
Arbeitslosen, weil sie bereits auf dem Arbeitsmarkt sind. 
Ihre Politik hat also keinen Erfolg gehabt, weil die Ent- 
wicklung auf individuellen Entscheidungen usw. beruht 
hat. Das sollten wir einmal klarstellen. 

Punkt zwei. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass der Sachverständigenrat sagt, dass die Abgaben an 
die Arbeitslosenversicherung nicht unter 3,9 Prozent ge- 
senkt werden sollten, weil man sonst zu wenig Rückla- 
gen für den nächsten Abschwung habe, der bestimmt 
komme? 

Alexander Dobrindt (CDU/CSU): 

Lieber Herr Kollege Schui, sind Sie bereit, zur Kennt- 
nis zu nehmen, dass zu rot-grünen Zeiten jeden Tag über 
1 000 Menschen mehr arbeitslos geworden sind? Sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass im Gegensatz 
dazu die Zahl der Beschäftigten bis heute auf über 
40 Millionen deutlich gestiegen ist? Das widerlegt Ihre 
These. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Herbert Schui 
[DIE LINKE]: Nein!) 

- Das widerlegt Ihre These: Es sind mehr Menschen in 
Arbeit als früher. Warum besfreiten Sie das denn? Die 
Zahlen sind eindeutig. - Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, 
dass unsere Politik damit am Schluss erfolgreich sein 
wird - und nicht Ihre Thesen, die vollkommen verdreht 
sind. Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Herbert Schui 
[DIE LINKE]: Dann ist Herr Bofinger auch 
verdreht! Das ist in Ordnung!) 

Meine Damen und Herren, es ist nicht allein die Poli- 
tik, die diesen Aufschwung verantwortet hat. Es ist auch 
nicht allein die Wirtschaft, die diesen Aufschwung ver- 
antwortet hat. Es sind zum großen Teil die Menschen in 
diesem Land, die diesen Aufschwung mit verantwortet 
haben. Wir müssen sie weiterhin mitnehmen, um den 


Aufschwung zu gestalten. Das heißt, wir müssen sie 
auch weiterhin an dem Aufschwung beteiligen. 

Wir haben das mit Maßnahmen, die in diesem Gut- 
achten leider nicht aufgezeigt werden, vielfältig getan. 
Durch das C02-Sanierungsprogramm wurden Investitio- 
nen in Milliardenhöhe in die Sanierung von Wohnungen 
und Häusern gefördert. Das bringt den Handwerkern vor 
Ort ganz konkret etwas. Das bringt den Kleinen etwas 
und nicht der Großindustrie. Das Geld bleibt in der Re- 
gion. Die Menschen können Geld verdienen und davon 
leben. Wir haben die Absetzbarkeit von Handwerksleis- 
tungen eingeführt. Wir wollen, dass auch der Haushalt 
als Arbeitsplatz mehr Anerkennung findet, um auch da- 
durch Menschen in Arbeit zu bringen. 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Richtig!) 

Auch das ist ein wichtiger Beitrag, der zukünftig mehr 
an Bedeutung gewinnen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Der Bergführer des Aufschwungs, der Wirtschaflsmi- 
nisfer Michael Glos, 

(Dr. Rainer Wend [SPD]: Wo isf er denn? - 
Weitere Zurufe von der SPD: Ja, wo ist der 
Bergführer eigentlich? - Hat er sich verstie- 
gen?) 

hat recht: Es kommt darauf an, die Konsumlust der Men- 
schen in Deutschland zu stärken. Deswegen müssen wir 
über weitere Entlastungen nachdenken. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeif. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Martin Zeil spricht jetzt für die FDP -Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Martin Zeil (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Schui, Sie sind Vertreter einer Partei in der 
Nachfolge einer Partei, die 40 Jahre für Unfreiheit in 
Deutschland gestanden ist. 

(Volker Schneider [Saarbrücken] [DIE 
LINKE]: Sie auch!) 

Sie brauchen uns über den Freiheitsbegriff nicht zu be- 
lehren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es war ja sehr interessant, Herr Kollege Meyer, Sie 
haben von dem klaren Kurs in der Koalition gesprochen. 
Man musste aber nur wenige Minuten später die interes- 
sante Diskussion über die Themen Tarifautonomie und 
Arbeitsmarktpolitik verfolgen, um zu erkennen, dass Sie 
eben nicht zu diesem klaren Kurs in der Koalition fin- 
den. Ich habe mich über Ihre Ausführungen zur Tarif- 
autonomie sehr gewunderf. Herr Meyer, Sie haben völ- 
lig zu unrechf - weil Sie nichf richtig zugehört haben - 
Herrn Brüderle als Feind der Tarifautonomie hingestellt. 
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(A) Aber Sie, Herr Kollege Wend, spreehen einer Gruppe, 
die im Moment nieht sehr populär ist, den Lokomotiv- 
führern, ihre Reehte im Rahmen der Tarifautonomie ab. 
Was ist das für ein sozialdemokratisehes Verständnis? 

(Beifall bei der FDP - Ludwig Stiegler [SPD]: 

Wir sind für Solidarität!) 

- Herr Kollege Stiegler, Sie sollten vielleieht erst einmal 
zuhören, bevor Sie einen Zuruf maehen. 

Das Saehverständigengutaehten zeigt auf, dass zwei 
Jahre lang eine Politik der kleinen Sehritte, der verpass- 
ten Mögliehkeiten betrieben wurde, dass vor allen Din- 
gen der Ansprueh in der Regierungserklärung „mehr 
Freiheit wagen“ in vielen Bereiehen nieht erfüllt wurde 
und dass wir auf vielen Gebieten eine Rolle rüekwärts 
erleben. Wie sieht es konkret aus? Sie besehließen auf 
dem letzten SPD-Parteitag quasi den Rüekfall in den de- 
mokratisehen Sozialismus. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Das ist ein Fort- 
sehritt!) 

Herr Kollege Stiegler, Wolf Biermann hat Ihnen in ei- 
nem Üf»;ege/-Essay eine wunderbare Antwort darauf ge- 
geben. Sie sind dureh Ihre Regierungsbeleiligung über- 
fordeit und suehen im Grunde die Nisehe der Opposilion 
innerhalb der Regierung. 

(Beifall bei der FDP) 

Das wäre noeh hinzunehmen, wenn Ihre Politik nieht 
ganz konkrete negative Folgen für die Mensehen hätte. 
Laut einer heute veröffentliehten Stellungnahme liegt 
Deutsehland bei der Kaufkraft nur noch an zehnter 
Stelle in Europa. Das kommt daher, dass Sie die Bürger 
hauptsächlich abkassiert und ihnen Kaufkraft entzogen 
haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Beim Steuerrecht setzt sich das fort. Herr Kollege 
Stiegler, ich war gestern in unserer gemeinsamen Heimat 
Bayern und habe dort einen Landrat und einen Bürger- 
meister getroffen, die weder Ihrer noch meiner Partei an- 
gehören. Die haben mich gefragt: Warum haben Sie 
denn diese unsinnige Unternehmensteuerreform ge- 
macht, mit neuen bürokratischen Belastungen und vor 
allen Dingen mit diesen unnötigen Regelungen für den 
Mittelstand gerade in den Innenstadtlagen? Ich habe ge- 
anlwortel: Wir, die Freie Demokratische Partei, haben 
dem nicht zugestimmt. Gehen Sie zu Ihren Freunden von 
der Union und den Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der FDP) 

Noch ein Wort zum Thema Staatsfonds. Das ist eine 
interessante Auseinandersetzung. Herr Kollege Meyer, 
ich glaube, dass Sie das Sachverständigengutachten 
nicht richtig gelesen haben. Die Sachverständigen sagen 
nämlich, eine Mindestanforderung an ein neues Instru- 
ment sei die genauere Beschreibung der tatsächlichen 
oder vermeintlichen Bedrohung. Man müsse prüfen, ob 
es über die bestehenden Instrumente hinaus überhaupt 
einer neuen Vorschrift bedürfe. Diese Dinge sollten Sie 
sich einmal hinter die Ohren schreiben. 


(Beifall bei der FDP) 

Ich kann nur sagen: Ludwig Erhard muss gewusst ha- 
ben, warum er der Union nie beigetreten ist. Es gibt nur 
noch eine Partei, die tür soziale Marktwirtschaft steht, 
und das sind die Freien Demokraten. 

(Beifall bei der FDP - Klaus Barthel [SPD]: 
Warum ist er dann nicht Mitglied bei Ihnen ge- 
worden?) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Die Kollegin Edelgard Bulmahn hat jetzt das Wort tür 
die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Edeigard Buimahn (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Wir diskutieren heute über das Jahres- 
gutachten des Sachverständigenrates. Deshalb möchte 
ich mit zwei Zitaten aus dem Gutachten beginnen. 
Gleich am Anfang stellen die Wirtschaftssachverständi- 
gen fest: 

Nach dem überraschend starken Aufschwung im 
Jahr 2006 . . . 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Überraschend? Für 
wen?) 

- das sagen die Sachverständigen; wir haben gewusst, 
dass wir mit unserer Politik einen Aufschwung erreichen 
werden - 

präsentierte sich die deutsche Volkswirtschaft im 
Jahr 2007 weiterhin in einer guten Verfassung. 

Lieber Kollege Dobrindt, ich weiß, dass ein Erfolg im- 
mer viele Väter und Mütter hat; das sehen im Übrigen 
auch die Sachverständigen so. Denn sie fahren fort: 

Zu einem Teil liegt dies daran, dass sich die Politik 
namentlich in den Jahren 2001 bis 2006 vielen He- 
rausforderungen erfolgreich gestellt hat . . . 

Soweit ich mich erinnere, war die SPD die einzige Frak- 
tion, die in all diesen Jahren die Regierungspolitik mit- 
gestaltet hat. Sie kann deshalb zu Recht feststellen, dass 
sie diesen Erfolg mitverantwortet und miterreicht hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - 
Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: In diesen 
Jahren haben wir im Bundesrat das 
Schlimmste verhindert! Das war der Punkt! - 
Ludwig Stiegler [SPD]: Wir teilen auch mit 
den Nachgeborenen!) 

- Wir teilen auch. Deshalb weise ich auch darauf hin, 
dass auch die Bündnisgrünen und die CDU/CSU in die- 
sen Jahren mitgewirkt haben. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Insofern sollten wir feststellen, dass es unser gemeinsa- 
mer Erfolg ist. 

Die Wirtschaft wächst - das ist unser gemeinsamer 
Erfolg - in diesem Jahr um 2,6 Prozent. Im kommenden 
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(A) Jahr - auch darauf weisen die Wirtschaftsweisen hin - 
wird sie weiter wachsen. Die Arbeitslosigkeit ist deut- 
lich gesunken. Es gibt mehr Menschen, die einen Ar- 
beitsplatz gefunden haben, erwerbstätig sind und ihr 
Geld selbst verdienen können. Das ist ein Erfolg. Für die 
Menschen, die einen Arbeitsplatz gefunden haben, ist 
das gut. 

Wahr ist allerdings auch - das sollte man nicht ver- 
schweigen -, dass der Aufschwung noch nicht alle er- 
reicht hat. Deshalb lohnt es sich, darüber zu streiten, wie 
wir sicherstellen können, dass der Aufschwung alle er- 
reicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Zuruf 
von der FDP: Steuern senken!) 

Die Sachverständigen stellen ausdrücklich fest, dass 
in den kommenden Jahren der Stärkung des Binnen- 
marktes eine deutlich größere Bedeutung zukommen 
wird und dass es vom Gelingen dieser Aufgabe mit ab- 
hängt, ob die Wirtschaft weiter wachsen und die Arbeits- 
losigkeit weiter zurückgehen wird, sodass auch diejeni- 
gen, die bisher nicht am Aufschwung teilhaben, davon 
profitieren können. Wir wollen das erreichen. Deshalb 
müssen wir alles dafür tun, dass der Binnenmarkt in den 
kommenden Jahren gestärkt wird. 

Die Koalition hat sich 2005 entschieden, zum einen 
den Haushalt zu konsolidieren. Das tun wir, und das 
werden wir auch fortsetzen. Wir haben aber gleichzeitig 
beschlossen, Investitionen zu tätigen, um den Binnen- 
markt zu stärken, damit unser Wirtschaftswachstum 
nicht allein vom Export abhängig ist. 

(Beifall des Abg. Ludwig Stiegler [SPD]) 

Das hat Erfolg. Wir haben mit dem 25-Milliarden-Euro- 
Programm, das wir derzeit umsetzen und auch fortsetzen 
werden, sehr viele Arbeitsplätze - zum Beispiel im 
Handwerk - geschaffen. Der Erfolg ist spürbar. Die 
Handwerksbetriebe, aber auch die Zulieferbetriebe spü- 
ren das bereits. 

Dass allein das energetische Gebändesaniernngs- 
programm zu einem Wirtschaftswachstum von 1,5 Pro- 
zent geführt hat, zeigt, dass die Entscheidung richtig 
war, auf der einen Seite zu investieren und auf der ande- 
ren Seite den Haushalt zu konsolidieren. 

Wir müssen diese Politik fortsetzen. Es gibt noch sehr 
viel zu tun. Das Deutsche Institut für Urbanistik schätzt 
den Investitionsbedarf, um die öffentliche Infrastrnk- 
tnr auf Vordermann zu bringen, in den kommenden Jah- 
ren auf 70 Millionen bis 80 Millionen Euro. 

Es ist richtig, dass wir noch viel stärker zum Beispiel 
in Schulen und Kindergärten, aber auch in Straßen und 
andere öffentliche Gebäude investieren müssen. Deshalb 
müssen wir bereit sein, weiterhin zu investieren und 
gleichzeitig den Haushalt zu konsolidieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Alexander Dobrindt [CDU/CSU]) 

Das muss auch in den Haushaltsberatungen deutlich 
werden. Sonst können wir nicht den Binnenmarkt stär- 
ken und die bereits erreichten Erfolge sichern. 


Wenn es richtig ist, dass der Binnenmarkt in den kom- (C) 
menden Jahren eine wichtigere Rolle spielen wird, dann 
ist es auch genauso richtig, dass es notwendig sein wird, 
dass mehr Menschen auch mehr Kaufkraft haben wer- 
den. Wir haben die Kaufkraft bei vielen gestärkt. Die 
wichtigste Voraussetzung, um Kaufkraft zu haben, ist, 
einen Arbeitsplatz zu haben. 

Wenn Menschen aber - wie bei den Postdiensten - je- 
den Tag, stundenlang, bei Regen, bei Kälte und bei Hitze 
Kilos herumschleppen, damit wir alle unsere Post pünkt- 
lich auf dem Schreibtisch haben, und sie dann mit 
5,20 Euro pro Stunde nach Hause gehen, ist das unan- 
ständig. Dafür gibt es kein anderes Wort. Das ist unan- 
ständig und deshalb muss das geändert werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN) 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ich 
verstehe überhaupt nicht, dass Sie sagen, die Einführung 
beschäftigungs- und wettbewerbsfeindlicher gesetzlicher 
Mindestlöhne sei abzulehnen, weil sie Lohnfindungs- 
prozesse auf den relevanten Märkten verkennen. 

(Gudrun Kopp [FDP]: Sie wollen Monopole!) 

Was heißt das denn eigentlich? Soziale Marktwirt- 
schaft kann das doch wirklich nicht heißen und das heißt 
es auch nicht. Soziale Marktwirtschaft ist etwas ganz an- 
deres. Soziale Marktwirtschaft heißt eben nicht, dass 
sich einige Unternehmen auf Kosten der Steuerzahler ih- 
ren Profit erhöhen. Das ist auch unanständig. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist mit den Grundsätzen einer sozialen Marktwirt- 
schaft auch nicht vereinbar. Soziale Marktwirtschaft be- 
deutet auch nicht, dass eine Friseuse in Thüringen einen 
Bruttoarbeitslohn von 3,18 Euro hat und damit vertröstet 
wird, dass sie dazu noch ein Trinkgeld bekommt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Soziale Marktwirtschaft heißt nicht, vorher Almosen 
einzusammeln und sie dann zu verteilen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Gründungsväter 
der FDP würden sich im Grab umdrehen, wenn sie Ihre 
Position hören würden. 

(Beifall bei der SPD - Gudrun Kopp [FDP]: 

Sie haben keine Ahnung von sozialer Markt- 
wirtschaft!) 

Da möchte ich einmal Friedrich Naumann - zu dem wer- 
den Sie sich ja hoffentlich noch bekennen - zitieren. 
Friedrich Naumann hat ausdrücklich gesagt: Dauerhafte 
Ware kann anständigen Lohn vertragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Richtig, Herr Naumann, das war ein echter Liberaler. 
Wenn Sie den Mindestlohn hier als ein marktwidriges 
Instrument bezeichnen, frage ich mich, was Sie unter so- 
zialer Marktwirtschaft verstehen. Ich frage mich aller- 
dings auch: Was verstehen Sie unter Lohnfindung? Soll 
das so aussehen, dass die Unternehmer den Menschen 
Dumpinglöhne zahlen, von denen sie nicht leben 
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(A) können, und den Rest sollen sie auf der Straße finden? 
Was verstehen Sie denn darunter? Das kann doeh wirk- 
lieh nieht wahr sein. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der SPD: 

Steinzeit!) 

Das, was Sie hier vertreten, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen von der FDP, ist nieht Liberalismus, das ist im 
Übrigen aueh nieht Neoliberalismus, das ist Neofeuda- 
lismus, niehts anderes. 

(Beifall bei der SPD - Martin Zeil [FDP]: Sie ver- 
treten den demokratisehen Sozialismus!) 

Franz Müntefering hat das einmal Staatslohntheorie 
genannt. Das ist aueh riehtig. Das ist Staatslohntheorie, 
bei der darauf gesetzt wird, dass im Grunde genommen 
der Staat den Lohn bezahlt. Das wird nieht gehen, und 
das wird aueh mit uns nieht zu maehen sein. Erstens 
riehtet das jede Volkswirtsehaft zugrunde. Zweitens ist 
es unanständig. Jeder Menseh, der 38 oder 40 Stunden in 
der Woehe harte und gute Arbeitet leistet, muss aueh von 
seinem Einkommen leben können. Da gibt es kein Wenn 
und Aber, das muss gesiehert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb ist die Diskussion über Mindestlohn nieht ir- 
gendeine sozialromantisehe Debatte. Mindestlohn ist 
keine sozialromantisehe Idee, sondern eine ordnungs- 
politisehe Grundlage für eine funktionsfähige soziale 
Marktwirtsehaft, nieht weniger und nieht mehr. 

(ß) (Beifall bei Abgeordneten der SPD - Gudrun 

Kopp [FDP]: Sie wollen Sozialismus!) 

- Liebe Frau Kopp, was Sie vorsehlagen, ist Sozialis- 
mus, nämlieh dass der Staat die Löhne für die Unterneh- 
men zahlen muss. Sie müssen einmal Ihre eigene Argu- 
mentation überdenken! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir setzen auf einen fairen Wettbewerb, und ein fairer 
Wettbewerb braueht aueh Regeln. Jedes Unternehmen, 
das seinen Leuten faire, anständige und gereehte Löhne 
zahlt, muss sieh doeh in Grund und Boden ärgern, wenn 
es einen Konkurrenten hat, der auf Kosten des Steuer- 
zahlers ein anderes Unternehmen, das faire Löhne zahlt, 
aus dem Markt rauswirft. Das hat doeh überhaupt niehts 
mehr mit Marktwirtsehaft zu tun. Überdenken Sie ein- 
mal Ihre eigene Argumentation. Sie stimmt von vorne 
bis hinten nieht. 

(Gudrun Kopp [FDP] : Sie verstehen wirklieh 
gar niehts!) 

leb habe am Anfang gesagt, wir wollen - und das sage 
ieh aueh noeh einmal zum Sehluss -, dass alle Mensehen 
am Wohlstand und am Aufschwung teilhaben. Das wird 
unsere politisehe Aufgabe aueh in den kommenden Mo- 
naten und Jahren sein. Es lohnt sieh, dafür zu streiten 
und aueh zu arbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Der Kollege Dr. Miehael Fuehs hat jetzt das Wort für 
die CDU/CSU-Fraktion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie es der 
Kollegin noeh einmal! - Gudrun Kopp [FDP]: 

Das nützt niehts mehr! Das versteht sie eh 
nieht!) 

Dr. Michael Fuchs (CDU/CSU): 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe 
Kollegen! Es gibt eine Reihe von Punkten, die man, 
wenn man gegen Ende der Debatte sprieht, aufgreifen 
könnte. Verehrte Frau Bulmahn, eines würde ieh doeh 
tun: erstens den Tarifvertrag für die Friseurinnen und 
Friseure in Saehsen lesen. Der Stundenlohn beträgt näm- 
lieh nieht 3,14 Euro, sondern 3,82 Euro. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Ieh habe gesagt: 
Thüringen!) 

Zweitens wäre es besser. Sie würden diese Rede an Verdi 
riehten, nieht an die FDP; denn Verdi hat diese Tarifver- 
träge untersehrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ihre Rede wundert mieh ein bissehen. Die FDP ist der 
falsehe Anspreehpartner; denn die maeht noeh keine Tarif- 
politik. 

Lieber Kollege Wend, wir sind uns häufig einig, aber 
heute muss ieh einige Punkte kritisieren. 

(Dr. Rainer Wend [SPD]: Damit helfen Sie 
mir sehr!) 

leb habe mir gerade eine Rede des heutigen Gasmanns 
aus Hannover, des damaligen Bundeskanzlers, bringen 
lassen, der am 3 1 . Mai 2005 auf Ihrem Parteitag zur 
Pendlerpausehale gesagt hat, dass Frau Merkel in eine 
völlig andere Riehtung wolle und für die Absehaffung 
der Pendlerpausehale sei. Das stimmt nieht mit dem 
überein, was Sie uns gerade eben vorgeworfen haben. 
Das halte ieh nieht für riehtig. 

Nun zu diesem Posttarifvertrag. Maehen wir uns 
doeh bitte niehts vor. Hier ist doeh kein klassiseher Tarif- 
vertrag zustande gekommen. 

(Gudrun Kopp [FDP]: Eben! - Edelgard 
Bulmahn [SPD]: Doeh!) 

Ieh selber habe in meinem Leben 16 Jahre lang Tarifver- 
träge untersehrieben. Dieser Tarifvertrag beinhaltet erstens 
eine Klausel, dass er nur dann wirksam wird bzw. von 
beiden Seiten kündbar ist, wenn er in das Entsendegesetz 
aufgenommen wird. Ieh habe noeh nie gesehen, dass 
sieh Tarifpartner vom Gesetzgeber abhängig maehen. 
Das ist für mieh der Beweis, dass man diesen Tarifver- 
trag nieht ernst nehmen kann. 

Zweiter Punkt: Dieser Tarifvertrag ist ein Vertrag, 
dem ganze 4 500 Postbedienstete unterliegen. 

(Gudrun Kopp [FDP]: So ist es!) 

Ieh erinnere an die Anhörung im Deutsehen Bundestag, in 
der der Vertreter der DPV gesagt hat, dass 4 500 Leute 
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(A) von diesem Tarifvertrag betroffen sind. Und einen solchen 
Tarifvertrag sollen wir für allgemeinverbindlich erklä- 
ren? Da machen wir uns lächerlich und höhlen die Tarif- 
autonomie in einer Weise aus, die sträflich ist. Da ma- 
chen wir nicht mit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das stimmt genau mit den Meseberger Beschlüssen 
überein. Die Bundeskanzlerin steht dazu. Deswegen ist 
Ihr Angriff, Herr Kollege Wend, völlig unberechtigt, und 
ich weise ihn zurück. Wenn es zu einem vernünftigen 
Tarifvertrag, der mindestens 50 Prozent der Postbediens- 
teten umfasst, kommt, dann kann dieser Tarifvertrag für 
allgemeinverbindlich erklärt und damit in das Entsende- 
gesetz aufgenommen werden. Aber das muss erst einmal 
der Fall sein. Dieser Tarifvertrag ist nichts anderes als 
ein Monopolverlängemngsvertrag und ein Wettbewerbs- 
verhinderungsvertrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei werden wir nicht mitmachen. Das kommt nicht in- 
frage. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich möchte nicht, dass wir dieselben Verhältnisse, die 
wir auch in anderen Bereichen haben, in denen es Mono- 
pole gibt, auch bei der Post weiter beibehalten. Ich 
möchte Wettbewerb bei der Post haben. Dann wird es 
zu neuen Dienstleistungen kommen. Die Telekom hat 
zur Genüge bewiesen, was es bedeutet, wenn Wettbe- 
werb eingeführt wird. Die Preise sind gesunken, und der 

(B) Service ist wesentlich besser geworden, als er früher in 
diesem Lande war. 

(Zurufe von der SPD und der LINKEN) 

Diese Bundesregierung ist auf einem guten Weg. Wir ha- 
ben es geschafft, die Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
von 6,5 Prozent auf 3,3 Prozent fast zu halbieren. Lieber 
Kollege Brüderle, da wäre Anerkennung besser als dieses 
Gejammer, das ich eben hier hören musste. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Kollege Westerwelle hat am Wochenende davon 
gesprochen, wir hätten keinen ordnungspolitischen Rah- 
men mehr und es gebe keine Ordnungspolitiker mehr. 
Manchmal habe ich das Gefühl, er weiß nicht so genau, 
wovon er redet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Herr Brüderle, wir beide sind Rheinland-Pfälzer. Ich 
habe einfach Folgendes gemacht: Ich habe mir die Zahlen 
von Rheinland-Pfalz kommen lassen. Das ist nicht so 
ganz schwierig. Die CDU war zwischen 1947 und 1990, 
teilweise zusammen mit der FDP, an der Regierung. In 
diesen Jahren wurden - inklusive der Wiederaufbauzeit - 
1 0 Milliarden Euro Schulden gemacht. Jetzt sind Sie 
13 Jahre lang zusammen mit Kurt Beck an der Regie- 
rung. In diesen 13 Jahren haben Sie 14 Milliarden Euro 
Schulden gemacht. Das zeigt, dass das ordnungspolitische 
Verständnis Ihrer Partei nicht gut ausgebildet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Mit 8,8 Prozent lag das Wirtschaftswachstum in der 
Phase, in der Sie in Rheinland-Pfalz Wirtschaftsminister 
waren, deutlich unter dem vieler anderer Bundesländer. 
Die Zahl der Arbeitslosen ist in Ihrer Zeit als Wirt- 
schaftsminister von 76 000 auf 147 000 angestiegen. 

Wissen Sie, was dadurch für mich klar wird? Die FDP 
taugt in einer Regierung nur dann etwas, wenn sie zu- 
sammen mit der CDU regiert. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU - Dr. Norbert Röttgen [CDU/ 
CSU]: Das ist ja auch leicht! Das schafft sogar 
auch die SPD!) 

Darüber sollten Sie einmal ein bisschen nachdenken. 

Zu dem Sachverständigengutachten: Jeder nimmt sich 
natürlich das heraus, was er braucht und was er hören 
mag. Eines steht aber fest, lieber Kollege Brüderle: Wir 
haben ein Wirtschaftswachstum, das relevant ist und 
als solches zu bezeichnen ist. 

(Rainer Brüderle [FDP] : Das streitet 
niemand ab!) 

In diesem Jahr wird das Wachstum bei mindestens 
2,6 Prozent liegen. Gestern hat das Statistische Bundes- 
amt die neuesten Zahlen dazu vorgelegt. Das Ergebnis 
im dritten Quartal ist hervorragend. Trotz der widrigen 
Weltkonjunkturlage - das wird sicherlich nicht besser - 
werden wir auch im nächsten Jahr ein Wachstum zu ver- 
zeichnen haben. 

(Rainer Brüderle [FDP] : Das bestreiten wir 
gar nicht!) 

Unsere Aufgabe ist, dafür zu sorgen, dass dieses Wachstum 
verstetigt wird. Das weiß die Große Koalition. Daran 
werden wir gemeinsam arbeiten. Ich bin ziemlich sicher, 
dass uns das gelingen wird. 

Wir haben mehr als 1,5 Millionen Arbeitslose weniger 
als vor zwei Jahren. Das ist ein super Erfolg. Den lassen 
wir uns auch von einer von Herbstdepressionen gezeich- 
neten FDP nicht kaputt reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD - 
Ludwig Stiegler [SPD]: Und der Michael 
Fuchs wird den Mindestlohn auch noch ma- 
chen! Die Bekehrung kommt schon noch! Wir 
geben die Hoffnung nie auf!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Die Kollegin Ute Berg spricht jetzt für die SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ute Berg (SPD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es war schon interes- 
sant, zu beobachten, wie Herr Fuchs seinen Wunsch- 
koalitionär beschimpft hat. 

(Dr. Michael Fuchs [CDU/CSU]: Nein!) 



13126 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


Ute Berg 

(A) Ich würde Herrn Brüderle jederzeit als Mensch in Schutz 
nehmen. Wir haben uns kennengelemt. Er ist ein sehr 
Netter. Als Politiker und Redner kann ich ihn aber nicht 
in Schutz nehmen. Herr Brüderle, Sie haben eben wieder 
gewütet und alles schwarzgemalt. 

(Rainer Brüderle [FDP]: Eigentlich gelb!) 

Das war Polemik pur. Das wissen alle, die Sie kennen. 

Der Sachverständigenrat hat uns mit der Überschrift 
des Gutachtens „Das Erreichte nicht verspielen“ im Prin- 
zip ein Riesenkompliment gemacht. Er hat gesagt: Ihr 
habt super viel erreicht, aber jetzt seid vorsichtig. - Sie 
haben die Erfolge, die wir in der Vergangenheit hatten, 
die von den Sachverständigen so hoch gelobt werden, 
immer in die Tonne getreten. Deshalb kann ich das, was 
Sie jetzt gesagt haben, absolut nicht ernst nehmen. 

(Martin Zeil [FDP]: Das sollten Sie aber! Das 
ist ein großer Fehler!) 

Zurück zum Gutachten der Sachverständigen. Der 
Mannheimer Sachverständige, Professor Franz, kalauerte 
bei einer Debatte über das Gutachten neulich: Prognosen 
sind immer dann schwierig, wenn sie für die Zukunft 
gemacht werden. Wie schwierig Zukunftseinschätzun- 
gen sind, hat der Sachverständigenrat schon häufig 
selbst erlebt, wenn seine eigenen Prognosen durch die 
Realität widerlegt wurden, 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Sehr wahr!) 

zum Beispiel kürzlich bei der Prognose zum Wirtschafts- 
wachstum 2006. Der Sachverständigenrat ist von einem 

(B) Wachstum von 1 Prozent ausgegangen. Es wurden schließ- 
lich 3 Prozent. In seinem neuen Gutachten hat er sich 
darüber überrascht gezeigt. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Immerhin!) 

Das zeigt, dass das, was die Fünf Weisen verkünden, 
nicht immer der Weisheit letzter Schluss ist. 

(Beifall des Abg. Ludwig Stiegler [SPD]) 

Ich sage das nur, um deutlich zu machen, dass wir nicht 
jedes Wort auf die Goldwaage legen müssen. Trotzdem 
nehmen wir den Rat und die Mahnungen natürlich ernst. 

Wir können aber Entwarnung geben: Wir setzen 
durchaus nicht auf reine Wohlfühlpolitik, die Transfer- 
leistungen ausweitet und Schuldenabbau verhindert, 
sondern weiterhin auf aktivierende Maßnahmen. Franz 
Müntefering wurde hier häufig gelobt. Er ist zuständig 
für eine ganze Menge von aktivierenden Maßnahmen 
auf dem Arbeitsmarkt, die wir beschlossen haben und 
selbstverständlich weiterführen werden. Wir setzen auch 
weiterhin auf Haushaltskonsolidierung. Insofern kann 
ich Sie durchaus beruhigen, Frau Scheel. 

Natürlich freuen wir uns auch über das Lob, das der 
Sachverständigenrat explizit der Regierung Schröder, 
Herr Dobrindt, aber auch der jetzigen Regierung, an der 
- wie jeder weiß - die SPD maßgeblich beteiligt ist, aus- 
gesprochen hat. Besonders erfreulich ist die Aussage des 
Sachverständigenrates, die Herr Wend eben schon zitiert 
hat, dass unsere Reformen zu einer tiefgreifenden, nicht 
nur zyklischen Erholung der Wirtschaft beigetragen haben. 


In der Tat haben wir neben den Arbeitsmarktreformen, (C) 
die schon mehrfach erwähnt wurden, den Mittelstand 
unterstützt, die Kommunen gestärkt, Forschungs- und 
Entwicklungsausgaben erhöht und die Betreuungsange- 
bote für Kinder ausgebaut. Das hat dazu geführt, dass 
mehr Frauen erwerbstätig sein können, und diese Frauen 
braucht die Wirtschaft ja nun dringend. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nicht zuletzt haben aber auch die Tarifparteien mit den 
moderaten und flexiblen Lohnabschlüssen der letzten 
Jahre einen wichtigen Beitrag zur Wettbewerbsiahigkeit 
der deutschen Unternehmen geleistet. 

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Lohn- 
senkungen!) 

„Das Erreichte nicht verspielen“, mahnen die Wirt- 
schaftsweisen nun. Da können wir beruhigen: Das wer- 
den wir nicht tun. Aber es ist auch klar, dass Sozial- 
demokratinnen und Sozialdemokraten darauf achten 
wollen und müssen, dass nicht Wenige viel und Viele 
wenig verdienen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


Wir wollen alle Bürgerinnen und Bürger am Auf- 
schwung beteiligen, auch diejenigen, die Vollzeit arbeiten 
und bisher von dem Lohn für diese Arbeit nicht leben 
können. Es kann und darf nicht sein, dass Menschen mit 
Arbeitslosengeld II und einem Minijob mehr im Porte- 
monnaie haben als Vollzeitbeschäftigte mit niedrigen 
Löhnen. Mit dem Erwerbstätigenzuschuss wollen wir 
daher Vollzeitstellen im Niedriglohnbereich attraktiver 
machen. Es soll sich lohnen zu arbeiten. 


(D) 


Peter Bofinger, der schon mehrfach zitiert wurde, 
wirbt in seinem Minderheitenvotum auch noch einmal 
für den Erwerbstätigenzuschuss. Zusätzlich hinterfragt 
er die ablehnende Haltung seiner Kollegen zu Mindest- 
löhnen. Seine Kollegen nehmen seiner Ansicht nach 
bewusst in Kauf, dass Niedriglöhne noch weiter sinken. 

Wir hingegen - das wurde nun schon hinreichend deut- 
lich, nicht zuletzt in der Rede von Edelgard Bulmahn - 
kämpfen für Mindestlöhne und sind in dieser Frage ent- 
täuscht von unserem derzeitigen Koalitionspartner. Mir 
hat noch niemand erklären können, Herr Fuchs, warum 
fast alle anderen europäischen Länder ohne die von Kri- 
tikern an die Wand gemalten verheerenden Folgen für 
die Volkswirtschaft Mindestlöhne einführen konnten, 
nur wir in Deutschland nicht. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ludwig Stiegler 
[SPD]: Wir sind eine verspätete Nation!) 

Hingegen sind wir mit den Koalitionspartnern einver- 
standen bzw. haben dies ganz massiv mit eingebracht, 
dass eine Mitarbeitergewinn- und -kapitalbeteiligung 
verstärkt möglich wird. Wir hoffen, dass wir in diesem 
Bereich zu einem guten Ergebnis kommen werden. 

Ich spreche einen weiteren Punkt an, der für die einzel- 
nen Menschen, aber auch für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung Deutschlands von entscheidender Bedeutung 
ist. Das ist der Bereich Ausbildung, Qualifizierung und 
Bildung insgesamt. Dass das deutsche Bildungssystem 
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(A) die Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler unzurei- 
chend ausschöpft, ist hinlänglich bekannt. Zu wenig qua- 
lifizierte oder hochqualifizierte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer kommen auf dem Markt an. Hier besteht 
dringender Handlungsbedarf Ich möchte das jetzt nicht 
weiter ausführen, weil es jedem hier im Raum bekannt ist. 

Gut qualifizierte Menschen suchen aber auch interes- 
sante und zukunftsweisende Arbeitsplätze, und die entste- 
hen vor allem in innovativen Unternehmen. Deutsche 
Unternehmen gehören zu den innovativsten in Europa. 
Wissenschaft und Forschung in Deufschland gehören zur 
Welfspifze. Die Produktion in forschungsintensiven Wirt- 
schaftszweigen wächst deutlich schneller als in anderen 
Bereichen. Ich nenne nur ein Beispiel: die Solarindustrie. 
Die Produktion von Solarzellen in deutschen Fabriken 
ist von 1998 bis 2005 um das 156-Fache gestiegen. Die 
Umsätze mit deutscher Solartechnik haben sich von 
1999 bis 2005 mehr als verzehnfacht. Heute arbeiten 
etwa 42 500 Menschen in diesem Bereich. 

Eine koordinierte Innovationspolitik ist notwendiger 
denn je. Nur so können wir die großen Herausforderun- 
gen der Zukunft bewältigen, zum Beispiel den Klima- 
wandel, eine finanzierbare Energieversorgung oder die 
Bekämpfung von Krankheiten wie Alzheimer und Aids. 

Wissenschaft, Wirtschaft und Politik müssen dabei 
gezielt Zusammenarbeiten. Kooperation und Vernetzung 
sind Voraussetzungen für Erfolge. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

(B) Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Ende. 

Ute Berg (SPD): 

Ja, ich komme zum Schluss. - Die Hightechstrategie 
und die Exzellenzinitiative sind gute Beispiele für wir- 
kungsvolle Kooperationen. Wenn wir in dieser Weise 
weiter erfolgreich arbeiten, ist mir um den Standort 
Deutschland nicht bange. Ich gehe davon aus, dass die 
Wirtschaftsweisen uns dafür dann auch loben werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - 
Ludwig Stiegler [SPD]: Die vom Irrtum zur 
Wahrheit reisen, das sind die Weisen!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Der Parlamentarische Staatssekretär Hartmut 
Schauerte hat jetzt das Wort. 

Hartmut Schauerte, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Technologie: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Sachverständigenrat hat ein Gutachten vorgelegt. Es hat 
zwei Aussagen: Die Reformpolitik der Bundesregierung 
der vergangenen Jahre zahlt sich in einer Reformdivi- 
dende aus. Das Erreichte darf nicht durch Zurückdrehen 
der Reformen verspielt werden. - Beiden Aussagen 
stimmen wir seitens der Bundesregierung uneinge- 
schränkt zu. 


Was der Sachverständigenrat zur Entwicklung der (C) 
Wachstumsraten etc. sagt, stimmt mit dem überein, was 
die Bundesregierung sagt. Wir haben von Anfang an - das 
zeichnet diese Bundesregierung aus - moderate Schät- 
zungen vorgelegt, weil wir uns lieber von der Wirklich- 
keit übertreffen lassen wollen, als dass wir uns nach un- 
ten korrigieren müssen. 

In einer solchen Debatte, wie sie gerade geführt wor- 
den ist, geben am Ende die Ergebnisse einen wichtigen 
Hinweis darauf, was richtig und was falsch war. Ich darf 
im Telegrammstil auf ein paar Ergebnisse zu sprechen 
kommen. 

Im Vergleich zum Ende der letzten Regierung von 
Rot-Grün unter Gerhard Schröder 1 Million Arbeitslose 
weniger, 1 Million Beschäftigte mehr. 1,25 Millionen of- 
fene Stellen - so die Schätzung eine sensationelle 
Zahl. Die Staatsquote sinkt von 47 Prozent in Richtung 
von 45 Prozent. Die Neuverschuldung pendelt sich bei 
null ein. Herr Schui, Ihre ganze Zahlenarithmetik zu der 
Frage, was denn da tatsächlich gewachsen sei, ist falsch 
und führt auch nicht zu dem Ergebnis, das Sie behaup- 
ten. Nur eine Zahl will ich nennen: Erstmals in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik liegt die Zahl der Erwerbs- 
tätigen bei nahe 40 Millionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Das ist die entscheidende Größe: Wie viel Menschen 
sind in Arbeit? 40 Millionen! Das hatten wir noch nie. 

Wie kommt das nun? Die Politik sollte sich nicht 
überschätzen, aber auch nicht unterschätzen. Ich will 
drei, vier Dinge nennen, die ganz wichtig waren, an de- ^ ' 
nen die Politik aber nichts getan hat und bei denen die 
SPD in dem einen oder anderen Punkt sogar dezidiert 
anderer Meinung war. 

Der elende Fehler der 35-Stunden- Woche ist beseitigt. 

In Deutschland wird wieder länger gearbeitet. Der 
Durchschnitt liegt bei nahe 40 Stunden die Woche. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Das ist kein Fort- 
schritt!) 

Über den Weg der Veränderung haben wir die größte 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Volkswirtschaft erreicht; ich sage: mit unserer stillen 
Unterstützung und gegen die Überzeugung sozialdemo- 
kratischer Wirtschaftspolitik. 

(Hüseyin-Kenan Aydin [DIE LINKE]: Auf 
Kosten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer!) 

Die Effizienz ist erhöht worden; Sie haben gerade 
darauf hingewiesen. Ich behaupte: Keine große Volks- 
wirtschaft in Europa produziert so effizient wie Deutsch- 
land. Keine große Volkswirtschaft in Europa hat bei ihren 
Produkten mittlerweile einen so hohen Innovationsanteil 
wie Deutschland; das macht uns weltweit wettbewerbs- 
fähig. 

Das sind ganz wichtige Fakten, die ziemlich ohne 
politische Beeinflussung zustande gekommen sind. 
Deswegen ist der Streit darüber, ob das alles Schröder 
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(A) zuzuschreiben war oder nicht, auch ziemlich müßig. 
Lassen wir das einmal weg. 

(Zuruf des Abg. Ludwig Stiegler [SPD]) 

- Lieber Herr Stiegler, was das Verdienst der SPD an- 
geht, habe ich eine zentrale Frage: Warum gab Gerhard 
Schröder in der zweiten Wahlperiode nach drei Jahren 
entnervt auf? Weil er glaubte, diesen Kurs mit Ihnen 
nicht fortsetzen zu können! 

(Ute Berg [SPD]: Weil der Bundesrat immer 
blockiert hat!) 

Das war doch der Grund für die vorgezogene Neuwahl! 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Das ist Geschichtsfäl- 
schung!) 

Er hat aufgeben müssen, weil er mit Rot und Grün kein 
Durchkommen mehr sah. 

(Alexander Dobrindt [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank hat er aufgegeben! - Ludwig Stiegler 
[SPD]: Wir sind hier nicht im Bierzelt! - Wei- 
tere Zurufe) 

Deswegen haben wir die Wahl vorgezogen. Müssen wir 
das jetzt noch weiter vertiefen? - Wenn Ihnen das nicht 
reicht, liebe Frau Andreae, sage ich noch: Solange Rot- 
Grün regierte - das galt erst recht zum Schluss -, waren 
alle wichtigen Indikatoren, die etwas über die Wettbe- 
werbsfähigkeit und die Zukunftsfahigkeit einer Volks- 
wirtschaft aussagen können, stark fallend. 

(B) (Ludwig Stiegler [SPD]: Ich würde das Gut- 

achten des Sachverständigenrats lesen!) 

Seitdem die Union in der Regierung ist - das gilt nicht 
nur für Rheinland-Pfalz -, sind alle uns bekannten Indi- 
katoren stark steigend. Das ist doch eine gute Bilanz. 
Warum streiten wir uns also? 

(Beifall bei der CDU/CSU - Christine Scheel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben das 
Gutachten nicht richtig gelesen!) 

- Doch, das habe ich, und zwar mit allen Varianten. Das 
Gutachten besagt zum Beispiel, Frau Scheel, dass Ende 
des Jahres 2007 der Wirtschaftsstandort Deutschland 

- das ist für die Zukunftsbetrachtung wichtig - wesent- 
lich besser positioniert sein wird, als dies zur Zeit der 
letzten Aufschwungphase der Fall war. Die Politik hat 
mit zum Teil sehr weitreichenden Reformen auf den Fel- 
dern der Besteuerung, des Arbeitsmarktes und der sozia- 
len Sicherung zum wirtschaftlichen Comeback Deutsch- 
lands beigetragen. Eine ganz wesentliche Voraussetzung 
dafür haben die Menschen geleistet. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Christine Scheel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Lesen Sie 
mal vor, in welchem Zeitraum Reformen ent- 
standen sind!) 

Wir haben den Menschen etwas zugemutet. Es gab 
stagnierende Einkommen 

(Zuruf von der LINKEN: Hungerlöhne!) 


und keine Rentenerhöhungen. Jetzt geht es darum, die (C) 
Reformdividende, von der der Sachverständigenrat ge- 
sprochen hat, auszuschütten. Dazu will ich Ihnen ein 
paar Zahlen nennen. 

Eine Reformdividende ist in Maßen erstmals möglich, 
ohne - das ist die eigentliche Kunst - die Zukunft zu 
verspielen. Ich sage ganz nüchtern: In diesem Jahr gab 
es Tarifrunden mit Abschlüssen in Höhe von 2 bis 
4,5 Prozent. Der durchschnittliche Abschluss in diesem 
Jahr betrug etwa 2,5 Prozent. Dies ist eine Reformdivi- 
dende aufgrund der Anstrengungen der Menschen. 

In diesem Jahr gibt es aufgrund der Systematik in der 
Rentenversicherung erstmals wieder eine - wenn auch 
geringe - Rentenerhöhung in Höhe von 0,5 Prozent. Im 
kommenden Jahr kann die Steigerung möglicherweise 
etwas höher, nämlich bei 1 Prozent, liegen. Auch das ist 
ein Teil der Reformdividende. Auch ich hätte es lieber, 
sie würde üppiger ausfallen. Aber noch sind die wirt- 
schaftlichen Erfolge nicht so langanhaltend und stabil, 
dass die Sprünge größer sein könnten. 

Wenn wir unseren eingeschlagenen Kurs weiter ver- 
folgen, dann wird die Reformdividende eine gewisse Be- 
ständigkeit aufweisen. Sie wird höher liegen können, als 
dies bisher der Fall ist. Dafür lohnt es sich doch zu arbei- 
ten. Die Erfolge darf man nicht kaputtreden. Wir freuen 
uns über diese ersten Erträge, die sich jetzt ergeben, und 
hoffen, dass wir den Kurs so fortsetzen können, dass sie 
nicht nur Eintagsfliegen sind, sondern dass sie sich kon- 
tinuierlich zugunsten der Menschen in Deutschland wei- 
terentwickeln. Es lohnt doch, daran zu arbeiten. (D) 

Ich komme noch ganz kurz zu den aktuellen Punkten, 
die angesprochen worden sind. Es ging unter anderem 
darum, wie man die Attacken ausländischer Staatsfonds 
abwehren kann. Es ist besser, man brauchte in solchen 
Fällen nicht einzugreifen. Das ist ungefähr vergleichbar 
mit der Ministererlaubnis im Kartellrecht. 

(Beifall bei der FDP) 

Es muss aber die Möglichkeit zum Eingreifen geben. 

Wir arbeiten daran, einen gangbaren Weg zu finden. Ich 
warne aber vor einer zu starken Normierung, was zu gro- 
ßen Abgrenzungsproblemen führen würde. 

(Beifall der Abg. Gudrun Kopp [FDP] - 
Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das glaube ich auch!) 

Das wird also nicht weiterhelfen. Es muss eine Möglich- 
keit zum schnellen und kurzfristigen Eingreifen geben, 
wenn es Attacken von Staatsfonds auf für Deutschland 
wichtige Bereiche gibt. 

(Gudrun Kopp [FDP]: Was sind „wichtige“?) 

- Genau das ist der Punkt. Das muss man von Fall zu 
Fall entscheiden. Es ist klüger, kein allzu enges Korsett 
anzulegen 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wir brauchen doch einen Rahmen!) 
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(A) und dafür auf die Vernunft der Regierenden in dieser 
Frage zu setzen. Ich halte das in einer offenen Gesell- 
schaft für den einzig gangbaren Weg. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie haben doch das Außenwirtschafts- 
gesetz! Da steht doch alles drin!) 

Jeder Versuch, alle Einzelheiten in einem Gesetzes- oder 
Verordnungswerk regeln zu wollen, wird in die Irre füh- 
ren. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Es gibt doch schon Gesetze dagegen!) 

Je weniger Leitplanken es gibt, umso seltener wird dies 
der Fall sein. Eine kritische Öffentlichkeit wird schon 
dafür sorgen, dass es solche Attacken nicht gibt. 

Wir haben Gott sei Dank nur wenige Ministererlaub- 
nisse gehabt. Alle Regierungen haben gewusst, dass das 
ein hochgefahrliches Instrument ist. 

Nun zur Post. Wir greifen nicht in die Tarifautonomie 
ein. Das ist der Grundsatz der Union. Wir wollen, dass 
Mindestlöhne, sofern es sie gibt, nach den bekannten Re- 
geln tariflich vereinbart werden, und nichts anderes. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Wir haben für die 
Briefzusteller einen Tarifvertrag!) 

Was wir nicht wollen können, Herr Stiegler, 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Ist die Flucht aus 

(B) dem Postgesetz!) 

ist, dass zu Beginn der Diskussion über Mindestlöhne 
der Versuch unternommen wird - das ist der Anfang ei- 
nes Prozesses, von dem ich nicht weiß, wo er enden 
wird; ich kann es nicht übersehen -, im Prinzip zuzulas- 
sen, dass der Haustarif eines großen und dominanten 
Wettbewerbers 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Der noch unter dem 
Postgesetz liegt!) 

zur Messlatte für einen allgemeinverbindlichen Mindest- 
lohn wird. Damit wird der Mindestlohn als ein Wettbe- 
werbsverhinderungsinstrument missbraucht und sorgt 
für das Fortbestehen eines Monopols. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir das am Anfang zulassen, werden wir die Min- 
destlöhne verbrennen. Es wird mehr Schaden als Nutzen 
stiften. 

(Zuruf des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Unsere große Bitte an die Beteiligten ist - dann sind 
wir voll bei dem, was wir in Meseberg beschlossen ha- 
ben -: Setzt euch an den Tisch, findet einen einvemehm- 
lichen, 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Das verstößt gegen 
das Postgesetz!) 


gemeinsamen Mindesttarifiohn, und ihr habt die Zustim- (C) 
mung der Union und der Regierung. Das ist unsere Ein- 
stellung zu diesem Thema. 

Ich bedanke mich und wünsche Ihnen weiterhin einen 
erfolgreichen parlamentarischen Tag. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Rainer Wend 
[SPD]: Welche Regierung meinen Sie? - Ge- 
genruf des Pari. Staatssekretärs Hartmut 
Schauerte: Unsere! - Gegenruf des Abg. 

Dr. Rainer Wend [SPD]: Für die haben Sie ge- 
rade nicht gesprochen!) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/7112 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. - Damit sind Sie ein- 
verstanden. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Bevor ich zu den nächsten Tagesordnungspunkten 
komme, begrüße ich herzlich neben den Gästen aus dem 
Inland auf unserer Tribüne auch eine Delegation der chi- 
lenischen Regierung. Herzlich willkommen hier bei uns! 

(Beifall) 

Jetzt rufe ich die Tagesordnungspunkte 42 a bis 42 1, 

42 n und 42 o sowie die Zusatzpunkte 2 a bis c auf: 

42 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Otto 
Fricke, Rainer Brüderle, Jens Ackermann, weite- 
ren Abgeordneten und der Fraktion der FDP ein- ^ ' 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ab- 
schaffung der Sozialisierung 

- Drucksache 16/3301 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f) 

Rechtsausschuss 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Fleischgesetzes 

- Drucksache 16/6964 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f) 

Innenausschuss 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab- 
kommen vom 26. Oktober 2004 über die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten ei- 
nerseits und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft andererseits zur Bekämpfung von 
Betrug und sonstigen rechtswidrigen Hand- 
lungen, die ihre finanziellen Interessen beein- 
trächtigen 

- Drucksache 16/6965 - 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Rechtsausschuss 
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d) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung der Organisation des Bundesaus- 
gleichsamtes 

- Drucksache 16/7079 - 

Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuss (f) 

Innenausschuss 

Finanzausschuss 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung des Fahrlehrergesetzes 

- Drucksache 16/7080 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Zeil, Rainer Brüderle, Paul K. Friedhoff, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

De-minimis-Beihilfen mittelstandsfreundlicher 
ausgestalten 

- Drucksache 16/3149 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f) 
Finanzausschuss 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Rainer 
Brüderle, Gisela Piltz, Martin Zeil, weiterer Ab- 
geordneter und der Fraktion der FDP 

Erwerhswirtschaftliche Betätigung der Kom- 
munen durch eine Klarstellung im Gesetz ge- 
gen den unlauteren Wetthewerb eindämmen 

- Drucksache 16/5963 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Paul 
Schäfer (Köln), Dr. Gregor Gysi, Oskar 
Lafontaine und der Fraktion DIE LINKE 

Keine deutsche Beteiligung an der Operation 
Enduring Freedom in Afghanistan 

- Drucksache 16/6098 - 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Rechtsausschuss 

Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael 
Leutert, Hüseyin-Kenan Aydin, Monika Knoche, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Für die soziale Rehabilitation von Kindersol- 
daten eintreten 

- Drucksache 16/6358 - 


Überweisungsvorschlag: (C) 

Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe (f) 

Auswärtiger Ausschuss 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten Patrick 
Döring, Hans-Michael Goldmann, Horst 
Friedrich (Bayreuth), weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP 

Obligatorische Haftpflichtversicherung für ge- 
werbliche Binnenschiffe beim Transport ge- 
fährlicher Güter 

- Drucksache 16/6640 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 

Innenausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten Detlef 
Parr, Daniel Bahr (Münster), Heinz Lanfermann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Regelung zur Substitutionsbehandlung Opiat- 
abhängiger praxisnah gestalten - Rechts- 
sicherheit für substituierende Ärzte schaffen 

- Drucksache 16/6795 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit (f) 

Innenausschuss 

Rechtsausschuss 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

l) Beratung des Antrags der Abgeordneten Patrick (D) 
Döring, Horst Friedrich (Bayreuth), Joachim 
Günther (Plauen), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

Abschaffung der Vorlagepflicht von Prüfbü- 
chern - Modiflkation der §§ 41, 42 der Verord- 
nung über den Betrieb von Kraftfahrunter- 
nehmen im Personenverkehr 

- Drucksache 16/6797 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

n) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre- 
gierung 

Bericht zum Ausbau der Schienenwege 2006 

- Drucksache 16/3000 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Ausschuss für Tourismus 

o) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesre- 
gierung 

Sondergutachten des Sachverständigenrates 
für Umweltfragen 

Klimaschutz durch Biomasse 

- Drucksache 16/6340 - 
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Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f) 
Finanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

ZP 2 a)Erste Beratung des von den Abgeordneten Frank 
Spieth, Klaus Emst, Dr. Martina Bunge, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE ein- 
gebraehten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Fünften Sozialgesetzbuches 

- Dmeksaehe 16/4808 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Gesundheit (f) 

Rechtsausschuss 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Neuordnung der Entschädigung 
von Telekommunikationsunternehmen für die 
Heranziehung im Rahmen der Strafverfol- 
gung (TK-Entschädigungs-N euordnungsge- 

setz - TKEntschNeuOG) 

- Dmeksaehe 16/7103 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Innenausschuss 

Finanzausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker 
Beek (Köln), Irmingard Sehewe-Gerigk, Monika 
Lazar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Stärkung des parlamentarischen Fragerechts 

- Dmeksaehe 16/6789 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

Es handelt sieh hierbei um Überweisungen im verein- 
faehten Verfahren ohne Debatte. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Die Vorlage auf Dmeksaehe 16/5963, Tages- 
ordnungspunkt 42 g, soll federführend vom Rechtsaus- 
schuss beraten werden. Sind Sie damit einverstanden? - 
Das ist der Fall. 

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 43 a 
bis 43 m sowie dem Zusatzpunkt 3. Es handelt sich um 
die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Aus- 
sprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 43 a: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Verkehr, Bau und 


Stadtentwicklung (15. Ausschuss) zu dem Antrag (C) 
der Abgeordneten Patrick Döring, Hans-Michael 
Goldmann, Michael Kauch, weiterer Abgeordne- 
ter und der Fraktion der FDP 

Toxische Rückstände in Transport-Containern - 
Heransfordernng für Arbeits- nnd Verbran- 
chersicherheit 

- Dmcksachen 16/5612, 16/6812 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Dr. Margrit Wetzel 

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh- 
lung auf Dmeksaehe 16/6812, den Antrag der FDP auf 
Dmeksaehe 16/5612 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Damit ist diese Beschlussempfehlung mit Zu- 
stimmung der Großen Koalition und der Fraktion Die 
Linke bei Gegenstimmen der FDP-Fraktion und Enthal- 
tung von Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Tagesordnungspunkt 43 b: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Tech- 
nologie (9. Ausschuss) 

- zu der Verordnung der Bundesregierang 

Achtzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

- Verordnung der Bundesregiemng 

Einhundertsechste Verordnung zur Ände- 
rung der Ausfuhrliste 

- Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord- 
nung - 

- Dmcksachen 16/6269, 16/6369 Nr. 2.1, 16/6382, 
16/6487 Nr. 2.1, 16/6875- 

B erichterstattung : 

Abgeordneter Erich G. Fritz 

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh- 
lung auf Dmeksaehe 16/6875, die Aufhebung der Ver- 
ordnungen auf den Dmcksachen 16/6269 und 16/6382 
nicht zu verlangen. Wer stimmt für diese Beschlussemp- 
fehlung? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist 
die Beschlussempfehlung bei Gegenstimmen der Frak- 
tion Die Linke, keinen Enthaltungen und Zustimmung 
des übrigen Hauses angenommen. 

Tagesordnungspunkt 43 c: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Tech- 
nologie (9. Ausschuss) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Laurenz 
Meyer (Hamm), Dr. Heinz Riesenhuber, 
Veronika Bellmann, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abge- 
ordneten Dr. Rainer Wend, Martin Dörmann, 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

(A) Dr. Ditmar Staffelt, weiterer Abgeordneter und 

der Fraktion der SPD 

Die Zukunft der deutschen Luftfahrtindus- 
trie sichern 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert 
Sehui, Dr. Barbara Höll, Ulla Lötzer, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 

Initiative Frankreichs aufgreifen - EADS 
durch Kapitalerhöhung stärken und staatli- 
che Sperrminorität sicherstellen 

-Drucksachen 16/5908, 16/6395, 16/7049- 

B ericht erstattung : 

Abgeordneter Dr. Heinz Riesenhuber 

Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung die Annahme des Antrags der 
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD auf Druck- 
sache 16/5908 mit dem Titel „Die Zukunft der deutschen 
Luftfahrtindustrie sichern“. Wer stimmt für diese Be- 
schlussempfehlung? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 
Damit ist die Beschlussempfehlung bei Zustimmung 
durch die Große Koalition, Gegenstimmen der Fraktion 
Die Linke und Enthaltung bei Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP angenommen. 

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ab- 
lehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 16/6395 mit dem Titel „Initiative Frank- 
reichs aufgreifen - EADS durch Kapitalerhöhung stär- 
ken und staatliche Sperrminorität sicherstellen“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? - Gegenstim- 
men? - Enthaltungen? - Damit ist die Beschlussempfeh- 
lung bei Gegenstimmen der Fraktion Die Linke und Zu- 
stimmung des übrigen Hauses angenommen. 

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Pe- 
titionsausschusses. 

Tagesordnungspunkt 43 d: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 297 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6946 - 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthal- 
tungen? - Die Sammelübersicht ist einstimmig ange- 
nommen. 

Tagesordnungspunkt 43 e: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 298 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6947 - 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthal- 
tungen? - Die Sammelübersicht ist ebenfalls einstimmig 
angenommen. 


Tagesordnungspunkt 43 f: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 299 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6948 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist bei Zustimmung von 
SPD, CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Lin- 
ken und bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen an- 
genommen. 

Tagesordnungspunkt 43 g: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 300 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6949 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist einstimmig angenom- 
men. 

Tagesordnungspunkt 43 h: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 301 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6950 - 

Wer stimmt dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthal- 
tungen? - Die Sammelübersicht ist bei Enthaltung der 
FDP und Zustimmung der übrigen Mitglieder des Hau- 
ses ebenfalls angenommen. 

Tagesordnungspunkt 43 i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 302 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6951 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist bei Ablehnung von 
Bündnis 90/Die Grünen und Zustimmung des übrigen 
Hauses angenommen. Es gab keine Enthaltungen. 

Tagesordnungspunkt 43 j : 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 303 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6952 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Damit ist die Sammelübersicht bei Gegenstim- 
men der Fraktion Die Linke und Zustimmung des übri- 
gen Hauses ebenfalls angenommen. 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

Tagesordnungspunkt 43 k: 

Beratung der Besehlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 304 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6953 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenstimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist bei Gegenstimmen der 
FDP-Fraktion und Zustimmung des übrigen Hauses an- 
genommen. 

Tagesordnungspunkt 43 1: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 305 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6954 - 

Wer stimmt dafür? - Gegensfimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist bei Gegenstimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke und 
Zustimmung des übrigen Hauses angenommen. 

Tagesordnungspunkt 43 m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 306 zu Petitionen 

- Drucksache 16/6955 - 

Wer stimmt dafür? - Gegensfimmen? - Enthaltun- 
gen? - Die Sammelübersicht ist bei Zustimmung durch 
die Koalition und gegen die Stimmen der gesamten Op- 
position angenommen. 

Zusatzpunkt 3 : 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Carsten 
Müller (Braunschweig), Ilse Aigner, Michael 
Kretschmer, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Rene 
Röspel, Jörg Tauss, Willi Brase, weiterer Abge- 
ordneter und der Fraktion der SPD 

Stärkung europäischer Wettbewerbsfähigkeit - 
ARTEMIS und weitere gemeinsame Technolo- 
gieinitiativen sinnvoll gestalten 

- Drucksache 16/7117 - 

Wer stimmt für diesen Antrag? - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Der Antrag ist bei Gegenstimmen der 
Fraktion Die Linke und Zustimmung im übrigen Haus 
angenommen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 7 a und 7 b 
auf: 

a) - Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung deutscher Streit- 
kräfte an der Friedensmission der Vereinten 
Nationen im Sudan (UNMIS) auf Grundlage 


der Resolution 1590 (2005) des Sicherheitsrats (C) 
der Vereinten Nationen vom 24. März 2005 
und weiterer Mandatsverlängerungen durch 
den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

-Drucksachen 16/6940, 16/7141 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Marina Schuster 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln) 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7165 - 
B erichterstattung : 

Abgeordnete Herbert Frankenhauser 

Lothar Mark 

Jürgen Koppelin 

Dr. Gesine Lötzsch 

Alexander Bonde 

b) - Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 
an der AU/UN-Hybrid-Operation in Darfur 

- UNAMID - auf Grundlage der Resolution 
1769 (2007) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen vom 31. Juli 2007 

- Drucksachen 16/6941, 16/7143 - 

B erichterstattung : 

Abgeordnete Eckart von Klaeden 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

Marina Schuster 
Wolfgang Gehrcke 
Kerstin Müller (Köln) 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7163 - 
B erichterstattung : 

Abgeordnete Herbert Frankenhauser 

Lothar Mark 

Jürgen Koppelin 

Dr. Gesine Lötzsch 

Alexander Bonde 

Ich weise Sie darauf hin, dass wir über beide Be- 
schlussempfehlungen später namentlich abstimmen wer- 
den. 

Es ist verabredet, über diesen Tagesordnungspunkt 
eine Dreiviertelstunde zu debattieren. - Dazu höre ich 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne jetzt die Aussprache und erteile das Wort 
der Kollegin Brunhilde Irber für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Brunhilde Irber(SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Verhandlungen, die zu mehr Blutvergießen 
fuhren, Flüchtlingslager, in denen jeder gegen jeden 
kämpft, Hunger und Not, die kaum gelindert werden - 
über die Lage im Sudan gibt es wenig Erfreuliches zu 
berichten. Trotzdem möchte ich gerade deswegen darle- 
gen, warum ich für die Verlängerung der deufschen Be- 
teiligung an UNMfS und für die deufsche Befeiligung an 
LTNAMID eintrefe. 

Zunächst zum Süden. Die Situation im Südsudan ist 
nach wie vor angespannt. Sie ist geprägt durch den Streit 
über die Festlegung der Grenzlinie zwischen dem Nord- 
und Südsudan und die Umsetzung des sogenannten um- 
fassenden Friedensabkommens, des Comprehensive 
Peace Agreement, vom Januar 2005. Präsident Baschir 
hat zwar dem Abzug der nordsudanesischen Armee aus 
dem Süden des Landes zugestimmt, doch faktisch hat 
eine Truppenverstärkung stattgefunden. Vor allem die 
Ölregionen des Südens befinden sich weiterhin unter sei- 
ner Kontrolle. 

Darüber hinaus hat die SPLM, die wichtigste politi- 
sche Kraft des Südsudan, ihre Minister aus der Regie- 
rung der Nationalen Einheit abgezogen, ln Anbefracht 
dieser Ereignisse überrascht es nicht, dass die Umset- 
zung des Friedensabkommens in wichtigen Aspekten 
hinter dem Zeitplan geblieben ist. 

Dennoch gibt es auch hoffnungsvolle Entwicklungen. 
Der Aufbau von eigenen Verwaltungsstrukturen im 
Südsudan schreitet voran. Teile der geflohenen Bevölke- 
rung sind bereits in ihre Heimat zurückgekehrt. Die Re- 
gion Kassala im Südosten des Landes gilt als befriedet. 
UNMfS und mif ihr die derzeif im Sudan eingesefzfen 
Bundeswehrsoldafen haben hierzu einen enfscheidenden 
Beifrag geleisfef. Dafür sage ich Dank an unsere Solda- 
ten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

UNMfS bleibf als sfabilisierendes Elemenf unver- 
zichtbar. Die für Februar 2008 geplante Volkszählung 
muss abgesichert werden; denn ohne Zensus wird es 
2009 keine Wahlen geben. Auch das Referendum, das 
für 2011 geplant ist, wäre gefährdet. Deshalb wäre es fa- 
tal, wenn wir den Weg zum Frieden an dieser Stelle ab- 
brechen würden. Es ist konsequent, wenn Deutschland 
auf der Grundlage der Resolutionen 1590 und 1784 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen das Mandat sei- 
ner Soldaten verlängert. Die Rahmenbedingungen des 
Einsatzes bleiben unverändert. 

ln diesem Zusammenhang isf natürlich die Krisenre- 
gion Darfur zu sehen. Die Sicherheitslage dort hat sich 
nicht verbessert. Ich möchte an dieser Stelle kurz auf die 
Geschehnisse vor Ort eingehen, um zu verdeutlichen, 
welche Dimension die humanitäre Katastrophe im Sudan 
hat. Schätzungen der UNO zufolge wurden in Darfur seit 
2003 mindestens 2,3 Millionen Zivilisten vertrieben. 
Rund 400 000 Menschen kamen ums Leben. John 
Prendergast von der International Crisis Group hat die 


Ereignisse in Darfur treffend auf den Punkt gebracht. Er (C) 
hat gesagt: „Sudan is Rwanda in slow motion.“ 

Deutschland hat auf die Ereignisse bereits reagiert 
und in diesem Jahr rund 19 Millionen Euro für humani- 
täre Nothilfe in Darfur bereitgestellt. Hilfslieferungen al- 
lein bleiben aber wirkungslos, solange vor Ort Anarchie 
und Willkür herrschen. Die Friedensmission der Afrika- 
nischen Union, AMIS, hat die notwendige Stabilität und 
Sicherheit nicht herstellen können. Die Realisierung des 
Darfur-Friedensabkommens vom Mai 2006 scheint 
heute weiter entfernt denn je. 

Schlimmer noch, der Bürgerkrieg in Darfur ist anste- 
ckend. Immer mehr Flüchtlinge landen in den Nachbar- 
ländern des Sudan: derzeit rund 230 000 im Tschad und 
mehrere Zehntausend in der Zentralafrikanischen Repu- 
blik. Mit ihnen kommen auch von Sudans Regierung un- 
terstützte Milizen. Sie tragen den Flüchtlingen den ethni- 
schen Krieg Darfurs hinterher. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist nun an uns, 
die wir seit Jahren ein Ende des Mordens und der Ver- 
treibung in der Region Darfur fordern, unseren Worten 
Taten folgen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Robert 
Hochbaum [CDU/CSU]) 

Mit der Entscheidung des Sicherheitsrats der Verein- 
ten Nationen und des Friedens- und Sicherheitsrats der 
Afrikanischen Union für UNAMID biefef sich nun end- 
lich die Perspektive, dem Darfur-Friedensabkommen (D) 
Leben zu verleihen. UNAMID ist die zurzeit einzige 
realistische Möglichkeit, politischen Druck auf die 
Konfiiktparteien auszuüben und sie wieder an den Ver- 
handlungstisch zu bringen. 

Dazu wird UNAMID ab dem 1. Januar 2008 für zu- 
nächsf zwölf Monafe die Umsefzung des besfehenden 
Friedensabkommens unterstützen und die laufenden 
Friedensverhandlungen absichem. Für diese Aufgabe 
steht UNAMID das größte Blauhelm-Kontingent in der 
Geschichte der Vereinten Nationen zur Verfügung. Ab 
dem 1. Januar des kommenden Jahres werden bis zu 
19 555 Soldaten und über 3 770 Polizisten die Zivilbe- 
völkerung vor Überfällen und Verfreibung schüfzen. Da- 
für hat der Sicherheitsrat UNAMID mit einem robusten 
Mandat ausgestattet. Deutschland wird sich daran mit 
bis zu 250 Soldaten beteiligen. Die Kosten von 
2 Millionen Euro sind überschaubar. 

Die Bemühungen der internationalen Gemeinschaft 
um eine Lösung des Darfur-Konfiikts befinden sich in 
einer entscheidenden Phase. Wenn ich „internationale 
Gemeinschaft“ sage, meine ich nicht nur unsere Partner. 

Auch wir sind Teil der internationalen Gemeinschaft. 

Das heißt, wir müssen den Kriegstreibern im Sudan klar- 
machen, dass sie nicht unbeobachtet sind. Wir müssen 
Sorge dafür fragen, dass die Vertreibungen im Sudan 
nicht ohne Folgen bleiben. Wir müssen jetzt ein glaub- 
haftes Signal sefzen, damit sich Präsident Baschir keinen 
weiteren Wortbruch mehr leisten kann. 
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Brunhilde Irber 

(A) (Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wird der Frieden im 
Sudan in Anbetraeht der komplexen Konfliktlage nieht 
ein Wunschtraum bleiben? Werden wir den Menschen in 
diesem Land, welches größer ist als Westeuropa, effektiv 
helfen können? Sie erinnern sich sicherlich, dass wir uns 
diese Fragen schon einmal gestellt haben, als es galt, die 
Wahlen im Kongo abzusichem. Heute, über ein Jahr 
nach den Wahlen, können wir sagen: Unser Einsatz im 
Kongo hat sich gelohnt. 

Ebenso muss es unser Interesse sein, den Sudan als 
Ganzes zu erhalten und zu stabilisieren. Als eines der 
größten Flächenländer Afrikas, umringt von acht weite- 
ren Staaten, kommt dem Sudan für den Frieden und die 
Stabilität in der gesamten Region eine Schlüsselrolle zu. 
Deshalb bitte ich heute um breite Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages zur Verlängerung des Mandats der 
deutschen UNMIS-Soldaten im Südsudan und für die 
Beteiligung deutscher Soldaten an der AU/UN-Hybrid- 
Mission UNAMID in Darfur. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Kerstin Müller [Köln] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

(ß) Marina Schuster spricht jetzt für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Marina Schuster (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Eines schicke ich gleich vorweg: Die FDP- 
Fraktion wird heute beiden Mandaten zustimmen. Meine 
Kollegin Elke Hoff wird später auf das UNMIS-Mandat 
eingehen, ich jetzt nur auf das UNAMID-Mandat. Ge- 
rade das UNAMID-Mandat erfüllt mich mit großer 
Sorge. Wir alle hier wissen, dass diese Sorge aus mehre- 
ren Gründen berechtigt ist. 

Erstens. Der Zeitplan für die UNAMID-Mission, aber 
auch die Truppensteller stehen nach wie vor nicht fest. 
Außerdem hat das Regime in Khartoum jetzt wieder an- 
gekündigt, es wolle doch nur eine rein afrikanische 
Truppe akzeptieren. 

Zweitens. Ich warne nochmals vor den logistischen 
Herausforderungen; in der Plenardebatte letzte Woche 
wurden diese auch angesprochen. Es gibt bereits jetzt 
zahlreiche Probleme vor Ort. Der Tagesspiegel hat das in 
einem Bericht über das geplante Hauptquartier in al-Faschir 
sehr eindringlich geschildert. Der Bericht zitiert Aussa- 
gen von Soldaten der Vorhut: 

„600 Leute in drei 100-Mann-Zelten. Kein Platz, 
keine Planung, keine Logistik“ ... „Jede einzelne 
Schraube und jede Flasche Wasser muss da hinge- 
bracht werden“ . . . 


Das verdeutlicht ein wesentliches Problem: den (C) 
Transport. Darfur ist so groß wie Frankreich und verfügt 
quasi über keine Infrastruktur. An Transport- und auch 
Kampfhubschraubem fehlt es aber nach wie vor. 30 sol- 
len es mindestens sein. Bisher ist aber noch kein einziger 
zugesagt. 

Man muss kein Hellseher sein, um sagen zu können: 

Voll einsatzbereit wird das Mandat bis zum 3 1 . Dezem- 
ber dieses Jahres nicht sein. Dabei sind gerade die Er- 
wartungen der Flüchtlinge vor Ort, aber auch die der 
internationalen Gemeinschaft sehr hoch. Der UNAMID- 
Kommandeur, General Martin Agwai, hat in einem In- 
terview bereits davon gesprochen, dass die Erwartungen 
an dieses Mandat wahrscheinlich zu hoch sind. 

Wir alle hoffen, dass durch das langerwartete robuste 
Mandat endlich die Sicherheit und der Schutz der Zivil- 
bevölkerung gewährleistet werden. Wir dürfen aber ei- 
nes nicht vergessen: Das UNAMID-Mandat ist nur ein 
Baustein auf dem Weg zu einem friedlichen Darfur. Vor 
allem dürfen wir nicht blauäugig sein: Ein breit angeleg- 
tes Friedensabkommen gibt es nicht. Das DPA wurde 
nur von einer Rebellengruppe unterzeichnet, und wir 
wissen, dass die Zersplitterung weitergeht. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, sich politisch 
einzusetzen, statt sich hinter AU- und UN-Zuständigkei- 
ten zu verstecken. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn wir uns finanziell beteiligen und vor allen Dingen 
Soldaten dorthin schicken, dann haben wir eine große (ß) 
Verantwortung zu tragen. Wir haben die Verantwortung, 
unsere Soldaten entsprechend auszustatten. Die interna- 
tionale Gemeinschaft muss verhindern, dass dieses Man- 
dat, dieser Hoffnungsstrang, zum Waterloo für die Ver- 
einten Nationen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist der Kollege Eckart von Klaeden 
für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Kolle- 
gen! Wir beschließen heute die Beteiligung deutscher 
Streitkräfte an zwei Missionen der Vereinten Nationen 
im Sudan: an UNMIS und UNAMID. Grundsätzlich 
stellt sich zunächst die Frage, warum der Sudan für uns 
ein so wichtiges Land ist. Sudan ist der größte Flächen- 
staat Afrikas. Sudan ist das Scharnier zwischen der afri- 
kanischen Welt und der arabischen Welt. Sudan ist ein 
Land mit großen Energieressourcen. Sudan ist aber auch 
ein Land, das inzwischen seit Jahrzehnten von Bürger- 
kriegen heimgesucht wird. 
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(A) Der Beschluss vom heutigen Morgen zur Verlänge- 
rung des OEF-Mandats hat gezeigt, dass ein Zusammen- 
bruch des Sudan bzw. eine weitere chaotische Entwick- 
lung in diesem Land auch im Nahen und Mittleren Osten 
zu tektonischen Erschütterungen fuhren kann. Deswegen 
sind die Herstellung von Stabilität und die Verbesserung 
der Lage im Sudan für uns und unsere Sicherheit von be- 
sonderer Bedeutung. 

Der Konflikt im Südsudan ist eine der längsten und 
gewalttätigsten Auseinandersetzungen in Afrika. Dem 
Anfang der 80er- Jahre ausgebrochenen Bürgerkrieg zwi- 
schen Nord und Süd fielen mehr als 2 Millionen Men- 
schen zum Opfer, meist südsudanesische Zivilisten; 
4 Millionen Südsudanesen wurden vertrieben. Der erste 
Bürgerkrieg von 1955 bis 1972 hatte bereits schätzungs- 
weise 500 000 bis 700 000 Todesopfer gefordert. 

Das Friedensabkommen aus dem Jahre 2005 wird lei- 
der nicht so umgesetzt, wie wir es uns wünschen; darauf 
hat die Kollegin Irber schon hingewiesen. Das liegt ins- 
besondere daran, dass das Regime in Khartoum seine 
Zusagen nicht einhält. Damit dieser Konflikt nicht wie- 
der ausbricht, ist es erforderlich, dass die Einhaltung die- 
ses Friedensabkommens weiterhin im Rahmen von 
UNMIS überwacht wird. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land beteiligt sich daran mit 75 Soldaten. 

Vor UNMIS liegen große Aufgaben. Im Jahr 20 11 
soll ein Referendum über die Unabhängigkeit des Sü- 
dens vom Norden durchgeführt werden. Es spricht we- 
nig dafür, dass der Norden den ölreichen Süden ohne 
Weheres ziehen lassen wird. Auch die Parlamenfswah- 

(ß) len, für das Jahr 2009 vorgesehen, werfen ihre Schatten 
voraus. Dafür braucht man zum einen eine Volkszählung 
und zum anderen ein Wahlgesetz. Zur Erarbeitung dieses 
Wahlgesetzes ist wiederum die Kooperation des Re- 
gimes in Khartoum erforderlich. 

Ich will ganz deutlich sagen: Sollte Khartoum trotz 
der jetzt zögerlich erteilten Zustimmung zur UNAMID- 
Mission dabei nicht kooperieren, muss die Verhängung 
weiterer Wirtschaftssanktionen im Rahmen des Mögli- 
chen bleiben. Mit UNAMID soll das Engagement der 
Afrikanischen Union in Darfur unterstützt werden. Ziel 
ist und bleibt, das Darfur-Friedensabkommen umzuset- 
zen, mit dem der Bürgerkrieg in Darfur, dem seit 2003 
mehr als 200 000 Menschen zum Opfer gefallen sind 
und der für etwa 2,5 Millionen Flüchtlinge verantwort- 
lich ist, beendet werden soll. Doch auch hier - darauf ha- 
ben meine Vorredner schon hingewiesen - zeichnet sich 
ab, dass das Abkommen nicht so eingehalten wird, wie 
es erforderlich ist. 

Die Friedensgespräche, die vor wenigen Wochen im 
libyschen Sirte stattgefunden haben, müssen wohl als 
gescheitert gelten. Es ist erforderlich, dass vor allem die 
größten und wichtigsten Rebellengruppen an den weite- 
ren Verhandlungen teilnehmen, die für Mitte Dezember 
vorgesehen sind. 

Die Lage in Darfur ist außerordentlich unübersicht- 
lich. Das beginnt schon mit der Zahl der Rebellengrup- 
pen: Mal ist von 20, mal von 40 Gruppen die Rede, und 
es gibt nicht nur den Konflikt zwischen den Rebellen auf 


der einen und der Regierung in Khartoum auf der ande- (C) 
ren Seite, nein, die Rebellengruppen bekämpfen sich 
auch untereinander. Gerade diese unübersichtliche Lage 
ist der Grund dafür, dass die Menschen in dieser Region 
so leiden müssen. 

Diese unübersichtliche und schreckliche Lage ver- 
pflichtet die Vereinten Nationen, einzugreifen, und ver- 
pflichtet auch uns, zu helfen. 26 000 Soldaten und Poli- 
zisten sowie 5 500 zivile Kräfte aus über 50 Ländern 
sollen an UNAMID beteiligt sein. Deswegen ist es rich- 
tig und gut, dass sich auch Deutschland mit 250 Ein- 
satzkräften beteiligen wird. Dabei handelt es sich um 
Einzelpersonal in Stäben, Experten mit Verbindungs-, 
Beratungs- und Unterstützungsaufgaben sowie um 
Kräfte, die im Rahmen der Lufttransportunterstützung 
tätig werden sollen. 

UNAMID ist mit einem robusten Mandat nach 
Kap. Vn der VN-Charta ausgestattet: Die Einsatzkräfte 
haben zur Durchsetzung ihrer Aufträge auch das Recht 
zur Anwendung von Gewalt sowie die Befugnis zur 
Wahrnehmung des Rechts auf bewaffnete Nothilfe. Bei 
UNAMID wird es sich um die größte derzeitige Mission 
der Vereinten Nationen handeln. Sie muss gelingen, al- 
len Widrigkeiten zum Trotz. 

Wir müssen also mehr tun, damit ein Flächenbrand in 
der Region und weitere Flüchtlingsströme verhindert 
werden können. 

Schon jetzt sind die Nachbarländer des Sudan von 
dem Konflikt betroffen: Zum Schutz der Lager im 
Tschad, in denen sich circa 230 000 aus Darfur Vertrie- (D) 
bene aufhalten, und weiterer 48 000 Flüchtlinge, die sich 
in der Zentralafrikanischen Republik aufhalten, hat der 
VN- Sicherheitsrat auch eine internationale Präsenz in 
diesen beiden Ländern mandatiert; sie besteht aus einer 
ESVP-Mission sowie einer Polizeimission der Vereinten 
Nationen und des Tschad. 

Auf einen bereits am Anfang erwähnten Punkt will 
ich noch einmal eingehen: auf die großen Energieres- 
sourcen im Sudan, vor allem was die Ölvorkommen an- 
geht. Diese Vorkommen machen den Sudan geradezu zu 
einem Tummelplatz ausländischer Unternehmen. Das ist 
wieder einmal ein Beispiel dafür, dass reiche Rohsfoff- 
vorkommen für Länder in Afrika häufig nicht ein Segen, 
sondern ein Fluch sind. 

ln diesem Zusammenhang wird immer wieder zu 
Recht auf die Rolle Chinas hingewiesen. In der Tat: 

China hat aufgrund seines ständig steigenden Energiebe- 
darfs ein großes Interesse an den sudanesischen Ölfel- 
dem, und es hat zu lange gedauert, bis China und auch 
Russland bereit waren, härtere Sanktionen gegen das su- 
danesische Regime zu verhängen. Doch inzwischen 
musste auch China - wenn auch zögerlich - erkennen, 
dass Willkür, Korruption und mangelnde Rechtssicher- 
heit im Sudan auch seinen Interessen abträglich sein 
können. Nicht zuletzt dieser späten Einsicht Chinas ist es 
zu verdanken, dass Khartoum der AUA^-Hybridmis- 
sion nach langem Sträuben zugestimmt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Das kann aber nur ein erster Sehritt sein. Wir sind, 
wie bereits besehrieben, noeh lange nieht am Ziel: der 
Befriedung des Sudan. Aus diesem Grunde müssen wir 
beide VN-Missionen unterstützen. Ein zerfallender Staat 
Sudan hätte furehtbare, folgensehwere Auswirkungen, 
nieht nur für Afrika und die arabisehe Welt, für unsere 
Naehbarregionen, den Nahen und Mittleren Osten - 
aueh wir würden die Folgen dieser tektonisehen Ersehüt- 
terung zu spüren bekommen. Meine Fraktion wird daher 
beiden Anträgen zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nun hat Dr. Norman Paeeh für die Frakfion Die Linke 
das Worf. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gerf 
Winkelmeier [frakfionslos]) 

Dr. Norman Paech (DIE LINKE): 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit Jahren reden wir an diesem Ort darüber, 
wie wir dem zerrissenen und verwüsteten Land Sudan 
eine friedliehe und siehere Zukunft garantieren können. 
Das Ergebnis ist immer das Gleiehe: Es wird der Einsatz 
des Militärs gefordert. Die Mandate werden verlängert, 
und jetzt wird sogar der größte Militäreinsatz der UNO 
überhaupt vorbereitet. 

Sie meinen immer noeh, dass das der riehtige Weg ist. 
Wir sagen Ihnen aber: Das ist ein Seheitem der Politik 
und wird die Situation im Sudan nieht verbessern; 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

denn der Sehutz von Mensehen dureh das Militär kann, 
wenn das überhaupt möglieh ist, immer nur von kurzer 
Dauer sein. Langfristig führt der Einsatz von Militär im- 
mer nur zu Destabilisiemng, zu Zerstömng der sozialen 
Shukturen und zu immer mehr Gewalt und weiteren To- 
ten. 

Sie beteuern dann immer wieder, dass es politiseher 
und ziviler Kräfte zur Lösung dieses Konfliktes bedarf 
Wo sind sie? Außer den zahllosen humanitären Organi- 
sationen, die die äußerste Not zu bekämpfen versuehen, 
sehe ieh keine weiteren Kräfte. Es gibt keinen zivilen 
Einsatz, der dem Aufwand des Militärs in irgendeiner 
Weise vergleiehbar ist. 

Sie bemfen sieh auf den Friedensvertrag von 2005, 
der unter starkem Dmek der USA gesehlossen wurde 
und dessen Einhaltung die UNMIS nun zu überwaehen 
und zu siehem hat. Wir können doeh nieht übersehen, 
dass dureh diesen Vertrag die Abspaltung des Südens 
vom Norden faktiseh vorbereitet wird. Die jüngsten 
Spannungen, die erneute Eskalation der Gewalt und 
aueh die Bloekade des Friedensprozesses sind doeh ge- 
rade Ergebnisse dieses verfehlten Vertrages. Die wieder- 
aufkeimende Gewalt kann dureh UNMIS zwar zeitwei- 
lig unterdrüekt, aber nie dauerhaft beseifigf werden. 
UNMIS wird vielmehr - das befürehfen wir - zu einer 


Parfei im Sezessionskonflikf, in dem es sehließlieh um 
eine heftige Konkurrenz mif China um die Ölressoureen 
im Süden dieses Landes gehen wird. 

Deswegen können wir diesen Konflikf nieht isoliert 
und als internes Problem des Sudans sehen. Wamm ha- 
ben die USA nämlieh ein neues afrikanisehes Militär- 
kommando - AFRICOM genannt - gegründet, welehes 
alle militärisehen Aktivitäten vom Hom von Afrika bis 
zum Golf von Guinea koordinieren soll? Das gesehah 
doeh nieht, um dort Frieden herzustellen und Mensehen- 
reehte zu siehem. Maehen wir uns doeh niehts vor: ln 
der ganzen Region geht es um strategisehe Rohstoffinte- 
ressen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Sudans Naehbar Äthiopien - das dürfen wir nieht ver- 
gessen - hat seinen Naehbam Somalia mit Unterstützung 
der USA - man kann sogar sagen: auf Anregung - über- 
fallen und bietet sieh jetzt als Standort für AFRICOM 
an. So legitim Rohstoffinteressen aueh sind: Das Militär 
hat sieh da herauszuhalten. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Damit komme ieh zum zweiten Mandat, zur neuen 
Mission UNAMID für das verwüsfefe Darfur. Es mag 
Ihr Gewissen und das Gewissen vieler berahigen, mit 
diesem Mandat wieder etwas getan zu haben. Ieh sage 
Ihnen aber voraus: Aueh dieses gewaltige Militärkontin- 
gent wird an der desolaten Situation substanziell niehts 
ändern. Blieken Sie doeh einmal in den Kongo. 

Es ist sehon lange kein Krieg der Rebellen von Darfur 
gegen die Zentralregiemng in Khartoum mehr. Die Zahl 
der Rebellengrappen ist unübersehbar geworden. Sie 
kämpfen allmählieh gegeneinander. Der Friedensvertrag 
von Abuja ist vollkommen unzureiehend, und die Kon- 
ferenz in Libyen ist ergebnislos geblieben. Warum? Die 
wiehtigsten Rebellengrappen nahmen daran gar nieht 
mehr teil. Stattdessen haben sie sieh zusammengefun- 
den, um die Unabhängigkeit Darfurs vom Sudan zu pla- 
nen. Das ist unsere Sorge: Wir befürehten die Trennung 
Darfurs vom Sudan unter dem Sehutz der UNO-Trap- 
pen, selbst dann, wenn sie dies niemals gewollt haben. 

Was fehlt und was die Linke fordert, ist ein umfassen- 
des politisehes Konzept zur Unterstützung des Friedens- 
prozesses. Wir fordern die Aufnahme von neuen Frie- 
densverhandlungen und ein umfassendes Programm für 
den Wiederaufbau dieser Region. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos]) 

Nur so kann die Einheit des Landes gewahrt werden. 

Wenn Sie alle Mittel, die Sie nun wieder in ein militä- 
risehes Mandat steeken, für ein großes ziviles Friedens- 
und Wiederaufbauprogramm bereifsfellten, hätten Sie 
unsere ungeteilte Zustimmung; denn uns trennt doeh 
nieht die Sorge um die Mensehenreehte und das kriegs- 
zerrissene Land, 
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(A) (Beifall bei Abgeordneten der LINKEN sowie 

des Abg. Gert Winkelmeier [fraktionslos]) 

sondern die Mittel, mit denen Sie jetzt diesem Land und 
den dort lebenden Mensehen zu Leibe rüeken. Dafür be- 
kommen Sie die Zustimmung der Linken nieht. 

Danke sehön. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Näehste Rednerin ist nun die Kollegin Kerstin Müller 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Kerstin Müiier (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge- 
ehrter Herr Paeeh, ieh will kurz auf das eingehen, was 
Sie zuletzt gesagt haben. Sie fordern eine umfassende zi- 
vile Mission für Darfur. Sie kommen sehr pazifistiseh 
daher. Aber ieh frage mieh wirklieh, wie Sie in einer Si- 
tuation, in der wir es mit einem sehleiehenden Völker- 
mord und Massenvergewaltigungen zu tun haben, in der 
aus der Luft bombardiert wird, in der also Krieg 
herrseht, mit einem aussehließlieh zivilen Programm 
überhaupt eine Wirkung erzielen wollen. Nötig ist doeh, 
zuerst die Gewalt einzudämmen und die Mensehen zu 
sehützen, die heute noeh nieht einmal in den Flüehtlings- 
lagem Sehutz haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Sie basteln sieh quasi die Mandate so, wie es in Ihre 
Friedensrhetorik passt. Dass UNMIS die zivile Kompo- 
nente fehle, ist absurd. Deutsehland zum Beispiel stellt 
im Höehstfall 75 unbewaffnete Beobaehter zur Verfü- 
gung. Ein großer Teil dieser Mission findet zwar in Uni- 
form statt, ist aber für die Flüehtlingsrüekkehr und hu- 
manitäre Fragen zuständig. Ieh frage Sie: Was hat die 
Bereitstellung von unbewaffneten Beobaehtem im 
Südsudan, die unter sehwierigsten Bedingungen einen 
Friedensdienst leisten, mit Krieg und mit Militarisierung 
zu tun? Was Sie sagen, ist niehts anderes als Rhetorik 
und hat mit der Lage vor Ort niehts zu tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Man kann meinen Ausführungen unsehwer entneh- 
men, dass meine Fraktion den Mandaten für UNMIS und 
UNAMID zustimmen wird, und zwar UNMIS, weil sie 
zur Stabilisierung des fragilen Nord-Süd-Friedensab- 
kommens unabdingbar ist, und im Hinbliek auf Darfur, 
weil wir uns sehon lange für eine robuste UNO-Frie- 
densmission gerade zum Sehutz der Mensehen vor Ge- 
walt einsetzen. Allerdings, Herr Außenminister, dürfen 
wir uns nieht damit zufriedengeben - darüber haben wir 
im Aussehuss eine Debatte geführt -, dass UNAMID ab 
dem I . Januar 2008 offiziell die Verantwortung für die 
Sieherheit der Mensehen übernimmt; denn die tatsäehli- 
ehe Stationierung wird sieh - das war heute wieder von 
der UNO zu vernehmen - mindestens bis Mitte 2008 


hinziehen. Der Generalsekretär der UNO, Ban Ki-moon, 
und der Chef des DPKO, Herr Guehenno, haben noeh 
einmal vor Verzögerungen bei der UNAMID-Stationie- 
rung gewarnt, weil bislang zu wenige Länder bereit sind, 
Truppen zu stellen. 

Herr Kollege Fiseher, Sie haben in der letzten Debatte 
dazu gesagt: Wenn wir ein weiteres Jahr debattieren - und 
sei es auf UNO-Ebene -, dann hat die Weltgemeinsehaft 
wieder einmal bei einem Krisenherd versagt. - Ieh 
stimme Ihnen ausdrüeklieh zu. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Diese UNO-Mission braueht eine stärkere Unterstützung 
der internationalen Gemeinsehaft. Ieh fordere die Bun- 
desregierung auf, gemeinsam mit den europäisehen Part- 
nern noch einmal darüber zu beraten, wie der Mission 
schnellstmöglich zum Beispiel die fehlenden 24 Trans- 
port- und Kampfhubschrauber sowie Spezialeinheiten 
zur Verfügung gestellt werden können. Herr Guehenno 
hat heute gesagt: Wenn das nicht passiert, dann droht die 
Mission zu scheitern. - Das darf natürlich nicht passie- 
ren. Nach langem Ringen hat sich die internationale Ge- 
meinschaft endlich zu einer robusten Friedenstruppe 
durchgerungen. Sie darf nicht daran scheitern, dass es zu 
wenige Länder gibt, die bereit sind, Truppen für diese 
Mission zu stellen. Als internationale Gemeinschaft sind 
wir dazu verpflichtet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

In Darfur - das richte ich auch an Sie, liebe Kollegin- 
nen und Kollegen von der Linken - ist ein Dreiklang von 
Friedensgesprächen, Waffenstillstand und Friedensmis- 
sion notwendig. Einige Rebellenorganisationen kehren 
deshalb nicht mehr an den Verhandlungstisch zurück, 
weil sie wollen, dass zuerst die UNO-Truppe ins Land 
kommt, um die Flüchtlinge und die Bevölkerung zu 
schützen. 

Aber nicht nur die Verzögerung auf internationaler 
Ebene, sondern auch das Verhalten der sudanesischen 
Regierung führt zurzeit dazu, dass die Stationierung nur 
schleppend vorankommt. Sie spielt wieder einmal Katz 
und Maus mit der internationalen Gemeinschaft. Heute 
zum Beispiel hat das DPKO gemeldet, dass der Sudan 
die Kontingente aus Thailand, Nepal und Skandinavien 
nicht akzeptiert. 

Wir müssen uns, glaube ich, noch einmal die Erfah- 
rungen mit dem Regime in Khartoum in den letzten Mo- 
naten und Jahren in Erinnerung rufen. Die Zusagen sind 
nichts wert. Es reicht nicht, dass die Regierung seinerzeit 
der UNAMID-Mission zugestimmt hat. Deshalb appel- 
liere ich an die Bundesregierung und uns alle: Auch hier 
ist die internationale Gemeinschaft nur dann glaubwür- 
dig, wenn wir den Druck auf die sudanesische Regie- 
rung, die die Mission offensichtlich nicht will, aufrecht- 
erhalten, damit sie die Stationierung nicht hintertreibt. 
Das dürfen wir alle gemeinsam nicht zulassen. 
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(A) (Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Wir brauehen eine entsehlossenere internationale Ge- 
meinsehafl, die bereit ist, Konflikte in Afrika nieht ein- 
faeh treiben zu lassen, und die sieh von der sudanesi- 
sehen Regierung nieht immer wieder an der Nase 
herumfuhren lässt. Wir brauehen eine internationale Ge- 
meinsehaft, die bereit ist, sieh dauerhaft für den Frieden 
in Darfur und im Südsudan zu engagieren und dazu aueh 
erhebliehe Mittel in den Friedensprozess und den Wie- 
deraufbau zu investieren. 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Frau Kollegin, Sie müssen zum Sehluss kommen. 

Kerstin Müiier (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

leh komme zum Sehluss. - leh möehte noeh auf das 
CPA und den Südsudan eingehen. Herr von Klaeden, Sie 
haben zu Reeht darauf hingewiesen, dass bei einem 
Seheitem des Nord-Süd-Abkommens das Auseinander- 
fallen des Sudan mit unabsehbaren Konsequenzen - aueh 
für Europa - droht. Dann ist mit einer Destabilisiemng 
der gesamten Region zu reehnen. Deshalb müssen wir 
aueh das verhindern. 

leh erinnere daran, dass die internationale Gemein- 
sehaft die Garantiemaeht für das Nord- Süd- Abkommen 
übernommen hat. Zurzeit ist sie aber ein zahnloser Tiger. 
Aueh dabei ist es unsere Pflieht, Dmek auf die Regie- 

(B) mng in Khartoum auszuüben und darauf zu drängen, 
dass das CPA Sehritt für Sehritt umgesetzt wird, damit es 
nieht aufgrund von Verzögemngen und Taktiererei 
seheitert. Das hätte in der Tat unabsehbare Folgen, und 
zwar nieht nur für das Hom von Afrika, sondern aueh für 
Europa. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun der Kollege Jörn Thießen für die 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Jörn Thießen (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Jedes Mal, wenn der Kollege Paeeh eine Rede im Deut- 
sehen Bundestag hält, besehleieht mieh die deutliehe 
Anmutung, dass seine Welt in Hamburg beginnt und in 
Bremerhaven aufhört. Das sind sehöne Städte, aber sie 
haben mit der Weltlage wenig zu tun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Kerstin Müller 
[Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

In Darfur - das wird in diesem Hause oft beklagt - 
herrseht ein furehtbarer und blutiger Konflikt. Das gilt 


aber aueh für große Teile der Gesehiehte des Südsudan. (C) 
Die Kolleginnen Hoff und Mogg und ieh haben uns per- 
sönlieh im Südsudan davon ein Bild gemaeht. Wir haben 
uns aueh ein Bild gemaeht, wie erfolgreieh sieh die Ver- 
einten Nationen dort sowohl im zivilen als aueh im mili- 
tärisehen Bereieh einsetzen. Insofern gebührt den deut- 
sehen Soldatinnen und Soldaten und den Vereinten 
Nationen unser hoher Respekt für ihre Arbeit unter be- 
sonders sehwierigen Bedingungen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben bereits Militärbeobaehter eingesetzt. Wir 
müssen den anstehenden Dreiklang bedenken und be- 
gleiten. Volkszählung, Referendum und Wahlen sind 
riehtige Sehritte in dieser furehtbar gebeutelten Region. 

Ob wir eines Tages vor der Situation stehen, dass sieh 
der Sudan teilen will, ist in der Tat eine Sehwierigkeit, 
der wir begegnen wollen, Frau Kollegin Müller. Das ist 
aber nieht mit weniger Engagement möglieh; notwendig 
ist vielmehr ein verstärktes Engagement. Deshalb ist das, 
was wir besehließen wollen, vollständig und riehtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Der Beitrag der Hybridmission kommt viel zu spät. 

Von diesem Ort hier ist viel zu lange ohne großen Druek 
beklagt worden, wie sehwierig die Situation im Sudan 
ist. Es ist riehtig, dass wir jetzt tun, was wir tun können. 
Deswegen begrüßt die Fraktion der Sozialdemokraten, 
dass jetzt im Sieherheitsrat aueh eine Einigung mit (D) 
China herbeigeführt werden konnte. Wir wissen, China 
ist notwendig, um Druek auf Khartoum auszuüben. Wir 
wissen aber aueh, dass China massive Interessen in die- 
ser Region hat. Wir sind das Gegenteil von naiv. Wir 
werben darum, China als internationalen Partner ernst zu 
nehmen und China zu ermutigen, in diese Sieherheitsar- 
ehitektur mit eigener Autorität einzusteigen. 

Die frühere Mission der Afrikanisehen Union litt da- 
runter, kein robustes Mandat zu haben. Sie hat Morden 
und Vergewaltigungen tatenlos zugesehen; sie war völlig 
überfordert. Die jetzige Aktion der UNAMID unter- 
streieht die Einsieht, dass afrikanisehe Angelegenheiten 
federführend von Afrikanern geleitet und geregelt wer- 
den müssen. Aber bei dem, was sie nieht sehaffen kön- 
nen, muss Hilfe geleistet werden. Deshalb übernimmt 
die Hybridmission den sehwierigen Auftrag von AMIS 
und versieht ihn mit einem deutlieh stärkeren Rüekhalt 
der internationalen Völkergemeinsehaft. Diese zwei 
Mandate sind der riehtige Weg, zu dem Deutsehland mit 
Reeht Ja sagt. 

Zur Flankierung der deutsehen Beteiligung an den 
Operationen wäre es sinnvoll, an die deutsehe Botsehaft 
in Khartoum einen eigenen Militärstab zu entsenden, 

Herr Minister. Die Begründung des Bundesministeriums 
der Verteidigung, warum Sie das nieht wollen, habe ieh 
- mit Verlaub - nieht verstanden. Ieh bitte erneut, das zu 
bewerten, um unser gemeinsames Ziel zu erreiehen. 

Ieh danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
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(A) (Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Das Wort hat nun die Kollegin Elke Hoff für die FDP- 
Fraktion. 

Elke Hoff (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! leh freue mieh sehr, dass wir heute wieder 
einmal die Gelegenheit haben, unseren Soldaten, die vor 
Ort im Sudan ihren Dienst als unbewaffnete Militär- 
beobaehter tun, von Herzen zu danken. Denn das, was 
sie in diesem spannungsgeladenen Bereieh unbewaffnet 
tun, verdient wirklieh ein Kompliment und großes Lob. 
leh hoffe sehr, dass die Soldaten, die dort ihren Dienst 
tun, nieht zu unseren vergessenen Soldaten gehören, 
sondern unsere Anerkennung und unseren Respekt ha- 
ben. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aueh meine Fraklion wird der Mandatierung von 
UNMIS zuslimmen. Wir werden UNMIS nieht nur des- 
halb zustimmen, weil sie eine militärisehe Komponente, 
sondern aueh deshalb, weil sie eine wiehtige politisehe 
Komponente hat. Wir nähern uns immer mehr dem 
Punkt, an dem die Einlösung genau dieses Teils der Mis- 
sion einen wesentliehen Aspekt unserer politisehen 
Handlung betreffen wird. 

(B) Wir werden in näehster Zeit im Sudan ein Referen- 
dum und Wahlen erleben. 

leh bin der festen Überzeugung, dass dazu aueh die 
Bundesregierung einen Beitrag, der über den militäri- 
sehen Beitrag hinausgeht, leisten muss. Es gibt zuneh- 
mende Spannungen im Süden. Wenn die Implementie- 
rung des CPA nieht funktioniert, wird dies aueh 
Auswirkungen auf die Umsetzung des Darfur Peaee 
Agreement haben. Wen sollen wir, die internationale Ge- 
meinsehafl, davon überzeugen, dass die Sehaffung von 
Frieden in Darfur dureh unsere Aktivitäten wiehtig ist, 
wenn wir diesen wiehtigen Bereieh des CPA vergessen? 

(Beifall bei der FDP) 

Wir müssen mehr Anstrengungen unternehmen, die- 
sen Prozess zu begleiten. Die Vorbereitung der Volks- 
zählung, die Vorbereitung des Referendums, die Vorbe- 
reitung zur Sehaffung eines Wahlgesetzes und 
Einriehtung einer Wahlkommission sind naeh meiner 
Auffassung - aueh naeh den Erfahrungen, die ieh vor 
Ort gemaeht habe - eine der vordringliehsten Aufgaben, 
die Deutsehland begleiten kann. 

Wer naeh Juba reist, wird sehen, dass in dieser Stadt, 
die der Sitz der südsudanesisehen Regierung ist, keine 
Entwieklung stattgefunden hat. Es gibt keine Infrastruk- 
tur und keine Straßen. Es fällt immer sehwerer, die Men- 
sehen davon zu überzeugen, dass das internationale 
Engagement über den militärisehen Beitrag hinaus zur 
Verbesserung der Situation der Mensehen beiträgt. Des- 
halb lautet unser Appell an die Bundesregierung, da- 


rüber naehzudenken, allmählieh einen Dialog mit Vertre- (C) 
tem der Verantwortliehen in Khartoum einzuleiten. Nur 
so können wir gemeinsam naeh Wegen suehen, die nieht 
zu militäriseher Eskalation fuhren. Wenn man sieht, dass 
heute im Südsudan 50 Prozent des Budgets für Milifär 
ausgegeben werden, aber für Straßenbau und Infrastruk- 
tur niehts übrig ist, dann müssen wir uns fragen lassen, ob 
wir an dieser Stelle nieht begleitend mehr Geld in die 
Hand nehmen müssen, um die Mensehen davon zu über- 
zeugen, dass wir nieht nur Soldaten, sondern aueh den 
Aufbau von Infrastruktur bezahlen. Es muss ein intelli- 
genter Mix aus dem Einsatz beider Mittel sein. Ieh hoffe 
sehr, dass wir hier bald die Gelegenheil haben werden, 
feslzuslellen, dass vonseiten der Bundesregierung akiiv 
dazu beigelragen wird, dass der Sudan slabilisiert wird 
und von ihm keine weiteren sehwerwiegenden Konflikte 
ausgehen, die wir irgendwann nieht mehr beherrsehen 
können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie der Abg. Kerstin Müller [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Näehster Redner ist nun der Kollege Robert 
Hoehbaum für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Robert Hochbaum (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Damen und Herren! Medienberiehte 
aus dem Sudan zeigen leider immer noeh verheerende 
Bilder: Frauen, die auf einem Dorfplatz von bewaffneten 
Reitermilizen öffentlieh gequält und erniedrigt werden, 
Kinder, die 50 Zentimeter groß sind und nur knapp zwei- 
einhalb Kilo wiegen. Internationalen Sehätzungen zufolge 
gibt es mehr als 2,2 Millionen Binnenvertriebene und 
nieht zuletzt bis heute mehr als 200 000 - es gibt sogar 
Sehätzungen bis zu 400 000 - getötete Mensehen. Im 
fläehenmäßig größten Land Afrikas und speziell in Darfur 
sehauen wir der größten mensehenreehtliehen und huma- 
nitären Krise weltweit ins Gesiebt. Wenn wir hin- und 
nieht wegsehauen, dann haben wir bei unserem Verständ- 
nis von humanitärer Verpfliehtung, bei unserem Verständ- 
nis von Demokratie und bei unserem Verständnis von 
Mensehliehkeit einfaeh die Verpfliehtung, zu unterstützen 
und zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Aus diesem Grund ist es unabdingbar, dass sieh aueh 
Deutsehland an den Friedensmissionen der Vereinten Natio- 
nen beteiligt. Wir stimmen den beiden UN-Resolutionen 
uneingesehränkt zu und ermutigen die Bundesregierung, 
ja, fordern sie geradezu auf, den Friedensprozess im Sudan 
aktiv zu unterstützen. 

Lassen Sie mieh zuerst kurz auf die AMIS-Mission 
eingehen. Gelegentlieh ist zu lesen, dass AMIS Irolz der 
Unlerslülzung dureh die internationale Gemeinsehaft 
keine Verbesserung der humanitären Situation und der 
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(A) Sicherheitslage in Darfur herbeifuhren konnte. Das ist 
teilweise, vor allem aufgrund fehlender Kräfte, sicherlich 
richtig; gerade aus diesem Grund ist eine Überführung in 
eine umfassende UN-Friedensmission im Sudan zwin- 
gend notwendig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Gerade wenn man die Gesamtsituation vor Ort betrachtet, 
muss man meiner Meinung nach feststellen, dass ohne 
die Vorarbeiten der AMIS-Mission UNAMID nicht 
möglich geworden wäre. Es ist somit auch ein Erfolg 
von AMIS und ein Erfolg unserer Beteiligung, dass es 
zukünftig eine UNO-Mission im Sudan gibt. Mit dieser, 
wie man sagt, Hybridmission, die sowohl eine 
Zustimmung - das ist ganz wichtig - auf sudanesischer 
Seite irmehat als auch die direkte Beteiligung der Afrikani- 
schen Union vorsieht, besteht nun erstmals die realistische 
Chance, das menschliche Leid zu lindem und die Grau- 
samkeiten in Darfur zu beenden. Das - und nur das, Herr 
Paech - ist unser Ziel, dem sich meiner Meinung nach 
heute alle Mitglieder dieses Hohen Hauses anschließen 
könnten und müssten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Doch wie geht es weiter? ln erster Linie gilt es, in Dar- 
fur die Weichen für ein umfassendes Friedensabkommen 
zu stellen. Dabei ist es besonders wichtig, alle Rebellen- 
gruppen von der Notwendigkeit eines friedlichen Dialogs 
zu überzeugen und eine Unterzeichnung des Abkommens 
durch alle Konfliktparteien anzustreben. Zudem muss 
schnellstens die humanitäre Situation verbessert und die 
(ß) medizinische Grandversorgung im Land sichergestellt 
werden. 

Nicht weniger brisant ist der sudanesische Nord-Süd- 
Konflikt - davon haben wir heute schon gehört -, der 
mich zum zweiten UNO-Mandat mit deutscher Beteili- 
gung im Sudan bringt, dem UNMIS-Mandat. UNMIS 
unterstützt seit Jahren die ehemaligen Konfliktparteien 
bei der Umsetzung des Nord-Süd-Friedensvertrages. Es 
sind bereits - das wurde heute schon angesprochen - 
erste Erfolge zu verzeichnen. So konnte beispielsweise 
die Rückverlegung von Trappen beider Seiten gut voran- 
gehen und der Aufbau der Verwaltungsstrakturen im 
Südsudan - Frau Irber hat das schon angesprochen - for- 
ciert werden. Ganz besonders wichtig ist, dass zahlreiche 
Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehren konnten. Sie 
bauen sich dort eine neue Existenz auf 

Trotz dieser ersten Erfolge kann man natürlich wahr- 
lich nicht von einem stabilen Frieden im Sudan sprechen. 
Dies hat auch der UN-Generalsekretär während seiner 
letzten Reise in die Region bestätigt. Er hat die internatio- 
nale Gemeinschaft und damit auch uns aufgerafen, den 
Friedensprozess zu unterstützen. Nicht nur deshalb sollten 
wir hier und heute das Mandat, welches die Beteiligung 
von bis zu 75 Militärbeobachtera umfasst, um ein weite- 
res Jahr verlängern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

UNMIS und UNAMID bilden ein Konglomerat zur 
Stabilisierung und Befriedung des Landes Sudan. Es ist 


zu betonen, dass es wichtig ist, Hilfe zur Selbsthilfe zu 
leisten und den politischen Friedensprozess zu unterstüt- 
zen. Deutschland und Europa haben ein fundamentales 
Interesse daran, stabile und friedliche Verhältnisse in 
Afrika aufzubauen und zu erhalten. 

Gerade vor dem Hintergrund unseres Verständnisses 
von der Wahrung der Menschenrechte und von einer 
demokratischen Grandordnung haben wir eine Verant- 
wortung gegenüber der sudanesischen Zivilbevölkerung 
und dem Staat Sudan. Dieser Verantwortung sollten wir 
uns auch in Zukunft stellen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie sehr 
herzlich bitten, der letzten Rednerin in dieser Debatte 
Ihre Aufmerksamkeit zu schenken. - Ich erteile das Wort 
der Kollegin Gabriele Groneberg von der SPD-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gabriele Groneberg (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte unseren Blick an dieser Stelle 
noch einmal auf den Zusammenhang zwischen der Mission 
und der konkreten Hilfe für die Bevölkerung richten. 
Deutschland beteiligt sich an UNMIS vor allen Dingen, 
um die für humanitäre Maßnahmen notwendige Sicher- 
heit zu schaffen. 

Mit der Wiederaufnahme der Entwicklungszusammen- 
arbeit im Südsudan 2005 leisteten wir ganz konkret 
Hilfe: 3 Millionen Euro für den Staatsaufbau und zwei 
Experten für die Koordination im wichtigen Bereich 
Wasser; außerdem beteiligten wir uns mit 10 Millionen 
Euro an dem Fonds, den die internationale Gebergemein- 
schafl für den Südsudan gebildet hat. All das würde aber 
keinen Sinn machen, wenn die Bevölkerung keine Sicher- 
heit spüren würde, wenn sie die Friedensdividende, die 
sie dringend braucht, nicht zu spüren bekommen würde. 

Ohne die Absicherung durch UNMIS wären die Fort- 
schritte im täglichen Leben nicht erkennbar und könnte 
der Aufbau keine konkrete Form annehmen. Sicherlich 
ist das alles zähflüssig und das Risiko, dass die Unruhen 
wieder ausbrechen, allgegenwärtig. Der heftige Streit um 
die Implementierung des Nord-Süd-Friedensabkommens 
zeigt deutlich, dass wir den Schutz der Bevölkerung 
durch UNMIS noch längere Zeit gewährleisten müssen, 
damit der Aufbau vorgenommen werden kann. 

Noch schlimmer steht es aber um die Region Darfur. 
An dieser Stelle sollten wir uns alle einmal an die eigene 
Nase fassen. Die im Mai 2005 installierte Mission der 
Afrikanischen Union, AMIS, ist von uns und der interna- 
tionalen Gemeinschaft von Anfang an unterstützt worden. 
Die mangelnde Schutzfunktion dieser Mission und letzt- 
lich das Scheitern dieser Mission sind aber nicht allein der 
ausführenden AU anzulasten. Alle zusammen sind wir 
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(A) offensichtlich nicht in der Lage gewesen, diese Mission so 
auszustatten, dass sie effektiv wirken konnte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das fangt ganz konkret - das ist schon erwähnt wor- 
den - bei der mangelnden Bereitstellung von Personal an 
und reicht bis zur mangelnden sächlichen Ausstattung. 
Man darf hier nicht unerwähnt lassen, dass die Regie- 
rung in Khartoum ihren Teil der Vereinbarung, die sie 
mit allen getroffen hat, nicht erfüllt hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie hat ihren Arbeitsauftrag nicht erledigt; sie ist ihren 
Verpflichtungen in diesem Zusammenhang nicht nach- 
gekommen. 

Die unmenschlichen Vorgänge in der Region Darfur, 
die hier heute noch einmal geschildert worden sind, 
müssen aufhören. Dafür ist es zwingend notwendig, dass 
diese Hybridmission endlich installiert und UNAMID mit 
einem robusten Mandat für die Sicherheit der Bevölkerung 
ausgestattet wird, um humanitäre Hilfe erst zu ermöglichen. 
Zurzeit können dort keine Helfer tätig sein, weil die Sicher- 
heit nicht gewährleistet ist. 

Herr Paech, ganz ehrlich: An dieser Stelle gerate ich 
jedes Mal aus der Fasson. Wie kann man hier Frieden 
und humanitäre Hilfe fordern, wenn man weiß, dass die 
Helfer dort überhaupt keine Sicherheit haben, also nicht 
arbeiten können? Ich kann Sie an dieser Stelle nicht ver- 

(B) 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DlE GRÜNEN) 

Wir wollen unsere Unterstützung nicht verweigern, 
weder für dieses Mandat noch für die in Aussicht ge- 
stellte Entwicklungszusammenarbeit. Gerne würden wir 
die Entwicklungszusammenarbeit eher heute als morgen 
aufnehmen; die Wiederaufnahme ist aber definitiv von 
einigen Bedingungen abhängig, die die sudanesische 
Regierung erst einmal erfüllen muss. Wir hoffen, dass 
endlich auch von uns Druck ausgeht, um die Regierung 
zum Handeln zu zwingen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DlE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. 

Zunächst Tagesordnungspunkt 7 a. Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
auf Drucksache 16/7141 zu dem Antrag der Bundes- 
regierung zur Fortsetzung der Beteiligung deutscher 
Streitkräfte an der Friedensmission der Vereinten Natio- 
nen im Sudan. Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf 


Drucksache 16/6940 anzunehmen. Es ist namentliche (C) 
Abstimmung verlangt. 

Ich mache darauf aufmerksam, dass nach dieser na- 
mentlichen Abstimmung unmittelbar eine weitere folgen 
wird. 

Ich bitte nun die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
ihre Plätze einzunehmen. - Sind die Plätze an den Urnen 
besetzt? - Das ist der Fall. Ich eröffne die Abstimmung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. 

Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schrift- 
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
wird Ihnen später bekannt gegeben. ') 

Wir fahren nun fort mit einer weiteren namentlichen 
Abstimmung. Tagesordnungspunkt 7 b. Dabei geht es 
um die Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 16/7143 zu 
dem Antrag der Bundesregierung zur Beteiligung be- 
waffneter deutscher Streitkräfte an der gemeinsam von 
den Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union 
geführten Friedensmission in Darfur. Der Ausschuss 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 16/6941 anzuneh- 
men. 

Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, die 
vorgesehenen Plätze einzunehmen, damit wir zur weite- 
ren namentlichen Abstimmung schreiten können. 

(D) 

Sind die Plätze an den Urnen besetzt? - Ich sehe, das 
ist der Fall. Dann eröffne ich die zweite namentliche Ab- 
stimmung. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist nicht der Fall. 

Dann schließe ich auch diese Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mif der Auszäh- 
lung zu beginnen. Das Ergebnis dieser Abstimmung 
wird Ihnen späfer bekannf gegeben. 2) 

Bevor wir die Beratungen fortsetzen, bitte ich diejeni- 
gen Kolleginnen und Kollegen, die der weiteren Bera- 
tung im Haus nicht folgen wollen, ihre Gespräche vor 
dem Saal fortzuführen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Vereinbarte Debatte 

Arbeits- und Legislativprogramm der Europäi- 
schen Kommission für 2008 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine Sfunde vorgesehen. - Ich höre dazu kei- 
nen Widerspruch. Dann werden wir so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache und erfeile als ersfem Red- 
ner dem Kollegen Michael Roth für die SPD-Fraktion 
das Wort. 


') Ergebnis Seite 13145 C 
Ergebnis Seite 13147 D 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13143 


(A) Michael Roth (Heringen) (SPD): 

Liebe Frau Präsidentin! Meine Damen! Meine Her- 
ren! Wir haben heute zum zweiten Mal im Deutsehen 
Bundestag die Gelegenheit, über das sogenannte Ar- 
beits- und Legislativprogramm der Europäisehen Kom- 
mission zu beraten. leh finde, diese Debatte gehört in 
dieses Parlament. Sie eröffnet uns die Chanee, zu einem 
mögliehst frühen Zeitpunkt Einfluss auf das zu nehmen, 
was an Gesetzesinitiativen und Projekten seitens der EU- 
Kommission im kommenden Jahr auf den Weg gebraeht 
wird. 

Der Fahrplan für das kommende Jahr ist ambitioniert. 
Vor diesem Hintergrund sehe ieh es als selbstverständ- 
lieh an, dass sieh nieht nur die Europapolitikerinnen und 
Europapolitiker des Deutsehen Bundestages, sondern 
aueh mögliehst viele Faehpolitikerinnen und Faehpoliti- 
ker mit dem Arbeits- und Legislativprogramm besehäfti- 
gen. 

Es freut mieh sehr, dass die ELf-Kommission offen- 
siehtlieh eine unserer Erwartungen aus dem vergangenen 
Jahr erfüllt hat, nämlieh: weniger ist oft mehr. Das Stra- 
tegieprogramm der EU-Kommission vom Februar dieses 
Jahres sah noeh weit mehr Gesetzesinitiativen vor. Es ist 
sehr wohltuend, wenn man sieh jetzt das Programm für 
das kommende Jahr ansehaut. Denn die Europäisehe 
Kommission muss nieht in allen Bereiehen tätig werden. 
Es geht in vielen Fällen allein darum, dass man die vor- 
handenen Gesetze, Verordnungen und Riehtlinien besser 
anwendet. 

ln dem einen oder anderen Fall habe ieh aueh ein we- 

(B) nig sehmunzeln müssen, leh weiß nämlieh nieht, ob es 
notwendig ist, auf EU -Ebene eine Studie zum Obstver- 
braueh an den Sehulen zu initiieren; dessen bedarf es si- 
eherlieh nieht. Aueh hier ist mein Appell an die EU- 
Kommission, ganz besonders kritiseh darauf zu aehten, 
dass man sieh mit den eigenen Überlegungen vor Ort 
nieht läeherlieh maeht. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Es ist zwar noeh zu früh, eine Bilanz für das Jahr 

2007 zu ziehen, aber alles in allem können wir sagen: 
Das Jahr 2007 isf erfolgreieh gewesen, und wir haben zu 
diesem Erfolg naehhaltig beigefragen. Die EU-Ratsprä- 
sidenfsehaft Deufsehlands im ersfen Halbjahr 2007 haf 
hervorragende Ergebnisse erzielt. Wir haben ein klares 
inhaltliehes Signal für den Klimasehufz gesefzf. Es freu! 
mieh sehr, dass dieser Beifrag zum Klimasehufz aueh 
von der EU-Kommission in ihrem Arbeifsprogramm für 

2008 konstrukfiv aufgegriffen und weiferentwiekelt wird 
und damif niehf eine Einfagsfiiege bleibt. 

Wir haben in hervorragender Partnersehaft mit der 
portugiesisehen Präsidentsehafl den institutioneilen 
Stillstand endlieh beendet. Im März haben wir den 
50. Geburtstag der Europäisehen Union gefeiert. Von 
diesem Geburtstag ging ein Startsignal für den Juni-Gip- 
fel aus, der ein klares und eng gefassfes Mandat für die 
Regierungskonferenz besehließen konnfe. Das Ergebnis 
liegf uns nun vor. 

Jefzf sind wir gefordert, wir, die nationalen Parla- 
mente, zum Teil aueh die Bürgerinnen und Bürger. Denn 


im näehsten Jahr wird es darum gehen, den Ratifizie- (C) 
rungsprozess dieses Reformvertrags zu einem erfolgrei- 
ehen Absehluss zu bringen, damit die Europäisehe 
Union naeh innen und naeh außen endlieh handlungsfä- 
higer wird und wir in vielen Politikfeldem, die uns am 
Herzen liegen, nieht allein in der Außen- und Sieher- 
heitspolitik, besser vorangehen können, als das bislang 
der Fall war. Wir als Deutseher Bundestag - nieht allein 
die Bundesregierung, der wir dennoeh herzlieh danken - 
können feststellen: Es ist aueh unser Verdienst, dass wir 
Europa demokratiseher, sozialer gemaeht haben und 
dass Europa vorangekommen ist. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Neben dem Ratifizierungsprozess - bei dem deut- 
lieher werden muss, dass es dabei nieht um nationale 
Egoismen, sondern um gesamteuropäisehe Interessen 
geht - gibt es zwei weitere große, gewiehtige Baustellen. 

Es ist zum einen der Gesundheitseheek im Bereieh 
der Agrarpolitik. Wie notwendig grundlegende Refor- 
men im Agrarbereieh sind, zeigt nieht zuletzt die neu er- 
rungene Transparenz, die Offenlegung der Verwendung 
der Agrarmittel, ln den vergangenen Tagen war bei- 
spielsweise die Offenlegung für den Agrarbereieh im 
Land Nordrhein- Westfalen Gegenstand der öffentliehen 
Debatten. Eines ist deutlieh geworden: Hier läuft man- 
ehes falseh: Mensehen, Unternehmen profitieren von der 
Agrarförderung, die diese Förderung nieht benötigen. 
Deshalb muss für uns zentral sein: Die Agrarpolitik 
muss reformiert werden. Hier haben wir uns gemeinsam 
mit den Landwirtsehaftspolitikerinnen und Landwirt- (p)) 
sehaftspolitikem des Bundestages sehnell darauf zu ver- 
ständigen, dass Reformbedarf gegeben ist und dass die 
EU in der Pfiieht steht, die EU- Agrarpolitik im Sinne der 
Mensehen, im Sinne der Landwirtsehaft, im Sinne der 
Umwelt naehhaltig und naehdrüeklieh zu verbessern. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

leh sehe zum anderen einen Reformbedarf im Bereieh 
des Finanzrahmens. Im kommenden Jahr wird uns die 
Zukunft der EU-Finanzen umfreiben. Die Halbzeitbilanz 
steht an. Aueh hier bitte ieh Sie alle, sieh entspreehend 
einzubringen. Denn wir müssen mit den vorhandenen 
Mitteln ordnungsgemäß umgehen. Die Prüfergebnisse 
des Europäisehen Reehnungshofs haben sieherlieh nieht 
nur mieh beunruhigt. Da liegt einiges im Argen. Die 
Haushaltskontrolle muss besser werden, leh kann nur 
hoffen, dass die krifisehen Beriehfe des Reehnungshofes 
von den Verantworfliehen in Brüssel erkannf werden und 
dass man die enfspreehenden Konsequenzen daraus 
zieh!. 

Lassen Sie mieh zum Sehluss den Bereieh Migration 
nenne, leh freue mieh, dass die EU-Kommission ihm die 
enfspreehende Aufmerksamkeit sehenkt. Wir diskutieren 
in diesen Woehen nieht allein über die Blueeard; viel- 
mehr geht es darum, wie wir uns als Europäisehe Union 
nieht mehr nur allein im Rahmen von nationalen Rege- 
lungen, sondern im Rahmen von gemeinsamen europäi- 
sehen Regelungen im Hinbliek auf den demografisehen 
Wandel und im Hinbliek darauf, dass wir in unserem 
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(A) Land qualifizierte Arbeitskräfte brauehen, zukunftsfest 
maehen können. 

Eines aber muss der EU-Kommission deutlieh gesagt 
werden: Migration darf niemals ohne den integrativen 
Aspekt betraehtet werden. Er ist mindestens gleiehran- 
gig einzubeziehen. Integration und Migration gehören 
zusammen. Da sind aueh wir hier im Deutsehen Bundes- 
tag in der Pfiieht. Aueh da ist manehes noeh verbesse- 
mngswürdig. Wenn wir mit der EU-Kommission in ei- 
nen offenen und kritisehen Dialog eintreten, meine ieh 
sehon, daraufhinweisen zu müssen, dass wir im Bereieh 
der Integration unsere Hausaufgaben zu erfüllen haben, 
zumal hier weniger Kompetenzen der Europäisehen 
Union berührt sind. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ieh vermisse in diesem Zusammenhang ein stärkeres 
Engagement gegen die organisierte Kriminalität. Das, 
muss ieh sagen, hat mieh enttäuseht. Im Strategiepro- 
gramm vom Februar waren noeh deutliehe Initiativen 
gegen die organisierte Kriminalität vorgesehen. 

Bei aller Reehtfertigung der versehiedenen Initiativen 
zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus dürfen 
wir die waehsende Gefahr dureh die organisierte Krimi- 
nalität in vielen Mitgliedstaaten der Europäisehen Union 
nieht kleinreden. Ganz im Gegenteil: Hier stehen wir ge- 
meinsam in der Verantwortung. Aueh das ist kein natio- 
nales Problem, ein Problem, das allein national gelöst 
werden kann. Vielmehr müssen die Mitgliedstaaten aueh 

(B) hierbei noeh besser Zusammenarbeiten, damit die Men- 
sehen vor mafiösen Strukturen, vor Verbreehen, vor Dro- 
genkriminalität - manehe verdienen sieh dadureh eine 
goldene Nase - gesehützt werden. Es muss ein klares, 
entsehiedenes Signal geben, nieht nur von den Mitglied- 
staaten, sondern aueh von der Europäisehen Union. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Herr Kollege, denken Sie bitte an die Redezeit. 

Michael Roth (Heringen) (SPD): 

Frau Präsidentin, ieh danke Ihnen für den Hinweis. 

Ieh hoffe, wir können in einem Jahr sagen: Das 
Jahr 2008 war ein gutes Jahr für die Europäisehe Union. 
Ieh hoffe, dass aueh die kritisehe Überprüfung von 
Reehtsakten gelingt. Eines muss klar sein: Eine kritisehe 
Überprüfung der momentan geltenden Reehtsakte auf 
europäiseher Ebene darf nieht zu einem Abbau von so- 
zialen, Ökologisehen und Verbrauehersehutzstandards 
führen. Aueh das sollte in unserem gemeinsamen Inte- 
resse liegen. In diesem Sinne hat das Programm der 
Europäisehen Kommission eine ernsthafte und eine kon- 
struktive Debatte verdient. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Markus 
Löning das Wort. 

(Beifall bei der FDP) 

Markus Löning (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen! Meine Herren! Kol- 
leginnen und Kollegen! Lassen Sie mieh mit dem Thema 
Bürokratieabbau anfangen; Miehael Roth hat es hier am 
Sehluss seiner Rede angesproehen. Im Gegensatz zu 
dem, was hier gerade vorgetragen worden ist, glaube ieh, 
dass man dabei - wie bei allem in der Politik - mit Au- 
genmaß Vorgehen muss. Es ist aber falseh, ausgereehnet 
beim Bürokratieabbau als Allererstes Augenmaß zu for- 
dern. Notwendig ist, dass man an die Saehe beherzt 
herangeht. Ieh freue mieh sehon auf die Auseinanderset- 
zungen zwisehen Günter Verheugen und Edmund 
Stoiber, den beiden Kämpfern gegen die Bürokratie. 

(Beifall bei der FDP) 

Ieh denke nur an das Affentheater, das wir gerade beim 
Thema Äppelwoi erlebt haben. Mit einer soleh unbedaeh- 
ten Gesehiehte wird sehr sehnell so viel politisehe Initia- 
tive kaputtgemaeht. Man kann gar nieht so viel wieder- 
aufbauen, wie da ganz sehnell eingerissen wurde. Wir 
brauehen einen vernünftigen Bürokratieabbau. Ieh wün- 
sehe mir aueh von der SPD, dass sie dieses Vorhaben 
nieht immer wieder hemmt, sondern uneingesehränkt 
mitträgt, und dass Günter Verheugen uneingesehränkt un- 
terstützt wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Legislativ- und Arbeitsprogramm enthält ein eige- 
nes Kapitel zum Thema Bürokratieabbau. 

Es enthält aueh Ausführungen zu einigen anderen 
Themen. Ieh möehte ganz kurz auf den Bereieh Verbes- 
serung der Kommunikation eingehen. Meine Erfahrung 
ist, dass die Europäisehe Kommission dort sehr viel ge- 
tan hat, und zwar mit einem enormen Mittelaufwand, 
und dass durehaus etwas bewirkt wird. In Gespräehen 
mit Bürgern, Sehülem und Studenten habe ieh die Erfah- 
rung gemaeht, dass es durehaus ein vernünftiges Niveau 
der Information über die Europäisehe Union gibt. Dieses 
Niveau besehränkt sieh in der Regel aber auf diejenigen 
Segmente, die den Einzelnen interessieren. Es gibt we- 
nig abstraktes Wissen darüber, wie der Prozess der euro- 
päisehen Gesetzgebung funktioniert. Würden wir dazu 
hier herumfragen, hätten wir, glaube ieh, ebenfalls ein 
paar Ausfälle. Ieh möehte aber ausdrüeklieh loben, dass 
die Sehüler eine sehr gute Kenntnis dessen haben, was 
für sie relevant ist. 

Das Kemthema dieses Legislativ- und Arbeitspro- 
gramms - damit werden wir uns im Wesentliehen ausei- 
nandersetzen - lautet: Waehstum und Arbeitsplätze. Für 
Deutsehland ist das eine zentrale Frage. Die Bürger er- 
warten von uns, dass wir uns naeh Absehluss der De- 
batte über den Reformvertrag der wahren Probleme an- 
nehmen, dass wir die Politikfelder bearbeiten, dureh die 
Waehstum und Arbeitsplätze gesehaffen werden. Die 
OECD hat uns mit einer Reihe von Punkten mitgeteilt. 
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(A) was wir tun müssen, um den Binnenmarkt wieder funk- 
tionsfähig zu maehen, um die Potenziale des Binnen- 
marktes endlieh voll zu heben. Aus meiner Sieht war das 
Streiehen des Wettbewerbs aus dem Zielkatalog ein 
sehleehtes Signal. Wiehtig ist, dass wir uns jetzt auf das 
konzentrieren, was gemaeht werden muss. 

Im Dienstleistungssektor gibt es ein riesiges Poten- 
zial. Wir hatten eine verheerende Debatte über die 
Dienstleistungsriehtlinie. Wenn man das in der Rüek- 
sehau betraehtet, sieht man: Da wurde nationalistiseh, 
ängstlieh und protektionistiseh argumentiert. Da wurde 
gegeneinander argumentiert. Die Debatte über die 
Dienstleistungsriehtlinie war aus meiner Sieht ein großer 
Fehler und ein verheerendes Signal für das europäisehe 
Zusammenwaehsen. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine ganze Reihe anderer Sektoren, in denen wir ar- 
beiten müssen - Strommarkt, Gasmarkt und Finanzsek- 
tor -, bedarf einer Öffnung für das weite Publikum, für 
die Verbraueher. leb glaube, es ist wiehtig, dass wir aus 
dem Arbeitsprogramm der Kommission vor allem die 
Elemente, die den Bürgern nützen, unterstreiehen und 
dass wir sie in unserer Kommunikation mit unseren Bür- 
gern naeh vorne stellen. 

Es bleibt dabei: Der Deutsehe Bundestag wird diese 
Dinge viel stärker begleiten müssen, als wir es, wie man 


in der Rüeksehau sehen kann, getan haben. Lieber (C) 
Miehael Roth, leider ist es nieht so, dass sieh Faehpoliti- 
ker ausreiehend mit dem Arbeitsprogramm besehäftigt 
haben. leb wünsehe mir, dass das in Zukunft noeh mehr 
gesehieht. Daran werden wir alle gemeinsam arbeiten 
müssen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Bevor ieh nun als näehster Rednerin der Kollegin 
Bellmann das Wort erteile, will ieh Ihnen die von den 
Sehriftführerinnen und Sehriftführem ermillellen Ergeb- 
nisse der namentliehen Abstimmungen bekannt geben. 

Tagesordnungspunkt 7 a: Besehlussempfehlung des 
Auswärtigen Aussehusses zu dem Antrag der Bundesre- 
gierung „Fortsetzung der Beteiligung deutseher Streit- 
kräfte an der Friedensmission der Vereinten Nationen im 
Sudan (UNMIS) auf Grundlage der Resolution 1590 
(2005) des Sieherheitsrats der Vereinten Nationen vom 
24. März 2005 und weiterer Mandatsverlängerungen 
dureh den Sieherheitsrat der Vereinten Nationen“; 
Drueksaehen 16/6940 und 16/7141. Abgegebene Stim- 
men 572. Mit Ja haben gestimmt 518, mit Nein haben 
gestimmt 40, Enthaltungen 14. Die Besehlussempfeh- 
lung ist damit angenommen. 


Endgültiges Ergebnis 
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Kerstin Andreae 
Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 

Cornelia Behm 
Birgitt Bender 
Grietje Bettin 
Alexander Bonde 
Dr. Thea Dückert 
Hans- Josef Fell 
Kai Gehring 
Katrin Göring-Eckardt 
Anja Hajduk 
Britta Haßelmann 
Bettina Herlitzius 
Winfried Hermann 
Peter Hettlich 
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Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
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Rainder Steenblock 
Silke Stokar von Neuforn 
Hans-Christian Ströbele 
Dr. Harald Terpe 
Jürgen Trittin 
Wolfgang Wieland 
Josef Philip Winkler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Peter Gauweiler 
Willy Wimmer (Neuss) 

SPD 

Petra Hinz (Essen) 

DIE LINKE 

Karin Binder 
Dr. Lothar Bisky 
Heidrun Bluhm 
Eva Bulling-Schröter 
Sevim Dagdelen 
Dr. Diether Dehrn 
Werner Dreibus 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Klaus Emst 
Wolfgang Gehrcke 
Heike Hänsel 
Lutz Heilmann 
Hans-Kurt Hill 


Cornelia Hirsch 
Inge Höger 
Ulla Jelpke 

Dr. Lukrezia Jochimsen 
Dr. Hakki Keskin 
Katja Kipping 
Jan Körte 
Katrin Kunert 
Oskar Lafontaine 
Ulla Lötzer 
Ulrich Maurer 
Dorothee Menzner 
Kornelia Möller 
Kersten Naumann 
Wolfgang Neskovic 
Elke Reinke 
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(Saarbrücken) 

Dr. Herbert Schui 
Dr. Ilja Seifert 
Frank Spieth 
Dr. Kirsten Tackmann 
Dr. Axel Troost 
Jörn Wunderlich 

fraktionslos 

Henry Nitzsche 

Enthaltung 

CDU/CSU 
Dr. Wolf Bauer 

FDP 

Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Heinrich L. Kolb 

DIE LINKE 

Hüseyin-Kenan Aydin 
Dr. Dietmar Bartsch 
Dr. Martina Bunge 
Dr. Gregor Gysi 
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Dr. Gesine Lötzsch 
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Tagesordnungspunkt 7 b: Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundesre- 
gierung „Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 
an der AU/UN-Hybrid-Operation in Darfur - UNAMID - 
auf Grundlage der Resolution 1769 (2007) des Sicher- 


heitsrats der Vereinten Nationen vom 31. Juli 2007“; 
16/6941 und 16/7143. Abgegebene Stimmen 569. Mit Ja 
haben gestimmt 512, mit Nein 45, Enthaltungen 12. 
Auch diese Beschlussempfehlung ist damit angenom- 
men. 
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Hubert Hüppe 
Dr. Peter Jahr 
Dr. Hans-Heinrich Jordan 
Dr. Franz Josef Jung 
Andreas Jung (Konstanz) 
Bartholomäus Kalb 
Hans- Werner Kammer 
Alois Karl 
Bernhard Kaster 
Siegfried Kauder (Villingen- 
Schwenningen) 
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(A) Jürgen Trittin 

Wolfgang Wieland 
Josef Philip Winkler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Peter Gauweiler 
Willy Wimmer (Neuss) 

SPD 

Petra Hinz (Essen) 

FDP 

Jürgen Koppelin 

DIE LINKE 

Hüseyin-Kenan Aydin 
Karin Binder 


Dr. Lothar Bisky 
Heidrun Bluhm 
Eva Bulling-Schröter 
Sevim Dagdelen 
Dr. Diether Dehrn 
Werner Dreibus 
Dr. Dagmar Enkelmann 
Klaus Emst 
Wolfgang Gehrcke 
Heike Hänsel 
Lutz Heilmann 
Hans-Kurt Hill 
Cornelia Hirsch 
Inge Höger 
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Dr. Lukrezia Jochimsen 
Dr. Hakki Keskin 
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Jan Körte 
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Ulla Lötzer 
Dorothee Menzner 
Kornelia Möller 
Kersten Naumann 
Wolfgang Neskovic 
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Elke Reinke 
Paul Schäfer (Köln) 

Volker Schneider 
(Saarbrücken) 

Dr. Herbert Schui 
Dr. Ilja Seifert 
Frank Spieth 
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Dr. Axel Troost 
Jörn Wunderlich 

Fraktionslose Abgeordnete 

Henry Nitzsche 
Gert Winkelmeier 


Enthaltung 

CDU/CSU 
Dr. Wolf Bauer 

FDP 

Dr. Karl Addicks 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Heinrich L. Kolb 

DIE LINKE 

Dr. Dietmar Bartsch 
Dr. Martina Bunge 
Dr. Gregor Gysi 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Gesine Lötzsch 
Bodo Ramelow 
Dr. Petra Sitte 
Alexander Ulrich 


(C) 


Jetzt muss ich Frau Kollegin Bellmann noch einmal 
um ein bisschen Geduld bitten. Mir wird soeben gemel- 
det, dass auf der Besuchertribüne Abgeordnete aus Af- 
ghanistan, aus der Mongolei, aus Kasachstan, aus Us- 
bekistan, aus Kirgisistan, aus Turkmenistan und aus 
Tadschikistan Platz genommen haben. 

(Beifall) 

Diese Kolleginnen und Kollegen nehmen an einer Ta- 
gung des Auswärtigen Amtes zur Sicherheitspolitik in 
unserem Land teil und werden uns nun ein bisschen bei 
der Plenardebatte begleiten. 

Ich begrüße Sie sehr herzlich hier im Plenum des 
Deutschen Bundestages und wünsche Ihnen, dass Sie ei- 
nen angenehmen Aufenthalt nicht nur bei Ihrem Semi- 
nar, sondern auch in Deutschland haben. Alles Gute! 

(Beifall) 

So, liebe Frau Bellmann, jetzt haben Sie das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Veronika Bellmann (CDU/CSU): 

Sachsen sind geduldige Menschen. Sie warten schon, 
bis sie dran sind. - Sehr verehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
meinen beiden Vorrednern uneingeschränkt recht geben, 
wenn sie sagen: Dass wir heute über dieses Arbeitspro- 
gramm diskutieren, zeigt die gewachsene Rolle der na- 
tionalen Parlamente und auch, dass wir, wie Herr Löning 
sagte, die Arbeiten aus Europa noch stärker kritisch un- 
ter die Lupe nehmen müssen. 

Kommissionspräsident Barroso sagte, dass das Ar- 
beitsprogramm 2008 sich auf die Verpflichtung stütze, den 
europäischen Bürgerinnen und Bürgern einen Mehrwert zu 
bieten. Gerade weil im Zeitalter der Globalisierung Europa 
wichtiger denn je sei, werde das Hauptaugenmerk auf den 


Bereichen Wachstum und Beschäftigung, Nachhaltigkeit 
- insbesondere in der Klima- und Energiepolitik -, Steu- 
erung der Migration sowie der besseren Rechtsetzung 
liegen. So heißt denn das Programm auch „Globalisie- 
rung als Chance nutzen“. In Anbetracht der Tatsache, 
dass in Deutschland 8 Millionen Arbeitsplätze von 
27 Millionen Arbeitsplätzen vom Export abhängig sind, 
ist es unbestritten, dass die Globalisierung für viele 
Menschen in unserem Land einen eindeutigen Vorteil 
und Chancen mit sich bringt. 

Ebenso unstrittig ist es aber auch, dass der Europäi- 
schen Union eine herausragende Bedeutung bei der 
Wahrung und Stärkung der globalen Wettbewerbsfähig- 
keit ihrer 27 Mitgliedstaaten zukommt. Das Urteil der 
Bürger zur Globalisierung fällt aber ganz anders aus. Sie 
empfinden die Globalisierung oft als Bedrohung, es gibt 
diffuse Ängste. 

Wenn Europa im Zeitalter der Globalisierung - wie 
Herr Barroso sagt - wichtiger denn je ist, dann muss sich 
auch das Arbeitsprogramm konsequenter an den drin- 
gendsten Sorgen und Nöten der Bürgerinnen und Bürger 
ausrichten. Politik muss sich den Realitäten anpassen 
und nicht umgekehrt. Einerseits ist es dringend geboten, 
dass wir für unsere Arbeitnehmer beschäftigungsfreund- 
liche Rahmenregelungen finden, insbesondere für Frauen 
und ältere Beschäftigte. Andererseits sind wir gleichzei- 
tig gegenüber den Unternehmen verpflichtet, sie in ihrer 
Position im internationalen Wettbewerb zu stärken. 
Kleine und mittelständische Betriebe brauchen unbüro- 
kratische Hilfen - auch von Europa -, gezielte Förderung 
von Innovationen und Zukunftstechnologien und mehr 
Transparenz bezüglich der Fördermittelvergabe. 

Selbst wenn Kommissar Spidla gestern verkündet hat, 
dass dem Grünbuch zum Arbeitsrecht zunächst keine ge- 
setzgeberischen Schritte folgen werden, heißt das 
Schlagwort für die Zukunft trotzdem „Flexicurity“; dies 
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Veronika Bellmann 

(A) beinhaltet Flexibilität und Sieherheit für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. 

All diese Aspekte fallen auch unter die Aussage der 
Kommissionsvizepräsidentin, Kommissarin Wallström, 
zum Arbeitsprogramm der Union, wonach die EU-Kom- 
mission ihre Bemühungen, den Bürgern Europa besser 
zu vermitteln, intensivieren möchte. Das muss sie auch. 
Denn nur dadurch lässt sich die Notwendigkeit des riesi- 
gen Brüsseler Behördenapparates mit all seinen nach- 
und beigeordneten Einrichtungen einigermaßen glaub- 
würdig rechtfertigen. 

Ich komme zu den Stichworten „Glaubwürdigkeit“ 
und „bessere Rechtsetzung“. 

(Markus Löning [FDP]: Stichwort „Agentur“!) 

- Dazu komme ich noch, Herr Kollege. - Die Europäi- 
sche Union muss ihre Standpunkte glaubhafter und kon- 
sequenter vertreten. Bei den Beitrittsverhandlungen darf 
es keinesfalls immer nur einseitige Zugeständnisse und 
politische Rabatte geben. Man kann nicht „bessere 
Rechtsetzung“ über alles ins Arbeitsprogramm schrei- 
ben, wenn sich anschließend niemand daran halten muss. 
So geht das nicht. Alle Vorgaben bleiben wirkungslos, 
wenn nicht gleichzeitig auch strikt eingefordert wird, 
dass sie uneingeschränkt zu erfüllen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Markus Meckel [SPD] und des Abg. Chrisfoph 

Sfrässer [SPD]) 

Die EU-Kommission sollfe sfärkere Kontrollen der 

(B) Verträge ins Pflichtenheft schreiben. Es gibt eine alte 
Feldherrenweisheit, die lautet: Erlasse nie einen Befehl, 
den du nicht kontrollieren kannst. - Das gilt auch in die- 
sem Fall. Es wäre schön, wenn aus dem Arbeitspro- 
gramm 2008 ableitbar wäre, dass die EU-Kommission 
mittelfristig intensiver an der Vertiefung der EU arbeitet 
statt an ihrer Erweiterung. Das wäre zumindest die logi- 
sche Folge aus den schwierigen Kompromissverhand- 
lungen, die schließlich zur Unterzeichnung des Vertrages 
von Lissabon geführt haben. Diese haben nämlich in ers- 
ter Linie eines gezeigt: Die Europäische Union bewegt 
sich in vielen Bereichen bereits an den Grenzen ihrer 
Handlungs fähigkeit . 

(Markus Löning [FDP]: Genau!) 

Das gilt auch hinsichtlich der Verfestigung ganz bestimm- 
ter europäischer Strukturen. Stichworte sind: Agenturun- 
wesen, Beobachtungsstellen, europäische Informations- 
zentren, wie sie im Rahmen der Gesundheitsrichtlinie 
angedacht sind, europäische Kommunikationszentrale im 
Rahmen des Telekommunikationsüberwachungsgeset- 
zes. 

(Markus Löning [FDP]: Das ist aber was ande- 
res!) 

Wir müssen entschieden der Tendenz der Kommis- 
sion entgegentreten, derartige Institutionen mit Geldern 
der Mitgliedstaaten in inflationärer Weise errichten und 
finanzieren zu wollen. Der Appell geht allerdings nicht 
nur an die Kommission, sondern auch an die Mitglied- 
staaten, die sich mit der Einrichtung solcher Institutio- 


nen gern die Zustimmung für Pakeflösungen innerhalb (C) 
der Europäischen Union versüßen lassen. 

(Zuruf von der SPD: Ja, so isf es!) 

Ebenso gilt es zu verhindern, dass die EU-Kommis- 
sion unter dem Deckmantel der sogenannten Arbeiten 
zur Gestaltung neuer politischer Konzepte klammheim- 
lich ihre Kompetenzbereiche ausweitet. Auch hier müs- 
sen wir unseren kritischen Blick beibehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Das Subsidiaritätsprinzip ist auch in Zukunft der ent- 
scheidende Maßstab, an dem sich das Vorgehen der 
Europäischen Kommission messen lassen muss; denn 
die Subsidiarität gewährleistet Bürgemähe. Die Kommu- 
nikation zwischen den politischen Ebenen und dem Bür- 
ger ist, wie ich eingangs beschrieben habe, der sensi- 
belste Bereich der europäischen Politik. Wir sollten also 
genau hinschauen, ob, wann und welche Taten die Euro- 
päische Kommission ihren Worten aus dem Jahrespro- 
gramm 2008 folgen lassen wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist nun der Kollege Alexander 
Ulrich für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Alexander Ulrich (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Viele Jahre lang bestand in diesem Haus Konsens da- 
rüber, dass Europa Frieden und Wohlstand schafft. Frei 
nach dem Motto „Wünsch dir was“ hat jede Seite dieses 
Hauses ihre eigenen Erwartungen an Europa formuliert. 

Die eine Seite des Parlaments wollte, dass Deutschland 
durch Europa stärker wird und die Märkte der europäi- 
schen Nachbarn sichert. Die andere Seite verstand 
Europa als Achse des Friedens und als eine politische 
Antwort auf die internationalen Märkte. 

Es war die Bundesregiemng, die den Sozialstaat in 
der europäischen Verfassung bzw. im Vertrag von Lissa- 
bon faktisch bekämpfte. 

(Markus Löning [FDP]: Von wegen! Schön 
wäre es gewesen!) 

„Sozialstaat“ wurde durch „wettbewerbsfähige soziale 
Marktwirtschaft“ ersetzt. Mir hat noch niemand erklären 
können, was er unter Wettbewerbsfähigkeit versteht. 

(Zumfvon der CDU/CSU: Doch, bestimmt! 

Sie haben es nur nicht verstanden!) 

Soll das etwa eine Situation wie in Deutschland sein: 
hohe Arbeitslosigkeit bei großen Exportüberschüssen? 

Die europäische Verfassung und der Vertrag von Lissa- 
bon müssen nicht das Programm meiner Partei sein. 

Trotz alledem sagen wir: Diese Verträge müssen für den 
zukünftigen Willen der Europäer offen sein. 
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Alexander Ulrich 

(A) (Beifall bei der LINKEN - Markus Löning 
[FDP]: Wir reden doeh gerade über etwas ganz 
anderes! Da hat Ihnen wohl jemand das fal- 
sehe Manuskript gegeben!) 

Sie dürfen nieht die Ewigkeitsprinzipien des Grundge- 
setzes missaehten. 

Kollege Roth, Sie haben ein sehr positives Bild von 
der EU-Ratspräsidentsehaft Deutsehlands und davon, 
wie sieh Europa weiterentwiekelt hat, gezeiehnet. 
Manehmal wäre es, wie ieh glaube, notwendig, aueh in 
diesem Hause ein bissehen realistiseher zu sein, wenn 
man über Europa naehdenkt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann fangen Sie 
doeh mal an!) 

Wenn sogar ein Linker sagt, der Realismus von Sarkozy 
würde uns guttun, weil er ein zutreffenderes Bild von 
Europa zeiehnet, hat das sehon etwas zu sagen. Gestern 
hat Sarkozy die Probleme Europas im Europäisehen Par- 
lament meines Eraehtens gut dargestellt. 

(Beifall bei der LINKEN - Markus Löning 
[FDP]: Wollen Sie also aueh den Eisenbahnern 
die Rente kürzen, oder was?) 

Im Aussehuss haben wir in der letzten Woehe eine 
Debatte über das Arbeitsprogramm geführt. Dort er- 
zählte uns die Bundesregierung dureh Sie, Herr Gloser, 
die deutsehe EU-Ratspräsidentsehaft sei der Motor des 
sozialen Europas gewesen. An den Taten sollte man 
aueh die Bundesregierung und die EU-Kommission 

(B) messen. 

Im Februar dieses Jahres unterzeiehneten die Arbeits- 
minister von neun Mitgliedstaaten der Europäisehen 
Union, darunter Frankreieh, Italien, Spanien und Lu- 
xemburg, die Erklärung von Paris. Darin wurden soziale 
Mindeststandards für Europa gefordert. Der Mann, der 
vorgestern erklärte, als Vizekanzler zurüekzutreten, hat 
diese Erklärung nieht untersehrieben. Er verweigerte 
seine Untersehrift. Ich weiß nicht, ob sein Rücktritt, des- 
sen Begründung ich respektiere, an der Ansicht der Bun- 
desregierung etwas ändert. Doch sehr ernst scheinen es 
Bundesregierung und EU-Kommission nicht zu meinen, 
wenn es um die soziale Gestaltung der Globalisierung 
geht, und dies trotz der massiven Zunahme der Armut in 
Europa. Die Zunahme der Armut unter Kindern und älte- 
ren Menschen in der EU ist ein Skandal. Mit dieser Art 
von Politik schaden Sie der europäischen Idee. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Frau Bellmann hat schon angesprochen, dass EU- 
Kommissar Spidla das Grünbuch „Arbeitsrecht“ schein- 
bar beerdigt hat; es bleibt abzuwarten, ob das für die Ar- 
beitnehmer eine gute oder eine schlechte Nachricht ist. 
Dennoch setzt die EU-Kommission weiter auf „Flexicu- 
rity“. Sie behauptet nach wie vor, dass durch einen ge- 
ringen Arbeitnehmerschutz die Arbeitslosigkeit verrin- 
gert wird. Die OECD hat diese Aussage widerlegt und 
gezeigt, dass Wachstum und Beschäftigung viel mehr 
mit öffentlichen Investitionen und mit einer vernünftigen 
Geldpolitik zu tun haben. Ich hoffe, dass die im interna- 


tionalen Vergleich immer noch viel zu hohe Zahl von 
17 Millionen Arbeitslosen in Europa in der Debatte über 
den Stabilitätspakt und über die Koordination der Euro- 
päischen Zentralbank etwas bewirkt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wenn es um „Flexicurity“ geht, wird gerne auf den 
geringen Kündigungsschutz in Dänemark verwiesen. 

(Markus Löning [FDP] : Es wird vor allen Din- 
gen auf die niedrige Arbeitslosigkeit in Däne- 
mark verwiesen!) 

- Dabei wird die hohe Unterstützung, die Arbeitslose in 
Dänemark bekommen, allerdings gerne unterschlagen, 
Herr Löning. In Dänemark gab es außerdem Druck auf 
Arbeitslose, schlecht bezahlte Jobs anzunehmen. 

(Markus Löning [FDP]: Immerhin Jobs! Die 
haben Jobs!) 

Nun einmal zum Vergleich: In Deutschland ist etwa 
jeder sechste Arbeitsplatz ein Niedriglohnjob, in 
Dänemark nur jeder elfte. Die Anzahl der sogenannten 
0-Euro-Jobs in Dänemark, auf die sich deutsche Politi- 
ker so gerne berufen, 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Was sind 
0-Euro-Jobs?) 

umfasste in der Spitze gerade einmal 267 Fälle. Davon 
blieben 2005 ganze 8 Fälle übrig. 

(Markus Löning [FDP]: Richtig! Wir sind sehr 
für das dänische Modell!) 

Rüttelt es die Bundesregierung eigentlich nicht auf, dass 
ein tschechischer EU-Kommissar für das Wohl der Ar- 
beitnehmer in Deutschland eintritt, zum Beispiel bei der 
Bekämpfung der Leiharbeit? 

Das Gleiche gilt für die Energie- und Klimapolitik. 
Hier gibt es Licht und Schatten. Die Atomenergie be- 
schert uns zahlreiche internationale Konflikte; das kann 
man jeden Tag nachlesen. Die deutsche Atomforschung 
verhindert das von Minister Gabriel hochgepriesene 
ökologische Wirtschaftswunder. Die Bundesregierung 
und die Europäische Kommission sollten sich daher von 
dieser gefährlichen Technologie endlich verabschieden 
und nicht, wie wieder vorgesehen, sie weiter fordern. 

(Dr. Stephan Eisei [CDU/CSU]: Das 
Manuskript ist ja 20 Jahre alt!) 

Die Europäische Kommission und andere haben gefor- 
dert, die europäischen Stromgiganten zu zerschlagen. 
Private Monopole setzen die Preise zu hoch, und sie ver- 
hindern den politischen Einfluss auf die Energiewende. 
Der Vorschlag der Kommission ist ein wichtiger Schritt, 
reicht aber bei weitem nicht aus. Netzindustrien werden 
immer zu Monopolen führen. Selbst wenn, wie vorge- 
schlagen, Kraftwerkskapazitäten der Konkurrenz über- 
lassen werden müssten, verhinderte das weder Preisab- 
sprachen noch - wie es Enron in Kalifornien gemacht 
hat - die künstliche Verknappung von Kraftwerkskapazi- 
täten. Wir brauchen daher eine öffentliche Kontrolle der 
Netze. 
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(A) Doch selbst die zaghaften Vorschläge der Kommis- 
sion lehnt die Bundesregierung ab. Die Bundesregierung 
kämpft gegen die Kommission und damit für europäi- 
sche Monopolisten; sie verhindert Mindestlöhne, die vor 
der Marktmacht der Arbeitgeber schützen; sie kämpft 
sogar, wie im Falle der Post, gegen Arbeitgeber, die 
Mindestlöhne wünschen; sie behindert europäische So- 
zialstandards gegen den Willen wichtiger EU-Partner. 
Nennen Sie das soziale Marktwirtschaft? Lassen Sie 
mich hinzufugen: Die Bundesregierung hat die Postlibe- 
ralisierung gegen den Willen vieler EU-Partner durchge- 
setzt. Die SPD ist beim Postmindestlohn gescheitert. 
Deshalb sollte die SPD dem Ende des Postmonopols 
nicht zustimmen; das wäre konsequent. 

(Markus Löning [FDP]: Die Post zahlt doch 
Mindestlöhne! Was wollen Sie denn?) 

Lassen Sie mich auf einen weiteren Punkt eingehen: 
500 Menschen sind allein in diesem Jahr bei dem Ver- 
such ertrunken, die sogenannte Festung Europa und 
FRONTEX zu überwinden. Die Vereinten Nationen ver- 
muten, dass die Dunkelziffer weit höher liegt. Meine Da- 
men und Herren, Sie diskutieren über eine Bluecard, Sie 
diskutieren über eine Partnerschaft mit Afrika, weil 
Afrika Energiequellen besitzt; aber Sie lassen Menschen, 
die ihre Familien und ihre Herkunft aufgeben, ersaufen 
wie Tiere. Bevor Sie nicht Boote schicken, um die Men- 
schen wenigstens vor dem Sterben zu retten, sollte man 
das „christliche Menschenbild Europas“ nie wieder in 
den Mund nehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

(B) 

Entscheiden Sie sich, auf welcher Seite Sie stehen! Die 
Linke steht auf der Seite der Menschen in Europa, der 
Arbeitnehmer und der Schwachen. Die Linke will ein 
starkes, ein gerechtes Europa. Welches Europa wollen 
Sie? Das Arbeitsprogramm der Kommission und die 
Politik der Bundesregierung geben hierauf eine Antwort, 
die nichts Gutes für nächstes Jahr erahnen lässt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist der Kollege Rainder Steenblock 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Du hast es 
immer schwer! - Gegenruf des Abg. Markus 
Löning [FDP]: Er hat es leicht nach der Vor- 
lage, die er gerade bekommen hat! - Gegenruf 
des Abg. Michael Roth [Heringen] [SPD]: 

Aber er muss sich immer abarbeiten!) 

Rainder Steenbiock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol- 
legen! Es ist eine gute Tradition, dass wir im Deutschen 
Bundestag über das Arbeitsprogramm der Europäischen 
Union diskutieren. Ich glaube, es isl wichtig für die Bür- 
gerinnen und Bürger in diesem Lande, dass sich der 
Deutsche Bundestag nicht nur mit den Visionen von 


Europa, mit den großen strategischen Entwürfen, die (C) 
sich im Reformvertrag widerspiegeln, beschäftigt, son- 
dern dass wir hier im Deutschen Bundestag unsere Ver- 
antwortung annehmen, über die ganz konkreten Bau- 
steine der europäischen Politik zu diskutieren, auch um 
dafür zu sorgen, dass in allen Köpfen, auch in diesem 
Haus, klarer wird, was die Europäische Union leislen 
kann, was sie sich vorgenommen hal und was nicht. Das 
geht auch in die linke Richtung. Solche Veranstaltungen 
wie heute haben auch etwas mit Bildungsarbeit hier zu 
tun. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Denn wir wissen genau, dass es wichtig ist, das Thema 
der konkreten Bausteine in Europa zu transportieren. 

Ich glaube - da bin ich mir mit dem Kollegen Ulrich 
völlig einig -: Wenn wir über das soziale Europa spre- 
chen, das die Menschen - auch in diesem Lande - in al- 
len Umfragen als wichtiges Ziel nennen, dann müssen 
wir auf einer Grundlage darüber sprechen, durch die 
Vertrauen geschaffen werden kann. Oftmals wird gesagt, 
dass dieses Europa schuld daran ist, dass sich die Armut 
vergrößert. Diese Form der Auseinandersetzung - ich 
will das nur ganz vorsichtig ausdrücken - ist ganz vielen 
Politikern zu eigen: Sie verkaufen ihre persönlichen Er- 
folge in Brüssel als europäische Idee. Wenn sie nach 
Hause kommen und es nicht funktioniert, dann sind die 
Brüsseler und alle anderen schuld daran, dass das nicht 
funktioniert. Dass es in Europa Armut gibt und dass die 
sozialen Verhältnisse in den Ländern nicht so sind, wie 
wir wollen, hängt am allerwenigsten mit der EU zusam- 
men, weil sie in diesem Bereich kaum Kompetenzen hat; (D) 
vielmehr hängt das mit nationaler Politik zusammen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Ab- 
geordnelen der SPD) 

Lieber Herr Kollege Ulrich, sich hier hinzuslellen und 
Europa die Schuld zuzuschieben, isl nichl nur perfide, 
sondern es führt die Bürgerinnen und Bürger in diesem 
Land auch in die Irre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Dadurch wird auch nicht die Debatte über die Frage 
möglich, wie wir die Europäische Union so gestalten 
können, dass die Erwartungen der Menschen hinsicht- 
lich der sozialen Sicherungssysteme in Europa besser 
werden. Das werfe ich Ihnen vor: Sie haben keine Per- 
spektive, Sie instrumentalisieren die Ängste der Men- 
schen in Europa für Ihre Parteipolitik. Das ist unverant- 
wortlich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Es isl richtig: Wir müssen über das soziale Europa re- 
den, und wir müssen schauen, welche Möglichkeiten es 
gibt, größeres Vertrauen der Menschen zu erwerben. Ein 
Beispiel will ich sehr deutlich benennen: In 20 Ländern 
der Europäischen Union gibt es den Mindestlohn. Das ist 
nicht das Allheilmittel - überhaupt nicht -, aber das ist 
ein Instrument, um Sicherheit in Bezug auf die sozialen 
Strukturen zu erreichen. Das gilt auch für den Arbeits- 
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(A) markt: Die Wachstumsrhetorik allein reicht bei Weitem 
nicht aus, die Menschen zu überzeugen, dass die Integra- 
tion in Europa der Weg ist, den wir gehen müssen. 

(Beifall des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Deshalb ist es aus meiner Sicht wirklich beschämend, 
was die deutsche Bundesregierung auf dem wichtigen 
Feld der europäischen Arbeits- und Sozialpolitik leistet. 

(Beifall des Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Deutschland ist das Land, das die Sicherheit auf europäi- 
scher Ebene am meisten behindert. Das, was die Bundes- 
regierung leistet, ist beschämend. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das liegt 
aber nicht an uns!) 

Es gibt in diesem Bereich also viel zu tun. 

Ich sage an dieser Stelle sehr deutlich: Hinsichtlich 
des sozialen Europa ist das Arbeitsprogramm der Euro- 
päischen Union, über das wir heute hier diskutieren, ent- 
täuschend, weil diese Fragen nicht ausreichend aufge- 
griffen werden. 

Es gibt in dem Arbeitsprogramm aber natürlich auch 
positive Seiten. Der zweite für uns ganz wichtige The- 
menbereich ist die Nachhaltigkeit der Klima- und Um- 
weltpolitik. Hier werden auf der europäischen Ebene die 
richtigen Themen angesprochen. Alle wissen: Wenn wir 
(ß) eine ernsthafte Umweltpolitik und eine Politik in Angriff 
nehmen wollen, um diesen Planeten vor dem drohenden 
Klimawandel zu retten, dann müssen wir das supranatio- 
nal tun. Die EU ist einer der ganz wenigen Hoffnungs- 
träger auf dieser Welt dafür, dass eine Klimapolitik be- 
trieben wird, durch die tatsächlich Effekte in die 
Richtung erzielt werden, die wir wollen. 

Deshalb ist es gut, dass die Prioritäten in diesem Be- 
reich richtig gesetzt werden. Wir haben an dieser Stelle 
weitergehende Vorstellungen als das, was die EU tut. 
Wir wollen aber, dass das, was auf dem Klimagipfel be- 
schlossen worden ist, konsequent umgesetzt wird. Dafür 
gibt es im Arbeits- und Legislativprogramm eine Reihe 
von konkreten Zielsetzungen. Es muss weitergehen. 

Wenn das umgesetzt wird, dann bedeutet das, dass die 
Vorreiterrolle von der Europäischen Union angenommen 
und von ihr ausgefüllt wird. Es muss an dieser Stelle 
weitergehen. Es ist ein richtiges Ziel, die Senkung der 
C02-Emissionen in den Mittelpunkt zu stellen. 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Ulrich? 

Rainder Steenbiock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Aber gerne. 

(Jörg Tauss [SPD]: Jetzt hast Du doch noch 
Zeit, auf den Unfug zu antworten!) 


Aiexander Uirich (DIE LINKE): 

Lieber Rainder, ich kann ja verstehen, dass man das, 
wenn man an der nationalen Umsetzung der Lissabon- 
Strategie als Regierungspolitiker beteiligt war und jetzt 
in der Opposition ist, ein bisschen verfälscht. 

Gibst du mir nicht doch recht, dass das ein bisschen 
- zum Beispiel mit der Lissabon-Strategie; im sozialen 
Bereich gilt das natürlich für die nationalen Umset- 
zungsprogramme - europäisch organisiert worden ist? 
Bist du nicht auch der Auffassung, dass die Geldpolitik 
der EZB mit dazu beiträgt, dass man zu wenig für 
Wachstum und Beschäftigung tun kann? Bist du nicht 
auch der Auffassung, dass es falsch war, bei der EU-Er- 
weitemng gänzlich auf soziale Mindeststandards in den 
Mitgliedsländern zu verzichten? Bist du angesichts des- 
sen noch immer der Auffassung, dass die Kritik, die du 
geübt hast, gerechtfertigt ist? 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Lieber Kollege Ulrich, in der Kritik an der Lissabon- 
Strategie sind wir uns in diesem Punkt einig. Ich habe 
gerade gesagt, dass Wachstumsrhetorik alleine nicht 
hilft, die ökonomischen und die sozialen Probleme Euro- 
pas zu bekämpfen. Deshalb haben wir Grüne sowohl in 
der Regierung als auch in der Opposition gesagt - ich 
glaube, wir haben hier eine ganz stromlinienförmige 
Ausrichtung in der Argumentation; das ist immer sehr 
klar gewesen -: Wachstumspolitik, wie sie dort von eini- 
gen betrieben wird, reicht überhaupt nicht aus, um die 
Herausforderungen der europäischen Integration im In- 
teresse der Menschen zu bewältigen. 

Was die EZB angeht, habe ich eine deutlich andere 
Position. Ich glaube nicht, dass die Achse Sarkozy/ 
Lafontaine mit der Forderung nach nationalem Protek- 
tionismus die europäische Integration auch nur einen 
Schritt voranbringen kann. Sarkozy und Lafontaine sind 
in diesem Bereich eine Defensivkonstellation und versu- 
chen nur, nationalen Protektionismus zu organisieren. 
Das ist falsch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Lieber Kollege Ulrich, wir sind uns sicherlich einig, dass 
wir eine soziale Komponente in Europa brauchen. Die 
Wege dorthin sind aber bei uns deutlich differenzierter 
und weisen nicht die Eindimensionalität der Sarkozy/ 
Lafontaine-Politik auf - Vielen Dank. 

Lassen Sie mich zum Schluss einen weiteren Bereich 
aufgreifen, der in dem angesprochenen Arbeits- und Le- 
gi slativprogramm eine große Rolle spielt und der für 
meine Fraktion wichtig ist: die Migration. Sie ist zu 
Recht ein wichtiger Bestandteil des Programms. Die 
Kommission plant legislative Vorschläge zur Arbeits- 
migration - das wurde schon angesprochen -, aber auch 
Vorschläge zu einer gemeinsamen Migrationspolitik und 
Maßnahmen für ein gemeinsames europäisches Asylsys- 
tem für 2010. Kollege Ulrich, hier sind unsere Positio- 
nen dicht beieinander. Wenn man sich die humanitären 
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(A) Katastrophen in der Mittelmeerregion ansehaut, dann 
weiß man, dass wir handeln müssen; das ist keine Frage. 
Das bedeutet, dass wir auf europäiseher Ebene eine ge- 
meinsame, mensehenreehtsorientierte Asyl- und Ein- 
wanderungspolitik betreiben müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht also nieht nur um Arbeitsmigration. Vielmehr 
brauehen wir eine Politik der Europäisehen Union auf 
der Grundlage der Genfer Flüehtlingskonvention. Das ist 
für uns ein zentraler Bezugspunkt. Eine solehe Politik 
bedeutet uneingesehränkten und umfassenden Flüeht- 
lingssehutz in der EU. Dazu gehört die Pflieht der Mit- 
gliedstaaten, sieherzustellen, dass Sehutzbedürftige tat- 
säehlieh den Zugang zur Europäisehen Union behalten. 
Das ist ein zentrales Mensehenreeht, das ist ein sozial 
und humanitär wiehtiges Reeht. Dafür werden wir 
kämpfen. 

Die Themen sind auf der Tagesordnung. Darüber, wie 
wir alles umsetzen, müssen wir auf nationaler Ebene dis- 
kutieren. Aber das gehört dazu. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Für die Bundesregierung erteile ieh nun das Wort 
Herrn Staatsminister Günter Gloser. 

(B) 

Günter Gloser, Staatsminister für Europa: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ieh glaube, die heutige Debatte über das Arbeits- und 
Legislativprogramm der EU-Kommission für 2008 ist 
ein gutes Zeiehen; denn es widersprieht dem Vorurteil, 
dass die EU-Kommission alles in alleiniger Maehtfülle 
entseheidet. Wir, sowohl die Bundesregierung als aueh 
das Parlament, haben die Mögliehkeit, reehtzeitig auf 
versehiedene Aktivitäten Einfluss zu nehmen. In der ak- 
tuellen Debatte heißt es häufig, das seien die in Brüssel. 
Aber niemand führt konkret aus, wer das eigentlieh ist. 
Insofern finde ieh es gut, dass der Bundestag sehon zum 
zweiten Mal - das ist sehon fast eine Tradition - darüber 
debattiert. 

Lieber Herr Kollege Ulrieh, ieh weiß nieht, warum 
Sie immer dieses Bild in solehen Debatten malen. Ieh 
bin nieht sehr umfragegläubig, aber in den letzten Mona- 
ten gibt es durehaus Signale, dass die Akzeptanz der 
Europäisehen Union bei den Bürgerinnen und Bürgern 
stark gewaehsen ist. Herr Ulrieh, wie kommt es, dass 
viele außerhalb der Europäisehen Union, zum Beispiel 
aus der Afrikanisehen Union und den ASEAN-Ländem, 
zu uns kommen und fragen, wie wir diese Europäisehe 
Union gestalten und wie man trotz der Untersehiede zwi- 
sehen den Ländern Strukturpolitik betreiben und Solida- 
rität zeigen kann. Warum kommen Besueher aus mittel- 
amerikani sehen Ländern zu uns, die in Gespräehen mit 
Parlamentariern fragen, was sie - wenn aueh nieht unbe- 
dingt eins zu eins - übernehmen können? 


Die Europäisehe Union ist zwar kein perfektes Mo- (C) 
dell; sie hat ihre Sehwäehen, aber sie hat aueh Stärken. 

Es ist meines Eraehtens ein Fehler, immer nur die 
Sehwäehen herauszugreifen und zu unterstellen, dass die 
Europäisehe Union nieht für ein soziales Europa und ein 
Europa steht, das sieh beispielsweise um den Umwelt- 
sehutz kümmert oder in andere Riehtungen öffnet. Bei 
aller Kritik in einzelnen Punkten - darüber können wir 
streiten - bitte ieh Sie, die Europäisehe Union nieht im- 
mer in ein so düsteres Lieht zu stellen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Rainder Steenbloek [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Bevor ieh einige Punkte aufgreife, möehte ieh eine 
Vorbemerkung maehen: Für das Arbeits- und Legislativ- 
programm liegen viele Einzelheiten vor. Wir werden uns 
in den näehsten Woehen und Monaten sieherlieh noeh 
im Einzelnen damit befassen. 

Der wiehtigste Punkt ist - das haben Miehael Roth 
und andere bereits angesproehen -, dass im näehsten 
Jahr in allen Mitgliedstaaten der Reformvertrag ratifi- 
ziert wird, damit er, wie beabsiehtigt - ieh erinnere in 
diesem Zusammenhang an die Geburtstagsfeier der EU 
am 25. März in Berlin -, ein Signal und eine Grundlage 
für die Wahlen zum Europäisehen Parlament im Jahr 
2009 bieten kann. Das sollte unsere oberste Anstrengung 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir bitten die Europäisehe Kommission, zu berüek- 
siehtigen, wie man mit bestimmten Dossiers umgeht. Sie 
haben vorhin die Dienstleistungsriehtlinie angesproehen, 
Kollege Löning. Ieh finde manehe Kritik daran bereeh- 
tigt. Aber es war sieherlieh angesiehts der Debatten in 
der Europäisehen Union ein unglücklieher Zeitpunkt, zu 
dem die Kommission weiter an der Initiative festgehal- 
ten hat, die letztlieh in unserem Naehbarland, in der die 
Dienstleistungsriehtlinie quasi als Symbol des damali- 
gen Verfassungsverfrags empfunden wurde, zu Diskus- 
sionen geführt hat. Das war falseh. Deshalb ist es riehtig, 
dass die Kommission aueh bei ihren Gesetzgebungs- 
aktivitäten darauf Rüeksieht nimmt. 

Der Arbeitskalender wird aueh dadureh beeinflusst, 
dass im Jahr 2009 ein neues Parlament und eine neue 
Kommission gewählt werden. Einzelne von Ihnen haben 
diesen Arbeitskalender bereits angesproehen. Ieh 
möehte vier Punkte herausgreifen: Waehstum und Be- 
sehäftigung, Orientierung am Bürger, Sicherheit und 
Freiheit sowie Europas Rolle in der Welt. Ich glaube, 
dass gerade der letzte informelle Gipfel in Lissabon ge- 
zeigt hat, dass viele dieser Bereiche in die Debatte der 
Europäischen Kommission und auch bei uns eingeführt 
werden. 

Sie haben zu Recht die Frage der Migration angespro- 
chen, Kollege Steenblock. Bereits in der nächsten Wo- 
che findet ein wichtiger Gipfel statt. Es ist völlig richtig, 
dass wir einen Gesamtansatz zum Thema Migration 
brauchen. Insofern spreche ich für die Bundesregierung. 
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(A) Wenn es beispielsweise um die legale Migration und um 
bestimmte Riehtlinienvorsehläge geht, analysieren wir 
zunäehst den Mehrwert dieser Vorsehläge. Aber die 
grundsätzliehe Zuständigkeit der nationalen Mitglied- 
staaten für den Zugang zum Arbeitsmarkt muss beibe- 
halten werden. Das ist unsere feste Überzeugung. 

leh komme zu einem anderen wiehtigen Punkt. Wir 
haben im Frühjahr mit der Weiehenstellung in der Frage 
der Energie- und Klimaziele begonnen. Aueh deshalb 
wird es wiehtig sein, dass wir das im näehsten Jahr Um- 
setzen. Es trifft eben nieht zu, Herr Kollege Ulrieh, dass 
wir mit einer kritisehen Haltung zu einem bestimmten 
Modell der Kommission allein auf weiter Flur stehen. 
Diese Position wird oft vertreten: Wir diskutieren ein- 
faeh über den Nationalstaat und die Kommission. - In 
der gesamten Debatte ist es wiehtig, ab und zu den Bliek 
auf die Naehbarstaaten zu riehten. Einige unterstützen 
die Vorsehläge der Kommission; andere vertreten aber 
- beispielsweise was die Entfleehtung der Netze angeht - 
dieselbe Position wie die deutsehe Bundesregierung. 

Kurzum: leh hoffe, dass wir in einem konstruktiven 
Dialog die einzelnen Aktivitäten der Kommission offen- 
siv diskutieren können, um zu Reeht von einem breiten 
Spektrum des Parlaments spreehen zu können. leh 
glaube, nur so gelingt es uns, bei allen Notwendigkeiten 
einer zentralen Kommunikationsstrategie aueh die Bür- 
gerinnen und Bürger in einzelne Maßnahmen und Ge- 
setzgebungsaktivitäten einzubinden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
^ ’ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Näehster Redner isl der Kollege Florian Tonear für 
die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Florian Toncar (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die FDP-Fraktion sieht das vorgelegte Arbeits- 
und Legislativprogramm grundsätzlieh als eine gute Ar- 
beitsgrundlage für das Jahr 2008 an. leh möehte mieh 
deshalb vor allem auf die Punkte konzentrieren, bei de- 
nen wir der Meinung sind, dass der Bundestag und die 
Bundesregierung besonders aufpassen und sieh ein- 
misehen müssen. 

Zum Thema Einmisehen. Herr Staatsminister, ieh 
freue mieh sehr, dass Sie es noeh einmal begrüßt haben, 
dass wir heute diese Debatte führen. Ieh würde mir aber 
noeh naehdrüeklieher wünsehen, dass die Bundesregie- 
rung bei den Gelegenheiten, bei denen der Bundestag 
eine klare Stellungnahme abgibt, diese Linie aueh mit- 
tragen würde. Die Gelegenheit dazu hatten Sie bei der 
Erriehtung der Grundreehteagentur. Sie haben sie nieht 
genutzt; da sind die Bedenken des Bundestages nieht be- 
aehtet worden. Das ist ein Verständnis, das so nieht funk- 
tionieren kann. 


Im Übrigen: Wenn man sieh ansehaul, wie diese Agentur (C) 
jetzt arbeitet, muss man sagen, dass das, was der Bun- 
destag damals gesagt hat, zu 100 Prozent riehtig war. 

Die Sehwerpunktthemen haben wenig mit der Kontrolle 
der Einhaltung der Grundreehteeharta zu tun; das geht 
vielmehr in einen sehr weiten Bereieh hinein. Man hat 
das Gefühl, es gibt da eine gewisse Eigendynamik. Es ist 
genau das eingetreten, was wir vorher gesagt haben. Hö- 
ren Sie öfter auf den Bundestag! Das täte uns alten gut. 

(Beifall bei der FDP - Miehael Roth [Herin- 
gen] [SPD]: Die Frage ist, auf wen!) 

- Da waren wir uns aber doeh ziemlieh einig. 

Insbesondere die Themen Bürokralieabbau und bes- 
sere Reehlsselzung - das begrüßen wir als Liberale 
natürlieh im Besonderen - spielen im neuen Arbeilspro- 
gramm eine große Rolle. Das Europareeht isl gewaeh- 
sen. Wir wollten vieles, aber aueh hier müssen wir uns 
bei manehen Dingen sehr kritiseh fragen, ob das so blei- 
ben kann. 

Wenn die Kommission sagt, dass die Verwaltungs- 
und Bürokratiekosten in den Unternehmen bis 2012 um 
25 Prozent gesenkt werden sollen, ist das ein ehrgeiziges 
Ziel. Ieh glaube, dass das maehbar ist Das bedeutet aber, 
dass im Bereieh Bürokratieabbau ab dem Jahr 2008 aueh 
wirklieh gearbeitet werden muss. Ieh möehte, dass die 
Bundesregierung dafür Sorge trägt, dass die Kommis- 
sion entspreehende Anregungen bekommt. Das kann 
nieht allein die Entsendung von Herrn Stoiber sein; das 
müssen aueh inhaltliehe Vorsehläge sein. Gleiehzeitig 
muss natürlieh klar sein, dass sieh die Kommission einer (D) 
externen Evaluierung unterzieht. Die Kommission muss 
bereit sein, die Einsparung bei den Verwaltungskosten 
um 25 Prozent extern, von Wissensehaftlem, von einer 
unabhängigen Institution, von einer Unemehmensbera- 
tung oder Ähnliehem, überprüfen zu lassen. Ansonsten 
könnte man solehe Erspamismodelle immer so reehnen, 
dass es passt. Wenn 25 Prozent versproehen werden, 
muss es die Kommission aueh auf 25 Prozent bringen, 
belastbar und extern evaluiert. Das ist es, was wir wol- 
len. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben im Bereieh Inneres und Reeht einige Initia- 
tiven, die genau das Gegenteil von Bürokratieabbau dar- 
stellen. Das Arbeitsprogramm beinhaltet weitere Riehtli- 
nien zum Thema Antidiskriminierung, die auf Art. 13 
gestützt werden sollen. Da ist aber sehon die Reehts- 
giundlage fragwürdig. Naeh Art. 13 dürfen Antidiskri- 
minierungsmaßnahmen nur dort ergriffen werden, wo 
die Union naeh dem Vertrag zuständig ist. Es gibt keine 
Bereehtigung, Antidiskriminierungsmaßnahmen lür Be- 
reiehe durehzulühren, in denen es keine vertragliehe Zu- 
ständigkeit der Union gibt. Das allgemeine Zivilreeht 
liegt naeh dem Vertrag nieht in der Zuständigkeit der 
Union. Deshalb kann es im Zivilreeht keinen allgemei- 
nen Diskriminierungssehutz auf europareehtlieher 
Grundlage geben. Ieh möehle, dass die Bundesregierung 
hier auf die mangelnde Kompetenz der Union hinweist. 


(Beifall bei der FDP) 


(Beifall bei der FDP) 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13157 


Florian Toncar 

(A) Es gibt andere Ideen, beispielsweise im Rahmen der 
Migrationsbekämpfung den Vorschlag, dass Mutter- 
untemehmen auch für eine illegale Beschäftigung in den 
Tochterunternehmen haften. Das ist sicherlich gut ge- 
meint. Auch ich bin für Sanktionen gegen Menschen, die 
gegen Gesetze verstoßen. Wenn man aber solche Pflich- 
ten in einem Konzemverbund einführt, kommt es zu ei- 
nem riesigen Kontroll- und Dokumentationsaufwand, 
also zu mehr Bürokratiekosten. Wenn wir überall solche 
Dinge einführen, sind die 25 Prozent Kostenersparnis si- 
cherlich nicht zu erreichen. 

(Beifall bei der FDP) 

Frau Präsidentin, mit Ihrer Erlaubnis noch ein letzter 
Gedanke: Wir haben im Strafrecht die Tendenz, dass die 
Europäische Union materielles Straffecht, Strafbarkeits- 
voraussetzungen und Strafrahmen, immer mehr regeln 
und vereinheitlichen möchte. Das sollte aber eigentlich 
die Ausnahme sein und nur dann erfolgen, wenn dies 
zwingend erforderlich ist, um Europarecht zur Geltung 
zu bringen. Diese Entwicklung müssen wir kritisch 
beobachten. Wir hatten auch im letzten Quartal dieses 
Jahres einige Entscheidungen, die sehr tief in die Kom- 
petenz der Nationalstaaten hineinregiert haben. Das 
Strafrecht ist grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten; 
darauf müssen wir achten. Nur wenn es überhaupt nicht 
anders geht, muss es europaweit einheitlich geregelt 
werden. In diesem Sinne bitte ich die Bundesregierung, 
tätig zu werden. Der Bundestag wird daran mitwirken. 
Wir werden genau schauen, ob Sie das tun, und Sie in 
diesem Sinne kontrollieren. 

(B) Hoffen wir, dass das Jahr 2008 ein gutes Jahr für 
Europa wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist nun der Kollege Bernhard Kaster 
für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Auch ich möchte zunächst einmal begrü- 
ßen, dass wir in diesem Jahr zum ersten Mal die Mög- 
lichkeit haben, das Arbeits- und Legislativprogramm der 
Europäischen Kommission für das nächste Jahr hier im 
Plenum miteinander zu beraten. Damit stärken wir die 
Europafähigkeit unseres Hauses; denn eines ist in den 
letzten Jahren immer klarer geworden: Was auf europäi- 
scher Ebene entschieden wird, hat ganz konkrete Aus- 
wirkungen auf die Menschen vor Ort, auf die Länder und 
auf die Gemeinden. Diese Debatte bietet deshalb auch 
die Chance, das Verständnis für europäische Politik zu 
steigern und das Unbehagen vieler Bürger gegenüber der 
Europäischen Union abzubauen. Wir müssen die Men- 
schen in der Europapolitik wieder mehr mitnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen daher die vorgelegten 26 strategischen 
Initiativen, 61 Initiativen und Vorschläge in insgesamt 


49 Maßnahmepaketen und - man höre hin - 45 Verein- (C) 
fachungsvorschläge und zehn kommunikativen Prioritä- 
ten unter drei Hauptkriterien betrachten. Zum einen 
haben wir das Kriterium der Subsidiarität bzw. Subsidia- 
ritätskontrolle - das ist eine wichtige Aufgabe, die wir 
hier wahmehmen -, ich nenne zweitens das Thema Ver- 
hältnismäßigkeit und drittens das Thema europäischer 
Mehrwert. In dieser Hinsicht müssen wir hier beraten. 

Wenn ich etwa sehe, dass der Vorschlag der Europäi- 
schen Kommission zur Weinmarktordnung als Vereinfa- 
chungsvorschlag tituliert wird, dann muss ich manch an- 
dere neue Maßnahmen, auch wenn sie unter schönen 
Überschriften daherkommen, als Drohung verstehen. Ich 
will ein Beispiel dafür nennen. Die Kommission kündigt 
für 2008 ein Grünbuch zur Qualitätspolitik für Agrarer- 
zeugnisse an. Die gegenwärtig diskutierte europäische 
Weinmarktreform verdient aus meiner Sicht eher den 
Namen Wettbewerbsverzerrungsordnung oder Einheits- 
weinverordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Den ersten Entwurf des Arbeitsprogramms haben wir 
bereits im April beraten, und wir haben kritische Punkte 
angemerkt. Sehr lobenswert ist - das muss festgestellt 
werden -, dass die Initiativen unserer Bundeskanzlerin 
zur Klimaschutzpolitik während der deutschen Präsi- 
dentschaft einen bemerkenswerten Niederschlag im Ar- 
beitsprogramm gefunden haben. Man kann also sagen: 

Die Ratspräsidentschaft unter Leitung unserer Bundes- 
kanzlerin trägt im Arbeitsprogramm für das nächste Jahr 
Früchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Andererseits verwundert es schon, dass das industriepo- 
litische Arbeitsprogramm oder auch die neue transatlan- 
tische Wirtschaftspartnerschaft mehr oder weniger nur 
am Rande Erwähnung findet. Immerhin tagte letzten 
Freitag erstmals das transatlantische Wirtschaftsforum, 
das beim Gipfel der Europäischen Union und der USA 
am 30. April aus der Taufe gehoben wurde. Ich denke, in 
diesen Bereichen muss die Kommission noch energi- 
scher voranschreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit Wochen beschäftigen wir uns im Europaaus- 
schuss mit einem Projekt und seinem bisher unrühmli- 
chen Verlauf, mit dem Projekt Galileo. Das europäische 
Satellitennavigationsprojekt ist das größte Industrievor- 
haben, das jemals auf europäischer Ebene auf den Weg 
gebracht wurde. 30 Satelliten sollen in einer Höhe von 
24 000 Kilometern die gesamte Erdoberfläche mit Navi- 
gationssignalen versorgen können. Wir brauchen in Eu- 
ropa dieses System mit neuen Anwendungen in den Be- 
reichen Verkehr, Telekommunikation, Sicherheit und 
Vermessung. Wir brauchen in Europa diese Schlüssel- 
technologie, um auch an diesem attraktiven Wachstums- 
markt teilnehmen zu können. Nach dem Scheitern des 
bisherigen Realisierungs- und Finanzierungskonzeptes 
auf der Basis einer öffentlich-privaten Partnerschaft 
drängt nun die Zeit. In 2008 müssen wir hier endlich wei- 
terkommen. Wir brauchen dringend einen akzeptablen 
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(A) Finanzierungsvorschlag, der einerseits die Obergrenzen 
der finanziellen Vorausschau 2007 bis 2013 unangetastet 
lässt, andererseits jedoch zusätzliche Finanzierungsmög- 
lichkeiten außerhalb der Europäischen Union, etwa über 
die ESA, eröffnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die von der Kommission vorgeschlagene Beschaf- 
fungsstrategie, schlicht und vermeintlich offen auszu- 
schreiben, kann angesichts der Lage auf dem Weltraum- 
markt im Rahmen dieser Industrie nicht funktionieren. 
Wenn man die Strukturen kennt, weiß man, dass dies ge- 
nau das Gegenteil bewirken würde: Durch eine Aus- 
schreibung in der hier vorgeschlagenen Form würden 
Monopolstrukturen gestärkt werden, und zwar Monopol- 
strukturen außerhalb unseres Landes. Gerade die deut- 
sche Industrie hat bei diesem Projekt große Vorleistun- 
gen erbracht, die beim weiteren Vorgehen angemessen 
berücksichtigt werden müssen. Deutschland muss indus- 
triell und technologisch am Ball bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jürgen Trittin 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wenn schon 
Monopol, dann wollen wir dabei sein!) 

Zu Beginn meiner Rede habe ich daraufhingewiesen, 
dass die europäische Politik die Menschen mitnehmen 
muss. Ich will auf ein Thema zu sprechen kommen, in 
dem es konkret darum geht: die Förderung der Mehr- 
sprachigkeit. Die Kommission will dazu im nächsten 
Jahr eine Mitteilung vorlegen, was ich ausdrücklich be- 
grüße. Ich komme aus einer Grenzregion, die man heute 

(B) mit Recht als europäische Modellregion bezeichnen 
kann, aus der Region Trier/Luxemburg. Ich habe die Er- 
fahrung gemacht, dass es enorm wichtig ist, dass die jun- 
gen Menschen auch die Sprache des Nachbarn kennen- 
lemen; bei uns ist das Französisch. 

Unter dem Stichwort Mehrsprachigkeit rege ich an, 
darüber nachzudenken, dass in den Schulen neben der 
heute schon selbstverständlich gewordenen Arbeitsspra- 
che Englisch auch die Sprache des Nachbarlandes ge- 
lernt wird. Das sollte in Deutschland ebenso wie in ganz 
Europa gerade in den Grenzregionen üblich sein. Da und 
dort ist das Französisch, in anderen Regionen Polnisch. 
In Bayern mag es mit dem Nachbarland Österreich weni- 
ger Probleme geben. 

(Dr. Karl Addicks [FDP]: Österreichisch!) 

Ich denke, es wäre eine gute Sache, wenn die Sprache 
des Nachbarlandes auf dem Stundenplan stünde. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dr. Karl Addicks [FDP] - Jürgen Trittin 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: In Baden- 
Württemberg würden wir uns schon über 
Hochdeutsch freuen!) 

Dadurch würde mit Sicherheit das Zusammenwachsen 
von grenzüberschreitenden Wirtschaftsräumen gefördert 
werden. Viel wichtiger ist aber, dass dadurch grenzüber- 
schreitende Kulturräume geschaffen und das grenzüber- 
schreitende Miteinander junger Menschen erheblich ge- 
fördert würden. Das ist es, worauf es ankommt. Die 


europäische Politik muss die Menschen wieder mitneh- (C) 
men. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Nächster Redner ist nun der Kollege Markus Meckel 
für die SPD-Frakfion. 

(Beifall bei Abgeordnefen der SPD und der 
CDU/CSU) 


Markus Meckei (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist schon gesagt worden, dass es wichtig 
ist, über das Arbeitsprogramm der Kommission zu dis- 
kutieren. Die Nationalstaaten müssen es sich zur Auf- 
gabe machen, die Akteure der EU - in diesem Fall ist 
das die Kommission - zu fragen, was sie konkret tun 
bzw. was sie unterstützen. 


Der Kollege Michael Roth hat die beeindruckende 
Fülle des Arbeitsprogramms bereits dargestellt. Gleich- 
zeitig hat er deutlich gemacht, dass es darauf ankommt, 
Schwerpunkte zu setzen. Wir müssen schauen, was kon- 
kret passiert und welche Schwerpunkte gesetzt werden. 


Ich wende mich der Außenpolitik zu. Ich denke, dass 
dies eine gewichtige Aufgabe für die Fraktionen ist. Im 
Rahmen der Vorbereitung der Erweiterung der Europäi- 
schen Union müssen beispielsweise die Verträge mit der 
Türkei und Kroatien ausgehandelt werden. Aber auch 
bei dem Abschluss der Stabilisierungs- und Assoziie- 
rungsabkommen mit den Staaten auf dem westlichen 
Balkan spielen wir eine ganz zentrale Rolle; darauf 
komme ich gleich zurück. Während der portugiesischen 
Präsidentschaft wurde ein Schwerpunkt auf das Ver- 
tragsmanagement gelegt, insbesondere auf das Aushan- 
deln, aber auch die Begleitung der Verträge im Rahmen 
der Europäischen Nachbarschaflspolitik zur Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten 
und der Europäischen Union. 


(D) 


Im Zusammenhang mit der Außen- und Sicherheitspo- 
litik gibt es eine zentrale Aufgabe - unser Staatsminister, 
der auf den Reformvertrag hinwirkt, hat daraufhingewie- 
sen -: Die zwischen Kommission und Rat gesplittete Ver- 
antwortung muss mit Einsetzung des Hohen Beauftragten 
endlich aufhören, damit Europa in der Außen- und Si- 
cherheitspolitik ein Stück weit sichtbarer wird. Ich 
glaube, auf diese zenirale Aufgabe müssen wir uns ange- 
messen vorbereilen. Die Frage isl nalürlich, wie die au- 
ßenpolitische Verantwortung konkret gestaltet wird: Wie 
sieht das Verhältnis des europäischen Außenministers - der 
nicht so heißen darf - zum neuen Präsidenten der Kom- 
mission bzw. des Rates aus? Es wird darauf ankommen, 
beim Aufbau der Administration, des neuen europäischen 
diplomatischen Dienstes, unsere eigenen Analysen zur 
Zusammenarbeit und Entscheidungsfindung zusammen- 
zuführen. Für uns alle wird es wichtig sein, in den nächs- 
ten Monaten hier konkret nachzufragen und den Prozess 
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Markus Meckel 

(A) der Bildung einer neuen Struktur, die für uns entsehei- 
dend sein wird, parlamentariseh zu begleiten. 

Es ist völlig klar: Europäisehe Außenpolitik ist zual- 
lererst eine Frage des politisehen Willens, der Fähigkeit 
der Mitgliedstaaten, eine gemeinsame Außenpolitik zu 
betreiben. Strukturen können dabei helfen oder hinder- 
lieh sein. Wir hoffen, dass wir Strukturen finden, die 
wirklieh helfen. 

Die EU-Mission im Kosovo ist eine zentrale Aufgabe, 
vor der wir stehen, ohne dass wir heute sagen könnten, 
wie sie genau strukturiert sein wird. Wir alle wissen, 
dass das auf uns zukommt. Wir wissen noeh nieht, auf 
welehe Art wir Vorgehen, welehe Grundlage der Sieher- 
heitsrat sehaffen wird. Die Aufgabe ist aber abzusehen; 
die Europäisehe Union bereitet sieh seit 1 8 Monaten da- 
rauf vor. Die Frage ist natürlieh - gerade im Hinbliek auf 
die Verteilung der Verantwortung -, wie die Aufgabe 
konkret umgesetzt werden soll. leh hoffe sehr, dass es 
gelingt, hier Strukturen zu finden, die dazu fuhren, dass 
die EU-Mission im Kosovo nieht das gleiehe Sehieksal 
erleidet wie die UNMIK, wo der Vertrauensverlust so 
immens groß war, dass sie naeh wenigen Jahren infrage 
gestellt wurde. Am Anfang haben wir die Arbeit von 
UNMIK mit großer Bewunderung betraehtet. 

Hier wird es sehr auf uns ankommen, aber aueh da- 
rauf, dass die entspreehenden Rahmenbedingungen er- 
füllt sind. Der Erfolg der Mission im Kosovo wird we- 
sentlieh davon abhängen, ob es uns gelingt, mit 
konkreten Sehritten eine realistisehe Integrationspers- 
pektive für den westliehen Balkan zu entwiekeln. Wir 

(B) müssen deutlieh maehen, dass die Integration des westli- 
chen Balkans in die Europäische Union nicht nur eine 
vage Perspektive darstellt, sondern unserem Willen ent- 
spricht, um Stabilität in Europa zu gewährleisten. 

Ein anderer zentraler Punkt, den ich ansprechen 
möchte, ist die europäische Nachbarschaftspolitik. Hier 
hat es manchen Fortschritt, manche Initiative - auch 
manche deutsche Initiative im Rahmen der deutschen 
Präsidentschaft - gegeben. Wir alle wissen, dass wir da- 
bei noch immer vor großen Schwierigkeiten stehen. Zur 
Balance der Nachbarschaftspolitik im Hinblick auf den 
südlichen und den östlichen Flügel muss man sagen: 
Bisher gibt es ein klares Ungleichgewicht. Viele Bemü- 
hungen konzentrieren sich auf den südlichen Flügel. Wir 
brauchen Konzepte, müssen aber auch entsprechenden 
Druck aufbauen, damit die Nachbarschaftspolitik im 
Hinblick auf den östlichen Flügel gestärkt wird. Gleich- 
zeitig muss die Nachbarschaftspolitik sehr viel differen- 
zierter betrieben werden. Mit den Aktionsplänen und 
Verträgen richten wir den Blick unmittelbar auf die Staa- 
ten und vernachlässigen dabei zu sehr die Gesellschaf- 
ten. Wir müssen in Zukunft stärker auf die Balance ach- 
ten. 

Manchmal stehen wir uns auch selbst im Weg. Hier 
möchte ich an ein Papier erinnern, das die Kommission 
Ende letzten Jahres selbst veröffentlicht hat. Dort wird 
auf den Widerspruch zwischen den Aufgaben im Be- 
reich der Nachbarschaftspolitik und unserer eigenen 
Visapolitik aufmerksam gemacht, durch den wir die Er- 
füllung unserer Aufgaben selbst erschweren. Wir müs- 


sen ein Interesse daran haben, dass Menschen zu uns 
kommen - junge Menschen, Wissenschaftler -, dass es 
zu einem Austausch, zu menschlichen Beziehungen 
kommt. Im Hinblick auf die Stabilität dieser Länder ist 
es eine zentrale Aufgabe, dafür zu sorgen, dass diese 
Länder ein europäisches Bild erhalten, dass sie wissen, 
wo es langgeht. Die Transformationsstaaten, die neuen 
Mitgliedstaaten können ein Lied davon singen, wie 
wichtig es ist, dass die Menschen Europa unterstützen. 
Hier blockieren wir uns selbst. 

Frau Präsidentin, ich bin gleich am Ende meiner 
Rede. - Zu Belarus möchte ich sagen: Lukaschenko hat 
natürlich überhaupt kein Interesse daran, dass Menschen 
in die Europäische Union, in die Nachbarländer reisen. 
Er wird also keinen Antrag stellen, die Gebühren für 
Visa zu verringern. Die Gebühren werden nun erhöht, 
weil die Nachbarländer Mitglieder des Schengen-Raums 
sind. Ich glaube, wir müssen noch intensiv daran arbei- 
ten, dass Menschen nach Europa, in die Europäische 
Union, kommen können: Schüler, Studenten, Kultur- 
schaffende und Wissenschaftler. Dieser Aufgabe müssen 
wir uns widmen, um uns nicht selbst im Weg zu stehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Gerda Hasseifeidt: 

Letzter Redner in dieser Debatte ist nun der Kollege 
Thomas Silberhom für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Thomas Silberhorn (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Unsere heutige Diskussion über das Legislativ- und Ar- 
beitsprogramm der Kommission für 2008 wird wohl 
über 2008 hinaus Bedeutung haben. Im Jahr 2009 findet 
die Europawahl statt und endet die Amtszeit der 
Barroso-Kommission, sodass die Prioritäten für das 
nächste Jahr wohl auch die Prioritäten für das Jahr 2009 
sein werden. Insoweit begrüße ich es ausdrücklich, dass 
wir heute über dieses Legislativ- und Arbeitsprogramm 
ausführlich diskutieren können. 

Zum Thema „Wachstum und Beschäftigung“ möchte 
ich anmerken: Ich halte die Idee der Kommission, die 
Wirtschafts- und Währungsunion nach ihrem zehnjähri- 
gen Bestehen einer strategischen Überprüfung zu unter- 
ziehen, für gut. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass 
die unabhängige Geldpolitik der Europäischen Zentral- 
bank der wesentliche Grund dafür ist, dass wir heute ei- 
nen stabilen Euro haben, der international als Reserve- 
und Anlagewährung zunehmend an Gewicht gewinnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen müssen wir allen Versuchen widerstehen, 
durch politische Einflussnahme protektionistisch die 
Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank zu ge- 
fährden. Wir müssen die Stabilität der gemeinsamen 
europäischen Währung und das Erfolgsprojekt der Wäh- 
rungsunion weiter festigen. 
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(A) Unter dem Stichwort „Wachstum und Beschäftigung“ 
diskutiert die Kommission auch die Zukunft der gemein- 
samen Agrarpolitik. Ich denke, wir sind uns darüber 
einig, dass damit nicht die nächste finanzielle Voraus- 
schau ab dem Jahr 2014 vorweggenommen werden 
kann. Ich möchte aber auch davor warnen, die gemein- 
same Agrarpolitik und ihre Finanzierung als Steinbruch 
für Einsparungen oder Umschichtungen im EU-Haushalt 
misszuverstehen. 

(Markus Löning [FDP]: Da sind wir aber 
enttäuscht, Herr Silberhom!) 

Wir müssen schon sehr klar sehen, dass sich die Rolle 
der Landwirtschaft verändert. Wir stehen vor einem 
weltweit wachsenden Bedarf an qualitativ hochwertigen 
Nahrungsmitteln. 

(Markus Löning [FDP] : Da brauchen wir 
weniger Subventionen!) 

Wir sehen, dass die Landwirtschaft zunehmend Bedeu- 
tung bei der Gewinnung emeuerbarer Energien hat, mit 
denen wir unsere Klimaschutzziele erreichen wollen. 
Deswegen ist es sicherlich notwendig, dass wir in der 
Landwirtschaft mehr Effizienz erreichen. Wir müssen 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Landwirt- 
schaft weiter verbessern und sicherstellen. 

Einige kritische Anmerkungen möchte ich zum inte- 
grierten Konzept der Kommission zur Migration ma- 
chen. Wenn Kommissar Frattini darüber spekuliert, wir 
brauchten in Europa 20 Millionen Hochqualifizierte, 
dann möchte ich doch dazu raten, einmal die Realität zu 
(ß) betrachten. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Wir brauchen 
mehr als 20 Millionen!) 

Wir haben in Deutschland und auch in ganz Europa mei- 
nes Erachtens keinen begründeten Bedarf an zusätzlicher 
Zuwanderung, vor allem nicht an Zuwanderung in so- 
ziale Sicherungssysteme. Wir haben im Gegenteil viel- 
leicht ein gewisses wirtschaftlich motiviertes Interesse 
daran, billigere Arbeitskräfte von außerhalb der Europäi- 
schen Union in die Europäische Union hereinzuholen. 
Ich rate, dazu auch einmal den Blick in südliche Mit- 
gliedstaaten wie Spanien oder Italien zu werfen und in 
Erfahrung zu bringen, zu welchen Konditionen dort in 
der Wirtschaft gearbeitet wird. 

Wenn bei uns in Deutschland über einen Fachkräfte- 
mangel - beispielsweise bei den Ingenieuren - gespro- 
chen wird, dann möchte ich daran erinnern, dass noch 
vor nicht allzu langer Zeit große Unternehmen einen 
Einstellungsstopp für Ingenieure hatten. Deswegen 
braucht man sich nicht darum zu sorgen, dass jetzt offen- 
bar der Nachwuchs nicht da ist; man hat ja über Jahre 
nicht eingestellt. 

(Markus Löning [FDP]: Herr Silberhom, da 
sind Sie nicht in der Realität! Fragen Sie ein- 
mal hemm, was die für einen Bedarf haben!) 

Gleichzeifig muss man in Rechnung sfellen, dass 
viele Ingenieure, die fiühverrenfef worden sind, derzeif 
noch bei der Bundesagentur für Arbeif gelisfef sind. Der 


Vorrang muss sein, bei uns im Lande auszubilden und (C) 
Arbeitnehmer zu qualifizieren. Erst dann kann man da- 
rüber nachdenken, zusätzlichen Bedarf von außen zu de- 
cken. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist es wichtig, dass in dieser europäischen 
Debatte über die Migrationspolitik das Ausmaß von le- 
galer Migration und damit der Zugang zum Arbeitsmarkt 
in den Mitgliedstaaten in der Zuständigkeit der einzelnen 
Mitgliedstaaten verbleibt, dass auf europäischer Ebene 
nicht ein neues Recht auf dauerhaften Aufenthalt ge- 
schaffen wird und damit neue Anreize für Zuwandemng 
in soziale Sicherangssysfeme gesefzf werden. 

Ich meine auch, dass das Pake! der Europäischen 
Kommission zum Asylrecht kritisch hinterfragt werden 
muss. Ich erkenne durchaus einige Argumente dafür an, 
die Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen zu 
vereinheitlichen sowie über einen einheitlichen Rechts- 
status nachzudenken. Ich bitte aber zu bedenken, dass 
wir in Deutschland die Besonderheit haben. Asylsuchen- 
den ein individuelles Gmndrecht auf Asyl zu gewähren. 
Das ist europaweit einmalig. Wir sollten dieses Recht 
nicht dadurch inffage stellen, indem jetzt über einen ein- 
heitlichen Rechtsstatus auf europäischer Ebene nachge- 
dacht wird. 


Was nationale Asylverfahren und Aufnahmebedin- 
gungen angeht, will ich durchaus einräumen, dass man 
hier zu einer Angleichung kommen kann. Aber ich 
meine, auch da muss man sehr kritisch hinschauen, wenn 
beispielsweise die Praxis mancher Mitgliedstaaten darin 
besteht, Legalisierungsaktionen durchzuführen, die im 
Ergebnis eine gemeinsame europäische Politik unterlau- 
fen würden. 


(D) 


Ein letzter Punkt. Dass die Europäische Union eine 
europäische Unterstützungsagentur für das Asylwesen 
gründen will, ist genauso überflüssig wie viele andere 
europäische Einrichtungen. Ich begrüße es, dass die 
Bundesregierung - sie ist da offensichtlich die einzige 
Regierung - explizit Bedenken dagegen angemeldet hat. 
Es ist im Informationszeitalter nicht wichtig, dass wir 
neue Einrichtungen und neue Hierarchieebenen schaf- 
fen. Wir sollten vielmehr die Möglichkeiten der erleich- 
terten Kommunikation nutzen und das, was vorhanden 
ist, besser vernetzen, statt immer neue Einrichtungen zu 
schaffen. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zum Schluss möchte ich sagen: Das Anliegen der 
Europäischen Kommission hinsichtlich einer besseren 
Rechtssetzung findet grundsätzlich meine Unterstüt- 
zung. Aber eine bessere Rechtssetzung durch die Euro- 
päische Union darf nicht einfach bedeuten: Besser ist es, 
wenn wir es in der Europäischen Union selbst machen. 
Eine bessere Rechtssetzung muss den Mitgliedstaaten 
ausreichende Handlungsspielräume lassen. Deswegen ist 
es wichtig, dass der Deutsche Bundestag in Zusammen- 
arbeit mit allen anderen nationalen Parlamenten seine 
Rolle als Wahrer des Subsidiaritätsprinzips ernst nimmt, 
die uns im Reformvertrag von Lissabon zugeschrieben 
wird. 
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In diesem Sinne freue ich mich auf ein für die euro- 
päische Politik spannendes Jahr 2008. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8 a bis 8 c auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja 
Kipping, Klaus Emst, Dr. Lothar Bisky, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 

Regelsätze erhöhen - Dynamisierung anpas- 
sen - Kosten für Schulbedarfe abdecken 

- Dracksache 16/7040 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja 
Kipping, Klaus Emst, Dr. Lothar Bisky, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 

Einführung einer Weihnachtsbeihilfe für 
Grundsicherungsbezieherinnen und -bezieher 

- Dmcksache 16/7041 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Kurth, Brigitte Pothmer, Irmingard Schewe- 
Gerigk, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Regelsätze bedarfsgerecht anpassen 

- Dmcksache 16/7113 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbamng ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wobei die 
Fraktion Die Linke fünf Minuten erhalten soll. - Ich 
höre keinen Widersprach. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Kollegin Katja 
Kipping, Fraktion Die Linke, das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Katja Kipping (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Einige 
Abgeordnete reagieren nur noch genervt, wenn die Rede 
auf Hartz IV kommt. Auch die Reihen der SPD durch- 
zieht in diesem Fall meist ein Raunen „Schon wieder die 


Linke mit ihrer Kritik an Hartz IV und ihrer Klage über (C) 
Armut“. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Es gibt sogar Abgeordnete, die demonstrativ das Plenum 
verlassen, wann immer es um Hartz IV geht. 

(Zurafe von der SPD: Oh!) 

Ich kann verstehen, dass die Auseinandersetzung mit 
Armut eher deprimierend ist. Auch ich würde lieber op- 
timistisch mit Ihnen über Luxus für alle philosophieren. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Das kön- 
nen Sie doch gar nicht! - Ute Kumpf [SPD]: 

Sie werfen wieder einmal die Themen 
schrecklich durcheinander!) 

Fakt ist aber: 7 Millionen Menschen in diesem Land 
müssen mit Hartz IV leben. Während es einigen offen- 
sichtlich zu viel ist, sich auch nur fünf Minuten mit den 
Auswirkungen von Hartz IV auseinanderzusetzen, müs- 
sen 7 Millionen mit Hartz IV leben, und das 24 Stunden 
am Tag. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Fakt ist auch: Das Leben mit Hartz IV ist nicht einfa- 
cher, sondern schwerer geworden. Die Kosten für Strom 
und Lebensmittel sind gestiegen. Seit letzter Woche ist 
es nun dank der Untersuchungen des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Soziales auch amtlich: Orientiert 
man sich nur an der Preisentwicklung, müsste der Regel- 
satz um mnd 20 Euro aufgestockt werden. Das heißt, seit 
Festlegung des Hartz-IV-Regelsatzes ist dieser um (D) 
5 Prozent entwertet worden. 

Wenn wir also das Arbeitslosengeld II auf seiner jet- 
zigen Höhe belassen, bedeutet das schlicht und ergrei- 
fend nichts anderes, als dass die Menschen jeden Monat 
faktisch 20 Euro weniger in der Tasche haben. Vor die- 
sem Hintergmnd ist es für mich völlig unverständlich, 
wieso der noch amtierende Bundesminister für Arbeit 
und Soziales trotz dieser Erkenntnis gesagt hat, es be- 
stehe kein Handlungsbedarf Ich hoffe, der neue Minister 
wird sich dieses Themas annehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Für uns Linke ist es nicht hinnehmbar, dass Hartz-IV- 
Betroffene immer weniger in der Tasche haben. 

Aufschwung für alle: Das war die Losung auf dem 
SPD-Parteitag. Ehrlicherweise hätten Sie hinzufügen 
müssen: Aufschwung für alle, nur nicht für Erwerbslose, 
für Niedriglöhner und für Rentner. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Denn die SPD ist offensichtlich noch nicht einmal bereit, 
den realen Kaufkraftverlust auszugleichen. Nötig wäre 
so viel mehr, denn der Regelsatz war von Anfang an viel 
zu niedrig. 

Werfen wir nur einmal einen Blick nach Skandina- 
vien. Dort orientiert sich das Grandsichemngsniveau an 
der Armutsrisikogrenze. Für Deutschland liegt die 
Armutsrisikogrenze laut den neuesten offiziellen 
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(A) Berechnungen bei 1 000 Euro. Von skandinavischen 
Verhältnissen sind wir also noch wirklich weit entfernt. 

In der Praxis reicht das Geld meistens so für 20 Tage, 
erzählen mir immer wieder Erwerbslose und fragen mich 
dann: Was tun, wenn am Ende des Geldes noch so viel 
vom Monat übrig ist? 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frage der Einteilung und des Ausgabeverhal- 
tens!) 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband bestätigt dieses All- 
tagswissen. Deswegen schlagen wir, die Linke, Ihnen 
vor, den Regelsatz auf 435 Euro zu erheben, und zwar 
umgehend. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Sie von SPD und von CDU/CSU können es doch als 
Chance begreifen. Sie können nun auf die vielen Bekun- 
dungen, man müsse über die Höhe des Regelsatzes nach- 
denken, der Regelsatz gehöre auf den Prüfstand, Hand- 
lungen folgen lassen. 

In einem zweiten Antrag schlägt Ihnen meine Frak- 
tion, die Linke, vor, für Arbeitslosengeld-II-Beziehende, 
für Sozialhilfebeziehende und für Asylsuchende eine 
Weihnachtsbeihilfe von 40 Euro einzuführen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das alte Bundessozialhilfegesetz sah eine solche Weih- 
nachtsbeihilfe vor, und das aus gutem Grund. Denn 
Weihnachten ist für viele ein wichtiges, ja sogar das 
wichtigste Familienfest. Für viele ist es darüber hinaus 
ein zentraler Bestandteil ihres religiösen Lebens. Ein 
solches Fest ist mit höheren Ausgaben verbunden, mit 
Ausgaben, die vom Regelsatz nicht zu bestreiten sind. 

So sieht die Einkommens- und Verbrauchsstatistik, 
die Hartz IV zugrunde liegt, für Geschenke an Kinder 
gerade einmal 1,47 Euro vor. 1,47 Euro, meine Damen 
und Herren, Hand aufs Herz: Welches Geschenk für Kin- 
der fällt Ihnen ein, das man davon kaufen kann? 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zu einem besinnlichen Weihnachtsfest gehört nun 
wahrlich mehr als Geld. Das ist mir bewusst. Aber so 
ganz ohne Geld lässt sich ein Fest auch nicht ausrichten. 
Auch Menschen, die auf Arbeitslosengeld II oder auf 
Asyl angewiesen sind, sollten die Möglichkeit haben, 
mit ihrer Familie oder mit ihren Freunden ein schönes 
Weihnachtsfest zu begehen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Insofern appelliere ich an Sie, liebe CArwt-Demokraten, 
und an Sie, liebe 5ozia/-Demokraten: Geben Sie sich ei- 
nen Ruck und erwärmen Sie sich für die Idee der Weih- 
nachtsbeihilfe! Stimmen Sie für den Antrag der Linken! 

Besten Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Max Straubinger, CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Zum wiederholten Male setzen wir uns heute in diesem 
Haus mit den wahlkampfbedingten Anträgen der Linken 
auseinander. 

(Zurufe von der LINKEN) 

Wir tun das in dem Bewusstsein, dass Deutschland ein 
sehr soziales Land ist und dass Deutschland und insbe- 
sondere diese Bundesregierang den sozialhilfebedürfti- 
gen Menschen in besonderer Weise beisteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies können wir mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
untermauern, die seit zwei Jahren eingesetzt hat. Wir 
zählen in Deutschland 1,5 Millionen mehr Erwerbstä- 
tige. Damit haben wir die Chancen der Menschen groß- 
artig verbessert. 

(Widersprach bei der LINKEN) 

Somit haben wir auch mehr Zukunftszutrauen bei den 
Menschen erarbeitet. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: 

Thema verfehlt, setzen!) 

Sozialpolitik, werte Kolleginnen und Kollegen von 
der Linken, misst sich nicht an der höchsten Geldleis- 
tung, 

(Zurufe von der LINKEN: Aber daran, dass 
man davon leben kann!) 

die in diesem Regelsatz zum Ausdruck gebracht wird, 
sondern Sozialpolitik misst sich im Besonderen daran, 
wie viele Chancen die Menschen haben, ihr Leben in Ei- 
genverantwortung zu gestalten. Dafür tragen wir beson- 
ders Verantwortung. Daran arbeiten wir zuvörderst. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widersprach bei 
der LINKEN) 

Werte Damen und Herren, Linke wie auch Bündnis 90/ 
Die Grünen fordern mit ihren Anträgen letztlich eine 
pauschale Erhöhung der Regelsätze bzw. der Regelleis- 
tungen im SGB IE Die Linke auf 435 Euro und Bünd- 
nis 90/Die Grünen auf 420 Euro. Darüber hinaus wird 
gefordert, dass die Bemessung dieser Sätze an den Le- 
benshaltungskostenindexen ausgerichtet wird. Außer- 
dem sollen weitere Einmalleistungen im Falle der Ein- 
schulung von Kindern erbracht werden. Die Linken 
möchten, dass für Schülerinnen und Schüler jedes halbe 
Jahr zusätzliche Leistungen erbracht werden. 

(Widersprach bei Abgeordneten der LINKEN) 

Wir müssen bei den Linken feststellen: Sie haben 
nicht kapiert, dass wir eine Reform durchgeführt haben, 
die darauf abzielt, dass die Empfänger von Transferleis- 
tungen mit ihrer finanziellen Unterstützung letztendlich 
eigenverantwortlich umzugehen haben. 

(Lachen bei der LINKEN) 
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Max Straubinger 

(A) Der Weg fuhrt weg von Einzelleistungen und Einzeltat- 
beständen und hin zum selbstverantwortliehen Umgang 
mit dem erhaltenen Geld. 

Im Juli, im August und aueh im September ist über 
den Anstieg der Lebensmittelpreise in unserem Land 
verstärkt diskutiert worden. Die Regelsätze bemessen 
sieh allerdings nieht nur an den Lebensmittelpreisen, 
sondern an den Gesamtkosten eines Einpersonenhaus- 
halts. Die Höhe des letztendlieh besehlossenen Regelsat- 
zes ist nur 20 Prozent niedriger als die unteren 20 Pro- 
zent der Einkommen in Deutsehland. 

(Frank Spieth [DIE LINKE]: Das können Sie 
ja einmal ausprobieren! Unsinn!) 

Dieser Abstand ist meines Eraehtens notwendig und 
saehgereeht. Er wird aueh in der Einkommens- und Ver- 
brauehsstatistik - sie wird alle fünf Jahre erstellt, also 
2008 wieder; zuletzt gesehah dies 2003 - abgebildet. 

Wir geben zu, dass mit den nach diesem Regelsatz ge- 
zahlten finanziellen Mitteln kein üppiges Leben geführt 
werden kann; aber damit kann ein menschenwürdiges 
Leben geführt werden. 

(Elke Reinke [DIE LINKE]: Das ist es eben 
nicht!) 

Jeder - ob ein Geringverdiener, ein Höchstverdiener 
oder ein ALG-II-Empfänger - muss sein persönliches 
Ausgabeverhalten nach dem ausrichten, was er zur Ver- 
fügung hat. Ich bin überzeugt, dass das möglich ist. 

(Widerspruch bei der LINKEN - Gegenruf des 

(B) Abg. Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Wie 

viel gab es denn in der DDR?) 

Wir sollten hier nicht immer nur den Regelsatz von 
347 Euro betrachten. Hinzu kommen die finanziellen 
Mittel zur Deckung der Kosten für die Unterkunft. Ich 
habe es ausrechnen lassen. Eine Familie mit zwei Kin- 
dern unter 14 Jahren, in der beide Eltemteile ALG-II- 
Empfänger sind, erhält 625 Euro ALG-II-Leistungen 
plus 416 Euro für die Kinder; das Kindergeld wird abge- 
zogen, 

(Zuruf von der Linken: Das ist ein Skandal!) 

also minus 308 Euro. Die durchschnittlichen Kosten für 
eine Wohnung liegen bei 628 Euro. Das bedeutet letzt- 
endlich eine Nettounterstützung von rund 1 360 Euro. 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Hört! 

Hört!) 

Ein Facharbeiter muss schon gehörig arbeiten, um netto 
so viel Geld zur Verfügung zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Kolleginnen und Kollegen von den Linken, Sie for- 
dern einen Mindestlohn von 8 Euro. 

(Zuruf der Abg. Katrin Kunert [DIE LINKE]) 

Selbst wenn dies umgesetzt würde, würde kein Lohn in 
dieser Höhe ausgezahlt werden. Wenn jemand nämlich 
178 Stunden im Monat arbeitet, dann erhält er bei einem 


Stundenlohn von 8 Euro brutto 1 424 Euro. Wenn man (C) 
davon 20 Prozent Sozialversicherungsbeiträge abzieht, 
was geschieht, dann kommt man netto auf 1139 Euro. 

(Volker Schneider [Saarbrücken] [DIE 

LINKE]: Plus Kindergeld!) 

- Mit Kindergeld ist man dann genauso gestellt. - Aller- 
dings hat der eine 40 Stunden in der Woche gearbeitet, 
während der andere keine Arbeitsleistung erbracht hat. 

Es geht hier auch um das Lohnabstandsgebot. Der, 
der tagtäglich in der Früh aufsteht und hart arbeitet, muss 
zum Schluss mehr haben als jemand, der von Sozialleis- 
tungen lebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
LINKEN: Vielleicht möchten die anderen 
auch gern arbeiten!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Herr Kollege gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Kipping? 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Ja. 

(Dirk Niebel [FDP]: Aber ehrlich bleiben!) 

Katja Kipping (DIE LINKE): 

Herr Straubinger, ich habe mit Interesse Ihre Berech- 
nungen verfolgt und habe in diesem Zusammenhang 
eine Frage an Sie. Sind Sie bereit, zuzugeben, dass Sie (D) 
bei Ihrer Rechnung zwei Fakten außen vor gelassen ha- 
ben: zum einen, dass Sie bei dem von Ihnen beschriebe- 
nen Arbeitenden das Kindergeld, welches obendrauf 
kommt, nicht eingerechnet haben, und zum anderen, 
dass Ihre Berechnung davon ausgeht, dass nur einer in 
der Familie arbeitet. Sie also immer noch das vollkom- 
men altmodische und überkommene Bild vom alleiner- 
nährenden Mann in einer Familie zur Grundlage genom- 
men haben, das nicht den modernen Realitäten 
entspricht und auch nicht entsprechen sollte? 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Frau Kipping, dass Sie den Menschen nicht die Wahl- 
freiheit lassen wollen, wie sie ihr eigenes Leben einrich- 
ten, ist ja bekannt. 

(Lachen bei der LINKEN) 

Ich wollte nur darstellen, dass die Mindestlohnforde- 
rung nicht einmal ausreicht, die jetzigen Regelsätze zu 
erreichen. Regelsätze, wie Sie sie in Ihren Anträgen for- 
dern, würden bedeuten, dass ein noch weit höherer Min- 
destlohn zu schaffen wäre. Das kann meines Erachtens 
nicht richtig sein. Es würde auch bedeuten, dass die 
Menschen eigentlich von der Arbeit abgehalten werden. 

Das kann es meines Erachtens nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube auch, dass es richtig ist, dass die Regel- 
sätze gemäß der Steigerung der Rente angepasst werden. 
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(A) Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Herr Kollege, Frau Kipping möehte noeh eine Zwi- 
sehenfrage stellen. Gestatten Sie das? 

Max Straubinger (CDU/CSU): 

Nein, das lassen wir jetzt. 

Dass die Steigerung der Regelsätze der Entwieklung 
der Rente entsprieht, ist, glaube ieh, sehr saehgereeht. 

(Volker Sehneider [Saarbrüeken] [DIE 
LINKE]: Wenn die Abgeordnetengehälter ge- 
nauso angepasst würden, wäre das sehon ein- 
mal eine sehöne Saehe!) 

- Das hat niehts mit Abgeordnetengehältem zu tun, Herr 
Sehneider. - Diese Anpassung ist sehr saehgereeht, weil 
die Rente sieh letztendlieh so entwiekelt, wie sieh die 
Löhne entwiekeln. Wenn die Löhne steigen, dann gibt es 
eine Rentensteigerung. Das wird dann aueh in den Re- 
gelsätzen unterlegt. Alles andere wäre meines Eraehtens 
gegenüber den Rentnerinnen und Rentnern, die die 
Preissteigerungen des normalen Lebens genauso bewäl- 
tigen müssen, oder aueh gegenüber den Niedrigverdie- 
nem, die ebenfalls mit diesen Preissteigerungen kon- 
frontiert sind, nieht zu verantworten. 

(Zuruf des Abg. Volker Sehneider [Saarbrü- 
eken] [DIE LINKE]) 

Aueh sie müssen dies bewältigen. Deshalb ist es meines 
Eraehtens sehr saehgereeht, wie über zehn Jahre hinweg 

(B) die Anpassungen der Regelsätze erfolgten. 

Es ist für uns vielleieht aueh von Bedeutung, die Le- 
bensverhältnisse zukünftig etwas zeitnäher zu überprü- 
fen. Dies ist möglieh, indem wir die Einkommens- und 
Verbrauchsstiehprobe nieht wie bisher alle fünf Jahre, 
sondern alle drei Jahre erheben, um damit eine zeitnä- 
here Betraehtungsweise der Lebensverhältnisse in unse- 
rem Land zu gewinnen. Wir sind bereit, dies umzuset- 
zen. 

Aber ieh warne davor, zukünftig wieder Sondertatbe- 
stände bzw. Einzelleistungen ins Auge zu fassen. Wir 
haben bei der Reform bewusst vom mündigen Bürger 
gesproehen und gesagt, dass der mündige Bürger seine 
Finanzzuweisung selbst einteilen muss. Die Kritik in der 
Vergangenheit lautete doeh immer, die Sozialämter 
sehnüffelten sozusagen in den Haushalten. Dies wurde 
mit den Pausehalsätzen - damals wurden sie von 295 auf 
345 Euro erhöht - abgesehafft. Ieh glaube, das ist gut so. 
Aber ieh warne davor, hier neue Einzeltatbestände auf- 
zunehmen. 

Außerdem möehte ieh anmerken, dass dies in Bayern 
gar nieht notwendig ist. In Bayern ist die Sehulwegkos- 
tenfreiheit für ALG-II-Empfänger gewährleistet. In Bay- 
ern ist die Befreiung vom Büehergeld und von Sonsti- 
gem gewährleistet. In Bayern ist aueh in vielen anderen 
Bereiehen eine gute soziale Unterstützung gegeben. Hier 
könnte sieh die Linke vor allen Dingen dort, wo sie in 
unserem Land mifregiert, also in Berlin, wahrseheinlieh 


eine gute Seheibe von der Sozialpolitik in Bayern ab- (C) 
sehneiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ieh erteile das Wort Kollegen Heinz-Peter Haustein, 
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Heinz-Peter Haustein (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir spreehen heute über die ALG- 
II-Regelsätze. Wir leben in einem reiehen Land. 
Deutsehland ist reieh. Ieh lebe gern hier und stehe zu 
meinem deutsehen Vaterland. Trotzdem gibt es unüber- 
sehbare Probleme. Obwohl wir die Hälfte des Haushal- 
tes des Bundes für soziale Leistungen ausgeben und aus 
allen Haushalten von Bund, Ländern und Kommunen 
686 Milliarden Euro dafür aufwenden, gibt es Ungereeh- 
tigkeiten. Heute spreehen wir über die Bezieherinnen 
und Bezieher der Grundsieherung. Das sind Mensehen, 
die es allein nieht sehaffen, sieh zu ernähren und für sieh 
zu sorgen. Dafür muss die Gesellsehaft aufkommen. Das 
ist riehtig so. 

Ieh will einmal beleuehten, was zur Grundsieherung 
gehört. Zum einen ist das die Miete. Die Miete wird be- 
zahlt, unabhängig davon, ob sie steigt oder nieht. Zum 
anderen sind es die Mietnebenkosten. Die Heizkosten 
werden unabhängig von der Ökosteuer oder der steigen- 
den Mehrwertsteuer bezahlt. Das ist in Ordnung. Ferner ' 
gibt es Sonderbedarfe, zum Beispiel wenn jemand einen 
Kühlsehrank oder eine Wasehmasehine braueht. 

(Zuruf von der LINKEN: Das ist doeh gar 
nieht wahr! Wo denn? - Gegenruf von der 
CDU/CSU: Es gibt Pausehalen! Das ist pau- 
sehaliert! - Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: Keine Ahnung!) 

Es gibt außerdem Zusehüsse und Vergünstigungen für 
Volkshoehsehulkurse oder Museumsbesuehe. Der Staat 
kümmert sieh aueh um diese Mensehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Damit stehen über die Grundsieherung ungefähr 
1 200 Euro zur Verfügung. Dafür muss der Empfänger 
keine Minute arbeiten. 

Zum Vergleieh sehauen wir uns jetzt einmal die Men- 
sehen an, die jeden Morgen zwisehen fünf und seehs Uhr 
aufstehen und die ganze Woehe arbeiten. Sie fahren zum 
Beispiel 30 Kilometer zur Arbeit - die Pendlerpausehaie 
wurde ja zum Teil gesfriehen, sodass sie die Kosten da- 
für selbst tragen müssen -, sie müssen zudem für den 
teuren Sprit, die Winterreifen und die Versieherung auf- 
kommen, und sie müssen ihre Miete und die erhöhten 
Mietnebenkosten selbst bezahlen. Niemand gibt ihnen 
dazu einen Zusehuss. Bei einem Stundenlohn von 8 Euro 
kommen sie damit ebenfalls auf ungefähr 1 200 Euro. 

(Zuruf von der LINKEN: Das ist falseh!) 
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Heinz-Peter Haustein 

(A) Ich halte es nicht für gerecht, wenn jemand den ganzen 
Monat arbeitet und fast das Gleiche erhält wie - zumin- 
dest nicht mehr - jemand, der von der Gmndsichemng 
lebt. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb müssen wir daran etwas ändern. 

(Markus Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Höhere Löhne! Das wäre doch gut!) 

Dazu haben wir auch die Möglichkeit, indem wir mit 
den richtigen Reformen dafür sorgen, dass in erster Linie 
mehr Arbeitsplätze entstehen. Wie diese entstehen kön- 
nen, wissen Sie. Eine Reform des Steuersystems und Bü- 
rokratieabbau sind die wichtigsten Punkte. 

(Zuruf von der LINKEN: Lohnnebenkosten!) 

- Dass die Lohnnebenkosten gesenkt werden müssen, ist 
auch klar. - Wenn uns das gelingen würde, müssten wir 
nicht immer wieder über zusätzliche 20 oder 40 Euro an 
dieser oder jener Stelle sprechen. 

Es gibt sogar noch eine bessere Möglichkeit, nämlich 
die Zusammenfassung aller Transferleistungen zu einem 
Bürgergeld. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Bürgergeld würde dem Staat Einsparungen in Höhe 
von 40 Milliarden Euro bringen, und es wäre gerechter, 
weil alle es in gleicher Weise erhalten. Denjenigen, die 
viel haben, wird es als negative Einkommensteuer ange- 
rechnet. 

(DirkNiebel [FDP]: Als Steuerzuschuss! Das 
ist etwas Positives!) 

Das Bürgergeld wäre eine richtige Maßnahme. Aber wa- 
rum setzen Sie es in der Großen Koalition nicht um? 
Weil Sie sich nur streiten und sich nicht einig werden. 
Was sollen die Menschen denken, wenn wir uns im Bun- 
destag nur herumstreiten, statt dieses Land zukunftssi- 
cher zu machen und nach vom zu bringen? 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich fordern Sie in Ihrem Antrag noch eine 
Weihnachtsbeihilfe. Das klingt ja im ersten Moment 
ganz gut. Sie begründen Ihren Antrag mit dem religiösen 
Weihnachtsfest. 

(DirkNiebel [FDP]: Gerade die Kommunis- 
ten!) 

Beim Lesen habe ich mich aber daran erinnert, wie das 
zu DDR-Zeiten so war. Damals war es ein Fest des Frie- 
dens, 

(Lutz Heilmann [DIE LINKE]: Der Kirche, 
auch wenn ich Atheist bin!) 

von der Geburt Christi war keine Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Keine Rede, ge- 
nau! Die Gottlosen!) 

Sie haben es nicht einmal fertig gebracht, einen Weih- 
nachtsengel auch als „Engel“ zu bezeichnen. Bei Ihnen 


war das eine „Jahresendfigur mit Flügeln“. So sieht sie (C) 
aus! 

(Abg. Heinz-Peter Haustein [FDP] zeigt eine 
Weihnachtsfigur - Heiterkeit bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Und jetzt reden Sie von der religiösen Bedeutung des 
Weihnachtsfestes. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

Ihr Antrag ist scheinheilig. Sie streuen den Leuten 
Sand in die Augen, ohne ihnen eine Perspektive aufzu- 
zeigen. 

In diesem Sinne ein herzliches Glückauf! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegin Gabriele Hiller-Ohm, 
SPD-Fraktion. 

Gabrieie Hiiier-Ohm (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Weihnachten steht vor der Tür. Damit wir das ja nicht 
vergessen, wird von der Linksfraktion rechtzeitig der 
passende Weihnachtsantrag vorgelegt. Sie fordern für 
alle Bezieher der Grundsicherung die Einführung einer 
Weihnachtsbeihilfe von 40 Euro. Wenn das kein schö- 
nes Weihnachtsgeschenk ist! Praktisch ist es auch, da 
es die Linksfraktion keinen einzigen Cent kostet. Über 
die Finanzierung dieser Forderung schweigt sich die (D) 
Linksfraktion nämlich, wie sie es immer tut, aus. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

Bezahlen müssten das Ganze Bund, Länder und Kom- 
munen. 

Mit dem Titel Ihres Antrags erwecken Sie zudem den 
Eindruck, als gäbe es in Deutschland überhaupt keine 
Weihnachtsbeihilfe. Das ist falsch. Die Weihnachtsbei- 
hilfe ist im Zuge der Sozialreformen in den Jahren 2004 
und 2005 in einen erhöhten pauschalierten Regelsatz 
eingefiossen. 

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: So ist das! - 
Widerspruch bei der LINKEN) 

Es wurde also nichts gestrichen oder gekürzt. Erst im 
letzten Jahr haben wir sogar Erhöhungen bei der Weih- 
nachtsbeihilfe vorgenommen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Sie, Kolleginnen und Kollegen von der Linksfraktion, 
haben sich dabei verweigert. 

(Gabriele Lösekrug-Möller [SPD]: Genauso 
ist das!) 

Sie haben unserer Initiative nicht Ihre Zustimmung ge- 
geben. 

(Lutz Heilmann [DIE LINKE]: Wie bitte? Was 
hat die SPD denn gemacht?) 
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Gabriele Hiller-Ohm 

(A) So sehen Ihr soziales Gewissen und Ihre soziale Verant- 
wortung aus. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Oh Gott!) 

Was den zweiten Antrag der Linksfraktion angeht, 
sieht es nicht besser aus. Darin wird eine Erhöhung der 
Regelsätze auf pauschal 435 Euro gefordert - eine wirk- 
lich mitreißende Forderung. 

(Gerd Andres, Pari. Staatssekretär: Was? Wa- 
rum so wenig?) 

Denn wer möchte denen, die am wenigsten haben, nicht 
mehr geben? 

(Zumfvon der LINKEN: Sie!) 

Wie diese Erhöhung finanziert und woher das dafür be- 
nötigte Geld genommen werden soll, darüber erfahren 
wir leider auch in diesem Antrag nichts. 

(Katrin Kunert [DIE LINKE]: Und woher nehmen 
Sie das Geld für die Diätenerhöhung?) 

Wir werden diese Forderung der Linksfraktion ableh- 
nen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Erstens. Die Finanzierung ist völlig offen. Allein die An- 
hebung des Regelsatzes kostet mehr als 10 Milliarden Euro. 
Die Weihnachtsbeihilfe käme noch hinzu. Die Gegenfinan- 
zierung bleibt offen. 

Zweitens. Die Aussagen der Linksfraktion sind wi- 
dersprüchlich und unglaubwürdig. 

(Dirk Niebel [FDP]: Das kennen wir ja!) 

Gerade erst haben wir im Bundestag über den Entwurf 
eines Gesetzes, in dem die Kosten der Unterkunft gere- 
gelt werden sollen, debattiert. In diesem Zusammenhang 
hat die Linksfraktion beklagt, dass die Kommunen mit 
Sozialleistungen übermäßig belastet würden. In ihren 
heutigen Anträgen sattelt sie noch ordentlich drauf und 
fordert für Bund, Länder und Kommunen Mehrbelastun- 
gen in Milliardenhöhe. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Ja! So 
sind die!) 

Was hier geschieht, das ist reiner Populismus. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linksfrak- 
tion, Sie fordern in Ihrem Antrag neben der Erhöhung 
der Regelsätze eine jährliche Anpassung der Grundsi- 
cherungsleistungen an die Entwicklung der Lebenshal- 
tungskosten. Hier sehen auch wir Handlungsbedarf 

(Zurufe von der LINKEN: Aha! - Interessant! - 
Na also!) 

Alle fünf Jahre ermittelt das Statistische Bundesamt im 
Rahmen einer Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, 
wie die Situation im untersten Einkommensfünftel der 
Gesellschaft aussieht und wofür dieser Personenkreis 
Geld ausgibt. Dieses Verfahren hat sich grundsätzlich be- 
währt. 

Es gibt aber ein Problem: Der Abstand von fünf Jahren 
zwischen zwei Stichproben ist zu groß. Wir haben in den 
letzten Jahren erfahren, dass dadurch nicht schnell genug 


auf Verteuerungen der Lebenshaltungskosten reagiert (C) 
werden kann. Zu Verteuerungen kam es zum Beispiel auf- 
grand der gestiegenen Gesundheits- und Energiekosten 
sowie im Zuge der Mehrwertsteuererhöhungen. 

Im Moment ist die jährliche Anpassung der Leistun- 
gen an die Entwicklung der Renten gekoppelt. Ein Aus- 
gleich für steigende Verbrauchspreise ist dadurch jedoch 
nicht sichergestellt; denn leider gab es in den letzten Jah- 
ren auch bei den Renten Nullrunden. Hier brauchen wir 
eine Neuregelung, um das Existenzminimum zu sichern. 

Das Sozialministerium bereitet zurzeit an genau die- 
ser Stelle Änderungen vor. Ein Vorschlag ist, den Zeit- 
raum zwischen zwei Einkommens- und Verbrauchsstich- 
proben von fünf Jahren auf drei Jahre zu reduzieren. 

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Toll!) 

Dies wäre ein ganz deutlicher Fortschritt und würde den 
Handlungsdruck bei der jährlichen Anpassung entschär- 
fen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Ihrem Antrag 
fordern Sie außerdem eine verstärkte Abdeckung der 
Kosten für Schulbedarf Offensichtlich haben Ihnen die 
Vorschläge, die unser Parteivorsitzender Kurt Beck im 
Bundesrat gemacht hat, so gut gefallen, dass Sie diese 
gleich abgeschrieben haben. 

(Lachen bei der LINKEN - Zuruf von der 
LINKEN: Die Forderung ist aber schon ein 
bisschen älter!) 

Wie Sie sich vorstellen können, sind die Anregungen des 
Landes Rheinland-Pfalz bei uns und im Ministerium an- 
gekommen. 

Es ist völlig richtig, die Bildungschancen der Kinder 
gerechter zu gestalten. Ich habe aber Zweifel, dass sich 
dieses Ziel allein durch immer höhere individuelle Geld- 
leistungen, wie Sie von der Linksfraktion sie fordern, er- 
reichen lässt. Denn wie stellen Sie sicher, dass das Geld 
auch bei den Kindern ankommt und für Schulbedarf ein- 
gesetzt wird? 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Man kann es 
aber auch nicht ausschließen!) 

Neben Geldleistungen müssen wir vor allem die so- 
ziale Infrastruktur stärken. Im Hinblick auf die Kinder 
heißt das: Wir brauchen ein qualifiziertes Bildungs- und 
Betreuungsangebot einschließlich gemeinschaftlich or- 
ganisiertem Essen, mehr und bessere Gesundheitsdienst- 
leistungen, Freizeitmöglichkeiten, zum Beispiel an 
Schulen, in Jugendklubs und Sportvereinen. 

(Lutz Heilmann [DIE LINKE]: Wie sieht es 
denn in Schleswig-Holstein aus, wo Sie her- 
kommen?) 

Das Lebensumfeld der von Armut betroffenen Men- 
schen muss verbessert werden. Das gilt nicht nur für die 
Kinder, sondern auch für die Erwachsenen. Wir müssen 
verstärkt in Aus- und Weiterbildung investieren oder öf- 
fentlich geförderte Beschäftigung anbieten. Wenn die 
Linksfraktion jetzt mehr als 10 Milliarden Euro in hö- 
here Regelsätze investieren will, dann fehlt genau an 
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(A) dieser Stelle das Geld. Die Menschen werden bei Ihnen 
finanziell abgespeist, anstatt über eine verbesserte sozi- 
ale Infrastruktur aktive Hilfe zu bekommen. 

Falsch ist auch die übertriebene Fixierung auf den 
Bund. In Deutschland sind Länder und Kommunen für 
die Bildung zuständig. 

(Lutz Heilmann [DIE LINKE] : Wir sind hier aber 

im Bundestag! Da müssen Sie nach Kiel gehen!) 

Wir dürfen diese Ebenen nicht aus der Verantwortung 
entlassen. Auch sie müssen die notwendige Infrastruktur 
schaffen, um Chancenungerechtigkeit und Armut vor 
Ort zu verhindern. Der Bund unterstützt Länder und 
Kommunen schon heute durch eine verbesserte Finanz- 
zuweisung, zum Beispiel durch das 4-Milliarden-Euro- 
Programm zum Ausbau von Ganztagsschulen oder durch 
das vor kurzem beschlossene Programm zum Ausbau 
von Krippen. 

Künftig müssen Bund, Länder und Kommunen noch 
stärker an einem Strang ziehen. Wir brauchen in 
Deutschland einheitliche Standards für mehr Bildungs- 
gerechtigkeit und zur Verhinderung von Armut insbe- 
sondere bei den Kindern. Ein Bündnis gegen Kinderar- 
mut ist überfällig. Die SPD hat deshalb die Einrichtung 
einer Kommission beschlossen. Diese soll ein Gesamt- 
konzept für ein Bündnis gegen Kinderarmut ausarbei- 
ten. Auch Minister Müntefering hat Initiativen ange- 
kündigt. Ich bin sicher, dass der neue Minister, Scholz, 
diese Anregungen aufnehmen und die Landessozialmi- 
nister ins Boot holen wird. 

(B) Ich fasse zusammen: Wir brauchen ein Gesamtkon- 
zept gegen Armut in Deutschland. Alle staatlichen Ebe- 
nen sind gefordert, alle politischen Ressorts müssen mit- 
arbeiten. Zu diesem Konzept gehört sicherlich auch eine 
Überarbeitung des Modus für die Ermittlung des Regel- 
satzes. Die Anträge der Linksfraktion greifen hier aber 
zu kurz. Sie blenden zum Beispiel den Ausbau der sozia- 
len Infrastruktur komplett aus. 

(Widerspruch bei der LINKEN) 

Die Vorschläge sind auch finanzpolitisch unseriös: Die 
Linksfraktion verspricht wieder einmal die Verteilung 
von finanziellen Hilfen aus dem Füllhorn, ohne auch nur 
anzudeuten, woher das Geld kommen soll. 

(Ute Kumpf [SPD]: So sind sie halt!) 

Deshalb lehnen wir die Anträge ab. 

Zu dem Antrag der Grünen bin ich jetzt leider nicht 
mehr gekommen; meine Redezeit ist abgelaufen. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!) 

Ich muss sagen, Herr Kurth, ich fand es nicht richtig, 
dass Sie Ihren Antrag zu einem so wichtigen Thema so 
kurzfristig vorgelegt haben. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!) 

Das finde ich nicht angemessen. Aber wir werden ja im 
Ausschuss noch Gelegenheit haben, ihn zu behandeln. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort erteile ich nun Kollegen Markus Kurth, 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Hiller-Ohm, ich kann Sie trösten: Wir werden sicherlich 
nicht den letzten Antrag zu den Regelsätzen vorgelegt 
haben. Uns wäre es allerdings lieber, wir müssten nicht 
immer wieder auf dieses Thema hinweisen. 

Um es vorweg zu sagen: Auch wir sind der Auffas- 
sung, dass Armut nicht alleine mit Geldleistungen dauer- 
haft bekämpft werden kann und dass es eine soziale In- 
frastruktur braucht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der LINKEN) 

Wir wollen den Regelsatz bedarfsgerecht angepasst se- 
hen und ihn nicht gegen eine soziale Infrastruktur aus- 
spielen. 

Herr Straubinger, nachdem Sie so viel von eigenver- 
antwortlichem Umgang mit dem Budget gesprochen ha- 
ben - es ist ja im Prinzip richtig, das zu pauschalieren -, 
sollte man sich ein paar Fakten zu der Höhe des Budgets 
und zu der Entwicklung in den vergangenen Jahren anse- 
hen. 

Fakt Nummer 1. Das Statistische Bundesamt hat 
heute, am 15. November 2007, mitgeteilt, dass der Ver- 
braucherpreisindex in Deutschland von Oktober 2006 
bis Oktober 2007 um 2,4 Prozent gestiegen ist. 

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Er ist aber für 
alle gestiegen!) 

Das geht insbesondere auf den Anstieg der Nahrungs- 
mittelpreise und der Preise für alkoholfreie Getränke zu- 
rück, der 4,6 Prozent beträgt. 

Fakt Nummer 2. Das Forschungsinstitut für Kinderer- 
nährung hat schon vor einiger Zeit eine umfangreiche 
Studie vorgelegt, wonach es unmöglich ist, mit den gel- 
tenden Anteilen des Regelsatzes, die für Ernährung vor- 
gesehen sind, Kinder zu ernähren. Selbst wer nur beim 
Discounter kauft - ich zitiere -, muss im Schnitt 
4,68 Euro täglich bezahlen, um den Appetit eines Teen- 
agers mit einer ausgewogenen Kost zu stillen. 

Fakt Nummer 3. Es kann auch nicht verwundern - ich 
zitiere jetzt aus dem Siebten Familienbericht der Bun- 
desregierung, also aus einem Dokument, das Sie selbst 
2006 vorgelegt haben -, dass Sie in Ihrer eigenen Be- 
richterstattung zu dem Schluss kommen: 

Allerdings gibt zu denken, dass auch ausgebildete 
Oekotrophologinnen und Oekotrophologen nicht 
im Stande waren, die Familienhaushalte mit dem 
verfügbaren Sozialhilfebudget länger als bis zum 
24. Tag eines laufenden Monats ... zu beköstigen. 

Da muss man doch stutzig werden. 

(Beifall der Abg. Birgitt Bender [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 
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(A) Die Erkenntnisse liegen also auf der Hand. Am 
2. November 2007 sagte der jetzt zurückgetretene Bun- 
desminister Müntefering in einem Interview in der Süd- 
deutschen Zeitung: „Wir sammeln Erkenntnisse zu den 
Preisentwicklungen“. Ich weiß nicht, wieso man noch 
Erkenntnisse sammeln muss, wenn die Fakten, die ich 
gerade genannt habe, so klar auf dem Tisch liegen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Nun gut, das Ministerium sammelt also erst einmal. 

Ein vorläufiges Resultat ist ein interner Bericht, der 
offensichtlich für den Koalitionsausschuss angefertigt 
worden ist. Auch in diesem internen Bericht kommt man 
zu dem Schluss, dass der Regelsatz alleine dann, wenn 
man die Infiationsanpassung vornehmen würde, bei 
367 Euro bzw., wenn man das gewichtet, bei 359 Euro 
liegen müsste. 

(Dirk Niebel [FDP]: Wie ist das denn beim 
BAföG?) 

Ist die Konsequenz wenigstens die, dass Sie die Erhö- 
hung des Regelsatzes zumindest um die Inflationsrate 
planen? Nein. Sie schreiben: Die weitere Verwendung 
des Rentenanpassungswertes für die Fortschreibung des 
Eckregelsatzes ist sachgerecht. 

Wie kann man angesichts der eigenen Zahlen, die 
man hier festgestellt hat, nur zu dieser Konsequenz kom- 
men? Wie kann man dann sagen - das treibt ja jedem So- 
zialrechtler die Tränen in die Augen -, dass man die An- 
passung an den Rentenwert weiter vornehmen will, weil 
man sonst ungerechtfertigte Vorteile für Sozialhilfebe- 
ziehende bzw. Beziehende von AEG II gegenüber den 
Rentnern schaffen würde? Das kann doch wohl nicht 
wahr sein. 

Die Rente ist ein politisch definierter Wert. Sie wurde 
mit Dämpfungsfaktoren versehen, und die Rente ist in 
vielen Fällen auch nicht das einzige Einkommen. Wenn 
die Rente so niedrig ist, dass man auf Grundsicherungs- 
leistungen angewiesen ist, dann profitiert man schließ- 
lich auch von einem höheren Regelsatz. 

Sie sollten also wenigstens sozialrechtlich konsistent 
argumentieren und die Fakten nicht ignorieren. Das 
Mindeste wäre es, die Regelsätze um das Niveau der In- 
flation, die es in den letzten Jahren gab, anzuheben. Neh- 
men Sie sich das bitte zu Herzen, sonst bekommen Sie 
noch viele Anträge von uns. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Da ich das vorhin übersehen habe, erteile ich jetzt der 
Kollegin Katja Kipping das Wort für eine Kurzinterven- 
tion auf die Rede von Kollegin Hiller-Ohm. 


Katja Kipping (DIE LINKE): 

Frau Hiller-Ohm, Sie haben zu Recht die Finanzie- 
rung angesprochen. Ich möchte gerne noch einmal auf 
zwei Fakten verweisen. 

Erstens. Ihnen ist doch auch bekannt, dass wir im 
Zuge der Haushaltsberatungen entsprechende Einspa- 
rungsvorschläge unterbreitet haben, zum Beispiel den 
Verzicht auf die Untemehmensteuerreform, welche die 
öffentliche Kasse viel Geld kostet, oder Einsparungen 
im Militärhaushalt. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Da machen 
Sie schon wieder die nächsten Fehler!) 

Ihnen müssen unsere Vorschläge nicht gefallen, und 
Sie können sagen, dass unsere Einsparungsvorschläge 
nicht Ihre politische Zustimmung finden, aber zu be- 
haupten, wir würden nicht sagen, wie man das finanzie- 
ren kann, ist eine Verdrehung der Tatsachen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zweitens - auch zur Einsparung. Wenn es einen Min- 
destlohn gäbe, dann könnten wir jede Menge Kosten ein- 
sparen. Bisher zahlen wir jedes Jahr 8 Milliarden Euro 
an die sogenannten Aufstocker. Das sind Menschen, die 
auf Arbeitslosengeld II angewiesen sind, obwohl sie ar- 
beiten gehen. Wenn ordentliche Löhne gezahlt würden, 
dann könnten wir in diesem Bereich sehr viel einsparen. 

Frau Hiller-Ohm, abschließend möchte ich Ihnen fol- 
gendes Zitat aus der Rede Ihres Spitzenkandidaten in 
Hamburg, die auf dem SPD-Parteitag viel Beifall gefun- 
den hat, nicht vorenthalten, weil Sie uns in Ihrer Rede 
angegriffen und gesagt haben, wir machten uns zu sehr 
für Verteilungsgerechtigkeit stark: 

Wer Verteilungsgerechtigkeit als altsozialistische 
Ideologie denunziert, verabschiedet sich in Wirk- 
lichkeit aus der politischen und ökonomischen Er- 
folgsgeschichte der Bundesrepublik und gefährdet 
den sozialen Frieden in unserer Zukunft . . . 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Frau Kollegin, Sie haben Gelegenheit zur Reaktion. 

Gabriele Hiller-Ohm (SPD): 

Frau Kollegin, in den Punkten 2 und 3 stimme ich Ih- 
nen zu. Auch wir kämpfen für Mindestlöhne, wie Sie 
wissen. Wir sehen die Problematik. 

(Lachen bei der LINKEN - Max Straubinger 
[CDU/CSU]: Nur, dass Sie keine Lösungen 
bieten!) 

Dass es zunehmend mehr Aufstocker gibt, ist uns be- 
kannt. Darüber brauchen Sie uns nicht zu belehren. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu Punkt 1: Finanzierung Ihrer Wohltaten. Sicherlich 
haben Sie Vorschläge vorgelegt, aber nicht immer zu den 
konkreten Anträgen. Wenn man die Forderungen aus Ih- 
ren Anträgen zusammennimmt und Ihre Vorschläge zur 
Gegenfinanzierung sieht, dann stellt man fest, dass man 
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(A) unter dem Strieh nieht zu einer Null kommt. Ihre Reeh- 
nung geht nieht auf. Sie können sieh nieht bei jedem An- 
trag, bei dem Sie niehts zur Gegenfinanzierung sagen, 
auf die Untemehmensteuerreform beziehen. Sie können 
das Geld nur einmal ausgeben. Sie geben es aber immer 
wieder aus. leh finde es unseriös, dass Sie nicht konkret 
sagen, wie Sie es machen wollen. Sie bleiben das immer 
schuldig und verweisen nur auf die Untemehmensteuer- 
reform. Dem werden wir uns nicht anschließen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Dracksachen 16/7040, 16/7041 und 16/7113 an die 
in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschüsse vorge- 
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. Darm sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich mfe nun den Tagesordnungspunkt 1 1 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundesre- 
gierang eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Bekämpfung von Preismissbrauch im Be- 
reich der Energieversorgung und des Lebens- 
mittelhandels 

- Drucksache 16/5847 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- 
ses für Wirtschaft und Technologie (9. Aus- 
(ß) Schuss) 

- Drucksache 16/7156 - 
B ericht erstattung : 

Abgeordneter Reinhard Schultz (Everswinkel) 

Es liegen ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
FDP und ein Entschließungsantrag der Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widersprach. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen 
Albert Rupprecht, CDU/CSU-Fraktion, das Wort. 

Albert Rupprecht (Weiden) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Un- 
sere Position ist durch die Ereignisse und auch durch die 
Debatten in den letzten Wochen in der Sache bestätigt 
worden. Es gibt kurzfristig keine Alternative zur Ver- 
schärfung der Missbrauchsaufsicht. Wer unseren Gesetz- 
entwurfheute ablehnt, akzeptiert, dass den Verbrauchern 
jährlich bis zu 9,5 Milliarden Euro aus den Taschen ge- 
zogen werden, zum Leidwesen der Privathaushalte und 
der stromintensiven Industrien. Es besteht die reale Ge- 
fahr, dass Produktionslinien und Arbeitsplätze ins Aus- 
land verlagert werden. 

Wir haben vor einigen Wochen zu Recht moniert, 
dass Eon die Strompreise um 10 Prozent erhöht, und 
zwar ohne vernünftige ökonomische Begründung. Wir 


hören gestern, dass die Gewinne von Eon im Jahr 2007 (C) 
bisher um 22 Prozent gestiegen sind. Ein erheblicher 
Teil dieser Gewirme stammt aus der Quasimonopolstel- 
lung. Das ist Hohn gegenüber den Verbrauchern in unse- 
rem Lande. Das Bundeskartellamt muss solche Fälle 
schlagkräftig untersuchen und erfolgreich gegen Mono- 
polgewirme Vorgehen können. Dazu müssen wir heute 
die Verschärfung der Missbrauchsaufsicht beschließen. 
Künftig wird die Beweislast umgekehrt. Die Energiever- 
sorger müssen ihre Preiserhöhungen begründen. Wenn 
sie das nicht können, wird das Bundeskartellamt eine so- 
fortige Preissenkung anordnen. 

Die Grünen und die FDP haben angekündigt, gegen 
unseren Gesetzentwurf zu stimmen. Frau Andreae, Sie 
sagen, die Grünen stimmten nicht zu, weil sonst der 
Druck aus dem Kessel genommen werde, um die eigen- 
tumsrechtliche Entflechtung durchzusetzen. 

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Um mehr Wettbewerb durchzusetzen!) 

Frau Andreae, Sie fügen den Verbrauchern bewusst 
Schaden zu, statt sie kurzfristig zu entlasten. Sie tun das, 
um politische Maßnahmen zu erzwingen, die, wenn 
überhaupt, frühestens in zehn Jahren wirken werden. Ich 
glaube kaum, dass Sie das den Bürgern im Land erklären 
können. 


In der Diskussion gab es in der Tat auch kritische 
Punkte. Eine Sorge war, dass die Gesetzesnovelle das 
Auftreten neuer Anbieter verhindert und dass Investitio- 
nen in neue Kraftwerke reduziert werden. Das kann aber 
aus logischen Gründen nicht der Fall sein: Wer im 
Jahr 2008 entscheidet, zu investieren, wird frühestens 
2012 ans Netz gehen; Ende 2012 gilt aber der § 29 (neu) 
GWB nicht mehr, weil wir ihn zeitlich befristet haben. 
Wir gehen nämlich davon aus, dass wir bis 2012 einen 
funktionierenden Wettbewerb im Energiebereich ge- 
schaffen haben werden; dann ist die verschärfte Form 
der Missbrauchsaufsicht nicht mehr notwendig. 


(D) 


Natürlich kann ein Versorger, der investiert, einen hö- 
heren Preis ansetzen. Wenn er die Investitionen gegen- 
über dem Kartellamt erklärt, ist das kein Problem. Es 
gibt hier keine Preisdeckelung. Es gibt auch keine schäd- 
liche flächendeckende staatliche Preiskontrolle. Wir be- 
schließen heute die einzelfallbezogene, nachträgliche, 
aber scharfe Prüfung, ob überhöhte Monopolpreise ver- 
langt werden. Wir beschließen heute, dass überhöhte 
Preise sofort gesenkt werden müssen. 


Wir haben zudem die Kritik, soweit sie überzeugend 
und berechtigt war, in den Gesetzentwurf eingearbeitet. 
Insbesondere Professor Weizsäcker hat daraufhingewie- 
sen, dass die Preise nicht unter die Grenzkosten gedrückt 
werden dürfen, weil sonst die Produktion einer zusätzli- 
chen Kilowattstunde mehr kostet, als sie einbringt. Das 
Ergebnis wäre in der Tat, dass die Produktion heranter- 
gefahren würde. Das wollen wir aber nicht. Deswegen 
haben wir in die Gesetzesbegründung den Hinweis auf- 
genommen, dass sich das Kartellamt bei der Anwendung 
insbesondere an den Grenzkosten orientieren muss. 


Eine große Sorge der Energieversorger war, dass es zu 
einer Prozessfiut kommen könnte, wenn das Gesetz nicht 
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nur für die Kartellbehörden gilt, sondern auch zivilrecht- 
lichen Auseinandersetzungen als Grundlage dient. Das 
war und ist nicht unsere Intention. Wir wollen keine Pro- 
zessflut bei den Zivilgerichten, sondern wir wollen ein 
scharfes Schwert für die Kartellbehörden. Deswegen ha- 
ben wir beschlossen, die Novelle ausschließlich auf kar- 
tellrechtliche Verfahren zu begrenzen. 

Die Verschärfung der Missbrauchsaufsicht ist eine, 
wie es der Präsident des Bundeskartellamtes, Dr. Heitzer, 
ausgedrückt hat, notwendige Operation. Sie beseitigt 
nicht die Ursachen der Krankheit, aber sie lindert die 
Schmerzen erheblich. Die Ursachen für den fehlenden 
Wettbewerb bekämpfen wir mittelfristig mit einem gan- 
zen Maßnahmenbündel. Dazu hat Minister Glos in den 
vergangenen Monaten ein Paket für die Bereiche Anreiz- 
regulierung, Kraftwerksanschlussverordnung, Europäi- 
siemng des Wettbewerbs usw. auf den Weg gebracht. 
Dieses Paket wirkt aber erst Schritt für Schritt in den 
nächsten Jahren. Die Verbraucher erwarten in den 
Jahren 2008 und 2009 allerdings zu Recht eine Linde- 
rung der Schmerzen. Das erreichen wir mit der Verschär- 
fung der Missbrauchsaufsicht, die wir heute hier be- 
schließen werden. 

Neben dem Energiebereich gibt es in der Novelle ei- 
nen weiteren Schwerpunkt: den § 20 GWB, Diskrimi- 
nierungsverbot für marktbeherrschende Unternehmen. 
Unser Leitbild ist ein fairer Wettbewerb. Unsere Vorstel- 
lung ist auch hier, dass der Leistungsträger faire Bedin- 
gungen vorfindet und Leistung belohnt wird, sodass der 
Mächtige nicht der Gewinner ist. Es hat nichts mit fai- 
rem Wettbewerb zu tun, wenn große Discounter mit 
Lockvogelangeboten, wie billiger Butter, die Kunden 
anlocken und dann das Defizit auf andere Produkte um- 
legen. Davon hat der Verbraucher nichts, weil er das eine 
Produkt zwar billiger bekommt, aber das andere überteu- 
ert ist. 

Diese Masche ist auch gegenüber dem mittelständi- 
schen Einzelhandel um die Ecke nicht fair. Der Mittel- 
stand kann mit der Marktmacht der großen Anbieter 
nicht mithalten und verliert Kunden, und zwar nicht, 
weil er schlechte Leistung liefert, sondern weil er dieser 
Marktmacht, dieser Werbemacht nichts entgegenzuset- 
zen hat. Hinzu kommt die unfaire Praxis, die Preise der 
Landwirte zu drücken. Deshalb verbieten wir im Nah- 
rungsmittelbereich künftig den Verkauf unter Einstands- 
preis, es sei denn, es gibt eine sachliche Rechtfertigung 
wie Verderb der Ware oder Saisonartikel im Schlussver- 
kauf Das schafft faire Bedingungen für die Landwirt- 
schaft und den Mittelstand im Einzelhandel. 

Es hat auch nichts mit fairem Wettbewerb zu tun, 
wenn die mächtigen Discounter ihren Lieferanten un- 
günstige Konditionen diktieren. Darunter leiden nam- 
hafte kleine und große Markenartikler ganz enorm. Des- 
halb ändern wir den § 20 Abs. 3. In Zukunft wird es 
marktmächtigen Discountem und Ketten untersagt, von 
ihren Lieferanten ungünstige Bedingungen zu erzwin- 
gen, unabhängig davon, ob diese Lieferanten kleine oder 
große Unternehmen sind. 

Die großen Mineralölkonzeme haben eine mächtige 
Doppelrolle. Auf der einen Seite beliefern sie die freien 


Tankstellen, auf der anderen Seite sind sie aber mit ihren (C) 
eigenen Tankstellen auch Konkurrenten für die freien 
Tankstellen. Es hat nichts, aber auch gar nichts mit fai- 
rem Wettbewerb zu tun, dass die großen Mineralölkon- 
zeme, wie in der Vergangenheit mehrfach geschehen, an 
den eigenen Tankstellen den Sprit billiger verkaufen, als 
sie ihn an die freien mittelständischen Tankstellen lie- 
fern. Das miniert die freien Tankstellen. Deshalb ändern 
wir den § 20 Abs. 4 dahin gehend, dass diese Preis-/Kos- 
ten-Schere zukünftig nicht mehr zulässig ist. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Wir verbessern 
mit den Ändemngen des § 20 die Rahmenbedingungen 
hin zu einem fairen Wettbewerb. Im Energiebereich 
schaffen wir heute die Voraussetzungen dafür, dass das 
Bundeskartellamt ab dem 1 . Januar 2008 scharf gegen 
überhöhte Preise im Strombereich zum Wohle der Ver- 
braucher Vorgehen kann. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Martin Zeil, FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Martin Zeii (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ganz sicher ist es eine besonders wichtige Aufgabe in 
der Marktwirtschaft, das Kartellrecht zu stärken, auch 
innerhalb des Kartellrechts die Missbrauchsaufsicht zu (D) 
stärken und so für mehr Wettbewerb zu sorgen. Aber 
hier wird Sonderkartellrecht für einen bestimmten Sek- 
tor geschaffen. Das ist ein Rückfall gegenüber dem, was 
man bei der ersten Reform des Wettbewerbsrechts ge- 
macht hat. 

Man macht das Schwert auch noch stumpf, indem man 
das Ganze zeitlich befristet, um hier einen gewissen Ak- 
tionismus zu zeigen. Es zeigt sich aber in der aktuellen 
Diskussion zu anderen Themen, wie zum Beispiel zu 
möglichen Preisabsprachen, dass das bestehende Instru- 
mentarium, gerade auch im Zuge des Amtsermittlungs- 
gmndsatzes des Bundeskartellamtes, durchaus greift. 

Wir sehen diese Novelle, die Sie hier vorschlagen, 
nicht so, wie Sie das hier dargestellt haben, als sei mit 
ein bisschen Preiskontrolle mehr Wettbewerb zu schaf- 
fen. Im Grunde verkaufen Sie den Leuten ein Placebo, 
und die wirklichen Themen, mit denen man mehr Wett- 
bewerb schaffen könnte, gerade im Energiebereich, las- 
sen Sie aus. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir hatten eine sehr ausführliche Anhörung, die für 
klare Stellungnahmen gesorgt hat. Nahezu alle Sachver- 
ständigen haben sich der Auffassung der Monopolkom- 
mission angeschlossen. Ich zitiere: 

Das vorgelegte Gesetz ist mindestens verfehlt, 
wenn nicht gar kontraproduktiv. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 
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Anstatt die Ursachen des fehlenden Wettbewerbs zu 
adressieren, sollen die Symptome bekämpft wer- 
den, was nicht gelingen wird. 

- So weit die Experten. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Interessante ist, die Sachverständigen haben auch 
gesagt: Dadurch, dass Sie die Preiskontrolle in dieser 
Form ausgestalten, schaffen Sie auf der Erzeugerseite 
letztlich eine Barriere für den Markteintritt zusätzlicher 
Bewerber. Sie haben außerdem gesagt, dass der gewählte 
Kostenbegriff erhebliche Rechtsunsicherheiten schafft. 

Wir begrüßen, dass Sie in letzter Minute auf einige 
unserer Vorstellungen eingegangen sind, was die Be- 
weislastumkehr und den Sofortvollzug angeht. Wir hät- 
ten uns darüber hinaus durchaus noch ein bisschen mehr 
Bewegung beim Erheblichkeitszuschlag gewünscht. 
Auch das von Herrn Kollegen Rupprecht angesprochene 
Thema Behindemngsverbot bei der Kosten-Preis-Schere 
begrüßen wir. 

Aber Sie sollten insgesamt aufhören, sich nur mit den 
Symptomen zu befassen, und stattdessen die ökonomi- 
schen Ursachen für den fehlenden Wettbewerb anpa- 
cken. Ich habe vor wenigen Tagen einen sehr guten Vor- 
schlag des hessischen Ministers für Wirtschaft, Herrn 
Rhiel, zur Änderung des GWB vorgefunden. Der Vor- 
schlag zur Entflechtungsnorm kommt dem sehr nahe, 
was wir vorgeschlagen haben. Über Details muss man 
noch reden. Er will das auf der Kraftwerksebene, wäh- 
rend wir das gerne auf der Untemehmensebene hätten. 
Mit diesem Vorschlag sollten Sie sich einmal auseinan- 
dersetzen. Herr Rhiel legt in seiner Erklärung den Finger 
in die Wunde. Er sagt, auch der Staat habe durch höhere 
Abgaben und Steuern erheblich zum Anstieg der Strom- 
preise beigetragen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Politik soll vor der eigenen Haustür kehren. Er über- 
nimmt unseren Vorschlag. Da sollten Sie mitmachen. 
Die Stromsteuer sollte mindestens halbiert werden. Da- 
durch spart ein Durchschnittshaushalt erhebliche Mittel. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn Ihre Gegenfi- 
nanzierung?) 

Sie sollten auf die Vorschläge aus den eigenen Reihen 
hören. Ich sage das zur Union, weil Sie bei den entschei- 
denden Dingen herumeiem und keine klare Position ha- 
ben. 


(Beifall bei der FDP) 

Noch ein Wort zum Verbot des Verkaufs unter Ein- 
standspreisen. Die Experten in der Anhörungsrunde ha- 
ben sehr deutlich gemacht, dass ein solches Verbot zu 
steigenden und nicht zu sinkenden Endverbraucherprei- 
sen führen wird. Damit zahlt wieder einmal der Verbrau- 
cher die Zeche für einen solchen Aktionismus. 

Ich darf Ihnen zum Abschluss den schönen Appell ei- 
nes Sachverständigen wiedergeben. So hat Herr Profes- 
sor Möschei Ihnen zugerufen: Wenn wir unter Indianern 


wären, dann würde ich jetzt sagen: „Steig ab, bevor das (C) 
Pferd tot ist!“ 


(Heiterkeit) 

Diesem Urteil zu Ihrem Gesetzentwurf möchte ich mich 
ausdrücklich anschließen. 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von der SPD: Er 
hat zu viele Wildwestfilme gesehen!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegen Reinhard Schultz, SPD- 
Fraktion. 


(Beifall bei der SPD) 


Reinhard Schuitz (Everswinkel) (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die GWB-Novelle, die Reform des Kartell- 
rechts war ein langwieriger Prozess. Das lag nicht zu- 
letzt daran, dass es auch innerhalb der Koalition sehr 
sorgfältige Beratungen und sehr unterschiedliche Aus- 
gangspositionen gegeben hat, 

(Martin Zeil [FDP]: Das haben wir gemerkt!) 

die sich aufeinander zubewegen mussten. Letztendlich 
sind wir zu ordentlichen Ergebnissen gekommen. 


Herr Zeil, ich bin ausdrücklich nicht der Auffassung, 
dass die Stellungnahme von Verbänden, insbesondere 
von solchen des Einzelhandels, die im Wesentlichen 
durch große Handelsgruppen majorisiert werden - Metro 
allein dominiert im Grunde genommen die Stellung- 
nahme eines der Verbände -, aussagekräftig dafür sind. 


(D) 


(Martin Zeil [FDP] : Das war ein Sachverstän- 
diger, Herr Kollege!) 


was im ortsansässigen Lebensmittelhandel tatsächlich 
los ist. 


(Beifall des Abg. Albert Rupprecht [Weiden] 
[CDU/CSU]) 

Gerade Sie als Liberaler werden mir zustimmen, dass 
dann, wenn man Preisdumping zulässt - egal ob bei Le- 
bensmitteln, Markenartikeln, Benzin oder Diesel -, am 
Ende eine noch stärkere Vermachtung des Marktes ste- 
hen wird und wir am Ende hohe Preise haben werden; 
denn das ist das Ziel. Jeder Kiosk strebt zum Monopol 
- das ist ein ökonomisches Prinzip - mit dem Ziel, die 
Preise selbst ohne Wettbewerb festsetzen zu können. Die 
großen Handelsketten machen Dumpingangebote, um 
die Konsumenten von dem ortsansässigen kleinteiligen 
Einzelhandel wegzulocken. Das Ergebnis können wir 
schon besichtigen: In vielen Ortsteilen gibt es keine orts- 
nahe Versorgung mit Lebensmitteln mehr. Wir haben ei- 
nen erheblichen Druck auf die Anbieter von Markenarti- 
keln im Fachhandel, weil die großen Gruppen selbst 
Fachartikel billiger anbieten, ob das Lederwaren, Elek- 
tronikartikel oder sonstige Artikel sind. Sie bieten teil- 
weise unter Einstandspreis an, um dem ortsansässigen 
Fachhandel das Wasser abzugraben. 

Das ist die Situation. Natürlich kann man sagen, dass 
das für den Konsumenten kurzfristig gut ist; nach dem 
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(A) Motto: Geiz ist geil. Der Kunde geht in den Media 
Markt; dafür geht sein Elektronikhändler in Oberammer- 
gau pleite. Am Ende wird die Preispolitik der großen 
Gruppen dann aber aueh anders aussehen. Ziel ist es 
nämlich, die Preise selbst bestimmen zu können. Inso- 
fern finde ich es gut, dass wir uns dazu durchgerungen 
haben, nicht nur im Bereich der Lebensmittel Unter- 
einstandspreise grundsätzlich zu untersagen, sondern 
auch bei allen anderen Waren und Dienstleistungen, es 
sei denn, sie sind sachlich gerechtfertigt, zum Beispiel 
weil es sich um Vorjahresartikel handelt. 

Genau das Gleiche gilt für die aktuelle Diskussion 
über die Spritpreise. Die Preise sind gegenwärtig extrem 
hoch, allerdings gibt es Preisschwankungen mit einer 
Bandbreite von bis zu 30 Cent pro Liter. Das können Sie 
feststellen, wenn Sie durch Berlin fahren. Jeder Autofah- 
rer hat die Chance, günstiger zu tanken. Er muss sich nur 
Zeit nehmen, was sich bei 30 Cent pro Liter durchaus 
lohnt. Er muss nicht zum Signalpreis tanken. 

Woran liegt das? Der Wettbewerb findet nicht in ers- 
ter Linie zwischen den großen Mineralölkonzemen und 
ihren Vertragstankstellen statt. Die kleinen Vertragstank- 
stellen und die freien Tankstellen stehen vielmehr im 
Wettbewerb mit den großen Vertragstankstellen und den 
dahinterstehenden Konzernen. Deswegen bieten die 
Mineralölkonzeme über ihre eigenen Vertragstankstellen 
den Endverbrauchern den Sprit häufig günstiger an als 
dem Zwischenhändler „freie Tankstelle“. Ziel ist natür- 
lich, den freien Wettbewerb auszutrocknen. 

Ich finde es gul, dass die Große Koalition die Kraft 
und den Mut gefunden hat, dagegen anzugehen. Ich habe 
das jahrelang geforderl, aber das KarlellamI war gmnd- 
sälzlich dagegen. Die jelzige Situation macht besonders 
deutlich, dass wir mehr und nicht weniger Wettbewerb 
brauchen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Beim Thema Energiemärkte sind wir, wie ich finde, 
vernünftigerweise aufeinander zugerobbt. Es geht nicht 
um eine generelle Preisreguliemng. Das wäre ein Rück- 
fall in die Zeit vor 1998. Es geht um eine spezifische 
Missbrauchsaufsicht, damit man in den Situationen ein- 
schreiten kann, in denen ein übermächtiges, großes Un- 
ternehmen seine Marktmacht missbraucht, um auf die 
eine oder andere Weise Preise zu diktieren, die extrem 
viel höher sind als auf dem Vergleichsmarkt. Das wird 
die Ausnahme sein. Damit wird nicht alles eingefangen 
werden können. Das ist auch kein Ersatz für einen stär- 
keren Wettbewerb, den wir durch Anreizreguliemng, 
Kraftwerksanschlussverordnung und viele andere Me- 
chanismen im europäischen Strom- und Gasmarkt errei- 
chen wollen. Für den Extremfall des Preisdiktates ist 
jetzt aber eine schärfere Waffe gefunden worden. Das 
halte ich für gerechtfertigt. 

Davor braucht kein neuer Anbieter Angst zu haben. 
Die Ausgangslage ist anders im Referentenentwurf Wir 
haben eine maßvolle Zuspitzung der Instrumente des 
Kartellamtes gefunden. Das hilft, den extremen Miss- 
brauch abzustellen. Wir dürfen aber deshalb nicht darauf 
verzichten, eine größere Marktbreite und Marktliquidität 


im Strom- und Gasbereich zu fordern bzw. anzuschie- (C) 
ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich erteile das Wort Kollegin Ulla Lötzer, Fraktion 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ulla Lötzer (DIE LINKE): 

Herr Präsideni! Kolleginnen und Kollegen! Auch wir 
begrüßen die Untersagung von Verkäufen unter Ein- 
standspreis. Das ist ein Grund, warum wir dieser Geset- 
zesvorlage zustimmen. Eine solche Verschärfung ist tat- 
sächlich im Interesse der letzten verbliebenen kleinen 
Tante-Emma-Läden und des Fachhandels. Sie ist richtig, 
weil Preisdumping die Versorgung auf dem Land schon 
erheblich gelährdet hat. 

Kollege Zeil, ich glaube, auch Ihnen ist bekannt, dass 
gerade die Discountuntemehmen die Verbraucherinnen 
und Verbraucher oft mit Lockangeboten in die Läden lo- 
cken. Hinterher zahlen die aber drauf Insofern isl es eine 
Schutzmaßnahme für die Verbraucherinnen und Ver- 
braucher, diese Lockvogelangebote unter Einstandspreis 
zu untersagen. 

(Beifall bei der LINKEN - Martin Zeil [FDP]: 

So etwas nennt man Marktwirtschaft!) 

Allerdings wären weitere Schritte notwendig, zum (D) 
Beispiel eine Stärkung der Rechte der Verbraucherinnen 
und Verbraucher, ein Verbandsklagerecht der Verbrau- 
cherverbände sowie schärfere Qualitätskontrollen. 

Wir unterstützen auch die Missbrauchskontrolle der 
Energiepreise. Jedes Instrument gegen den Marktmiss- 
brauch durch die großen Vier ist besser, als überhaupt 
nichts zu tun. Deren Oligopolstellung, Kollege Zeil, ist 
eine Sondersituation, die allerdings auch Sondermaß- 
nahmen hervorrufen muss. Für völlig absurd halten wir 
das Gegenargument, die Missbrauchskontrolle verhin- 
dere Wettbewerb, weil der Markt für neue Anbieter ge- 
schlossen würde. Ein Recht auf überhöhte Preise hat ein 
Investor tatsächlich nicht. Aber, Kollege Rupprecht, die- 
ser Schritt ist kein Grund, sich zur Ruhe zu setzen. Es 
kann nur ein weiterer Schritt von Maßnahmen sein, nicht 
aber der Endpunkt, wie Sie es wollen. 

(Reinhard Schultz [Everswinkel] [SPD]: Es hat 
auch keiner vor, sich zur Ruhe zu setzen!) 

- Doch, Sie sagen sehr deutlich: Wir wollen bis 2012 ab- 
warten, was aus diesen Maßnahmen folgt, und erst dann 
wollen wir weiter überlegen. 

Es gibt kein Recht auf Monopolpreise, aber ein Recht 
auf Zugang zu Strom. Strom gehört zu den Gütern der 
Daseinsvorsorge. Wer keinen Strom hat, kann nicht pro- 
duzieren oder sitzt im Dunkeln. Im Dunkeln wird es 
dazu noch kalt. Der Mieterbund schätzt, dass die durch- 
schnittlichen Heizkosten für eine 70 -Quadratmeter- 
Wohnung infolge der gestiegenen Energiekosten um 
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(A) 150 Euro steigen werden. Die Deeke wird also noeh vie- 

len die Heizung ersetzen. 

(Martin Zeil [FDP]: Woher kommt das wohl?) 

Angesiehts dieser Situation ist es tatsäehlieh notwen- 
dig, Mensehen und Betrieben den Zugang zu Strom zu 
siehem. Deshalb fordern wir naeh wie vor die Rüekkehr 
zur staatliehen Preiskontrolle und Sozialtarife und nieht 
nur die Missbrauehsaufsieht dureh das Bundeskartell- 
amt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Das wäre aueh kurzfristig die bessere Lösung, Kol- 
lege Ruppreeht. Dies hat niehts mit der uns in diesem 
Zusammenhang immer wieder vorgeworfenen Staats- 
gläubigkeit zu tun, sondern das ist das Ahe des Sozial- 
staats. Aber in dieser Frage gehören Sie alle zurüek auf 
die Grundsehulbank. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Die Missbrauehsaufsieht ersetzt erst reeht keine 
strukturellen Maßnahmen, Kollege Ruppreeht. Die Mo- 
nopolstellung selber ist das Problem, nieht nur in der 
Folge die Monopolpreise. Aber an den Monopolpreisen 
trifft es die Mensehen. Eine Familie zahlt pro Jahr 
400 Euro alleine an Monopolaufsehlag. 13 Prozent des 
Preises gehen auf die Monopolstellung zurüek. Aueh das 
beriehtete einer der Saehverständigen. 

Deshalb ist es dringend notwendig, ergänzend tat- 
säehlieh Entfleehtungsmaßnahmen zuzustimmen, wie 
sie die europäisehe Wettbewerbskommission vorge- 
' ' sehlagen hat. Diese lehnen Sie jedoeh naeh wie vor ab. 
Anfang Dezember soll darüber im Europäisehen Rat be- 
raten werden. Für eine Entseheidung reieht die qualifi- 
zierte Mehrheit der Länder. Es gibt eine Menge Länder, 
die dafür sind oder die solehe Maßnahmen bereits reali- 
siert haben. Mit Ihrer Politik im Interesse der vier großen 
Energiekonzeme zerstören Sie aueh den europäisehen 
Zusammenhalt in dieser Frage. Deshalb fordern wir Sie 
noeh einmal auf, der Trennung von Netz und Strom- 
erzeugung zuzustimmen, wie sie die Europäisehe Kom- 
mission vorgesehlagen hat. Damit die Netze dann nieht 
in die Hände von Heusehreeken geraten, müssen sie 
dringend in die öffentliehe Hand überführt werden. 

Danke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun die Kollegin Kerstin Andreae für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Kerstin Andreae (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Ruppreeht, Sie haben gesagt, wenn die 
Grünen - das haben wir angekündigt, und wir werden 
aueh so handeln - dieser Novelle nieht zustimmten, 
hieße das, dass wir den Verbrauehem 9,5 Milliarden 
Euro aus der Tasehe ziehen. 

(Zuruf von der SPD: Mindestens!) 


leb finde es extrem mutig, dass Sie sieh hier hinstellen (C) 
und behaupten. Sie könnten mit dieser GWB-Novelle 
die Strompreise so senken, dass die Verbraueher zukünf- 
tig um 9,5 Milliarden Euro entlastet werden. Darüber re- 
den wir in einem Jahr noeh einmal, und dann nagele ieh 
Sie auf diese Zahl fest. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
sowie des Abg. Martin Zeil [FDP]) 

Sie haben mieh dann zitiert. Ieh bleibe bei diesem Zi- 
tat: Mit dieser GWB-Novelle nehmen Sie den Druek für 
mehr Wettbewerb aus den Energiemärkfen heraus. Sie 
sagen: zunäehsf bis 2012, und dann sehauen wir einmal, 
wie das alles greift. - leb gebe zu, dass in einzelnen Be- 
reiehen der GWB-Novelle interessante Aspekte enthal- 
ten sind, nur ist es meines Eraehtens sehr fraglieh, ob sie 
greifen. 

(Albert Ruppreeht [Weiden] [CDU/CSU]: Was 
wollen Sie kurzfristig maehen?) 

Mit der Preiskontrolle, mit der Preisdeekelung haben 
Sie naeh wie vor ein Problem: Sie ermögliehen nieht, 
dass effizientere Anbieter, neue Anbieter auf den Markt 
kommen. Sie sehotten den Markt ab und wirken damit 
kontraproduktiv im Hinbliek auf mehr Wettbewerb auf 
den Energiemärkten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Martin Zeil [FDP]: So ist es! - Albert 
Ruppreeht [Weiden] [CDU/CSU]: Was wollen 
Sie kurzfristig maehen?) 

Wir sind uns einig, dass wir uns im Hinbliek auf die (D) 
vermaehteten Marktstrukturen, die nieht erst seit heute 
bestehen, sondern die wir sehon seit längerem beobaeh- 
ten können, etwas einfallen lassen müssen. Instrumente, 
Vorsehläge und Debattenpunkte liegen auf dem Tiseh. 

Das müssen wir jetzt angehen. 

Aber wo ist Ihre Diskussion über die Frage der Enl- 
fieehtung? 

(Martin Zeil [FDP]: Nix ist!) 

Wo ist denn Ihre Diskussion darüber, das Problem der 
vermaehlelen Marklstrukluren anzugehen? 

(Martin Zeil [FDP]: Genau!) 

Wo ist denn Ihre Diskussion über den Vorsehlag des hes- 
sisehen Wirtsehaflsminislers Rhiel, der uns gezeigl hal, 
was wir tun könnten, um die Monopolstrukturen aufzu- 
lösen? Sie führen diese Diskussionen nieht! 

Sie sehmieden mit der GWB-Novelle ein stumpfes 
Sehwert, behaupten, damit könnten Sie kurzfristig die 
Preise senken - ieh glaube. Sie sehaffen es damit nieht -, 
wirken aber nieht darauf hin, dass wir mehr Wettbewerb 
auf den Energiemärkten bekommen, und das ist falseh. 

Ihr Handeln an dieser Slelle isl niehl langfristig ausge- 
riehtel. Ihr Handeln an dieser Slelle geht nieht an die Ur- 
saehe heran. Die Ursaehe ist, dass es zu wenig Wettbe- 
werber auf dem Energiemarkt gibt. 

(Albert Ruppreeht [Weiden] [CDU/CSU]: Was 
wollen Sie kurzfristig maehen?) 
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Wettbewerb braueht Wettbewerber. Das ist eine alte 
Regel. Dafür müssen Sie etwas tun. Das heißt, Sie müs- 
sen sieh mit allen erdenkliehen Instrumenten auseinan- 
dersetzen, die geeignet sein könnten, mehr Wettbewerb 
herzustellen. Dann werden Sie aueh niedrigere Preise 
bekommen. Niedrigere Preise erreiehen Sie, wenn es ei- 
nen Wettbewerb gibt und wenn es Anbieter gibt, die 
niedrigere Preise anbieten können. Wenn Sie wirklieh 
Preisbildung auf den Märkten haben, dann sind Sie auf 
dem riehtigen Weg, aber nieht mit dieser GWB-Novelle. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnelen der FDP) 

leh will einen Punkt wirklieh noeh einmal deutlieh 
maehen. Sie sagen, mit der Preisdeekelung könnten am 
Ende niedrigere Strompreise erreieht werden. Bei der 
Anhörung ist aber dargelegt worden, dass Sie mit der 
Preisdeekelung neuen Anbietern den Zutritt zum Markt 
ersehweren, wenn nieht sogar verwehren. Das bedeutet, 
dass es effizientere Anbieter sehwer haben werden. Das 
ist das Problem, mit dem Sie sieh auseinandersetzen 
müssen. 

Wir sagen: Diese GWB-Novelle ist ein stumpfes 
Sehwert. Wir sagen: Setzen Sie sieh mit den Vorsehlägen 
auseinander, die für mehr Wettbewerb auf dem Energie- 
markt sorgen! Wir sagen: Das zögerliehe Handeln, das 
Sie an den Tag legen, wird sieh negativ auswirken. Wett- 
bewerb braueht Wettbewerber. Tun Sie etwas dafür! 
Dann gehen Sie einen deutlieh besseren Weg. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Rolf Hempelmann, SPD- 
Fraktion. 

Rolf Hempelmann (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Wir stehen naeh einem Jahr Diskussion - so kann man, 
glaube ieh, sagen - nun vor der Verabsehiedung für eine 
Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbesehränkun- 
gen. In versehiedenen Redebeilrägen isl deutlieh gewor- 
den, dass dies das einzige Instrument ist - das hat sieh 
aueh bei der Anhörung herausgesehält -, das jedenfalls 
kurzfristig wettbewerbliehe Wirkungen entfalten kann. 

Ieh sage ausdrüeklieh, dass ieh manehes von der Kri- 
tik, die angebraeht worden ist, naehvollziehen kann. 
Aueh die Anhörung hat ergeben, dass in der Anwendung 
eines solehen Instruments immer aueh Risiken steeken; 
völlig klar. Wir versuehen, unsere marktentwiekelnden 
und wettbewerbsentwiekelnden Politiken, die aber nur 
mittel- und langfristig wirken können, jetzt sozusagen 
dureh ein Mittel zu ergänzen, das eigentlieh nieht unmit- 
telbar in ein solehes Marktinstrumentarium hineinpasst; 
das sei zugestanden. 

Deswegen haben wir uns sehr viel Mühe gegeben und 
lange miteinander darüber diskutiert, wie die Ausgestal- 
tung im Einzelnen sein muss. Herr Sehultz hat es eben 


aueh angesproehen. Ieh denke, wir sind zu einem ausge- (C) 
wogenen Ergebnis gekommen. 

Ieh will ausdrüeklieh der These widerspreehen, dass 
wir diese Novelle besehließen, um weilergehende wett- 
bewerbliehe Politiken zu vermeiden. Dem ist nieht so. 

Wir haben seit Jahren auf diesem Gebiet eine ganze 
Menge getan. Beispielsweise haben wir vor zwei Jahren 
das Energiewirtsehaftsgesetz novelliert. Daran waren 
alle vier Fraktionen des Deutsehen Bundestages - die 
Fraktion Die Linke war damals nieht im Deutsehen Bun- 
destag vertreten - 

(Ulla Lötzer [DIE LINKE]: Deshalb isl das so 
sehleeht geworden!) 

beleiligl: zum einen die rol-grüne Mehrheil im Deul- 
sehen Bundestag und zum anderen die sehwarz-gelbe 
Mehrheil im Bundesral. Wir haben damals eine operalio- 
nelle und reehtliehe Entflechlung auf der Basis einer eu- 
ropäisehen Riehtlinie besehlossen. 

Die Bundesnelzagentur selbsl sprieht davon, dies sei 
ausreiehend, damit könne man einen diskriminierungs- 
freien Netzzugang durehsetzen und es bedürfe keiner ei- 
gentumsreehtliehen Entfleehtung, in der - aueh das sollte 
man letztlieh nicht verschweigen - eine ganze Menge Ri- 
siken stecken würden. Entsprechende Maßnahmen kön- 
nen überhaupt erst nach sehr langer Frist - da hat Herr 
Rupprecht recht - wirken. Ich glaube, dass unser Weg der 
richtige ist. 

Wer im Übrigen das Hohelied der eigentumsrechtli- 
chen Entflechtung singt und dafür die Kommission lobt, 
der sollte einmal ganz genau hinschauen, was sie denn (D) 
vorhat. Es ist beileibe nicht so, dass es zu einer echten ei- 
gentumsrechtlichen Entflechtung in Ländern mit Staats- 
monopolisten wie etwa in Frankreich kommen würde. 

Wenn ein solches Instrument geschaffen wird, dann soll- 
ten wir schon darauf bestehen, dass sozusagen eine ebene 
Spielfläche entsteht und dass die Deutschen nicht 
schlechter gestellt werden als andere in Europa. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Wir haben noch eine ganze Menge an Hausaufgaben 
zu erledigen, was das Thema Wettbewerbspolitik an- 
geht. Die Krallwerksanschlussverordnung ist bereits ver- 
abschiedet, die Anreizregulierungsverordnung ebenso. 

Was den Netzausbau angeht, werden wir über das Infra- 
strukturbeschleunigungsgesetz hinaus noch einiges tun 
müssen. Die Monopolkommission hat weiter gehende 
Vorschläge gemacht. Einige davon, wie etwa zum Regel- 
energiemarkt, werden wir aufgreifen. Ich denke, all das 
im Paket kann dazu beitragen, dass wir möglicherweise 
in einigen Jahren auf eine solche verschärfte Miss- 
brauchsaufsicht verzichten können. 

Eines will ich noch ganz klar sagen: Wir dürfen die 
Hoffnungen, was dieses Instrument betrifft, nicht allzu 
sehr in die Höhe jubeln, Herr Rupprecht, auch wenn die 
Zahl von 9 Milliarden Euro Monopolgewinne im Raum 
steht. Wir werden diese Summe durch eine solche Maß- 
nahme nicht eintreiben können. Unabhängig davon, ob 
es sich um Monopole oder um Oligopole handelt, sollten 
wir immer schauen, um welche Märkte es sich handelt. 

Mein Blick richtet sich zunehmend nicht mehr allein auf 
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(A) den deutschen, sondern auch auf den europäischen 
Markt. Diesen Markt mit seinen großen und kleinen 
Wettbewerbern wollen wir weiterentwickeln. 

(Zuruf der Abg. Ulla Lötzer [DIE LINKE]) 

Das ist der beste Weg, um für die Verbraucher langfristig 
faire Preise zu erzielen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Bekämp- 
fung von Preismissbrauch im Bereich der Energieversor- 
gung und des Lebensmittelhandels. Der Ausschuss für 
Wirtschaft und Technologie empfiehlt in seiner Be- 
schlussempfehlung auf Drucksache 16/7156, den Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung auf Drucksache 16/5847 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim- 
men wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt dage- 
gen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und der Linken gegen die 
Stimmen von FDP und Grünen angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzent- 

(B) Wurf ist mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen wie in 
der zweiten Beratung angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Ent- 
schließungsanträge. Wer stimmt für den Entschließungs- 
antrag der Fraktion der FDP auf Drucksache 16/7181? - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Entschlie- 
ßungsantrag ist mit den Stimmen von CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der FDP bei Enthaltung von 
Linkspartei und Grünen abgelehnt. 

Wer stimmt für den Entschließungsantrag der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 16/7180? - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Entschlie- 
ßungsantrag ist mit den Stimmen von CDU/CSU und 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion der Grünen bei 
Enthaltung der Fraktionen der FDP und der Linken ab- 
gelehnt. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Bärbel 
Höhn, Hans-Josef Fell, Jürgen Trittin, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Klimaverhandlungen in Bali zum Erfolg ma- 
chen - Glaubwürdig handeln und verhandeln 
für den Klimaschutz 

- Drucksache 16/6960 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (f) 

Auswärtiger Ausschuss 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 


Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und (C) 

Verbraucherschutz 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wobei die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fünf Minuten erhalten 
soll. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin 
Bärbel Höhn, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das 
Wort. 

Bärbel Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
Spanien sitzen Wissenschaftler zusammen und beraten 
über die letzten Einzelheiten des 4. IPCC-Berichts, der 
am Samstag veröffentlicht werden soll. Die Nachrichten 
in diesem IPCC-Bericht sind alarmierend. Der Klima- 
wandel geht schneller voran als bisher angenommen. 

Auch wenn Länder wie China und die USA momentan 
noch versuchen, die Ergebnisse ein Stück zu verwässern, 
wird deutlich: Die Maßnahmen, die wir ergreifen müs- 
sen, sind sehr viel einschneidender als das, was bisher 
immer gesagt worden ist. Wir müssen für den Klima- 
schutz mehr tun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Dieser Bericht wird nach Bali übermittelt und Grund- 
lage der dortigen Verhandlungen sein. Es wird wichtig (D) 
sein, dass wir in Bali zu einem Ergebnis kommen. Denn 
da geht es darum, dass wir die Weichen für ein Nachfol- 
geabkommen für das Kioto-Protokoll stellen, das 2012 
ausläuft. Das wird ein enorm schwieriger Verhandlungs- 
prozess, da natürlich all die Bremser, die das nicht wol- 
len, mit am Verhandlungstisch sitzen. Deshalb hat die 
Bundesregierung bei diesen Verhandlungen die Unter- 
stützung unserer Fraktion. Wir wollen, dass mehr für den 
Klimaschutz getan wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Erfolgreich für Klimaschutz werben kann aber nur, 
wer im eigenen Land seine Klimahausaufgaben macht. 

Es kann nicht sein, dass man auf dem internationalen 
Parkett Wasser predigt und zu Hause Wein trinkt. Das ist 
nicht überzeugend. Das funktioniert nicht. Genau da 
liegt das Problem dieser Bundesregierung: Zwischen den 
Worten und den Taten klaffen Welten. Das ist das Pro- 
blem. Das müssen wir ändern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie reden vom Klimaschutz, aber dann kämpfen Sie 
in der EU dafür, dass deutsche Autos mehr CO 2 aussto- 
ßen dürfen. Sie reden vom Klimaschutz, aber Sie vertei- 
len die Emmissionsrechte so, dass die schmutzigsten 
Kraftwerke die meisten erhalten. Sie reden vom Klima- 
schutz, und dann reist Ihr Umweltminister durchs Land 
und schwört seine Partei auf neue Kohlekraftwerke ein, 
wie das in Krefeld geschehen ist. Sie reden vom Klima- 
schutz, aber bei Tempo 130 auf Autobahnen, wo Sie 
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(A) sofort etwas tun und 2,5 Millionen Tonnen CO 2 einspa- 
ren könnten, kneifen Sie. Das geht nicht. Sie müssen Ih- 
ren Worten Taten folgen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 

Sie reden anders, als Sie handeln. Jeder Vorschlag für 
mehr Klimaschutz wird im Dauerstreit der Koalition zer- 
redet. Das schadet Ihrer Glaubwürdigkeit. Das unter- 
gräbt auch die Verhandlungsposition in Bali. Da ist ganz 
wichtig, dass die Schwellen- und Entwicklungsländer 
sehen, dass wir hier etwas tun. 

Die Financial Times hat am Dienstag zusammenge- 
fasst: Klima leidet unter Glos und Gabriel. - Dem ist 
praktisch nichts hinzuzufügen. 

Monitor wird heute Abend einen Bericht mit dem Ti- 
tel senden: „Merkels Klimapolitik: Die Uhr tickt, die Re- 
gierung bremst.“ Auch das beschreibt die Situation gut. 

Wenn Sie der Presse und der Opposition nicht glau- 
ben, glauben Sie vielleicht dem Kollegen Kelber von der 
SPD. Der wurde nämlich gestern in der Berliner Zeitung 
mit den Worten zitiert: Die Union muss jetzt klären, wer 
beim Klimaschutz den Ton angibt; während die Kanzle- 
rin Sonntagsreden halte, gehe die Fraktion auf Distanz. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Recht hat er!) 

Das ist genau die Kluft zwischen Reden und Handeln, 
die ich meine. 

(B) Die Kritik von Herrn Kelber richtet sich gegen die 
Weigerung der Union, für Deutschland ein C02-Minde- 
rungsziel von 80 Prozent bis 2050 festzulegen. Das ist in 
der Tat ein klimapolitisches Armutszeugnis. Da hat der 
Kollege Kelber recht. Aber - das muss ich auch sagen - 
anspruchsvolle Ziele bis 2050 sind eine Sache, wichtiger 
aber sind konkrete Taten in 2007, in dem Jahr, in dem 
wir uns heute befinden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, beken- 
nen Sie sich - da unterstütze ich Herrn Kelber - eindeu- 
tig zu dem 80-Prozent-Reduktionsziel bis 2050 ohne 
Wenn und Aber. Bekennen Sie sich dazu! Bessern Sie 
bei Ihren Klimabeschlüssen nach und setzen Sie sie um! 
Stoppen Sie den Neubau von Kohlekraftwerken! Nur 
dann, wenn wir keine neuen Kohlekraftwerke bauen, 
werden wir im Bereich Klimaschutz einen wichtigen 
Schritt vorankommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Setzen Sie sich für Tempo 130 auf Autobahnen ein! 
2,5 Millionen Tonnen zu reduzieren, das ist eine Menge. 
Also, machen Sie endlich etwas! Beginnen Sie endlich, 
zu handeln! 

Eines gilt: Ankündigungen und Sonntagsreden haben 
wir jetzt genug gehört. Wir wollen, dass etwas geschieht. 
Wir wollen, dass der Klimaschutz in Deutschland end- 
lich vorankommt. 

Vielen Dank. 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Michael Brand [CDU/CSU]: Gute Sonntags- 
rede! - Gegenruf der Abg. Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie tun ja 
nichts! Wir haben wenigstens gehandelt!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Andreas Jung, CDU/CSU- 
Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Andreas Jung (Konstanz) (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Höhn, zunächst möchte ich Ihnen zumindest in ei- 
nem Punkt recht geben. Sie haben gesagt: Die Klimaver- 
handlungen in Bali müssen zu konkreten Ergebnissen 
führen. 

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Und auch hier in Deutschland, nicht 
nur in Bali!) 

- Auf Deutschland, Herr Kollege, komme ich gleich zu 
sprechen. Zunächst möchte ich aber auf die Klimaver- 
handlungen in Bali eingehen, um die es in Ihrem Antrag 
geht. - Ich bin überzeugt: Wir können uns in der Tat kein 
zweites Nairobi leisten. Wir sind mit großen Hoffnungen 
nach Nairobi gefahren und sind enttäuscht zurückge- 
kommen, weil die Ergebnisse nicht so waren, wie wir es 
uns erhofft hatten. Dort herrschte ein anderer Geist, und 
die Weltgemeinschaft hat nicht beschlossen: Wir packen 
dieses Problem gemeinsam an und machen uns gemein- 
sam auf den Weg. Frau Höhn, ich gebe Ihnen in diesem 
Punkt ausdrücklich recht: Wir brauchen Ergebnisse. 
Auch wir wollen diese Ergebnisse. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD und der LINKEN) 

Sie haben gesagt: Wir unterstützen die Positionen und 
die Bemühungen der Bundesregierung. Das fand ich gut. 
Ich kann Ihnen versichern: Niemand unterstützt die Bun- 
desregierung und die Bundeskanzlerin - gerade in diesen 
Fragen - mehr als die Fraktion der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es war die Bundeskanzlerin, die den Klimaschutz zum 
Topthema gemacht hat, international, im Rahmen der 
EU- und der G- 8 -Präsidentschaft, aber auch national. 
Wir haben uns von Anfang an dazu bekannt, dass 
Deutschland eine Vorreiterrolle hat und schneller voran- 
geht, um die anderen mit ins Boot zu holen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben eben gesagt, bei uns passten Reden und 
Handeln nicht zusammen. Ich muss Ihnen sagen: Das, 
was Sie heute gesagt haben, passt nicht zu dem, was Sie 
gemacht haben, als Rot-Grün regiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulrich Kelber 
[SPD]: Das sind beides ungeheuerliche Be- 
hauptungen!) 
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(A) Ich will Ihnen die Richtigkeit meiner Behauptung an 
ganz konkreten Punkten belegen. Wir tun schon heute 
mehr für den Klimaschutz, als Rot-Grün je gemacht hat. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ja wo denn?) 

Wir haben alles, was Sie im Bereich emeuerbare 
Energien gemacht haben, fortgeführt und sogar verbes- 
sert. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Aber die brechen doch gerade ein! Das wissen 

Sie doch!) 

Wir tun mehr zur Förderung der regenerativen Wärme. 

Sie haben die Kohlekraftwerke angesprochen. Frau 
Kollegin, vergleichen Sie einmal den Nationalen Alloka- 
tionsplan, den Ihr Kollege Jürgen Trittin für die rot- 
grüne Bundesregierung verantwortet hat, 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
war der allererste! Das wissen Sie auch!) 

mit dem, den die Große Koalition in diesem Jahr auf den 
Weg gebracht hat. Sie werden feststellen: Sie haben bei 
weitem mehr Verschmutzungsrechte verteilt als die 
Große Koalition. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das ist doch logisch! Das ist doch eine 

Dummy- Aussage ! ) 

Die rechtlichen Bestimmungen für Kohlekraftwerke in 
Deufschland waren noch nie so hart wie heufe. Wir tun 
auch in diesem Bereich mehr für den Klimaschufz, als 
Rof-Grün gefan haf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Übrigen haben wir das Gebäudesanierungspro- 
gramm - Gebäudesanierung isf der effizienfesfe Weg, 
das Klima zu schützen - nicht nur fortgeführt, sondern, 
was seinen Umfang angeht, mehr als verdreifacht. Wir 
tun damit bei weitem mehr für C02-Einsparung, als Sie 
es jemals getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Michael Brand 
[CDU/CSU]: Tolle Leistung!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Höhn? 

Andreas Jung (Konstanz) (CDU/CSU): 

Gerne. 

Bärbei Höhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege, der Kollege Göppel hat gesagt, durch 
die Investition von I Milliarde Euro für das Gebäudesa- 
nierungsprogramm werde der C02-Aussfoß um 1 Mil- 
lion Tonnen reduziert. Durch das Tempolimit von 
130 Stundenkilometern auf Autobahnen könnten wir, 
ohne dass wir Geld investieren, 2,5 Millionen Tonnen 
CO 2 einsparen. Warum sorgt die Bundesregierung nicht 
dafür, dass das Zweieinhalbfache dessen eingesparf 


wird, was durch das Gebäudesanierungsprogramm er- 
reicht wird, und zwar ohne dass wir Geld investieren 
müssen? 

(Ulrich Kelber [SPD]: Die SPD will beides!) 

Andreas Jung (Konstanz) (CDU/CSU): 

Frau Kollegin, entscheidend ist, was am Ende heraus- 
kommt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Diese Bundesregierung hat sich dazu bekannt, Vorreiter 
zu sein. Sie hat sich dazu bekannt, 40 Prozent CO 2 - 
Emissionen einzusparen, wenn es in der Europäischen 
Union gelingt - wofür wir einfrefen -, eine Reduktion 
von 30 Prozent herbeizuführen. Wir werden jefzf ganz 
konkref. 

Wir machen mif dem Programm von Meseberg das 
ehrgeizigsfe Klimaschufzpakef, das es in der Bundes- 
republik jemals gegeben haf. Das isf ohne Beispiel. Auch 
Rof-Grün hat das nicht gemacht. Ich könnte Sie fragen: 
Warum haben Sie das Tempolimit eigentlich nicht mit 
Rot-Grün eingeführt, wenn es so eine gute Idee ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Entscheidend ist: Wir sparen mit dem Programm von 
Meseberg mehr ein als jemals zuvor. Ich finde, wir brin- 
gen ein gutes Paket auf den Weg. Im Übrigen gebe ich 
Ihnen recht: Es ist notwendig, hier so weit wie möglich 
zu kommen, um vor der Konferenz in Bali so viel wie 
möglich auf den Weg zu bringen, 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Aber zur Autobahn haben Sie nichts gesagt!) 

um mit Nachdruck und glaubwürdig in die Verhandlun- 
gen gehen und den anderen sagen zu können: Seht her, 
was wir machen! Jetzt macht mit! 

Damit bin ich bei der Konferenz von Bali. Wir unter- 
stützen die Position der Bundesregierung ohne Vorbe- 
halte, mit Nachdruck und mit ganzem Herzen. 

Das Wichtigste ist aus unserer Sicht, dass es ein Ab- 
kommen geben wird. Wir brauchen das Kioto-Folge- 
abkommen für die Zeit nach 2012 unter dem Dach der 
Vereinten Nationen. Es muss unter dem Dach der UN 
sein. Wir werden nicht hinnehmen, wenn versucht wird, 
irgendwelche Gegenmodelle aufzubauen, wenn von den 
Vereinigten Staaten mit einigen Beteiligten unter dem 
Ausschluss anderer versucht wird, etwas anderes aufzu- 
bauen. Es muss unter dem Dach der Vereinten Nationen 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Zweitens. Wir wollen, dass das 2-Grad-Ziel interna- 
tional verbindlich festgelegt wird. Dafür ist die Bundes- 
kanzlerin immer eingetreten. Selbstverständlich unter- 
stützen wir auch ihren Vorschlag, dass Grundlage für ein 
gerechtes internationales Klimaschutzabkommen sein 
sollte, dass wir herunterbrechen und sagen, dass jeder 
Mensch auf der Welt das gleiche Recht hat, CO 2 auszu- 
stoßen. Wir wissen: Wenn wir das 2-Grad-Ziel erreichen 
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(A) wollen, dann bedeutet das, dass wir bis 2050 weltweit 
die C02-Emissionen halbieren müssen. Das heißt, dass 
wir in etwa einen Ausstoß von 2 Tonnen CO 2 pro Kopf 
erreiehen müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir wissen, es sind noeh erhebliehe Anstrengungen nö- 
tig. Wiehtig für Bali ist jetzt das 40-Prozent-Ziel bis 
2020. Darauf müssen wir aufbauen. 

Drittens. Es ist notwendig, dass es endlieh gelingt, 
die, die beim internationalen Klimasehutz bisher nieht 
mitmaehen, allen voran die Amerikaner und die Chine- 
sen, in dieses Programm zu holen. Sie haben die aktuelle 
Diskussion angesproehen. leh finde es wenig hilfreieh, 
wenn jetzt zurüekgesehaut wird und von den USA und 
China die Frage gestellt wird: Liegt das Fortsehreiten 
des Klimawandels, das wir in den letzten Jahren 
beobachten, daran, dass China seit einigen Jahren erheb- 
lich mehr Emissionen hat als zuvor, oder liegt es daran, 
dass die USA vor vielen Jahrzehnten viel ausgestoßen 
hat? 

Wir dürfen den Blick auch bei diesem Punkt nicht 
nach hinten richten; wir müssen nach vorne schauen. 
Denn die Konsequenz ist entscheidend. Alle müssen 
mitmachen: die USA, China und alle Industrie- und 
Schwellenländer. Wir wollen, dass alle Staaten bei die- 
sem Klimaschutzabkommen dabei sind. Dafür hat die 
Bundeskanzlerin wie keine andere in den letzten Mona- 
ten bei all ihren unterschiedlichen Aufgaben geworben. 
Wir haben auf diesem Weg schon ganz erhebliche Fort- 

(B) schritte erzielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der nächste Punkt ist, dass wir nicht nur mehr Staaten 
einbeziehen wollen, sondern auch mehr Sektoren. Wir 
halten es für notwendig, dass es gelingt, den internatio- 
nalen Schiffsverkehr und - das ist ganz wichtig - den in- 
ternationalen Flugverkehr in das Emissionshandelssys- 
tem einzubeziehen, dass es gelingt, einen weltweiten 
Kohlenstoffmarkt - ausgehend von unserem Emissions- 
handel in der Europäischen Union - aufzubauen, und 
dass es gelingt, eine Grundlage für ein welfweif umspan- 
nendes C02-Handelssysfem zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei der Konferenz in Nairobi isf deutlich geworden, 
dass wir die Entwicklungsländer in ihren Bemühungen, 
den Klimawandel zu bekämpfen, aber auch in ihren Be- 
mühungen, sich an den Klimawandel anzupassen, stär- 
ker unterstützen müssen. 

(Hüseyin-Kenan Aydin [DIE LINKE]: Dann 
müssen Sie aber auch den Anpassungsdmck 
erhöhen!) 

Das, was in Nairobi beschlossen wurde, kann nur ein 
ersfer Schritt gewesen sein. Selbstverständlich brauchen 
wir mehr Geld, um die Entwicklungsländer zu unterstüt- 
zen. Deshalb haben wir beschlossen, dass wir einen Teil 
der Mittel, die wir durch die Auktionierung der Emis- 
sionsrechte einnehmen, in internationale Klimaschutz- 


projekte investieren. Das halte ich für richtig. Das muss 
der Einstieg sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen darauf aufbauen und die flexiblen Me- 
chanismen des Kiofo-Protokolls, CDM und JI, weifer- 
entwickeln und auch sie zu einer Finanzierungsquelle für 
derartige Maßnahmen machen. 

Aus unserer Sicht und aus Sicht der Bundesregierung, 
muss ein Schwerpunkt auf all das gelegt werden, was 
dem Erhalt und der Aufforstung der Wälder in den Ent- 
wicklungsländern dient. Das ist neben der Frage, wie wir 
die Entwicklungsländer an ein solches Modell heranfüh- 
ren können, ein ganz wichtiger Punkt der internationalen 
Klimaschutzpolitik. 

Das alles zeigt: Wir haben große Ziele vor uns und 
große Aufgaben zu bewältigen. Wir wünschen uns kein 
zweites Nairobi. Wir wünschen uns vielmehr, dass es in 
Bali gelingt, einen Durchbruch zu erzielen und einen 
konkreten Fahrplan zu beschließen, damit wir im Jahr 
2009 ein Klimaschutzabkommen ausgehandelt und bis 
2012 in aller Welt ratifiziert haben werden. Das ist not- 
wendig. Die Zeit drängt. Wir, die Bundesregierung und 
die sie stützende CDU/CSU-Fraktion, tun alles dafür, 
diese Ziele zu erreichen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
nefen der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Michael Kauch, FDP-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der FDP) 

Michael Kauch (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich war 
eben efwas verwunderf, Frau Höhn. Ihr Anfrag befass! 
sich eigentlich mit den Verhandlungen auf Bali. Aber 
von der Verhandlungslinie, die wir Deutschen dort ver- 
treten sollen, habe ich in Ihrer Rede leider nicht viel ge- 
hört. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Stattdessen haben Sie uns erzählt, dass wir in 
Deutschland jetzt ein Tempolimit einführen sollen, wo- 
mit Ihrer Meinung nach 2,5 Millionen Tonnen CO 2 ein- 
gesparf werden könnfen. Das hört sich viel an. Aber es 
entspricht weniger als 0,3 Prozent der deutschen Emis- 
sionen und macht weniger als 0,009 Prozent der globa- 
len Emissionen aus. Mit Ihrem Tempolimif reffen Sie die 
Welt also nicht. Das ist reine Symbolpolitik, die Sie hier 
mit Ihrer grünen Ideologie machen. Damit ändern Sie 
auf der Welt nichts, aber auch gar nichts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb sollten wir uns lieber Gedanken darüber ma- 
chen, wie wir tatsächlich zu wirksamen Vereinbarungen 
im internationalen Kontext kommen. Zunächst einmal 
ist es entscheidend, auf Bali zu erreichen, dass sich viele 
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(A) Länder zu dem 2-Grad-Ziel der Europäischen Union be- 
kennen, also dazu, die Erderwärmung in diesem Jahr- 
hundert auf 2 Grad zu beschränken. Für uns hier im 
Deutschen Bundestag ist dieses Ziel vielleicht selbstver- 
ständlich, global ist es das aber nicht. Es wäre ein großer 
Erfolg, wenn wir in dieser Richtung weiterkommen wür- 
den. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Weiterhin ist es wichtig, ein Verhandlungsmandat un- 
ter dem Dach der Klimarahmenkonvention zu erreichen. 
Das würde bedeuten, dass sich auch Länder wie China 
und Indien zu etwas verpflichten müssten und es nicht 
bei einem unverbindlichen Dialog bliebe. Auch das ist 
noch lange nicht selbstverständlich. Es kommt darauf an, 
dass wir diese Länder einbeziehen. Wir müssen uns klar- 
machen: Auch wenn wir eine Vorreiterrolle einnehmen 
und das auch wollen, 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Tempolimit!) 

ist Deutschland nur für 3 Prozent der globalen Emissio- 
nen verantwortlich, die Europäische Union für weniger 
als 20 Prozent. Vorreiter zu sein ist gut und richtig. Aber 
wir sollten vielleicht auch noch einmal zurückschauen, 
ob ein paar andere mitkommen. Ihr Tempolimit wird das 
nicht erreichen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: 2,5 Millionen Tonnen sind 
(ß) nichts für Sie?!) 

Das Leitbild für die Verhandlungen muss es sein, ei- 
nen globalen Kohlenstoffdioxidmarkt für alle Länder 
und alle Sektoren mit ehrgeizigen Reduktionszielen zu 
erreichen. In diesem Zusammenhang ist es kontrapro- 
duktiv, wenn die Koalition - wie zuletzt - Erneuerungen 
des EU-Emissionshandelssystems rundweg ablehnt. Wir 
haben beantragt, den Emissionshandel auf die Bereiche 
Verkehr und Wärme auszudehnen. Daraufhin sagte mir 
die Kollegin Flachsbarth von der CDU, das gehe gar 
nicht, was wir hier aufschrieben. 

Genau das, was die FDP beantragt hat, hat der Sach- 
verständigenrat für Umweltfragen als das zielführende 
Instrument zum Beispiel zur Förderung der Biomasse 
und der emeuerbaren Energien vorgeschlagen. Wenn Sie 
schon der FDP nicht glauben, dann glauben Sie wenigs- 
tens den Umweltsachverständigen, die die Bundesregie- 
rung berufen hat. 

(Beifall bei der FDP - Ulrich Kelber [SPD]: 

Aber nicht als Ersatz für bestehende Förder- 
programme!) 

- Doch! Sie sollten das Gutachten einmal lesen. Ich 
spreche von der zweiten Stufe, die darin vorgeschlagen 
wird. Das habe ich Ihren Kollegen im Umweltausschuss 
vorgelesen; Sie waren nicht da. Das hole ich aber gerne 
noch einmal privat für Sie nach. 

(Ulrich Kelber [SPD]: Ich spreche lieber mit 
den Experten als mit Ihnen!) 


Kommen wir zum nächsten Etikettenschwindel der (C) 
Bundesregierung, nämlich dem Anpassungsfonds. Herr 
Jung hat gesagt: Einen Teil der Versteigerungserlöse in 
Höhe von 400 Millionen Euro geben wir den Entwick- 
lungsländern. - Das hat die Kanzlerin schon vor Mona- 
ten versprochen, ohne dafür eine Finanzierungsgrund- 
lage gehabt zu haben. Dann hat der Umweltminister 
gesagt: Mit diesen 400 Millionen Euro fordern wir die 
emeuerbaren Energien in Deutschland, insbesondere die 
emeuerbare Wärme. 

Was ist jetzt herausgekommen? Jedes Ressort hat sich 
etwas von diesen 400 Millionen Euro geschnappt. Der 
Umweltminister erhält für die Förderang der emeuerba- 
ren Energien gerade einmal 180 Millionen Euro, der 
Wirtschaftsminister hat sich ein bisschen Geld für die 
KMU-Förderang geschnappt, und mit dem Rest bezah- 
len wir die Versprechungen von Frau Merkel. Auf diese 
Art und Weise in der Welt Versprechungen zu machen, 
ist keine seriöse Politik. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir sollten die anderen Fehler, die die Bundesregie- 
rung in den Verhandlungen mit der Europäischen Union 
gemacht hat, jetzt nicht auf die globale Ebene heben. Es 
ist richtig, dass die Kanzlerin sehr erfolgreich war, als es 
in der Europäischen Union um die Vereinbarung der 
Ziele ging, die den Klimaschutz, die Reduzierung der 
C02-Emissionen und die Förderung der emeuerbaren 
Energien betrafen. 

(Ingbert Liebing [CDU/CSU]: Sie ist insge- 
samt sehr erfolgreich!) (P)) 

Aber die Kanzlerin hat in diese Politik einen großen 
Konstruktionsfehler eingebaut, nämlich eine gesonderte 
Zielquote für die Biokraftstoffe. Auch hier empfehle ich 
Ihnen, sich anzuschauen, wie sich die Sachverständigen, 
die Sie als Bundesregierang benannt haben, dazu äußern. 

Sie sagen: Diese Quote ist verfehlt, und sie sollte nach 
unten korrigiert werden, weil Biokraftstoffe unter allen 
Alternativen in der Biomasse zur geringsten Einsparung 
an C02-Emissionen führen und weil sie außerdem öko- 
logische Probleme mit sich bringen. Das müssen Sie 
ernst nehmen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP - Ulrich Kelber [SPD]: 

Sie fordern in Ihrer Pressemitteilung doch die 
volle Steuerbefreiung für Biokraftstoffe! Das 
ist unehrlich, Herr Kauch!) 

In den weiteren Verhandlungen müssen wir die tech- 
nologiepolitische Seite des Klimaschutzes stärker ge- 
wichten. Wir werden die Chinesen und die Inder nur 
dann ins Boot holen können, wenn sie mit einem wirksa- 
men Technologietransfer rechnen können. Das wird der 
Staat nicht allein finanzieren können. Dafür fehlen uns 
die Haushalfsmiffel. Deshalb isf es enfscheidend, dass 
wir die Insframente des Kiofo-Profokolls - Clean-Deve- 
lopmenf-Mechanism und Enfwicklungsprojekfe im Be- 
reich des Klimaschufzes - voranbringen. 

Es muss Vertrauen in diese Projekfe geschaffen wer- 
den. Sie müssen reformiert und wirksam gestaltet wer- 
den. Wir dürfen nicht blauäugig sein. Wir sollten diese 
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(A) Instrumente aber aueh nieht, wie es manehe auf der lin- 
ken Seite dieses Hauses tun, einfaeh vom Tiseh wisehen. 
So werden wir die Sehwellenländer nämlieh nieht ins 
Boot holen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun die Parlamentarisehe Staatssekretä- 
rin Astrid Klug. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Astrid Kiug, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Umwelt, Natursehutz und Reaktorsieher- 
heit: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bali wird tatsäehlieh die hier besehriebene Nagelprobe, 
bei der die Staaten, sowohl die Industrie- als aueh die 
Entwieklungsländer, zeigen müssen, wie ernst es ihnen 
mit dem Klimasehutz ist. Das Jahr 2007 stand und steht 
naeh wie vor ganz im Zeiehen des Klimasehutzes: von 
den historisehen Besehlüssen auf europäiseher Ebene im 
Frühjahr über die Verleihung des Friedensnobelpreises 
an den Weltklimarat und Al Gore bis zur im Dezember 
dieses Jahres in Bali stattfindenden Weltklimakonferenz. 
Die Aussagen der Wissensehaftler sind eindeutig. Alle 
Beriehte liegen vor. Alle Reden sind gehalten. Jetzt ist 
die Zeit zum Handeln gekommen. 

(B) (Beifall bei der SPD und der CDU/CSU - Eva 

Bulling- Sehröter [DIE LINKE]: So ist es!) 

Ein besseres Zeitfenster als die Weltklimakonferenz 
in Bali wird es nieht geben, um eine internationale Ver- 
ständigung über den Klimasehutz zu erzielen. Deutseh- 
land wird bei den Verhandlungen in Bali gemeinsam mit 
der EU Vorreiter und Antreiber für mehr globalen Kli- 
masehutz sein. Wir brauehen auf der bevorstehenden 
Weltklimakonferenz vor allem den offiziellen Start- 
sehuss für umfassende Verhandlungen. Nur wenn diese 
Verhandlungen bis 2009 abgesehlossen sind, haben wir 
die Chanee, vor 2013 ein Folgeabkommen zum Kioto- 
Protokoll in Kraft zu setzen. 

Dabei kommt es entseheidend darauf an, dass die 
USA und alle anderen Industrieländer, vor allem aber 
aueh die Sehwellenländer mitmaehen. Wenn es gelingt, 
die Bloekade zwisehen den USA und einigen anderen 
Industrieländern einerseits und den Sehwellenländem 
andererseits aufzubreehen, dann stehen die Chaneen 
nieht sehleeht. Wir werden wie in den letzten Monaten 
alles, was in unserer Maeht steht, tun, um diese Verhand- 
lungen zum Erfolg zu führen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Die Kollegen von den Grünen greifen mit den Forde- 
rungen und Maßnahmen, die sie in ihrem Antrag be- 
sehreiben, fast eins zu eins die Politik der Bundesregie- 
rung auf Wir werten das als Zustimmung zur 
grundsätzliehen Linie unserer Klimasehutzpolitik. Viele 
der in diesem Antrag besehriebenen Maßnahmen sind 


eins zu eins aus den europäisehen Besehlüssen, die ja (C) 
unter unserer Federführung zustande gekommen sind, 
abgesehrieben. So hat sieh die Europäisehe Union bereit 
erklärt, die Emission von Treibhausgasen bis 2020 im 
Vergleieh zum Basisjahr 1990 um 30 Prozent zu reduzie- 
ren, wenn es in diesem internationalen Prozess, für den 
wir alles tun, gelingt, dass andere in das Klimasehutz- 
boot einsteigen und sieh zu vergleiehbaren Zielen ver- 
pfiiehten. 

Aber selbst wenn niemand in der Welt beim Klima- 
sehutz mitmaeht, Frau Kollegin Höhn, findet Klima- 
sehutz in Europa statt, werden wir in Europa unseren 
Ausstoß von Treibhausgasen bis 2020 um mindestens 
20 Prozent reduzieren. Wir haben in Europa die dafür 
notwendigen Instrumente besehlossen, nämlieh 20 Pro- 
zent mehr Energieeffizienz bis 2020 und einen Anteil 
der emeuerbaren Energien an der Deekung des gesamten 
Energiebedarfs in Europa in Höhe von 20 Prozent. Mit 
diesem sehr anspruehsvollen Paket übernimmt Europa 
beim Klimasehutz eine Führungsrolle in der Welt. Keine 
andere Region in der Welt hat sieh bisher zu soleh ambi- 
tionierten Klimasehutzzielen bekannt. Deshalb kann ieh 
die Kritik an diesen Besehlüssen im Antrag der Grünen 
nieht naehvollziehen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Die europäisehen Besehlüsse sind ein Meilenstein. 

Denn wenn wir die Bloekaden bei den internationalen 
Klimasehutzverhandlungen überwinden wollen, braueht 
es Vorreiter, braueht es Industrieländer, die den Beweis 
antreten, dass Klimasehutz und erfolgreiehe naehhaltige 
wirtsehaftliehe Entwieklung miteinander vereinbar sind. 
Deutsehland und Europa sind diese Vorreiter. Wir müs- 
sen aueh die Sehrittmaeher und Innovationstreiber sein; 
denn wenn wir es nieht sind, wird es in der Welt - insbe- 
sondere bei den anstehenden Verhandlungen - nieman- 
den geben. Die Welt sehaut in dieser Frage auf Europa 
und auf Deutsehland. 

Zur Glaubwürdigkeit bei den internationalen Ver- 
handlungen gehört ein ambitioniertes nationales Klima- 
sehutzpaket. Wir werden Anfang Dezember mit der Um- 
setzung der Meseberg-Besehlüsse beginnen und ein 
erstes Maßnahmenpaket auf den Weg bringen, das uns in 
die Lage versetzen wird, unser eigenes Ziel - 40 Prozent 
Minderung der Emissionen bis 2020 - zu erreiehen. Da- 
mit sind wir Vorreiter. Wir tun dies nieht nur aus ökolo- 
gisehen und klimasehutzpolitisehen Gründen, sondern 
aueh in ökonomiseher Verantwortung, in Verantwortung 
für die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

So wird uns die Umsetzung des Klimasehutzprogram- 
mes der Bundesregierung über den Klimasehutzeffekt 
hinaus in die Lage versetzen, 2020 5 Milliarden Euro 
einzusparen. Wir haben mit unserer Klimasehutzpolitik 
also eine dreifaehe Dividende: eine ökologisehe, eine 
ökonomisehe und - angesiehts knapper werdender Res- 
soureen - übrigens aueh eine Friedensdividende. Des- 
halb kämpft die Bundesregierung, deshalb kämpft der 
Bundesumweltminister in Bali für einen nieht rüekhol- 
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(A) baren Verhandlungspfad, für einen ambitionierten globa- 
len Klimasehutz. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollegin Eva Bulling- Sehröter, 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Eva Buiiing-Schröter (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
haben es gehört: In Bali muss im Hinbliek auf die Zeit 
naeh 2012 dringend etwas passieren. Wir brauehen ver- 
bindliehe Ziele für die wichtigsten Emittenten, klare Me- 
chanismen mit Sanktionen und tatsächlich wirkende 
ökologische Instrumente. Wenn wir bis 2009 ein Post- 
Kioto-Abkommen erreichen wollen, dann muss die Eu- 
ropäische Union hierbei eine Vorreiterrolle übernehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir haben schon in einigen Anträgen gefordert, dass 
sich die EU bedingungslos zu einem Minderungsziel von 
30 Prozent gegenüber 1990 bekennt. Wir können das 
nicht, wie Sie es immer noch tun, davon abhängig ma- 
chen, dass andere Industrieländer mitspielen. Dies ist in- 
zwischen nicht mehr notwendig. Denn Klimaschutz ist 
eben kein Wettbewerbsnachteil, er bringt sogar Geld; 
Minister Gabriel hat dazu ja in der vorletzten Woche 
eine Pressekonferenz abgehalten. 

(B) Die Bundesregierung hat sich inzwischen wenigstens 
dazu bekannt, die Emissionen um 40 Prozent senken zu 
wollen, und eiert hier nicht mehr herum. Herumeiem tut 
die Koalition allerdings, wie wir gestern auch in der Süd- 
deutschen Zeitung lesen durften, beim Langfristziel von 
minus 80 Prozent bis 2050. Wie ich lesen konnte, gibt es 
auch aus diesem Grund keinen Koalitionsantrag. Herr 
Jung hat sich dazu leider nicht geäußert. Das wäre sehr 
interessant für uns gewesen. 

Ich frage mich allerdings, wie die Bundeskanzlerin 
die Einhaltung des globalen 2-Grad-Zieles für Deutsch- 
land gewährleisten will, wenn dies nicht in konkrete 
Zahlen hinsichtlich der Minderungspflichten im eigenen 
Land gegossen wird. Das ist notwendig. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Genauso unglaubwürdig ist es, wenn die Beschlüsse von 
Meseburg sukzessive wieder aufgeweicht werden. Das 
Regenerative-Wärme-Gesetz ist gegenüber dem ersten 
Entwurf bereits bis zur Unkenntlichkeit zerschossen 
worden. Im Übrigen ist es am unglaubhaftesten, wenn 
Frau Merkel als Klimaengel in der Welt herumreist und 
zu Hause munter 30 neue Kohlekraftwerke geplant wer- 
den. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Herr Jung, Sie haben das verteidigt. Das ist schlimm. 
Glauben Sie doch nicht, dass die Welt nicht auch auf 
Deutschland schaut und verfolgt, was hier passiert. 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Antrag der Grü- (C) 
nen ist unter anderem davon die Rede, dass neue Finan- 
zierungsmechanismen zum Schutz der Tropenwälder 
etabliert werden müssen - sehr richtig. Die indonesische 
Regierung hat bereits vorgeschlagen, die restlichen Wäl- 
der gegen einen finanziellen Ausgleich unter Schutz zu 
stellen. Es geht um einmalig rund 1 Milliarde bis 
1,3 Milliarden Euro, um den dortigen Restbestand von 
circa 90 Millionen Hektar Tropenwälder für die Nach- 
welt zu schützen - mit all den Waldelefanten, Orang- 
Utans und sonstigen Tieren sowie natürlich auch zum 
Nutzen der lokalen Bevölkerung, etwa in Borneo. Ich 
finde, das sind im Vergleich zum ökologischen Nutzen 
fast schon Peanuts. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Heute Vormittag haben wir darüber gesprochen. Ich 
meine, hier könnte sich Deutschland profilieren und eine 
relevante Summe davon übernehmen. Das würde uns in 
der Welt wirklich gut dastehen lassen. 

Grundsätzlich halten wir ein solches System für wir- 
kungsvoller als die Einbeziehung der Wälder in den 
CDM. Das sieht man unter anderem auch an der trauri- 
gen Bilanz. Ich habe schon darüber gesprochen. Eine 
Anhörung unserer Fraktion Anfang September ergab, 
dass 30 bis 50 Prozent der gegenwärtigen Projekte in 
Asien nicht zusätzlich durchgeführt werden; das heißt, 
ein zusätzlicher Klimaschutz ist hier nicht nachweisbar. 

Die auf dieser faulen Basis ausgegebenen Emissionsgut- 
schriften führen aber zu einem Mehrausstoß in den In- 
dustrieländern. Das ist Gift für den Klimaschutz. 

Zum Schluss noch - ich habe nur wenig Zeit - zur 
Anpassung: Hier muss Geld her. Wir können nicht nur 
etwas versprechen, sondern es muss jetzt wirklich Geld 
in die Hand genommen werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich denke, das ist dringend notwendig; denn nur so kön- 
nen wir etwas erreichen. 

Wir hoffen, dass wir auf Bali gemeinsam etwas errei- 
chen. Wir werden unseren Beitrag dazu leisten. 

(Beifall bei der LINKEN - Christian Lange 
[Backnang] [SPD]: Da sind wir mal gespannt, 
was das für ein Beitrag ist!) 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kollege Ulrich Kelber, SPD-Frak- 
tion. 

(Beifall bei der SPD) 

Ulrich Kelber (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Das Thema Klimaschutz ist so wichtig, dass be- 
stimmte Rituale in den Debatten unterbleiben sollten. 

Das erste Ritual ist, dass sich die FDP grundsätzlich 
fast mit dem Anspruch, eine heilbringende Sekte zu sein, 
hier hinstellt und sagt - egal, wie erfolgreich bestimmte 
Instrumente sind -, man müsse nur alles über Bord wer- 
fen, auf die FDP hören und alles wäre noch besser. 
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Herr Kauch, Sie wissen, dass ieh Sie sehr sehätze; 
aber wenn Sie der Großen Koalition hier heute vorwer- 
fen, sie würde die Biokraflstoffe zu sehr fordern, wäh- 
rend Ihre eigene Fraktion im Deutsehen Bundestag ge- 
rade den Antrag eingebraeht hat, die Biokraftstoffe 
völlig von der Steuer zu befreien und mehr als heute zu 
fordern, passt das vorne und hinten nieht zusammen. Sie 
haben das Gegenteil Ihres eigenen Antrags erzählt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zweite langweilige Ritual ist, dass CDU/CSU 
und Grüne sieh immer gegenseitig vorwerfen, zu ihren 
jeweiligen Regierungszeiten niehts für den Klimasehufz 
getan zu haben bzw. zu tun. 

Ieh würde mieh freuen, wenn die CDU/CSU anerken- 
nen würden, dass zu rot-grünen Zeiten viele Klimasehutz- 
instmmente gesehaffen wurden, auf die wir heute aufset- 
zen können - übrigens aueh welehe, gegen die die CDU/ 
CSU-Opposition damals gestimmt hat; Sie haben ja ge- 
gen alle 18 Klimasehutzinstrumente im Zeitraum von 
1 998 bis 2005 gestimmt - und die Sie heute mit uns ge- 
meinsam weiterentwiekeln. 

(Miehael Brand [CDU/CSU]: Jetzt sind Sie 
aber der Heilsbringer!) 

Hinsiehtlieh der Grünen würde ieh mieh freuen, wenn 
man anerkennen würde, dass viele dieser Instrumente 
ausgebaut worden sind: mehr Geld für die Gebäude- 
sanierung, mehr Geld für emeuerbare Energien im Wär- 
mebereieh, mehr Geld für Forsehung auf dem Feld der 
emeuerbaren Energien. Sie wissen genau, dass das Kabi- 
nett am 5. Dezember einen Gesefzentwurf besehließen 
wird, der weitere wiehtige Klimasehutzinstrumente vor- 
sieht. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
leb denke, wir sollen Rituale vermeiden!) 

- Dies ist wiehtig, Frau Höhn. 

Auf Bali müssen wir zwei Dinge tun: Wir müssen ers- 
tens gute Vorsehläge für die internationale Klimasehutz- 
politik maehen und zweitens glaubwürdig sein und ent- 
spreehende nationale Maßnahmen ergreifen. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Riehtig!) 

Das Klimasehutzprogramm von Meseberg, mit dem wir 
eine Minderung der C02-Emissionen von über 30 Prozent 
erreiehen werden, ist ein erster Sehritt. Wir werden mit 
weiteren Maßnahmen ab 2008 bzw. 2009 die angestrebten 
40 Prozent erreiehen müssen. 

Vizepräsident Dr. h. c. Woifgang Thierse: 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwisehenfrage des 
Kollegen Fell? 

Ulrich Kelber (SPD): 

Ja, bitte. 


Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Kollege Kelber, Sie haben gerade den Wunseh ge- 
äußert, wir von der Grünen-Fraktion sollten anerkennen, 
dass es eine Verbesserung bereits gemeinsam implemen- 
tierter Instrumente dureh die Große Koalition gegeben 
habe. Sie haben dabei das Altbausanierungsprogramm an- 
gesproehen. Wir stellen zu unserem Bedauern fest, dass in 
diesem Jahr die Neuinvestitionen im Rahmen dieses Pro- 
gramms um 60 Prozent zurüekgegangen sind. Eine ähnli- 
ehe Entwieklung gibt es in anderen Bereiehen. So sind die 
Investitionen im Bereieh von Solarkollektoren um über 
30 Prozent zurüekgegangen. Aueh bei den Biogasanlagen 
gibt es einen Rüekgang von eirea 50 Prozent. Ieh könnte 
diese Liste fortsetzen. Wie können Sie angesiehts dieser 
Situation behaupten, dass es eine Verbesserung gebe? Wir 
sehen einen starken Einbrueh in bestimmten Branehen, 
die für den Klimasehufz äußersf wiehtig sind. 

Ulrich Kelber (SPD): 

Das sind drei gute Beispiele. Die Verbesserung be- 
steht zuerst einmal darin, dass mehr Geld zur Verfügung 
gesfellt wird. Wenn wir uns an gemeinsame Regierungs- 
zeiten erinnern, wissen wir, dass aueh wir Sehwankun- 
gen im Rahmen der infrage stehenden Programme hatten 
und reagiert haben, zum Beispiel im Bereieh der Solar- 
kollektoren mit einer erhöhten Förderung. Das tun wir 
aueh jetzt. 

Im Bereieh der Gebäudedämmung müssen wir fest- 
stellen, dass der erste Anfangssehwung dahin ist, dass 
frühe Adaptierer soleher Maßnahmen gehandelt haben. 
Wir müssen nun dafür sorgen, dass dieses Programm af- 
traktiv bleibf und zu weiteren Aufträgen führt. Der ge- 
stiegene Ölpreis lässt die Anmeldezahlen wieder steigen. 

Die Betreiber von Biogasanlagen haben aufgrund der 
deutlieh gestiegenen Agrar- und Rohstoffpreise ein gro- 
ßes Problem. Deswegen plädieren wir dafür, dass die 
Novelle zum Emeuerbare-Energien-Gesefz, die Verbes- 
serungen zugunsten der Betreiber von Biogasanlagen 
vorsieht, sehon zum 1. Januar 2008 in Kraft treten soll. 
Am 5. Dezember könnten wir somit dureh einen Kabi- 
nettsbesehluss das klare Signal geben, dass es sieh lohnt, 
in Biogasanlagen in Deutsehland zu investieren. So kann 
Deutsehland seine Teehnik- und Marktführersehaft be- 
halten und ausbauen. 

Das sind drei typisehe Modelle, mit denen man auf 
Marktveränderungen reagieren kann. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

leb komme zurüek zur Konferenz auf Bali und zu der 
Frage naeh der internationalen Glaubwürdigkeit im Zu- 
sammenhang damit, dass man auf nationaler Ebene 
Maßnahmen ergriffen hat. Der erste Punkt ist: Wir müs- 
sen Druek auf die Vereinigten Staaten ausüben. Der 
zweite Punkt ist: Die USA in der Zeit naeh der Bush-Re- 
gierung werden wir nur ins Boot bekommen, wenn aueh 
die Entwieklungs- und Sehwellenländer entspreehend 
Verantwortung übernehmen. In der Vergangenheit waren 
vor allem die Industriestaaten für den Emissionsaussfoß 
verantwortlieh. Aber aueh in den Sehwellen- und Ent- 
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(A) wicklungsländem muss eine Entwicklung stattfinden, 
die Klimaschutz ermöglicht. 

Bundesumweltminister Sigmar Gabriel und Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel haben als deutsche Position 
festgehalten - darüber haben wir im Bundestag mehr- 
fach diskutiert Auf Dauer muss es ein globales Emis- 
sionsbudget pro Kopf geben. Jeder hat das gleiche 
Recht. Das ist die einzige Chance, die Schwellen- und 
Entwicklungsländer davon zu überzeugen, dass wir es 
mit dem Klimaschutz ernst meinen, dass es sich nicht 
um eine neue Idee von Kolonialismus und Unterdrü- 
ckung von Entwicklung handelt. Auf Dauer müssen alle 
die gleichen Rechte haben. Es ist im Hinblick auf Bah 
wichtig, dass wir darüber debattiert haben und dass die 
Bundesregierung die deutsche Position präzisiert hat. 
Denn Indien, China und andere Schwellen- und Ent- 
wicklungsländer haben daraufhin gesagt: Wir glauben, 
dass ihr es ernst meint; dies ist eine Grundlage für Ver- 
handlungen. Diese Länder haben vor der Konferenz auf 
Bah und in Nairobi Verhandlungen grundsätzlich abge- 
lehnt und gesagt: Handelt ihr erst einmal alleine; wir 
schauen später. Nun sagen sie: Ihr müsst handeln, aber 
wir sind bereit, zu verhandeln. 

In der Tat hat es mich gestern sehr geärgert, als es so 
aussah, dass wir nicht in der Lage sein werden, diese 
wichtige Position der Bundesregierung mit einem Be- 
schluss des Deutschen Bundestages zu unterstützen. Ich 
freue mich, dass es nun anders aussieht. Wir werden in 
der nächsten Woche klarmachen, dass ein Emissionsbud- 
get von 2 Tonnen pro Kopf, also eine gerechte Lasten- 

(B) Verteilung auf der Welt, das Ziel der Bundesregierung 
und des Deutschen Bundestages und damit der Bundes- 
republik Deutschland ist; das ist ein entscheidender 
Punkt. Genauso wie es die Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler empfehlen, wollen wir 2020 das 40-Pro- 
zent-Ziel und mit der Reduzierung von heute 10 Tonnen 
Emissionen pro Kopf auf 2 Tonnen 2050 das 80-Pro- 
zent-Ziel erreichen. 

Folgendes bleibt festzuhalten: Als Umweltpolitiker 
und auch als Vertreter einer Seite der Koalition würde 
ich mir wünschen, dass manche Dinge noch schneller 
umgesetzt werden; das war zu Zeiten von Rot-Grün 
nicht anders. 

Das, was diese Bundesregierung und die sie stützende 
Koalition jetzt vorgelegt haben, ist das ambitionierteste 
Klimaschutzpaket nicht nur in der Geschichte der Bun- 
desrepublik, sondern auch in Europa. Auf internationa- 
len Konferenzen merkt man, dass hiervon das Signal an 
die Entwicklungs- und Schwellenländer ausgeht: 
Deutschland meint es ernst. Diese Länder sind bereit, 
mit Deutschland eine Klimaschutzvereinbarung zu tref- 
fen, weil wir glaubwürdig und seriös auftreten. 

Wir sollten die deutsche Position im Bundestag ge- 
meinsam unterstützen, damit die Bali-Konferenz ein Er- 
folg wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 


Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/6960 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 a auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio- 
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent- 
wurfs eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

- Drucksache 16/6774 - 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch 

-Drucksachen 16/7075, 16/7111 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- 
ses für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7149 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Katja Kipping 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7150 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Steffen Kampeter 
Waltraud Lehn 
Dr. Claudia Winterstein 
Dr. Gesine Lötzsch 
Anja Hajduk 

Hierzu hegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. Nach einer interfraktionel- 
len Vereinbarung ist für die Aussprache eine halbe 
Stunde vorgesehen. - Ich höre keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält zunächst 
der Parlamentarische Staatssekretär Gerd Andres. 

Gerd Andres, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Arbeit und Soziales: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bundestag und Bundesrat haben sich 2004 im Vermitt- 
lungsausschuss darauf verständigt, dass die Kommunen 
im Zuge der Einführung der sozialen Grundsicherung 
um insgesamt 2,5 Milliarden Euro entlastet werden. Die 
Kosten für Unterkunft und Heizung von SGB-II-Bezie- 
hem sind nach dem Gesetz von den Kommunen zu tra- 
gen. Um das Ziel der Entlastung zu erreichen, haben 
Bundestag und Bundesrat vereinbart, dass sich der Bund 
an diesen Kosten beteiligt. Daneben trägt der Bund - bis 
auf wenige Ausnahmen - die gesamten Kosten für pas- 
sive Leistungen und Eingliederungsleistungen im 
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(A) Bereich der Grundsicherung. Auch die Anhebungen ge- 
hen zulasten des Bundes. 

Im ersten SGB-II-Änderungsgesetz wurde im Dezem- 
ber 2005 für die Jahre 2005 und 2006 die Bundesbeteili- 
gung an den Wohnkosten abschließend auf 29,1 Prozent 
festgelegt. Für das Jahr 2007 wurde nach langen Verhand- 
lungen mit den Ländern im letzten Herbst eine Vereinba- 
rung getroffen. Dabei sind zwei Punkte entscheidend: 

Erstens. Die Bundesbeteiligung an den Leistungen 
der Kommunen für Unterkunft und Heizung wurde für 
das Jahr 2007 im Bundesdurchschnitt auf 31,8 Prozent 
festgelegt. Aus Sicht des Bundes ergibt sich daraus 
eine Entlastung, die deutlich höher als die zugesagten 
2,5 Milliarden Euro ist. Für 14 Länder wurde die Bun- 
desbeteiligung auf 31,2 Prozent festgelegt, für Baden- 
Württemberg auf 35,2 Prozent und für Rheinland-Pfalz 
auf 41,2 Prozent. 

Zweitens. Die Berechnung zur Be- und Entlastung der 
Gesamtheit der Kommunen wurde geändert. Es war ein 
Vorschlag der Länder, eine Berechnungsformel zu fin- 
den, die künftig Streit vermeiden soll. Wir haben deshalb 
vereinbart, dass die weitere Anpassung von der Entwick- 
lung der Zahl der Bedarfsgemeinschaflen im SGB II ab- 
hängen sollte. 

Um es klar zu sagen: Der Bund steht zu seiner Zu- 
sage, die Kommunen insgesamt um 2,5 Milliarden Euro 
jährlich zu entlasten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

.p') Das Wort „insgesamt“ ist dabei wichtig; denn der Bund 
^ ' kann nicht die Entlastung jeder einzelnen Kommune ga- 
rantieren. Die Länder müssen im Zuge des kommunalen 
Finanzausgleichs für einen angemessenen Ausgleich 
sorgen. 

Für die Höhe der Bundesbeteiligung an den Leistun- 
gen für Unterkunft und Heizung im Jahr 2008 ist die ge- 
setzliche Anpassungsformel maßgebend, auf die wir uns 
im vergangenen Jahr in Bundestag und Bundesrat geei- 
nigt haben. Der Mechanismus ist klar: Die durchschnitt- 
liche Zahl der Bedarfsgemeinschaften hat sich um 
3,7 Prozent verringert. Damit sinkt die Bundesbeteili- 
gung für das Jahr 2008 um 2,6 Prozentpunkte auf durch- 
schnittlich 29,2 Prozent. Das entspricht dem Auftrag des 
Gesetzes. 

Die vereinbarten Beteiligungen für einzelne Länder 
führen dazu, dass die Bundesbeteiligung gemäß der An- 
passungsformel in 2008 für 14 Länder auf eine Höhe von 
28,6 Prozent, für Baden- Württemberg auf 32,6 Prozent 
und für Rheinland-Pfalz auf 38,6 Prozenf fesfzulegen isf. 
Das kann jeder nachrechnen; diese Formel sieht so im Ge- 
setz. Das ist das, worauf wir uns Ende 2006 geeinigt ha- 
ben. Diese gemeinsam gefundene Regelung wird im vor- 
gelegten Gesetzentwurf eins zu eins umgesetzt. 

Im Bundesrat wurde diesem Berechnungsmodus mit 
klarer Mehrheit zugestimmt, und er wurde so verab- 
schiedet. Deshalb verstehe ich die Stellungnahme des 
Bundesrates nicht. Dort wird nach wenigen Monaten 
eine Änderung der Anpassungsformel gefordert, obwohl 
diese Regelung nur bis 2010 gelten sollte. Nach einer 


Überprüfung wäre ab 2011 sowieso eine Neuregelung (C) 
möglich. 

Die vom Bundesrat jetzt geforderte Änderung würde 
nach Auffassung des Bundes außerdem dazu führen, dass 
es für die Kommunen kaum Anreize gäbe, die Kosfen der 
Unterkunft pro Bedarfsgemeinschaft zu begrenzen. Bei 
der von den Ländern geforderten neuen Berechnungs- 
grundlage müsste der Bund auch Mehrausgaben bei Leis- 
tungen tragen, die im Wesentlichen von den Kommunen 
gesteuert werden. Der Bund selbst hätte damit kein Steue- 
rungsinstrument. Der Bund kann aber nicht das finanzielle 
Risiko von Entwicklungen übernehmen, auf die er kaum 
Einfluss nehmen kann. Das kann niemanden verwundern 
und auch niemand wollen. Deshalb bitte ich Sie um Un- 
terstützung für die nach langen Verhandlungen gefundene 
Regelung und für die Zustimmung zu unserem Gesefzenf- 
wurf 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Nächster Redner ist der Kollege Heinz-Peter 
Haustein, FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Heinz-Peter Haustein (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wer die Musik bestellt, bezahlt die 
Kapelle. (P)) 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist ein Grundsatz, den jeder kennt. Niemand käme 
doch auf den Gedanken, zu sagen: Ich bezahle nur die 
erste Stimme mit den Trompeten, die Altstimme mit den 
Waldhörnern und den Tenor mit den Tenorhömem; den 
Bass und den Tiefbass bezahlt jemand anderes. 

(Katrin Kunert [DIE LINKE] : Und die Block- 
flöte!) 

Niemand würde das tun. 

Bei den Kosten der Unterkunft, über die wir heute re- 
den, ist das aber genau so. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: So ist es!) 

Der Bund hat, mit heißer Nadel gestrickt, ein Gesetz ge- 
macht, das einen riesigen bürokratischen Aufwand be- 
deutet. Er lässt die Kommunen letztlich auf einem Teil 
ihrer Kosten sitzen. Das ist so nicht in Ordnung; so kann 
das nicht gehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne- 
ten der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Im Haushaltsansatz des letzten Jahres waren 
2 Milliarden Euro veranschlagt, die kommunalen Spit- 
zenverbände haben 5,3 Milliarden Euro gefordert, und 
man hat sich auf 4,3 Milliarden Euro geeinigt. Hier wer- 
den wie auf dem orientalischen Basar die Milliarden hin 
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(A) und her geschoben. Das kann nicht Grundlage eines Ge- 
setzes sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Den Kommunen wurden die Aufgaben übertragen, und 
eine Kostenübemahme wurde versprochen. Es war eine 
Entlastung von 2,5 Milliarden Euro geplant. Alleinige 
Grundlage dieser Berechnungen sind die Bedarfsgemein- 
schaflen. Das ist falsch, genau das ist der Kardinalfehler. 
Denn obwohl die Zahl der Bedarfsgemeinschaflen zu- 
rückgegangen ist, sind die Kosten gestiegen. Es wird im- 
mer wieder gesagt: Die Kommunen sollten sparen. Wie 
denn, wenn die Energiepreise hochgehen? Darauf haben 
die Kommunen keinen Einfluss. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Aber die Bun- 
desregierung!) 

So kann es doch nicht gehen. 

Die Anhörung im Ausschuss hat gezeigt, dass diese 
2,5 Milliarden Euro nicht ausreichend sind. 

(Beifall bei der FDP - Rolf Stöckel [SPD]: 

Das war aber nicht begründet!) 

Die Kommunen bleiben also auf einem Teil der Kosten 
sitzen. Die Kommunen sind aber der wichtigste Teil un- 
seres Staates, sie sind die Säulen unseres Staates. Sie 
müssen entlastet und nicht belastet werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Was passiert im Moment? Ich habe es einmal ausrech- 
nen lassen: Im Landkreis Freiberg - ich meine die Uni- 
versitätsstadt Freiberg in Sachsen - bedeutet das für die- 
ses Jahr eine Mehrbelastung von 500 000 Euro. 

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Das ist eine 
Menge Holz!) 

Was machen die Landkreise? Sie holen sich das Geld über 
die Kreisumlage von den Kommunen wieder. Was macht 
die Kommune, was macht die Gemeinde? Sie hat nur 
zwei Möglichkeiten: Sie kann die Steuern erhöhen - da 
bleibt nur die Gewerbesteuer oder die Grundsteuer B ; die 
Grundsteuer A spielt ja kaum eine Rolle -, oder sie kann 
freiwillige Leistungen einschränken - das will niemand -, 
was in der Folge zum Beispiel die Kitagebühren steigen 
lässt; auch das will niemand. 

Es ist nicht fair, dass der Bund ein Gesetz macht und 
die Kommunen letztlich auf den Kosten sitzen bleiben. 
So kann es nicht gehen, Herr Staatssekretär. 

(Beifall bei der FDP - Markus Kurth [BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Länder haben 
doch zugestimmt! Sagen Sie doch etwas zu 
den Ländern!) 

Es wird immer wieder ins Feld geführt, die Gemein- 
den müssten stärker dafür Sorge tragen, dass die Kosten 
sinken. Aber in der Expertenanhörung der letzten Woche 
ist mehrfach deutlich geworden, dass die Einflussmög- 
lichkeiten der Kommunen sehr gering sind. Erschwerend 
kommt für die Kommunen hinzu, dass die unter 25-Jäh- 
rigen wieder bei ihren Eltern wohnen müssen. Dadurch 
ging zwar die Zahl der Bedarfsgemeinschaften zurück. 


die Unterkunftskosten in den verbleibenden Bedarfsge- (C) 
meinschaflen steigen aber zwangsläufig an, weil mehr 
Personen in diesen Haushalten leben. 

Das Argument, die Kommunen ließen die Kosten ex- 
plodieren, weil sie nicht dafür aufkommen müssten, 
greift nicht. Schließlich liegt die Kostenverteilung zwi- 
schen Bund und Kommunen schon heute bei 30 : 70, so- 
dass ein ausreichender Anreiz zu Einsparungen bei den 
Kommunen gegeben ist. 

Ich kann hier als Konsequenz nur fordern und bitten: 
Lassen Sie die Kommunen und Landkreise nicht auf den 
Kosten sitzen! Entlasten Sie sie! Selbst wenn Sie etwas 
mehr Geld zur Verfügung stellen würden, so ist das Geld 
gut angelegt. 

Ich danke Ihnen und schließe mit einem herzlichen 
Glückauf aus dem Erzgebirge. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Nächster Redner ist der Kollege Karl Schiewerling 
für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Karl Schiewerling (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Haustein, um 
im Bild zu bleiben: Wir bleiben im System. Die Kapelle 
haben nämlich beide bestellt, Bund und Länder. Wir ha- 
ben nur nicht unterschieden, wer welches Instrument 
spielt. Aber dass die Kapelle gemeinsam bezahlt werden 
muss, war eindeutig. Im Gesetzentwurf wird das auch in 
dieser Weise geregelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Im vorliegenden Gesetzentwurf wird die Beteiligung 
des Bundes an den kommunalen Kosten für Unterkunft 
und Heizung für die Empfänger der Grundsicherung für 
das Jahr 2008 neu festgesetzt. Das geschieht auf der ge- 
setzlichen Grundlage des Zweiten Sozialgesetzbuches. 

Auch im Gesetzentwurf wird das Ziel verfolgt, die Kom- 
munen weiterhin jährlich um 2,5 Milliarden Euro bun- 
desweit zu entlasten. Es wurde verabredet, dass die 
Kommunen mit Einführung des SGB II im Jahr 2005 
jährlich deswegen um diesen Betrag entlastet werden, 
damit sie dieses Geld in den Ausbau der Kinderbetreu- 
ung investieren. Um das Ziel der Entlastung der Kom- 
munen um 2,5 Milliarden Euro pro Jahr zu erreichen, 
wurde mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Zweiten 
Sozialgesetzbuches für die Jahre 2005 und 2006 eine 
Bundesbeteiligung auf jeweils 29,1 Prozent vereinbart. 

Um die Angemessenheit des Bundesanteils gab es je- 
doch wiederholt Auseinandersetzungen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen. Für das Jahr 2007 wurde nach 
langen Verhandlungen mit den Ländern eine Vereinba- 
rung getroffen, die im Dezember des letzten Jahres mit 
den Stimmen aller Länder im Bundesrat gesetzlich um- 
gesetzt wurde. Mit dieser Vereinbarung wurde die Höhe 
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(A) der Bundesbeteiligung für das Jahr 2007 auf bundes- 
durehsehnittlieh 31,8 Prozent angehoben. 

(Wolfgang Meckelburg [CDU/CSU]: Haben 
wir durchgesetzt!) 

In dem Anpassungsgesetz wurde nach einem langen po- 
litischen Abstimmungsprozess festgelegt, dass die Höhe 
der Bundesbeteiligung in den Jahren 2008 bis 2010 ge- 
mäß der gesetzlich verankerten Anpassungsformel 
anhand der Entwicklung der Zahl der Bedarfsgemein- 
schaften zu bestimmen ist. Das heißt: mehr Bedarfsge- 
meinschaflen - mehr Bundeszuschuss, weniger Bedarfs- 
gemeinschaften - weniger Bundeszuschuss. Wir haben 
zurzeit weniger Bedarfsgemeinschaften. Die Zahl lag im 
Juni 2007 8,9 Prozent unter dem Vorjahresniveau. Das 
ist eine gute Entwicklung, an der der Bund wesentlich 
mitgewirkt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Entwicklung hat zwei wesentliche Gründe. Der 
erste ist, dass wir im SGB-II-Änderungsgesetz geregelt 
haben, dass Jugendliche unter 25 Jahren nicht mehr so 
einfach auf Kosten des Staates aus dem Elternhaus aus- 
ziehen können, um eine eigene Bedarfsgemeinschaft zu 
gründen. Mittlerweile ist die Gewährung von Leistungen 
für Unterkunft und Heizung in diesen Fällen von der Zu- 
stimmung des kommunalen Trägers abhängig. 

Der zweite Grund ist erfreulich. Seit Oktober 2006 
haben wir circa 380 000 Langzeitarbeitslose weniger. 
Das beste Programm, mit dem man Kosten senken und 

(B) Menschen eine Perspektive geben kann, ist, Beschäfti- 
gung zu schaffen. Auch das schlägt sich in dieser Form 
nieder. 

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf setzen wir die 
gemeinsam verabschiedete Regelung um. Länder und 
Kommunen wollen die Anpassungsformel nun aber ver- 
ändern. In der Anhörung haben die Verlreler der Kom- 
munen und der Länder immer wieder das ArgumenI 
vorgebracht, die Anpassungsformel bilde nicht die tat- 
sächliche Entwicklung der Kosten ab. 

(Zuruf von der LINKEN : Das isl auch richtig 
so!) 

Wie viele von Ihnen habe auch ich Briefe von Landrälen 
erhallen, in denen darauf hingewiesen wird, dass die 
Koslen trolz der gesunkenen Anzahl von Bedarfsge- 
meinschaften steigen. 

(Katrin Kunert [DIE LINKE]: Geholfen hal es 
aber nichls!) 

Als Gründe für die Kostensleigerung führen sie unter an- 
derem die gestiegenen Energiepreise an. Die nun von 
Kommunen und Ländern geforderte Anpassung auf der 
Basis der Ausgaben wird unter anderem mit den im 
Jahr 2006 gestiegenen Ausgaben pro Bedarfsgemein- 
schaft begründet. Der Anstieg dieser Kosten war aber 
ebenso wie die Folgen des im Jahr 2006 geänderten Um- 
zugsrechts von unter 25-Jährigen allen Beteiligten zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung bekannt. 


(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es lällt mir deshalb schwer, die nachträglich vorgetra- 
gene Argumentation nachzuvollziehen. Ohne die Rege- 
lung für unter 25-Jährige wären nämlich viele von ihnen 
zusätzlich mit eigenen Wohnkostenansprüchen an die 
Kommunen herangetreten. Die Kommunen müssen nun 
ein Interesse daran haben, die Wohnkosten einer Be- 
darfsgemeinschaft tatsächlich zu kontrollieren. Wenn die 
Wohnkosten einer Bedarfsgemeinschall extrem - ich be- 
tone: extrem - über dem Durchschnitt liegen, muss die 
Angemessenheit der Wohnung überprüft werden. Das 
werden sie aus Eigeninteresse machen; denn schließlich 
tragen die Kommunen über 70 Prozent der Kosten. 

(Brigitte Pothmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das machen sie doch ohnehin schon! 

Die zahlen drei Viertel der Koslen! - Frank 
Spieth [DIE LINKE]: Was machen die Kom- 
munen, die keinen adäqualen Wohnraum ha- 
ben?) 

Der Bund wird sich auch weiterhin an den Kosten lür 
Unterkunft und Heizung beteiligen. Er tut dies, um si- 
cherzustellen, dass die Kommunen im Zuge der SGB-II- 
Einführung um insgesamt 2,5 Milliarden Euro pro Jahr 
entlastet werden. Sollte dies nachweislich nicht gesche- 
hen, bin ich allerdings der Auffassung, dass die Bemes- 
sungsgrundlage überprüft werden muss. Der Bund hat 
sich an die politische Vereinbarung gehalten. Aus die- 
sem Grunde werden wir dem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält die Kollegin Katrin Kunert, Fraktion 
Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Katrin Kunert (DIE LINKE): 

Herr Präsideni! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Aus dieser Debatte kann ich nur ein Fazit ableiten: Der 
Bund will sich aus der Verantwortung rechnen. Das kann 
nicht sein! 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Andres, den Beweis für eine Entlaslung der 
Kommunen in Höhe von 2,5 Milliarden Euro sind Sie 
bis heute schuldig geblieben. 

(Gerd Andres, Pari. Staatssekretär: Quatsch!) 

- Das ist kein Quatsch. Sie müssen das einmal belegen. 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Staatssekretär, ich muss Sie darauf aufmerksam 
machen, dass ein Zuruf von der Regierungsbank selbst 
dann unzulässig bliebe, wenn er in der Sache richtig 
wäre. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der LINKEN und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 
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Katrin Kunert (DIE LINKE): 

Seit Inkrafttreten des SGB II ist die Kostenbeteili- 
gung des Bundes zwisehen Bund und Kommunen um- 
stritten. Regelmäßig gab es lange Debatten darüber, wie 
hoeh der Bundesanteil sein soll. Regelmäßig standen die 
Spitzenverbände auf der Matte, weil die Belastungen vor 
allem auf die Kommunen abgewälzt werden. 

Nun wollen Sie mit einer Anpassungsformel den 
künftigen Bundesanteil erreehnen: Je weniger Bedarfs- 
gemeinsehaften, desto geringer ist der Bundesanteil, 
heißt es. Sie alle wissen, dass die Kosten der Kommunen 
trotz einer sinkenden Zahl von Bedarfsgemeinsehaften 
gleiehgeblieben bzw. gestiegen sind. Durehsehnittlieh 
sind die Kosten für Unterkunft um 10 Prozent gestiegen. 
Da sieh der Anteil des Bundes naeh der Anzahl der Be- 
darfsgemeinsehaften riehtet, hat der Bund einfaeh ihre 
Anzahl per Gesetz gesenkt: Junge Erwaehsene bis 
25 Jahre dürfen nur in Ausnahmefällen eine eigene Be- 
darfsgemeinsehaft bilden. Das ist Nesthoekerei per Ge- 
setz. Es ist außerdem Betrug, weil die Kosten für die be- 
stehenden Bedarfsgemeinsehaften dadureh steigen. 

Für den Landkreis Stendal, aus dem ieh komme und 
in dem ieh selbst kommunale Mandatsträgerin bin, 
würde Ihre Formel bedeuten, dass künftig 900 000 Euro 
weniger als im Jahre 2007 fließen. Legt man jedoeh die 
tatsäehliehen Kosten zugrunde, wäre stattdessen eine zu- 
sätzliehe Bundesbeteiligung in Höhe von 1,2 Millionen 
Euro erforderlieh. Damit ergibt sieh für den Landkreis 
Stendal eine Finanzierungslüeke von 2,1 Millionen Euro 
für 2008. Hier erweist sieh Ihre Anpassungsformel als 
falseh; denn die Faktoren stehen in keinem saehliehen 
Zusammenhang. Ihre Formel ist einfaeh praxisuntaug- 
lieh. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Andres, Sie sollten angesiehts dieses Defizits in 
der Finanzierung einmal deutlieh maehen, wie man noeh 
Anreize sehaffen will. 

(Abg. Rolf Stöekel [SPD] meldet sieh zu einer 
Zwisehenfrage) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Frau Kollegin, möehten Sie denn jetzt dureh eine 
Zwisehenfrage vielleieht ein bissehen zusätzliehe Rede- 
zeit? 

Katrin Kunert (DIE LINKE): 

Nein, das möehte ieh nieht. Ieh denke, dass ieh sehr 
deutlieh bin. 

Die Linke fordert, die realen Kosten von Unterkunft 
und Heizung als Basis für die weitere Bereehnung des 
Anteils zu nehmen. 

Eines wird an dieser Stelle wiederum deutlieh: Hätten 
die Kommunen von Anfang an mit am Verhandlungs- 
tiseh gesessen, wären beim Bund wenig Ärger und aueh 
wenig Arbeit entstanden. Man kann nieht mit den Län- 
dern einen Deal zulasten der Kommunen sehließen und 
sieh dann darüber wundem, wenn es Stress gibt. 


Herr Kollege Stöekel von der SPD, im Gegensatz zu 
Ihnen halte ieh die Fordemngen der Kommunen nieht 
für Propaganda. 

(Christian Lange [Baeknang] [SPD]: Er hat 
doeh noeh gar niehts gesagt!) 

- Er hat es gestern im Aussehuss so gesagt. - Weil es 
hier um Mensehen und nieht um Zahlen geht, nehme ieh 
die Fordemngen sehr ernst. Es ist sehr bemerkenswert: 
Eigentlieh müssten Ihnen die Probleme, was die Kosten 
der Unterkunft angeht, bekannt sein. Der Kreis Unna ist 
bundesweit einer der Kreise mit den meisten Zwangsum- 
zügen. Aueh der Landkreistag des Landes Nordrhein- 
Westfalen hat dieses Problem festgestellt. 

(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: Das hat der Kol- 
lege Stöekel gestern völlig riehtig gesagt!) 

Der Vorsitzende des Sozial- und Jugendaussehusses des 
Landkreistages NRW sagte, bei Umsetzung der Quoten- 
absenkung drohe den 54 Kreisen und kreisfreien Städten 
in Nordrhein- Westfalen im näehsten Jahr ein Verlust von 
mehr als 130 Millionen Euro. Sie müssten diese Pro- 
bleme in Nordrhein- Westfalen eigentlieh kennen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Die Linke fordert ein einklagbares Mitwirkungs- und 
Beteiligungsreeht für die kommunalen Spitzenverbände 
ohne Wenn und Aber. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Vorwurf der 
Koalition an die Kommunen, sie gingen nieht verant- 
wortungsvoll mit den Kosten der Unterkunft um, ist Un- 
sinn. Die Kommunen finanzieren bereits heute einen 
Anteil der Kosten von bis zu 70 Prozent und gehen dem- 
zufolge in ihrem eigenen Interesse und im Interesse der 
Betroffenen vernünftig damit um. Aber der Rüekzug des 
Bundes aus der Finanziemng treibt die Kommunen dazu, 
die Kürzungen an die Betroffenen weiterzugeben, und 
das lehnen wir ab. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wenn Sie so wenig Vertrauen in die Kommunen ha- 
ben, später vielleieht verlässliehe Zahlen für die Kosten 
der Unterkunft zu bekommen, dann erlassen Sie doeh 
einfaeh bundesweite Mindeststandards für die Bereeh- 
nung der Kosten der Unterkunft, die dann aueh belastbar 
sind. Vorsehläge dazu haben wir unterbreitet; sie liegen 
auf dem Tiseh. Sie haben diese Vorsehläge abgelehnt. 
Dass es geht, zeigt der rot-rote Senat in Berlin. 

Lassen Sie mieh absehließend Folgendes sagen: Ieh 
bin der Auffassung, dass der Grundsatz, dass derjenige, 
der bestellt, aueh bezahlen soll, endlieh aueh im Bundes- 
tag in die Praxis umgesetzt werden sollte. Also: Das 
Konnexitätsprinzip einhalten! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Die näehste Rednerin ist die Kollegin Britta 
Haßelmann, Bündnis 90/Die Grünen. 
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Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Staatssekretär! Es wird hier von Kapel- 
len gesprochen und davon, wer sie bestellt und bezahlt. 
Fazit: Nach Ihrem Vorschlag - das sollten wir festhalten - 
zahlen die Kommunen. Ich gestehe Ihnen meine Ver- 
wunderung darüber. Ich wundere mich deshalb, weil 
meine Partei doch nicht die einzige ist, die eine kommu- 
nale Basis hat. Schreiben Ihnen die vielen redlichen 
christdemokratischen und sozialdemokratischen Kom- 
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker, die vor 
Ort mit spitzem Bleistift kalkulieren - übrigens rechnen 
sie mit der BA spitz ab, um ihre Gemeinde vor der Haus- 
haltssicherung zu bewahren; das sind keine Wolkenku- 
ckucksheime -, eigentlich nicht? Rufen sie nicht bei Ih- 
nen an? Erklären sie Ihnen nicht, dass das föderale 
Fundament weggespart wird, wenn Sie den Bundeszu- 
schuss zu den Kosten der Unterkunft um 400 Millionen 
Euro reduzieren, während die realen Kosten für die 
Kommunen um 10 Prozent gestiegen sind? 

Herr Staatssekretär, Ihre Botschaft lautet an dieser 
Stelle ganz einfach: Einmal vereinbart, immer verein- 
bart. Über Veränderungen sprechen wir ab 2011, egal 
wie die harten Zahlen jetzt sind. - Ich sage nur: 10 Pro- 
zent Kostensteigerung für die Kommunen. Wie wir alle 
wissen, wurde dieser Bundeszuschuss in einem langwie- 
rigen, zum Teil abenteuerlichen Verfahren verhandelt. 
Dabei wurde die Zahl der Bedarfsgemeinschaflen als 
Maßstab herangezogen, von dem zu erwarten war, dass 
er die reale Kostenentwicklung nicht abbilden kann. 
Dann hat man noch über Baden- Württemberg und 
Rheinland-Pfalz geredet, die einen kräftigen Abschlag 
bekommen haben. - So soll es auch bleiben. Kein 
Mensch kann bis heute erklären, warum Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg eine höhere prozentuale Betei- 
ligung an den Kosten der Unterkunft bekommen als die 
anderen 14 Bundesländer. Um eine Begründung, meine 
Damen und Herren, kommen Sie an der Stelle nicht he- 
rum. 

Sie wissen: Zwar ist die Zahl der Bedarfsgemein- 
schaften gesunken, aber dafür ist ihre Größe gestiegen. 
Das ist ein Resultat der unsäglichen Regelung - das sage 
ich im Gegensatz zu Ihnen, Herr Schiewerling -, unter 
25-Jährige nicht mehr als eigene Bedarfsgemeinschaft 
anzuerkennen und zurück zu ihren Eltern zu schicken. 

Sie können nicht ernsthaft bestreiten, dass die Kosten 
für Miete und Heizung gestiegen sind. Wenn Sie also 
wirklich zu dem Versprechen stehen, die Kommunen um 
2,5 Milliarden Euro zu entlasten, wenn die Zahl der Be- 
darfsgemeinschaften von Ihnen als Maßstab gedacht 
war, um wirklich die reale Ausgabenentwicklung abzu- 
bilden, sich nun aber erwiesen hat, dass dieser Maßstab 
nicht geeignet ist, warum ändern Sie ihn dann nicht, son- 
dern warten erst einmal ab? 

(Beifall des Abg. Frank Spieth [DIE LINKE]) 

Außerdem müssen wir etwas tun - das sage ich auch 
ganz deutlich -, um die massive Verlagerung vom 
Wohngeld zu den Kosten der Unterkunft zu korrigieren. 


(Beifall des Abg. Markus Kurth [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Hier sind alle gefordert, alle, die Einfluss auf die Länder 
haben; denn es ist nicht hinnehmbar, wie sich die Länder 
an dieser Stelle positionieren. Beim Wohngeld gibt es ei- 
nen Rückgang von 5,18 Millionen Euro auf 1,16 Millio- 
nen Euro und eine absolute Verlagerung hin zu den Kos- 
ten der Unterkunft, die wir jetzt bei den Kommunen 
abladen. Das wissen alle, die darüber heute hier diskutie- 
ren. 

(Beifall des Abg. Frank Spieth [DIE LINKE]) 

Ich bin gespannt, wie Sie das Ihren Kommunalpolitike- 
rinnen und Kommunalpolitikern vor Ort erklären. 

Die Länder - das ist ganz eindeutig - dürfen nicht aus 
der Verantwortung entlassen werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aber auch wir können nicht einfach sagen: Weil es mit 
den Ländern so kompliziert ist, lassen wir das Problem 
bei den Kommunen; in Klammem: 10 Prozent Kosten- 
steigerung. 

Ein weiterer Beleg für diese Problematik vor Ort ist 
aus meiner Sicht, dass wir nicht genügend vorgelagerte 
Sichemngssysteme wie etwa den Mindestlohn haben. 
Wir wissen, dass die größte Problematik die der Aufsto- 
cker ist. 

(Rolf Stöckel [SPD]: Das müssen Sie mal den 
Ländern sagen!) 

Das hat natürlich auch etwas damit zu tun, dass für Men- 
schen, die nicht genug Geld haben oder nicht genug für 
ihre Arbeit bekommen, auch Kosten der Unterkunft an- 
fallen. Dafür haben wir eine Verantwortung. Auch dieses 
Problem wälzen wir auf die Kommunen ab, indem wir 
sagen: Der Schlüssel, wie er vereinbart ist, wird einfach 
fortgeschrieben. 

Es ist an dieser Stelle den Kommunen gegenüber als 
letztem Glied in der Kette nicht fair - wir reden doch 
gern von der Verantwortung von Bund, Ländern und 
Kommunen -, die Verantwortung abzuschieben, uns auf 
einen Schlüssel zu beziehen, der in einem komplizierten 
Verfahren vereinbart wurde, und so zu tun, als gehe uns 
das nichts an. 

Lassen Sie mich zum Schluss sagen, liebe Kollegin- 
nen und Kollegen: Konrad Adenauer hat die Minister- 
präsidenten der Länder gern als Zaunkönige bezeichnet. 
Wenn Sie so beschließen, wie hier vorgesehen, beweisen 
Sie heute, dass die Kommunen bei Ihnen noch nicht ein- 
mal Zaunkönige, sondern allenfalls Zaungäste sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Zum Schluss dieses Tagesordnungspunktes erhält der 
Kollege Rolf Stöckel für die SPD-Fraktion das Wort. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Rolf Stöckel (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Kurz vor Weihnaehten ha- 
ben wir hier einige Märchen aus dem Erzgebirge gehört. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Auch der Staats- 
sekretär!) 

Das war Geschichtsklitterung pur. Sie wissen genau, wie 
im Vermittlungsausschuss nach langer Vorbereitung und 
mit der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände 
und der Länder das Gesetz zur Zusammenlegung von 
Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe entstanden ist und dass 
die Aufteilung der finanziellen Lasten nicht etwa will- 
kürlich erfolgt ist oder mit heißer Nadel gestrickt war. Es 
gab komplizierte Berechnungen der Steuerfachleute der 
gesamten Republik. 

Für das erste Geltungsjahr des Gesetzes, das Jahr 
2005, haben wir eine Beteiligung des Bundes an den Un- 
terkunftskosten von 29, 1 Prozent vereinbart - mit Billi- 
gung des Bundesrates und der entsprechenden Verbände. 
Wenn dieses neue Gesetz in Kraft getreten sein wird und 
wirken wird, ist eine Absenkung von 31,8 Prozent im 
Schnitt auf dann 29,2 Prozent im Schnitt zu konstatieren; 
immerhin noch eine höhere Beteiligung des Bundes als 
im Jahr 2005. 

Ich will dann etwas zu Frau Kunert sagen, die hier zu 
Recht auf die Steigerung der Kosten der Unterkunft bei 
den Kommunen hingewiesen hat. Ich finde gut, dass sie 
sich auch um die Zahlen im Kreis Unna kümmert. Ich 
könnte das noch genauer darlegen. Ich habe nicht nur ei- 
nen Brief meines Landrates bekommen, sondern ich 
werde in der nächsten Woche auch an einer Veranstal- 
tung mit meiner Kreistagsfraktion teilnehmen, bei der es 
genau um dieses Thema gehen wird. Im Gegensatz zu 
vielen anderen Kollegen, auch aus der Linkspartei, bin 
ich nicht bereit, auf kommunaler Ebene anders zu reden 
als im Bundestag. Denn wir tragen gemeinsam die Ver- 
antwortung für den Bundeshaushalt. 

Auf der einen Seite fordern Sie die Erhöhung der Re- 
gelsätze und die Erweiterung der Rechtsansprüche im 
Bereich des SGB 11. Auf der anderen Seite rechnen Sie 
aber nicht aus, welche Kostensteigerungen dem Bund, 
was die Passivleistungen und die Eingliederungsleistun- 
gen angeht, und welche Kostensteigerung Ihren Kom- 
munen durch die Übernahme der Kosten für die Unter- 
kunft entstehen würden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Da Sie nach dem Motto „Kann es noch ein Viertelpfund 
mehr sein?“ verantwortungslos diese Forderungen auf- 
stellen, sollten Sie einmal sagen, was Ihre Forderung 
nach einer Steigerung der Regelsätze kosten würde. 

Man muss deutlich sagen, dass der Bund wegen sei- 
nes prozentualen Anteils - in diesem Punkt möchte ich 
Sie einmal aufklären - an den Kostensteigerungen für 
die Kommunen bereits beteiligt ist. Wir müssen mit den 
Ländern, die diesen Schlüssel einstimmig beschlossen 
haben, verhandeln. 


Dass man sich dabei an der Zahl der Bedarfsgemein- (C) 
schäften orientiert, halte ich für ausgesprochen richtig. 

Wir halten uns selbstverständlich an diese Vereinbarung. 

Der Kollege Schiewerling hat hier sehr gut begründet, 
warum es darauf ankommt, die Kosten vor allem durch 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu senken, die Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften zu verringern und die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen zu senken, indem wir sie qualifizie- 
ren und in Arbeit bringen. Außerdem müssen wir ver- 
nünftige Angebote für Jugendliche in Sachen Bildung 
und Ausbildung machen. Auch da sind Länder und 
Kommunen in der Verantwortung. Damit verhindern 
wir, dass weitere Bedarfsgemeinschaften und -dynastien 
entstehen. 

Wir hatten eine Anhörung, in der nicht seriös nachge- 
wiesen werden konnte, wie die aktuellen Kostensteige- 
rungen in den Kommunen sind. Es konnte nicht darge- 
legt werden, ob die Länder ihre Einsparungen beim 
Wohngeld an die Kommunen weitergeben. Es konnte 
auch nicht nachgewiesen werden, dass es einen vernünf- 
tigen kommunalen Finanzausgleich in den Ländern vor 
allem für die besonders betroffenen Kommunen - dazu 
gehört auch der Kreis Unna - gibt. 

Ich komme zum Schluss. Der Bund hilft den Kommu- 
nen vor allen Dingen dadurch, dass er die Eingliede- 
rungsmittel im Haushalt 2008 erhöht hat, dass er die 
durch den Kommunalkombi öffentlich geförderte Be- 
schäftigung unterstützt und bei der Vermittlung von 
Langzeitarbeitslosen mit besonderen Vermittlungs- 
hemmnissen Hilfe leistet. Mit Blick auf die Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer sowie auf die Beitrags- und (D) 
Steuerzahler in dieser Republik muss er eine abgewo- 
gene Überprüfung der Regelsätze und der Regelsatz- 
anpassung und damit der Rechtsansprüche im Rahmen 
des SGB II vornehmen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die von den Frak- 
tionen der CDU/CSU und SPD sowie der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwürfe eines Gesetzes zur 
Ändemng des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. Der 
Ausschuss für Arbeit und Soziales empfiehlt in seiner Be- 
schlussempfehlung auf Drucksache 16/7149, die gleich- 
lautenden Gesetzentwürfe auf Drucksachen 16/6774, 
16/7075 und 16/7111 als Drittes Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch unverändert anzu- 
nehmen. Hierzu liegen mir persönliche Erklärungen zur 
Abstimmung der Kollegen Dr. Peter Jahr und Manfred 
Kolbe vor.') 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim- 
men wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt dage- 
gen? - Wer enthält sich? - Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der Koalition gegen 


(Dr. Ralf Brauksiepe [CDU/CSU]: So ist es!) 


Anlage 6 
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(A) die Stimmen der Opposition und einer Stimme aus der 
CDU/CSU-Fraktion angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der Gesetz- 
entwurf ist mit der gleichen Mehrheit wie zuvor ange- 
nommen. 

Ich lasse nun über den Entschließungsantrag der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 16/7189 ab- 
stimmen. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - 
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Der 
Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Jörg van 
Essen, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 
Mechthild Dyckmans, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der FDP 

Opferinteressen ernst nehmen - Opferschutz 
stärken 

- Drucksache 16/7004 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Innenausschuss 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(B) Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
diese Aussprache wiederum eine halbe Stunde vorgese- 
hen, wobei die Fraktion der FDP sechs Minuten erhalten 
soll. - Ich hören keinen Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erhält der Kol- 
lege Jörg van Essen für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Jörg van Essen (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
haben diesen Antrag vorgelegt, weil wir die Debatte um 
den Opferschutz im Deutschen Bundestag wieder neu 
beleben wollen. Ich glaube, es ist uns in den letzten Jah- 
ren gelungen, in diesem Bereich eine Menge zu errei- 
chen. Insbesondere das Gesetz von 2004 hat eine erheb- 
liche Verbesserung des Opferschutzes gebracht. Ich 
stelle auch fest, dass beispielsweise die Webseite des 
Justizministeriums in besonderer Weise den Interessen 
der Opfer gerecht wird und dass das Bundesjustizminis- 
terium eine Opferfibel herausgegeben hat. Ich freue 
mich über diese Entwicklung ganz außerordentlich. 

Die Opfer sind immer diejenigen gewesen, die ver- 
gessen werden, die insbesondere auch bei der Pressebe- 
richterstattung vergessen werden. Wir lesen immer sehr 
viel über die schlechte Jugend von Tätern. Aber welche 
Folgen eine Tat bei den Opfern, bei den Angehörigen 
von Opfern verursacht, darüber lesen wir nur sehr wenig. 
Deshalb finde ich es gut, dass wir uns in der Politik ge- 


meinsam darum bemühen, die Rolle der Opfer im Straf- (C) 
prozess zu verbessern. Ich bin den Kollegen, die sich mit 
auf diesem Feld engagieren - ich sehe den Kollegen 
Kauder, ich sehe den Kollegen Montag, aber auch Kolle- 
gen der SPD gehören dazu -, dankbar dafür. Wir sollten 
uns gemeinsam darum bemühen, das weiter voranzufrei- 
ben. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb haben wir in unserem Antrag einige Punkte 
aufgeführt, von denen wir glauben, dass die Chance be- 
stehen sollte, gemeinsam an einer Fortentwicklung der 
Opferinteressen zu arbeiten. Deshalb gilt unser Antrag 
als Einladung an die anderen Fraktionen, das gemeinsam 
zu versuchen. 

Ich will nicht alle Punkte ansprechen, die wir in unse- 
rem Antrag aufgelistet haben. Ein paar sind mir aller- 
dings besonders wichtig. 

Diejenigen, die die entsprechenden Debatten in der 
Vergangenheit verfolgt haben, wissen, dass mir ein 
Thema ganz besonders am Herzen liegt, nämlich die Si- 
tuation derer, die Opfer von Attentaten im Ausland ge- 
worden sind. Ich erinnere etwa an die Anschläge auf 
Djerba, auf Bali oder in anderen Orten. Die Deutschen 
sind Reiseweltmeister. Deshalb sind immer auch Deut- 
sche von diesen Attentaten betroffen gewesen. 

Ich halte es für außerordentlich wichtig, dass wir ins- 
besondere die Rolle dieser Opfer stärken. Dazu sind ei- 
nige Maßnahmen ergriffen worden. Das sehe ich. Aber 
ich hätte es gern, dass diese Opfer wirklich Rechts- 
ansprüche haben. ' 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Dass das möglich ist, zeigt beispielsweise unser Nach- 
barland Österreich, das eben keinen Unterschied macht, 
wo man Opfer eines Anschlags geworden ist. Das sucht 
man sich selbst ja auch nicht aus. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: So ist es!) 

Es ist schlimm genug, wenn man Opfer eines Anschlags 
geworden ist. Dann darf es keinen Unterschied machen, 
ob dieser Anschlag im Inland oder im Ausland passiert 
ist. Dann muss man gleiche Rechte und Ansprüche ha- 
ben. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Sehr richtig!) 

Ein zweiter Punkt, der mir auch außerordentlich 
wichtig ist, hängt mit meiner dienstlichen Tätigkeit als 
Oberstaatsanwalt zusammen. Wer mit Angehörigen ge- 
sprochen hat, deren Kind ermordet worden ist, weiß, 
welche Belastung das für die Familien bedeutet, nicht 
nur unmittelbar nach der Tat, sondern auch noch lange 
danach. Hier sollten wir darüber nachdenken, wie wir 
die Möglichkeiten, zu Hilfen für die Angehörigen zu 
kommen, verbessern können. Ich glaube, sie haben es 
verdient, 

(Beifall bei der FDP) 

dass wir alle Anstrengungen unternehmen, um deren 
Rechtsposition zu verbessern. 
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Ein dritter Punkt - auch er ist mir besonders wichtig - 
ist die Arbeit der Opferschutzorganisationen. Der Kol- 
lege Kauder ist in einer wichtigen Opferschutzorganisa- 
tion, nämlich im Weißen Ring, in verantwortlicher Stel- 
lung tätig. Ich bin ihm sehr dankbar dafür, dass er dieses 
ehrenamtliche Engagement ausübt. Ehrenämter von Ab- 
geordneten werden gerade in diesen Tagen immer wie- 
der kritisch beleuchtet. Ich glaube, dass die Tätigkeit von 
Herrn Kauder beispielhaft dafür ist, wie sich ein Kollege 
von uns im Interesse aller in einer ehrenamtlichen Funk- 
tion einsetzt. Wir alle wissen, dass es im Bereich der Op- 
ferschutzorganisationen viele Ehrenamtliche gibt, die 
wertvolle Hilfe leisten: Sie sind Ansprechpartner und 
stützen Menschen. 

Alle Opferschutzorganisationen haben erhebliche fi- 
nanzielle Probleme. Wir möchten hier anstoßen, darüber 
nachzudenken, wie es zu einer besseren finanziellen Aus- 
stattung der Opferschutzorganisationen kommen kann. 
Angesichts der finanziellen Lage der Länder muss man 
dafür Verständnis haben, dass die Justizministerien der 
Länder möchten, dass beispielsweise die Einnahmen aus 
Geldstrafen in die Länderhaushalte fließen. Es dient uns 
allen, darüber nachzudenken, wie Strafgelder in diesem 
Zusammenhang genutzt werden können. 

Unser Antrag enthält eine Fülle von Anregungen. Ich 
hoffe, dass wir ins Gespräch kommen und dass das, was 
in der Vergangenheit gelungen ist, nämlich gemeinsam 
über vernünftige Lösungen zu streiten, eine Fortsetzung 
findet. Dafür einzutreten, das ist meine Bitte. Diese De- 
batte soll der erste Anstoß dafür sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Siegfried Kauder ist der nächste Redner für die CDU/ 
CSU-Fraktion. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/ 
CSU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Herr Kollege van Essen, wenn uns der Antrag der FDP 
auf einem gemeinsamen Weg zur Verbesserung von Op- 
ferrechten verbinden würde, dann wäre er gut. Aber er 
spaltet schon beim Titel: „Opferinteressen ernst nehmen - 
Opferschutz stärken“. Das impliziert, dass diejenigen, 
die diesem Antrag zustimmen, Opferinteressen ernst 
nehmen, und dass diejenigen, die ihn ablehnen, Opfer- 
interessen nicht ernst nehmen. 

Dieser Antrag kam mir von Anfang an bekannt vor. 
Ich kam auch schnell dahinter, warum: Man hat wortge- 
treu aus den StrafrechtspoUtischen Forderungen des 
Weißen Ringes, Stand 20. März 2007, abgeschrieben. 
Die Forderung 6 - dabei geht es um die Beteiligung des 
Opfers am Deal im Strafverfahren - wurde ausgelassen, 
aber sei ’s drum. 

Ich glaube, wir sollten nicht spalten. Wir von der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion brauchen uns den Vor- 
wurf, Opferinteressen nicht ernst zu nehmen, sicherlich 
nicht gefallen zu lassen. 


(Jörg van Essen [FDP]: Den erhebt ja auch 
keiner!) 

Der erste Schritt zur Verbesserung des Opferschutzes 
wurde im Jahr 1986 mit der Verabschiedung des Opfer- 
schutzgesetzes getan, und dann geschah viele Jahre 
nichts, weil sich bei Rechtspolitikem, bei Staatsanwäl- 
ten, bei Richtern, aber auch bei Anwälten erst die Er- 
kenntnis einstellen musste, dass ein Strafverfahren eben 
nicht nur ein Verfahren um die Unschuld oder Schuld ei- 
nes Angeklagten, sondern auch um das Schicksal eines 
Opfers ist. Ich wäre froh, wenn von diesem Hause die 
Botschaft ausginge, dass wir alle redlich und ernsthaft 
bemüht sind, die Situation von Opfern im Strafverfahren 
noch weiter zu verbessern, als wir es in letzter Zeit ohne- 
hin schon geschafft haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Jahr 2003 
den Entwurf eines 2. Opferschutzgesetzes eingebracht. 
Dieser Gesetzentwurf mündete im Jahr 2004 in das so- 
genannte Opferrechtsreformgesetz, durch das wesentli- 
che Verbesserungen der Position des Opfers erreicht 
wurden, insbesondere was das Adhäsionsverfahren an- 
belangt. Für ein Opfer ist es inzwischen wesentlich 
leichter, direkt im Strafverfahren Schmerzensgeldan- 
sprüche durchzusetzen. 

Aber eine große Baustelle blieb: der Opferschutz im 
Jugendstrafverfahren. Auch das ist inzwischen geregelt, 
nämlich im 2. Justizmodemisierungsgesetz, das im 
Jahr 2006 verabschiedet wurde. Seither gibt es auch im 
Jugendstrafverfahren einen umfassenden Opferschutz 
mit der Möglichkeit der Nebenklage. 

Natürlich kann man immer noch etwas verbessern; 
das ist überhaupt keine Frage. Herr Kollege van Essen, 
der Weiße Ring darf strafrechtliche Forderungen erhe- 
ben und darf sich damit an die Politik wenden. Es ist 
aber Aufgabe der Politik, so etwas umzusetzen. Wenn 
man sich Ihren Antrag anschaut, stellt man sehr schnell 
fest, dass er Forderungen enthält, die ohne das Mitwir- 
ken der Länder nicht erfüllt werden können. 

So verlangen Sie beispielsweise eine Ausweitung des 
Katalogs und wollen den Opferanwalt auf Staatskosten, 
§ 397 a der Strafprozessordnung. Diese Forderung ist si- 
cherlich berechtigt. Nur, zahlen müssen die dadurch an- 
fallenden Mehrkosten die Länder. Herr van Essen, Sie 
haben das Glück, dass Sie in einem Bundesland, in Ba- 
den-Württemberg, den Justizminister stellen. 

(Jörg van Essen [FDP]: Vor allen Dingen einen 
guten Minister!) 

Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Minister Goll 
den Finger gehoben hat, als diese Forderungen im Raum 
standen. 

Das Gleiche gilt für die Forderung, 10 Prozent der 
Geldstrafen Opferschutzorganisationen zuzuführen. Na- 
türlich würden wir uns darüber freuen; das ist überhaupt 
keine Frage. Ich kann mich sehr wohl daran erinnern, als 
die Bundesjustizministerin in der 14. Legislaturperiode 
auf der Grundlage des EU-Rahmenbeschlusses vom 
15. März 2001 über die Stellung des Opfers im Straf- 
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(A) verfahren diese Forderung erhoben hat und in die Länder 
zu transportieren versuehte. Aueh da hat sieh kein Lan- 
desjustizminister gemeldet und gesagt: Die Forderung 
finde ieh bereehtigt. Die fiskalisehen Interessen gingen 
vor. 

Die Bundesjustizministerin hat reagiert und in der 
näehsten Legislaturperiode, also in der 15., die Forde- 
rung, 10 Prozent der Geldstrafen Opfersehutzorganisa- 
tionen zuzuführen, auf 5 Prozent reduziert. Aueh da gab 
es keine große Freude bei den Landesjustizministem. 
Daraus sieht man, dass es nur im Gleiehklang mit den 
Ländern etwas geben wird. 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Wir dürfen nieht verkennen, dass die Länder inzwi- 
sehen zahlreiehe Initiativen gestartet haben. Am letzten 
Freitag ist eine Initiative dureh den Bundesrat gelaufen: 
Gesetzentwurf zur Stärkung des Opfersehutzes im Straf- 
prozess. 

(Joaehim Stünker [SPD]: Nur weil Landtags- 
wahl ist!) 

Wenn Sie diesen Entwurf mit dem abgleiehen, was Sie 
hier fordern, werden Sie feststellen, dass aueh dort Kem- 
stüek die Forderung naeh einem Opferanwalt auf Staats- 
kosten ist, dass aber zwei Strafvorsehriflen, die Sie gern 
eingebunden hätten, in diesem Entwurf nieht enthalten 
sind. Den Opferanwalt auf Staatskosten wird es naeh 
Vorstellung der Länder beim sehweren Raub und bei der 
räuberisehen Erpressung nieht geben. Sie sehen daran, 
dass wir gar nieht so weit voneinander entfernt sind, dass 

(B) wir deswegen mit einem überzogenen Antrag, der sieh in 
der Politik nieht umsetzen lassen wird, den Ländern 
nieht in den Rüeken fallen, sondern wohlwollend deren 
Anliegen prüfen sollten. 

So fand ieh beispielsweise die Idee des Landes 
Sehleswig-Holstein bemerkenswert, das Adhäsionsver- 
fahren, also das Verfahren, in dem Sehmerzensgeld im 
Strafverfahren geltend gemaeht werden kann, aueh auf 
das Strafbefehlsverfahren auszuweiten. Diejenigen, die 
es zu bezahlen haben, haben innovative Ideen. Wir soll- 
ten die Länder in ihren Anliegen unterstützen. Ieh freue 
mieh auf eine gute Beratung, wenn dieser Gesetzentwurf 
eingebraeht wird. 

Zum Antrag der FDP kann ieh leider nur sagen: Gut, 
dass darüber gesproehen wurde. Mehr kommt dabei 
nieht heraus. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD - Jörg van Essen [FDP]: 
Sehade!) 

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Näehste Rednerin ist die Kollegin Ulla Jelpke, Frak- 
tion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frak- 
tion Die Linke sprieht sieh eindeutig für die Stärkung 


des Opfersehutzes aus. Welehe psyehisehen, sozialen (C) 
und wirtsehaftliehen Folgen ein Gewalterlebnis für Be- 
troffene und deren Angehörige haben kann - Herr van 
Essen hat eben darüber gesproehen -, was diese Betrof- 
fenen empfinden, darf nieht untersehätzt werden. Gewalt- 
opfer benötigen Hilfe, und zwar sehnell und unbürokra- 
tiseh. Deshalb begrüßen wir hier heute den Antrag der 
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Es geht hier tatsäehlieh einmal dämm, Opfern zu hel- 
fen. Denn zu dem, was uns die Große Koalition bisher 
vorgelegt hat, Herr Kauder, muss man leider sagen, dass 
immer wieder die Forderung naeh längeren Strafen erho- 
ben wird, aber keine wirkliehen Hilfen für die Opfer vor- 
gesehlagen werden. 

(Joaehim Stünker [SPD]: Sagen Sie einmal 
eine!) 

Aber von härteren Strafen können sieh die Opfer niehts 
kaufen. Deswegen treten wir dafür ein, dass die Gesell- 
sehaft mit den Opfern solidariseh ist, ihr Leid anerkennt 
und praktiseh und unbürokratiseh geholfen wird. 

Der Antrag der FDP-Fraktion sprieht viele wiehtige 
und riehtige Punkte an. Gewaltopfer und ihre Angehöri- 
gen brauehen zum Beispiel einen leiehteren Zugang zu 
psyehotherapeutisehen Behandlungen. Den Behörden 
muss ein größerer Spielraum eingeräumt werden, um 
minderjährigen Opfern sehnell und unbürokratiseh ärzt- 
lieh und psyehologiseh helfen zu können. Ieh finde aueh 
sehr wiehtig: Wer im Ausland Opfer eines Gewaltver- 
breehens geworden ist, darf nieht sehleehter gestellt wer- (B) 
den, als wenn er im Inland die gleiehe Sehädigung erlei- 
det. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Meiner Ansieht naeh gibt es dennoeh einige offene 
Punkte, die ieh hier heute nur kurz anreißen kann. 

Erstens bestehen für Touristen aus dem außereuropäi- 
sehen Ausland Regelungslüeken. Gerade dann, wenn sie 
zum Beispiel Opfer rassistiseher Gewalt in Deutsehland 
werden, sollten sie einfaehen Zugang zur Entsehädigung 
erhalten. Das Gleiehe gilt übrigens für Mensehen ohne 
regulären Aufenthaltsstatus. Ieh kann einfaeh nieht ein- 
sehen, warum gerade diejenigen, die ohnehin sehon von 
überholten Ausländergesetzen diskriminiert werden, 
aueh noeh beim Opfersehutz sehleehter gestellt werden 
sollen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zweitens muss die weiter bestehende Ungleiehheit 
bei der Opferentsehädigung von Ost- und Westdeutsehen 
endlieh aufhören. Die Linke wird sieh dafür einsetzen, 
dass es diesbezüglieh keine Untersehiede mehr gibt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Was endlieh abgesehafft werden sollte, ist zum Bei- 
spiel der Aussehlussgmnd der politisehen Betätigung im 
Ausland. Ieh will Ihnen ein Beispiel geben: Dieser Aus- 
sehlussgrund betrifft Mensehen, die in Deutsehland Op- 
fer von Raeheakten werden, weil sie im Ausland poli- 
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(A) tisch aktiv gewesen sind, unter Umständen sogar wegen 
dieser Aktivität hier in Deutschland Asyl gefunden ha- 
ben. Jedenfalls können wir nicht einsehen, warum die 
Opfer politischer Gewalt hinter den Opfern sogenannter 
normaler Kriminalität zurückstehen sollen. 

Darüber hinaus fehlt es noch an Hilfe - wahrschein- 
lich ist sie nicht einmal angedacht worden - für die Op- 
fer von Gewalt, die im staatlichen Auftrag ausgeführt 
wird. Als Beispiel nenne ich den Fall Khaled el-Masri, 
den Sie alle kennen. Niemand hat Herrn el-Masri gehol- 
fen, als er aus der Folterhölle wieder herauskam. Sie alle 
kennen die Situation, in der er sich befunden hat. Es ist 
ein Gebot der Menschlichkeit, auch solchen Opfern 
Hilfe aus einem Opferfonds zukommen zu lassen bzw. 
sie im Gesetz zu berücksichtigen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der LINKEN - Dr. Carl-Christian 
Dressei [SPD]: Haben Sie etwas von dem Un- 
fug verstanden, den Sie hier vorgelesen ha- 
ben?) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Für die SPD hat jetzt der Kollege Matthias Miersch 
das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Matthias Miersch (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich glaube, das heutige Thema verdient 

(B) eine sachliche Auseinandersetzung. Herr Kollege 
Kauder, ich bin mir sicher, dass wir das Anliegen der 
FDP in der Großen Koalition sorgfältig prüfen 

(Beifall bei der FDP - Jörg van Essen [FDP]: 

Ich bin sehr dankbar für diese Reaktion!) 

und die unterschiedlichen Standpunkte in den vor uns 
liegenden Beratungen sorgsam abwägen werden. 

Rot-Grün hat mit dem Opferrechtsreformgesetz wich- 
tige Opferrechte gestärkt. Ich bin dem Kollegen van 
Essen dankbar, dass er daraufhingewiesen hat. Das Ad- 
häsionsverfahren wurde etabliert, und wichtige Informa- 
tions- und Beteiligungsrechte wurden eingeführt. Somit 
wurde der Opferschutz eindeutig gestärkt. 

Auch die jetzige Koalition, Herr Kollege Kauder, ar- 
beitet an Problemen wie beispielsweise der Entschädi- 
gung von Opfern von Terrorakten im Ausland. Auch die 
Bundesjustizministerin hat mehrfach deutlich gemacht, 
dass das ein Thema ist. Insofern verdieni dieser Antrag 
eine sorgfältige Beratung. Das sind wir allen schuldig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Jörg van Essen [FDP]) 

Der Antrag setzt an zwei Hauptpunkten an: der Straf- 
prozessordnung und dem Opferentschädigungsgesetz. 
Eine Forderung ist, den Katalog des § 397 a der Straf- 
prozessordnung um die Delikte Raub, Geiselnahme und 
schwere Körperverletzung zu erweitern, also auch in 
diesen Fällen einen Opferanwalt auf Staatskosten zur 
Verfügung zu stellen. Als Strafverteidiger bin ich der 


Auffassung, dass wir sehr sorgfältig prüfen müssen, ob 
wir mit diesem Instrumentarium tatsächlich eine Verbes- 
serung erreichen. 

Ich war selbsl gemäß § 397 a der Strafprozessordnung 
mehrfach beigeordneler Anwalt in Menschenhandels- 
prozessen und weiß, wie wichtig es beispielsweise ist, 
die Interessen von Opfern, die sich nicht mehr in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten, auf diese Art 
und Weise wahrzunehmen. 

Auf der anderen Seite müssen wir uns aber fragen, 
was Aufgabe des Strafprozesses ist. Wir müssen aufpas- 
sen, dass wir die Funktion des Strafprozesses mit dieser 
Forderung nicht unterlaufen. Wir haben die Funktion der 
Nebenklage, wir haben die Funktion der Beiordnung 
nach § 397 a der Strafprozessordnung in bestimmten 
Konstellationen, und wir haben die Möglichkeit der Pro- 
zesskostenhilfe nebst der Möglichkeit des Zeugenbei- 
stands. Das alles sind Punkte, die in der Praxis heute 
eine durchaus wichtige Rolle spielen. 

Außerdem gibt es die Staatsanwaltschaften, die im 
Strafprozess eigentlich die Hauptrolle spielen und den 
Sfrafanspruch des Staates prüfen und durchsetzen müs- 
sen. Wenn ich mir die Bundesratsinitiativen bestimmter 
Bundesländer vor Augen halte, habe ich an dieser Stelle 
durchaus Zweifel. Denn meines Erachtens kann man 
sich nicht für die Erweiterung der Opferrechte, beispiels- 
weise durch eine Ausdehnung von § 397 a der Straf- 
prozessordnung, aussprechen und gleichzeitig die 
Staatsanwaltschaften in ihrer mehr als unzulänglichen 
personellen Situation belassen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Jörg van 
Essen [FDP]) 

Gerade Niedersachsen - Herr van Essen, dort ist Ihre 
Partei ja an der Regierung beleiligl - hal, was die perso- 
nelle Ausslattung der Slaalsanwallschaflen und der Ge- 
richte anbelangt, seine Hausaufgaben leider nicht ge- 
macht. 

(Beifall bei der SPD - Jörg van Essen [FDP]: 

Das glaube ich nicht!) 

Der Niedersächsische Richterbund spricht davon, dass 
Hunderte von Richtern und Staatsanwälten fehlen. Hier 
muss an die Bundesländer appelliert werden. An dieser 
Stelle wäre der Opferschutz auch dadurch zu verbessern, 
dass man die Institutionen stärkt und sie personell ange- 
messen ausstattet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, dass 
Opferschutz bei der Frage beginnen muss: Wie kommt 
es überhaupt zu Straftaten? Es ist wichtig, dass wir die- 
ses Thema nicht nur begutachten, indem wir uns dem 
Strafprozess nähern, sondern auch, indem wir uns den 
Fragen zuwenden: Was hat es mit der Prävention auf 
sich? Was hat es mit Projekten im Bereich der Jugend- 
arbeit auf sich? An vielen Stellen sind die Länder gefor- 
dert. Auch hier muss man, wie ich glaube, an sie appel- 
lieren. 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD] - Jörg van 
Essen [FDP]: Aber Baden- Württemberg ist 
vorne!) 
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Wenn es um die Opferreehte geht, muss man sieh 
aueh sehr sorgsam mit dem Täter-Opfer-Ausgleieh be- 
sehäftigen. 

(Dr. Carl-Christian Dressei [SPD]: Sehr gut!) 

Denn gerade hier finden wir eine Konstellation vor, die 
auf Ausgleieh und nieht auf Konfrontation zielt, ln die- 
sen enorm wiehtigen Diskussionsprozess müssen wir 
eintreten. 

leh bin mir nieht sieher, ob Sie im Zusammenhang 
mit den Hinweispfliehten bei der Nebenklage einen Be- 
reieh aufgezeigt haben, der tatsäehlieh regelungsbedürf- 
tig ist. leh bin aber bereit, das in den Aussehussberatun- 
gen sehr sorgfältig zu prüfen, leh glaube, dass man aueh 
das Opferentsehädigungsgesetz näher betraehten sollte, 
beispielsweise im Hinbliek auf Opfer terroristiseher An- 
griffe im Ausland. Allerdings warne ieh davor, hier Er- 
wartungen zu weeken, die wir letztlieh nieht erfüllen 
können. 

Wir müssen genau überprüfen, an welehen Sfellen der 
Sfaaf überhaupt eintreten kann und an welehen Stellen 
wir den Zivilprozess ersetzen können. Das wäre bei- 
spielsweise dadureh möglieh, dass in Konstellationen, in 
denen zivilprozessual niehts durehzusetzen ist, die All- 
gemeinheit bzw. der Staat eintritt. Djerba hat Lüeken 
aufgezeigt. Djerba hat aber aueh klargemaeht, dass nieht 
alle Risiken versieherbar und dureh die Allgemeinheit 
abzudeeken sind. Hier müssen wir, wie ieh glaube, sehr 
sorgfältig beraten. 

leh habe meine Zweifel, ob es möglieh ist, die Inte- 
ressen von mittelbar Gesehädigten im Rahmen der 
Opferentsehädigung zu berüeksiehtigen. Wo sind die 
Grenzen? Wo gibt es Regelungslüeken? All dies müssen 
wir bei der Beratung Ihres Antrags sorgfältig prüfen. 

Noeh eine Bemerkung zu Ihrer Forderung, die Opfer- 
organisationen finanziell zu stärken. Die Länder können 
und dürfen sieh nieht verabsehieden, wenn es zum Bei- 
spiel um die Förderang freier Träger geht. Hier sind aueh 
die Länder gefordert. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Jörg van 
Essen [FDP]) 

leh weise darauf hin, dass es sehon zahlreiehe Mög- 
liehkeiten gibt, Opferorganisationen angemessen zu 
unterstützen; als Beispiele nenne ieh die Bewährangs- 
auflagen und Einstellungen naeh § 153 a der Strafpro- 
zessordnung. Dann ist es Aufgabe der Geriehte bzw. der 
am Strafprozess Befeiligfen, adäquate Lösungen zu fin- 
den. leh bin mir nieht sieher, ob wir an dieser Stelle tat- 
säehlieh den riehtigen Weg besehreiten, wenn wir sogar 
auf noeh weiter gehende Mögliehkeiten abstellen. Wie 
gesagt, es gibt sehon zahlreiehe Mögliehkeiten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der FDP, ieh glaube, 
dass ieh deutlieh gemaeht habe, dass ieh von vielen Din- 
gen, die in dem Antrag stehen, bislang nieht überzeugt 
bin. leh meine aber, dass wir hier einen Bereieh haben, 
wo sieh die Diskussion lohnt, 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Sehr riehtig!) 


gerade wenn es - ieh betone das noeh einmal - um Men- (C) 
sehen geht, die im Ausland Opfer terroristiseher Akte 
geworden sind. Hier haben wir Beispiele dafür, dass es 
Regelungslüeken gibf. Insofern freue ieh mieh auf eine 
angemessene, saehgereehte Diskussion. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeif. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie der 
Abg. Daniela Raab [CDU/CSU]) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Jerzy Montag sprieht jetzt für Bündnis 90/Die Grü- 
nen. 


Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Jeder, der hier einen Antrag oder einen Gesetzentwurf 
einbringt, der sieh mit Opferinteressen und Opfersehutz 
besehäftigt, bekommt für den Grandansatz offensiehtlieh 
den Beifall des ganzen Hauses. So haben wir heute erle- 
ben können, dass selbst Frau Jelpke und Herr Kauder in 
dieser Saehe in ihren Beiträgen im Ansatz übereinstim- 
men konnten. 


Trotzdem werde ieh den Verdaeht nieht los, dass man- 
ehe der Versuehe, dieses Thema hier noeh einmal und 
noeh einmal zur Diskussion zu bringen, etwas wohlfeil 
sind, leh habe mieh, als ieh diesen Antrag gelesen habe, 
ganz konkret gefragt: Warum kommt er eigentlieh jetzt, 
und was soll es bedeuten, wenn Vorsehläge gebraeht 
werden, wie im Bereieh der Strafprozessordnung noeh 
ein paar vermeintliehe oder tatsäehliehe Lüeken ge- 
sehlossen werden können? Herr Kollege van Essen, ieh 
traue Ihnen zu, dass Sie uns in einer halben Stunde einen 
Gesetzentwurf dazu vorlegen können, zwei oder drei 
Stellen zu ändern. Einen solehen Antrag oder Gesetzent- 
wurfhätten Sie vorlegen können. 


(D) 


Soweit es sieh um Vorsehläge zur Änderung des Op- 
ferentsehädigungsgesetzes handelt, wissen wir alle in 
diesem Hause: Es gibt einen Gesetzentwurf von 
Bündnis 90/Die Grünen mit ausgefeilten Formulierun- 
gen. Wir haben diesen Gesetzentwurf in der letzten Le- 
gislaturperiode eingebraeht, und wir haben ihn aueh in 
dieser Legislaturperiode eingebraeht. Wir haben hier am 
30. November 2006 darüber diskutiert, leh verweise da- 
rauf, dass der Parlamentarisehe Staatssekretär vom Ar- 
beits- und Sozialministerium, Herr Thönnes, in seiner 
Rede in Erwiderung auf mieh gesagt hat: Ein sehr disku- 
tabler Gesetzentwurf mit guten Vorsehlägen. - Er hat 
vorgesehlagen, sieh raseh zusammenzusetzen und da- 
rüber zu diskutieren. Seit einem Jahr ist von seinem 
Büro aus zweimal der Versueh unternommen worden, ei- 
nen Termin zu finden, und zweimal hat das Ministerium 
den Termin wieder abgesagt. 


(Jörg van Essen [FDP]: Jetzt wissen Sie, wa- 
rum wir den Antrag gestellt haben!) 


Da liegen die Probleme, meine Damen und Herren: Die 
Große Koalition bewegt sieh in diesen Fragen nieht. 
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Jerzy Montag 

(A) (Abg. Siegfried Kauder [Villingen-Schwen- 
ningen] [CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi- 
schenfrage) 

Aber, lieber Kollege van Essen, wenn Sie diese bei- 
den Themen - die Änderung der §§ 397 a und 406 h 
Strafprozessordnung auf der einen Seite und des Opfer- 
entschädigungsgesetzes auf der anderen Seite - in einer 
parlamentarischen Aktion wie hier in diesem Antrag 
bündeln, dann fuhrt alleine die Zuweisung - entweder an 
den Ausschuss für Arbeit und Soziales oder an den 
Rechtsausschuss - dazu, dass wir die jeweils andere 
Seite nicht richtig bearbeiten werden können. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Herr Kollege, der Kollege Kauder hat den Wunsch, 
eine Zwischenfrage zu stellen. Möchten Sie sie zulas- 
sen? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Aber sehr gerne. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön. 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/ 
CSU): 

Herr Kollege Montag, darf ich Sie etwas beruhigen? 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Wenn Sie eine Frage stellen, dann schon. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das war doch eine! - Carl- 
Ludwig Thiele [FDP]: „Darf ich Sie beruhi- 
gen?“!) 

- Das war schon die Frage? 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/ 
CSU): 

Mit dem Opferentschädigungsgesetz befassen wir uns 
in der Tat schon seit längerem, nicht erst seit dieser Le- 
gislaturperiode. Ich kann mich daran erinnern, dass ich 
einen ausgearbeiteten Gesetzentwurf im Jahr 2002 vor- 
gelegt habe. Die zentrale Frage ist, ob wir eine An- 
spruchslösung zustande bekommen oder eine Billig- 
keitsentschädigung. Ich darf Sie beruhigen: Wir werden 
in allerkürzester Zeit einen entsprechenden Entwurf vor- 
legen können, der den Interessen der Opfer mehr dient, 
als sich mancher das vorstellt. 

(Jörg Tauss [SPD], an Abg. Jerzy Montag 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] gewandt: Sind 
Sie beruhigt?) 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Lieber Kollege Kauder, beruhigt wäre ich erst dann, 
wenn ich diesen Vorschlag hätte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ankündigungen haben wir nämlich genug gehört. Wenn 
Ihr Antrag oder Ihr Gesetzentwurf, den Sie jetzt ankün- 


digen, auch nur halb so gut ist wie der von uns Grünen, (C) 
der seit einem halben Jahr im Parlament hegt, 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Das 
werden wir schaffen!) 

dann werden wir, so glaube ich, sehr schnell zu einer gu- 
ten Lösung für alle Beteiligten kommen. 

(Jörg van Essen [FDP]: Es ist ja schön, dass 
wir den Antrag gestellt haben! So merken alle, 
dass das Thema wichtig ist!) 

- Ja, Sie haben einen Antrag gestellt und damit eine De- 
batte provoziert. Das ist gut. Ob er bei den einzelnen 
Fragen in der Sache weiterführt, will ich doch bestreiten, 
weil ich das Gefühl habe, dass Sie in der Strafprozess- 
ordnung mit der Lupe nach Lücken suchen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN - Jörg van Essen 
[FDP]: Wir werden sehen! Ich bin optimis- 
tisch!) 

Ob es Sinn macht, jeden Punkt, den Sie angesprochen 
haben, auch noch anzugehen, hängt auch damit zusam- 
men, welche Struktur und Rolle wir der Strafprozessord- 
nung insgesamt zuweisen wollen. Wir dürfen es nicht 
zulassen, dass die Strafprozessordnung, die in der 
Hauptsache ja immer noch ein Werk ist, mit dem die 
Staatsmacht gegenüber einem Beschuldigten in grund- 
rechtliche Schranken gewiesen wird und durch das die 
Rechte des Beschuldigten in einem Ermittlungs- und 
Strafverfahren normiert werden, durch Formulierungen 
hinsichtlich der Ansprüche des Opfers in eine solche (D) 
Disproportionalität gesetzt wird, dass wir die Ausgangs- 
position des Strafprozesses gar nicht mehr erkennen. 

Meine Damen und Herren, sei es im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales, sei es im Rechtsausschuss - je nach- 
dem, wem die Große Koalition den Antrag zuweist -: Wir 
werden über diesen Antrag zu diskutieren haben. Dabei 
werden wir alle Probleme, die Sie angesprochen haben, 
im Einzelnen aufgreifen. Wir Grünen werden uns an die- 
ser Debatte selbstverständlich gerne und inhaltlich betei- 
ligen. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/7004 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. - Sie sind damit ein- 
verstanden. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die elektromagnetische Verträglichkeit 
von Betriebsmitteln (EMVG) 

- Drucksache 16/3658 - 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- 
ses für Wirtschaft und Technologie (9. Aus- 
schuss) 

- Drucksache 16/7157 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordneter Martin Dörmann 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7158 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Kurt J. Rossmanith 
Volker Kröning 
Ulrike Flach 
Roland Claus 
Anna Lührmann 

Hierzu ist verabredet, eine halbe Stunde zu debattie- 
ren. Ihre Reden zu Protokoll gegeben haben die Kolle- 
ginnen und Kollegen Dr. Martina Krogmann, Martin 
Dörmann, Martin Zeil, Sabine Zimmermann und Kerstin 
Andreae.') 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf Der 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/7157, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck- 
sache 16/3658 in der Ausschussfassung anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, um ihr Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent- 
haltungen? - Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Be- 
ratung bei Zustimmung der Koalition gegen die Stim- 
men der Fraktionen Die Linke und des Bündnisses 90/ 
Die Grünen und bei Enthaltung der FDP-Fraktion ange- 
nommen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist der 
Gesetzentwurf in dritter Beratung mit dem gleichen 
Stimmverhältnis wie vorher angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Norman Paech, Monika Knoche, Hüseyin- 
Kenan Aydin, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion DIE LINKE 

Einmarsch der Türkei in den Irak verhindern 

- Drucksache 16/7039 - 

Hierzu ist ebenfalls verabredet, eine halbe Stunde zu 
debattieren. - Dazu höre ich keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und gebe zunächst dem 
Kollegen Hüseyin-Kenan Aydin für die Linksfraktion 
das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN) 


Hüseyin-Kenan Aydin (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vorweg ein persönliches 
Wort: Terror ist keine Lösung. Das sage ich als jemand 
mit kurdischem Hintergrund. 

Seit 23 Jahren versucht der türkische Staat, die Kur- 
denfrage mit rein militärischen Mitteln zu lösen - ver- 
geblich. Bis heute steckt die Türkei in einem Krieg fest, 
den sie nicht gewinnen kann. Statt den Kurden verfas- 
sungsmäßig garantierte Rechte einzuräumen, verbreitet 
man die Auffassung: Kurden gleich PKK gleich Terror. 
So rechtfertigt man Angriffe auf die Vertreter eines Vol- 
kes, das als nationale Minderheit zum großen Teil recht- 
los ist. Fest steht: Die ganze Hochrüstung der türkischen 
Armee konnte nicht verhindern, dass eine kleine PKK- 
Gruppe einen türkischen Posten überfiel, dabei zwölf 
Soldaten tötete und acht verschleppte. Das ist eine Folge 
der nicht geklärten Kurdenfrage. 

Auch der drohende Einmarsch in den Nordirak wird 
den Konflikt mit der PKK nicht lösen. Er wird nur noch 
mehr Leid über die Kurden und die Irakis, aber auch 
über die Türken bringen; denn ein Einmarsch in den 
Nordirak würde das von der US-amerikanischen Inva- 
sion angezettelte Blutbad im Irak zunächst auf Irakisch- 
Kurdistan ausdehnen. Es wäre dann nur noch eine Frage 
der Zeit, bis der Krieg auch über die Grenzen in die Tür- 
kei getragen wird. Ein solcher Einmarsch wird scheitern, 
selbst wenn die Türkei alle PKK-Kämpfer umbringt oder 
vertreibt; denn ein Krieg sät immer neuen Hass. Er 
bringt Armut und Elend. So schafft das Vorgehen der 
türkischen Armee selbst den Nährboden, auf dem ihr 
Gegner neu rekrutiert. 

Die Tatsache, dass die unmittelbare Gefahr eines Ein- 
marsches gebannt zu sein scheint, kann uns nicht beruhi- 
gen. Noch immer stehen 100 000 türkische Soldaten an 
der Grenze zum Irak. Auch nach dem Treffen mit US- 
Präsident Bush spricht Premierminister Erdogan davon, 
man müsse die PKK auslöschen. Diese Sprache führt 
nicht zum Ziel. Ich sage: Es ist Zeit, eine friedliche Lö- 
sung zu finden, 

(Beifall bei der LINKEN) 

eine friedliche Lösung, die dauerhafte Aussöhnung und 
den Kurden politische und soziale Rechte bringt. Kurden 
sind nach meinem Verständnis ein Teil der türkischen 
Bevölkerung und müssen genauso behandelt werden. 
Das heißt, am Ende muss eine Verfassungsreform durch- 
geführt werden, die in der Türkei ein föderales System 
nach deutschem Vorbild etabliert, ein System, in dem es 
keine Strafe ist, wenn ein Bezirksbürgermeister in Diyar- 
bakir Informationen in Türkisch und Kurdisch anbietet. 
Als erster Schritt zu einer dauerhaften Lösung müssen 
selbstverständlich die Waffen schweigen. 

Damit keine Missverständnisse aufkommen: Die 
PKK hat einen Waffenstillstand erklärt. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie bitte? Wann denn?) 

Sie muss ihn auch umsetzen. Ich fordere die PKK auf, 
auf Dauer von Waffengewalt Abstand zu nehmen. Das 


') Anlage 11 
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Hüseyin-Kenan Aydin 

(A) setzt aber voraus, dass die türkische Regierung klare Si- 
gnale für Verhandlungen setzt. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das selzl überhaupt nichts vo- 
raus!) 

Sie muss endlich auf die 20 Abgeordneten der kurdi- 
schen Partei DTP zugehen; denn die DTP könnte eine 
Vermittlerrolle spielen. Doch was erleben wir? Das Ge- 
genteil! Die DTP wird verfolgt, weil sie sich für die Frei- 
lassung der acht verschleppten Soldaten eingesetzt hat. 
Vizepremierminister Üi9ek bezeichnete dies als „Propa- 
ganda für die Terroristen“. Schlimmer noch: Justizminis- 
ter Sahin erklärte, er könne sich nicht über die Freilas- 
sung der acht verschleppten Soldaten freuen. Die 
türkische Tageszeitung Hürriyet nannte es eine Schande, 
dass sich die acht Soldaten nicht haben totschießen las- 
sen. Nein, es ist eine Schande, wie Medien bereitwillig 
die Menschen aufstacheln, um das Land auf einen mög- 
lichen Krieg einzustimmen. Diese Hasspropaganda ver- 
giftet das Klima. 

Aber: Mehrere Zehntausend Türken und Kurden ha- 
ben bereits in Ankara und anderen Städten für den Frie- 
den demonstriert. Noch übertönt das Kriegsgeschrei 
diese Stimmen. Es kommt darauf an, dass wir diese 
Stimmen des Friedens in Deutschland unterstützen. Wa- 
rum hat Frau Merkel beim Besuch des US-Präsidenten 
nicht klar gesagt, dass die US-amerikanische Hilfe bei 
der Bombardierung von kurdischen Stellungen keine Lö- 
sung ist? 

^ Ich sage von hier aus an die Adresse von Herrn Erdogan: 
Stoppen Sie die Kriegsvorbereitungen! Seit 23 Jahren 
versucht die türkische Regierung, den Kurdenkonflikt 
rein militärisch zu lösen. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das slimml doch gar nicht!) 

37 000 Menschen verloren dabei ihr Leben. Es ist 
höchste Zeit, dem Morden auf beiden Seiten ein Ende zu 
setzen. Ohne ein gleichberechtigtes Miteinander wird es 
keinen dauerhaften Frieden zwischen Kurden und Tür- 
ken in der Türkei geben. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit 
(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Der Kollege Ruprecht Polenz spricht jetzt für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

Ruprecht Polenz (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir debattieren über einen Antrag der Fraktion Die 
Linke. Dabei bedarf es zunächst einmal einer Klarstel- 
lung: Der Antrag verklärt die Rolle der PKK. Das ist das 
Allerletzte, was einer Lösung des Konflikts dient. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 


Ihre Formulierung, man solle die PKK auffordem, „vom 
bewaffneten Kampf Abstand zu nehmen“, passt in die- 
sen Jargon. Sie sprechen zwar davon, dass dieser Kampf 
„auch Opfer in der Zivilbevölkerung“ fordere, unter- 
schlagen aber, dass die PKK zu Recht sowohl in 
Deutschland als auch in Europa als eine terroristische 
Organisation eingestuft wird. Deshalb ist es falsch, wenn 
Sie in Ihrem SlalemenI sagen, das Abslandnehmen vom 
bewaffnelen Kampf selze voraus, dass dieses oder jenes 
geschehe. Nein, es selzl gar nichts voraus! Die PKK soll 
endlich mit ihren terroristischen Aktivitäten aufhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das isl eine Vorbedingung für alles Weitere, das im poli- 
tischen Prozess erfolgen kann. 

(Hüseyin-Kenan Aydin [DIE LINKE]: Wenn 
Sie genau zugehört hätten, dann habe ich ge- 
nau das gesagt!) 

- Nein, das haben Sie so nicht gesagt. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an Abg. Hüseyin-Kenan Aydin 
[DIE LINKE] gewandt: Das haben Sie nicht 
gesagt!) 

Die PKK agiert auch in Deutschland mit kriminellen 
Methoden, etwa beim Geldeintreiben. Sie destabilisiert, 
wie Sie etwa den Aussagen von Talabani entnehmen 
können, den Nordirak. 

Wenn man sich die Schönrederei der terroristischen 
Organisation PKK in Ihrem Anirag anschaul und sich 
dann an den Terrorismusvorwurf erinnert, den Ihr Frak- 
tionsvorsilzender gegenüber der NATO erhoben hal, 
dann muss man schon feslslellen, dass Ihnen bei der 
Frage des Terrorismus die Maßsiäbe völlig durcheinan- 
dergeraten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zu- 
rufe von der CDU/CSU und der FDP: Nicht 
nur dort! - Hüseyin-Kenan Aydin [DIE 
LINKE]: Die Frage isl doch, wessen Ergebnis 
die PKK isl, Herr Polenz!) 

Natürlich ist die türkische Regierung durch die An- 
schläge der PKK unter großen Druck geraten. Über 
100 Tote werden beklagt; Teile der Armee nutzen die 
Empörung darüber gegenüber der türkischen Regierung 
aus. 

Lassen Sie auch mich eine Anmerkung zu der Diskus- 
sion um die acht gefangenen Soldaten machen: Es hat 
mich schon sehr verwundert, dass die türkische Regie- 
rung hier zu erkennen gegeben hat, ihr wäre es fast lieber 
gewesen, diese Soldaten wären gefallen. Die Türkei ist 
ein NATO-Partner. Ich erwarle von NATO-Partnern, 
dass sie die Werte, die unserem Bündnis zugrunde lie- 
gen, auch in Äußerungen zum Umgang mit eigenen Sol- 
daten zu erkennen geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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(A) Ich sehe auch, dass es in der Türkei eine nationalisti- 
sche Aufwallung gibt, die von der MHP und von Teilen 
der Medien gesteuert wird. Das macht die Sache in der 
Tat brisant. Natürlich stimme ich der These zu, dass die 
Kurdenfrage nur politisch gelöst werden kann. Dazu ge- 
hört sicherlich auf der einen Seite, dass der Nordirak 
jetzt alles unternimmt, damit die Strategie der PKK nicht 
aufgeht, die am besten in einer Karikatur zusammenge- 
fasst ist, die in einer Zeitung erschienen ist: Ein türki- 
scher Panzer wird an einem Seil in den Nordirak gezo- 
gen; an dem Seil ziehen die PKK-Kämpfer. Denn es ist 
ihr Interesse, dass ein militärischer Angriff der Türkei 
im Nordirak vorgenommen wird. Damit will die PKK 
verloren gegangenes politisches Terrain wettmachen, 
denn die AKP, die jetzige Regierungspartei, hatte bei den 
Wahlen gerade auch in den Kurdengebieten Erfolg. Man 
versucht jetzt, auf diese Weise verloren gegangene poli- 
tische Bedeutung zurückzugewinnen. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: So ist es!) 

Auf dieses Spiel sollte die türkische Regierung nicht he- 
reinfallen. Sie sollte eine Strategie verfolgen, die darauf 
abzielt, einerseits eine effektive Terrorbekämpfung zu 
gewährleisten, aber andererseits nie aus dem Auge zu 
verlieren, dass es darauf ankommt, die kurdische Bevöl- 
kerung weiter von der PKK zu trennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

(B) Das erreicht man am besten dadurch, dass man eben 
nicht in den Nordirak einmarschiert; denn das würde der 
PKK zweifellos neue Rekrutierungsmöglichkeiten eröff- 
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will die Gelegenheit nutzen, um auf den EU-Fort- 
schrittsbericht zu verweisen, der der Türkei erneut gra- 
vierende Versäumnisse bei der Integration und bei der 
Lösung des Kurdenproblems ins Stammbuch schreibt. 

Natürlich - was heißt „natürlich“? - hat die Türkei 
nach wie vor ihren Minderheitenbegriff nicht verändert. 
Er bleibt ein religiöser Minderheitenbegriff. Aber selbst 
das sollte - wie die EU richtig ausführt - nicht davon ab- 
halten, Sprache, Kultur, Organisations-, Meinungs- und 
Religionsfreiheit sowie eine effektive Teilhabe aller Bür- 
ger in öffentlichen Angelegenheiten zu gewährleisten. 

Es war auch bedenklich, dass der Hohe Kommissar 
für Nationale Minderheiten der OSZE bei seinem letzten 
Besuch in Ankara keine Erlaubnis erhalten hat, in den 
Südosten der Türkei zu reisen. 

(Zuruf des Abg. Hüseyin-Kenan Aydin [DIE 
LINKE]) 

- Lieber Kollege, ich zeige Ihnen ja nur, dass wir uns 
beide Seiten kritisch anschauen, dass uns aber dabei 
nicht die Maßstäbe verloren gehen, wie das bei Ihnen of- 
fensichtlich der Fall ist. 


(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Hüseyin- 
Kenan Aydin [DIE LINKE]: Das ist bei uns 
ebenfalls nicht der Fall, wenn Sie zugehört ha- 
ben!) 

- Nein, das war bei Ihnen schon der Fall. 

Es gibt Fortschritte bei der Pflege des Kurdischen in 
Radio- und Fernsehprogrammen; allerdings ist die rigide 
Sprachpolitik der türkischen Regierung im Kern unver- 
ändert. Es gibt nach wie vor keine Möglichkeit, im öf- 
fentlichen oder privaten Schul- oder Erziehungssystem 
Kurdisch zu lernen. Auch im öffentlichen Bereich ist 
jede andere Sprache als die Türkische als illegal angese- 
hen. 

Natürlich bleibt die Situation im Südosten der Türkei 
ökonomisch und politisch schwierig, vor allen Dingen 
deshalb, weil es kaum politische Initiativen gibt, um die 
Kluft zwischen dem Südosten der Türkei und dem Rest 
des Landes zu schließen. 

Man muss auch darauf hinweisen, dass der berüch- 
tigte § 301 des türkischen Strafgesetzbuches auch bei 
gewaltfreien politischen Meinungsäußerungen etwa zum 
Kurdenproblem angewandt wird. Umso wichtiger ist es, 
dass dieser Paragraf jetzt endlich aus dem türkischen 
Strafgesetzbuch verschwindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Lösungsansätze liegen, wenn man diese Mängel- 
liste beschreibt, auf der Hand: sprachliche und kulturelle 
Freiheiten, mehr kommunale Selbstverwaltung, wirt- 
schaftliche und soziale Programme zur Entwicklung des 
Südostens - das ist das, was eigentlich passieren muss. 
Ich hoffe, dass die AKP-Regierung hierzu die Kraft fin- 
det. Gerade diese Regierung hat vielleicht erstmals die 
Chance, diesen Aussöhnungsprozess tatsächlich einzu- 
leiten. Sie spielt eine hervorragende Rolle im Nahostpro- 
zess. Der Besuch von Abbas und Peres gerade im Parla- 
ment in Ankara ist dafür ein Beleg. Die Türkei spielt 
eine wichtige Rolle in Afghanistan, und sie ist - das will 
ich hier hinzufügen - ein notwendiger Bestandteil jeder 
Iran- Strategie, die wir verfolgen wollen. 

(Beifall der Abg. Uta Zapf [SPD] sowie des 
Abg. Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

Von daher ist - das möchte ich hier an die Adresse 
wessen auch immer sagen - die Europaorientierung der 
Türkei in beiderseitigem Interesse, im Interesse der Tür- 
kei und in unserem Interesse. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der FDP und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie hat eine Schlüsselrolle für die Energiefragen Eu- 
ropas inne, und deshalb muss es uns darum gehen, die 
Türkei so nah wie möglich an Europa heranzuführen, 
was immer dann das Ende dieses Prozesses sein mag. 

Eine letzte Bemerkung anlässlich der Vorkommnisse, 
die wir in Deutschland erlebt haben, als es in der Türkei 
im Zusammenhang mit diesen Fragen sehr hoch herging. 
Es gibt überhaupt keine, nicht die geringste Legitimation 
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(A) für in Deutschland lebende Türkischstämmige oder Kur- 
dischstämmige - oder wie immer man sich definiert 
diesen Krieg sozusagen als Stellvertreterkrieg in 
Deutschland zu führen - nicht die geringste! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Das Grundgesetz garantiert hier ein friedliches Zu- 
sammenleben aller Menschen, egal woher sie kommen 
und wie sie sich sonst noch definieren mögen. Im Übri- 
gen haben wir während der Kriege im ehemaligen Jugo- 
slawien gesehen, dass es für die Kroaten, für die Serben 
und für die Bosniaken in Deutschland möglich war, hier 
friedlich zusammenzuleben, obwohl ihre ethnischen 
Brüder und Schwestern im Gebiet des ehemaligen Ju- 
goslawien im Krieg gegeneinander gestanden haben. Ich 
erwarte, dass es keine Gesinnungsrabatte auf Straftaten 
gibt und dass der Rechtsstaat mit aller gebotenen Härte 
auch gegen Anwandlungen, den Konflikt aus dem Süd- 
osten der Türkei auf die deutschen Straßen zu bringen, 
vorgeht und wir uns dagegen zur Wehr setzen, dass wir 
aber die türkische Regierung bei ihrem Bemühen unter- 
stützen, zu einem friedlichen Ausgleich, zu einem Aus- 
söhnungsprozess, mit den Kurden zu kommen. Das ist 
die Lösung, ln diesem Sinne werden wir uns politisch 
auch weiter verhalten. Der Entschließungsantrag der 
Fraktion der Linken ist keine geeignete Basis dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Jetzt kommt der Kollege Dr. Werner Hoyer für die 
FDP-Fraktion zu Wort. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube nicht, dass es einen einzigen Kollegen oder 
eine einzige Kollegin hier im Hohen Hause gibt, der 
bzw. die einem Einmarsch der Amerikaner in den Nor- 
den des Irak das Wort reden würde. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN]: Der Türken! Die Amerikaner sind 

schon da!) 

- Entschuldigung, der Türken. Das war ein Freud’scher 
Versprecher. Danke für den Hinweis. Es geht darum, 
dass nicht auch noch die Türken dort einmarschieren. 
Das andere war schlimm genug. - 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die Debatte hat jetzt ein bisschen Schieflage bekom- 
men durch das, was der Kollege von den Kommunisten 
hier eben gesagt hat. Ich finde, es ist ziemlich abenteuer- 
lich, zu sagen: Wir fordern die PKK auf, die Waffen nie- 
derzulegen, 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und das setzt voraus!) 

aber die Voraussetzung dafür ist, dass die Türken ihrer- 
seits dieses und jenes machen. 


(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist unglaublich!) 

Diese Konditionierung kann ich nicht akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erwarte, dass die PKK die Waffen ohne Bedingung 
niederlegt und sie liegen lässt. - Ich glaube, der Kollege 
möchte eine Frage stellen. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Und Sie möchten diese zulassen? 

Dr. Werner Hoyer (FDP): 

Ja klar, ich habe sonst zu wenig Redezeit. 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Bitte schön. 

Hüseyin-Kenan Aydin (DIE LINKE): 

Herr Kollege Hoyer, nehmen Sie zur Kenntnis, dass 
die türkische Regierung seit mehr als 23 Jahren die Kur- 
denfrage in der Türkei nur mit repressiven, militärischen 
Mitteln angegangen ist? 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Stimmt doch gar nicht! - Uta 
Zapf [SPD]: Das waren frühere Regierungen! 

Aber heute doch nicht!) 

- Das tut sie weiterhin, ganz aktuell. Ich weiß, wovon 
ich spreche. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ich auch!) 

Solange der türkische Staat die kurdische Minderheit 
wie bisher ignoriert und keine politischen Schritte einlei- 
tet, wird die PKK nicht von der Bildfiäche verschwin- 
den. Das ist das Ergebnis der türkischen Politik. Die 
PKK ist ein Erzeugnis dieser Politik. 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Dr. Werner Hoyer (FDP): 

Herr Kollege, ich bin wie wahrscheinlich sehr viele 
hier im Hause keineswegs unkritisch, was die Haltung 
verschiedener türkischer Regierungen gegenüber den 
Kurden gerade in der Vergangenheit angeht. Aber ich 
muss schon feststellen, dass sich in den letzten Jahren ei- 
niges verändert hat. 

(Beifall der Abg. Uta Zapf [SPD] - Ruprecht 
Polenz [CDU/CSU]: So ist es! - Claudia Roth 
[Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Natürlich hat sich viel verändert!) 

Es ist nicht weitgehend genug; das füge ich hinzu. Aber 
einfach zu negieren, dass sich von der Verfassungs- und 
Gesetzeslage her einiges zum Besseren verändert hat, 
finde ich unfair. 
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(A) Unabhängig davon, wie der Prozess der Gewährung 
von kultureller und sonstiger Autonomie für die kurdi- 
sche Minderheit in der Türkei weitergeht, ist es doch 
völlig unakzeptabel, dass ein Teil einer Minderheit zu 
den Waffen greift, um seine Ansprüche durchzusetzen, 
und diese Waffen auch noch außerhalb der Türkei ein- 
setzt. Das ist ein völlig inakzeptabler Vorgang. Sie müss- 
ten Ihre Position klarstellen. Lesen Sie im Protokoll 
nach, was Sie vorhin gesagt haben. Das war kein 
Freud’scher Versprecher wie bei mir mit Amerikanern 
und Türken; Sie haben den Verzicht der PKK auf den 
Gebrauch von Waffen an bestimmte Verhaltensweisen 
der türkischen Regierung gebunden. Das kann ich nicht 
akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP - Hüseyin-Kenan Aydin 
[DIE LINKE]: Ich habe aber auch daraufhin- 
gewiesen, dass wir gegen Terror sind, und 
zwar zu Beginn meiner Ausführungen!) 

Wir teilen mit der Türkei und vielen anderen Staaten 
in der Region das Interesse, dass die territoriale Integri- 
tät des Irak gewahrt wird. Das Problem ist aber doch, 
dass die Gefahr für die territoriale Integrität des Irak ge- 
genwärtig nicht in erster Linie von der Türkei ausgeht, 
sondern von der PKK. Diese Dinge darf man nicht ver- 
mischen. Mit der Türkei steht ein Verbündeter der Bun- 
desrepublik Deutschland vor der Situation, terroristi- 
schen Übergriffen ausgesetzt zu sein, die von dem 
Territorium eines anderen Staates ihren Ausgang neh- 
men; das dürfen wir nicht übersehen. 

Wir stehen im Übrigen vor der Gefahr, dass die PKK 

(B) ihre Aktivitäten auch hier in Deutschland forcieren wird. 
Die Innenbehörden könnten uns wahrscheinlich, Herr 
Staatssekretär Altmaier, einiges Beunruhigendes dazu 
mitteilen. Die Vorgänge, die in verschiedenen deutschen 
und anderen europäischen Städten in den letzten Wochen 
stattgefunden haben, sprechen eine klare Sprache. 

Ich schließe mich dem Wunsch des Kollegen Polenz 
an, die Aktivitäten der PKK und den Charakter dieser 
Organisation nicht zu verklären. Ich wehre mich auch 
dagegen, die Umkehrung dessen vorzunehmen, was Sie 
uns vorwerfen, Herr Kollege Aydin. Sie haben gesagl, 
wir selzlen die Kurden mit der PKK gleich. 

(Hüseyin-Kenan Aydin [DIE LINKE]: Das 
habe ich nichl gemeint! - Gegenruf der Abg. 

Uta Zapf [SPD]: Das haben Sie aber gesagt!) 

- Dieser Vorwurf wäre vollkommen unbegründet. Sie 
haben das im Übrigen vorhin so gesagt. 

Umgekehrt kann man natürlich auch nicht sagen, dass 
das, was die PKK tut, durch die Interessen der Kurden in 
der Türkei, im Irak oder in anderen Gebieten, in denen 
sie leben, zu legilimieren ist Es isl interessant - Herr 
Polenz hat darauf hingewiesen -, dass die AKP in Ge- 
bieten mit kurdischer Bevölkerungsmehrheit erstaunlich 
erfolgreich ist - die Wahlergebnisse weisen daraufhin - 
und dass die Sympathie für die PKK in den sogenannten 
Migrationsstädten im Westen der Türkei und in vielen 
europäischen Städten größer ist als in der Ost-Türkei. 
Das ist ein Fakt, den man nachweisen kann. Das sollte 
einem zu denken geben. 


Wir reden hier nicht allgemein über die Rolle der Kur- (C) 
den in der Türkei, sondern über einen möglichen Ein- 
marsch der Türkei in den Irak. Daher möchte ich gerne 
jenseils des Aspekts der Verklärung anmerken, dass ich 
dagegen bin, diese aktuelle Frage mit dem Thema einer 
möglichen EU-Mitgliedschaft der Türkei in Verbindung 
zu bringen. Wenn man das miteinander vermischt, führt 
das zu einer unguten Diskussion in Deutschland. 

Die Türkei hat nach meiner Auffassung einen berech- 
tigten Anspruch darauf, dass ihre Partner und Verbünde- 
ten in Europa sie bei der Auseinandersetzung mit der 
PKK unterstützen. Die Türkei ist gut beraten, das Pro- 
blem dadurch zu entschärfen, dass sie weiter auf die kur- 
dische Minderheit zugeht. Ich finde, es sind beachtliche 
erste Schritte gemacht worden. Die Implementierung 
dessen, was im Gesetzestext steht, mag manchmal zu 
wünschen übrig lassen; aber es ist viel geleistet worden. 

Es ist nicht Aufgabe des Deutschen Bundestages, vorzu- 
geben, ob der nächste Schritt in einer Verfassungsrevi- 
sion bestehen sollte oder ob im Rahmen der geltenden 
Verfassung ein Fortschritt bei der Integration der Kurden 
erzielt werden sollte. 

Jenseits der Frage, was für unsere innere Sicherheit 
aus diesem Konflikt resultiert - ich komme aus einer 
Stadt, die von der Auseinandersetzung zwischen kurdi- 
schen Türken und türkischen Türken sehr stark geprägt 
ist -, muss die Frage angesprochen werden, inwiefern 
die Bundesrepublik Deutschland an den Waffenlieferun- 
gen an die PKK beteiligt ist. Hierzu liegen beunruhi- 
gende Daten vor. Im Juni dieses Jahres hal Die Welt be- 
richlel, dass 60 ProzenI der von der türkischen 
Gendarmerie bei der PKK beschlagnahmten Landminen ^ ' 
aus Italien stammen und immerhin 6 Prozent aus 
Deutschland. Das sind, wenn man das hochrechnet, 

1 000 Stück. Hinzu kommt, dass 8 Prozent der beschlag- 
nahmten Handgranaten deutscher Produktion entsprin- 
gen sollen. Das sind ziemlich beunruhigende Fakten. Ich 
bitte die Bundesregierung, uns über die Fakten aufzuklä- 
ren und uns zu berichten, was man gegen diesen auch im 
Hinblick auf das deutsch-türkische Verhältnis unerträgli- 
chen Zustand zu tun gedenkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich glaube, 
dass die Debatte über die Zukunft der Kurden in der Tür- 
kei wichtig ist - dies ist alle Anstrengungen wert -, aber 
die Art und Weise, wie diese Diskussion heute in Schief- 
lage geraten ist, finde ich nicht angemessen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Die Kollegin Uta Zapf hat jetzt das Wort für die SPD- 
Fraktion. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Uta Zapf (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 

Ich brauche das, was hier gesagl wurde, nicht noch ein- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13201 


Uta Zapf 

(A) mal zu betonen: Wir alle sind beunruhigt darüber, dass 
mit einem Einmarsch gedroht wird. Wir sind beunruhigt 
darüber, dass 100 000 Soldaten an der irakischen Grenze 
stehen. Es wird auch von bis zu 250 000 Soldaten ge- 
sprochen; die Zahlen, die in diesem Zusammenhang ge- 
nannt werden, schwanken dauernd. Wir sind beunruhigt 
darüber, dass die türkische Nationalversammlung dieses 
militärische Vorgehen am 17. Oktober autorisiert hat. 

Ich glaube, wir müssen den politischen Hintergrund 
beleuchten, vor dem es zu dieser Eskalation kam, die sich 
über mehrere Monate, vielleicht sogar Jahre hingezogen 
hat. Man muss genau hinschauen. Es handelt sich hier um 
einen Machtkampf in der Türkei. Es geht darum, die Re- 
formpolitik von Erdogan und seiner Regierung gegen die 
alten Strukturen zu verteidigen. Es geht um Privilegien 
des Militärs und des Beamtentums, die angegriffen wer- 
den. Gleichzeitig sind viele Menschen verunsichert, weil 
die Regierung verdächtigt wird, die Säkularisierung des 
Staates schleichend durch eine Islamisierungspolitik un- 
terlaufen zu wollen. Wenn wir in die Türkei kommen und 
dort mit den Kolleginnen und Kollegen der Parteien spre- 
chen, die immer noch an diesem kemalistischen Hinter- 
grund festhalten, hören wir genau diese Argumente. Sie 
sind ein bisschen taub gegenüber der Tatsache, dass diese 
Regierung etwas geschafft hat, was bisher keine Regie- 
rung zuvor geschafft hat, nämlich endlich die Europäisie- 
rung wahr zu machen und Reformen einzuleiten. 

Es wurde heute schon gesagt: Nein, wir sind nicht zu- 
frieden. In diesem Zusammenhang ist auch der Fort- 
schrittsbericht genannt worden. Niemand kann mit dem 

(B) Fortschrittsbericht zufrieden sein, schon gar nicht derje- 
nige, der öfter in die Türkei reist und sieht, dass die Re- 
formen stagnieren. Ich selber habe das erlebt. Wir haben 
vor ungefähr zwei Jahren in der Türkei mit Vertretern 
des Menschenrechtsvereins gesprochen, die uns gesagt 
haben, dass es wunderbare Fortschritte gegeben habe, 
dass sie ganz zufrieden seien, dass sozusagen etwas aus- 
gelöst worden sei. Beim nächsten Mal hatte bereits die 
erwähnte Stagnation stattgefunden, und es wurden wie- 
der Klagen über Menschenrechtsverletzungen und über 
die „alte Politik“ erhoben. 

Die Menschen in der Türkei haben doch durch die 
Wahlen am 22. Juli gezeigt, dass sie den bewaffneten 
Kampf der PKK satt haben. Es ist schon darauf hinge- 
wiesen worden, dass die AKP in den kurdischen Gebie- 
ten einen höheren Zuspruch bekommen hat als die kurdi- 
schen Parteien. Ihr gutes Wahlergebnis in der gesamten 
Türkei hat gezeigt, dass man diese Reformpolitik 
wünscht und akzeptiert. 

Ich halte das, was von Vorrednern bereits gesagt 
wurde, durchaus für richtig: Die PKK benutzt die Situa- 
tion des politischen Machtkampfes in der Türkei, um mit 
ihren Provokationen eine rückwärtsgewandte Politik an- 
zustacheln. Es ist sehr traurig, dass viele türkische Me- 
dien dieses Spiel mitmachen und die nationalistische 
Rhetorik weitertreiben. Mich als Sozialdemokratin 
macht es überaus traurig, dass die CHP in genau das- 
selbe Hom bläst. Das tut mir weh; denn es ist meine 
Schwesterpartei in der Türkei. Aber wir sind im Moment 


im Umgang miteinander sprachlos, weil es dort keinen (C) 
Weg gibt. 

Der Anschlag vom 21. Oktober in Hakkari mit zwölf 
Toten und acht Verschleppten ist ganz eindeutig eine sol- 
che Provokation gewesen. Die PKK muss begreifen, 
dass sie mit ihren Anschlägen aufhören muss. Allein in 
diesem Jahr waren es mehr als 100 Anschläge, und zwar 
in der gesamten Türkei. Das ist keine Harmlosigkeit, lie- 
ber Herr Aydin. 

(Hüseyin-Kenan Aydin [DIE LINKE]: Ich 
wollte das auch nicht verharmlosen!) 

- Ja, aber Sie hätten das vielleicht einmal anführen kön- 
nen. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Diese Situation löst nicht nur bei uns Besorgnis aus, 
sondern auch im kurdischen Teil des Irak, da die türki- 
sche Regierung jetzt alle Schuld auf die Kurden im Irak 
projiziert, indem sie sagt, dass sie die PKK nicht ausrei- 
chend bekämpfen. Das haben sie in der Vergangenheit 
vielleicht nicht getan, aber ich erinnere daran, dass die 
PKK mit etwa 3 500 bis 3 800 Personen - die Zahlen 
schwanken - in einer Ecke des Irak sitzt, die ziemlich 
weit von der türkischen Grenze entfernt ist. Dort gibt es 
durchaus ein gewisses Monitoring durch die kurdische 
Administration und durch die USA. Leider ist dort aber 
zu beobachten, dass eine Instrumentalisierung dieser 
„Kämpfer“ gegenüber dem Iran stattfindet, was im Übri- 
gen von den USA unterstützt wird. Ich bin der Meinung, 
wir sollten deutlich darauf hinweisen, dass dies die 
Situation insgesamt destabilisiert. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wies- 
loch] [SPD]) 

Ein weiteres Argument: Die Türkei hat 1 500 Solda- 
ten im Nordirak stehen; das geht auf ein altes Abkom- 
men mit Saddam Hussein zurück. Später waren sie dort 
als Friedensmonitoring-Truppen. Mittlerweile sind sie 
gebeten worden, sich aus dem Irak zurückzuziehen; das 
haben sie nicht gemacht. 

Wir beobachten auch, dass die türkischen Truppen in 
schöner Regelmäßigkeit kurdische Dörfer im Nordirak 
bombardieren. Die nordirakischen Kurden selber haben 
mir in den letzten Gesprächen, die wir geführt haben, er- 
klärt, dass sie das um Gottes willen nicht an die große 
Glocke hängen möchten, weil sie keine Destabilisierung 
der Region wollen. Die irakischen Kurden wären von ei- 
ner Destabilisierung natürlich am meisten betroffen, im 
Übrigen auch der Irak insgesamt. Heute war in der Zeit 
zu lesen, dass sich die Situation verbessert hat. Das ist 
etwas, das wir gar nicht wahmehmen, vielleicht auch 
nicht wahrzunehmen bereit sind. 

Ich möchte noch auf Folgendes eingeh en: Vor zwei 
Tagen hat die Istanbuler Konferenz stattgefunden. 
Talabani hat anlässlich dieser Konferenz zwischen den 
USA, der Türkei und dem Irak erklärt, dass der Konflikt 
wohl einer Lösung zugeführt würde, und zwar einer 
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Uta Zapf 

(A) friedlichen Lösung. Das ist etwas, was wir sehr unter- 
stützen sollten. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so- 
wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich denke auch, dass wir das Überschwappen eines 
solchen Konfliktes auf unser Land nicht akzeptieren 
sollten. Seit ich im Deutschen Bundestag bin, seit 1990, 
mache ich Türkei- und Kurdenpolitik. Ich habe in dieser 
ganzen Zeit engen Kontakt zu den kurdischen Organisa- 
tionen gehabt. Ich habe den Transformationsprozess der 
demokratischen kurdischen Organisationen hier miter- 
lebt. Ich habe mich mit ihnen in der Vergangenheit da- 
rüber gestritten, wie man mit der Türkei umgeht. Ich 
habe immer gesagt: Wir müssen die Türkei in ihrem Re- 
formprozess unterstützen - das heißt, wir müssen diesen 
Prozess überhaupt erst einmal anstoßen es hat keinen 
Sinn, dort mit Sanktionen vorzugehen. Vor etlichen Jah- 
ren haben diese kurdischen Organisationen zu mir ge- 
sagt: Uta, du hast recht. Es geht darum, die Türkei in 
Europa zu integrieren, ihr diese Perspektive zu geben; 
dann wird es auch zu Reformen kommen. 

Ich stimme mit meinen beiden Vorrednern voll über- 
ein, die die Unterstützung des Reformprozesses gefor- 
dert haben. Wir müssen jetzt verhindern, dass Organisa- 
tionen wie die Grauen Wölfe und möglicherweise 
militante Organisationen der PKK hier wieder Konflikte 
anstacheln. Das nützt niemandem. Das nützt nicht uns, 
das nützt nicht Europa, das nützt nicht der Türkei, das 
nützt auch nicht der gesamten Region. 

(B) 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wiesloch] 
[SPD]) 

Deshalb sollten wir alle Anstrengungen unternehmen, 
einen friedlichen Prozess zu unterstützen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Für Bündnis 90/Die Grünen spricht jetzt Claudia 
Roth. 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD] - Dr. Carl- 
Christian Dressei [SPD], an Abg. Jörg Tauss 
[SPD] gewandt: Das ist der Name, nicht die 
Partei!) 

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Das war ja Beifall von unerwarteter Seite. 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol- 
legen! Die anhaltenden Kämpfe zwischen der PKK und 
der türkischen Armee machen sehr deutlich, dass die 
Krise keineswegs vorbei ist. Sie zeigen, dass die dro- 
hende militärische Intervention nicht abgewandt ist. Ein 
solcher Einmarsch aber wäre verhängnisvoll, weil er in- 
nerhalb der Türkei eine gewalttätige Re-Ethnisierung 
und eine Konfrontation befördern würde, bei der plötz- 


lich wieder von enormer Bedeutung wäre, ob der eine (C) 
Türke und der andere Kurde ist. Eine Folge wäre, dass 
sich die Spirale der Gewalt in der türkischen Innenpoli- 
tik weiter drehen würde. Ein Einmarsch wäre verhäng- 
nisvoll, weil der einzige relativ stabile, relativ sichere 
Teil des Iraks - das ist nun einmal der Nordirak - da- 
durch destabilisiert würde, mit nicht absehbaren, sehr 
gefährlichen Folgen für eine ganze, sehr fragile Region. 

Er wäre verhängnisvoll und gefährlich in den Auswir- 
kungen auf das Verhältnis EU/Türkei. Gerade wenn man 
die Rechte der Kurden stärken will, ist dieses Verhältnis 
wichtig; denn der Weg der Türkei nach Europa führt 
über Diyarbakir. Eines der Kopenhagener Kriterien um- 
fasst gerade die kurdische Frage und die Rechte der Kur- 
den in der Türkei. 

Uta Zapf hat recht; man muss die Gründe für diesen 
Konflikt benennen. Lieber Herr Aydin, das haben Sie 
nicht getan. Zum einen gibt es die große Konfrontation 
zwischen den Kräften der alten Türkei, den Nationalis- 
ten, den Chauvinisten, den Militaristen, der CHP, der 
MHP und der Armee auf der einen Seite und der mit ei- 
nem sehr umfangreichen Reformprogramm angetretenen 
pro-europäischen AKP auf der anderen Seite. Es ist 
wichtig, festzustellen, dass die AKP, die Regierungspar- 
tei und die Partei des Staatspräsidenten Gül, erdrutschar- 
tige Erfolge gerade in den kurdischen Gebieten erzielt 
hat. Das macht deutlich, welche Erwartungen die Men- 
schen dort haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum anderen - ich hätte erwartet, dass Sie diese Gründe 
klar benennen - setzen die Anschläge der PKK, die unter 
der Zivilbevölkerung viele Opfer gefordert haben und (B) 
bei denen in den letzten Wochen über 100 Soldaten getö- 
tet wurden, die Regierung massiv unter Zugzwang. Die- 
ser Druck verstärkt sich täglich in der Öffentlichkeit zu 
einem großen propagandistischen Sturm. 

Auch ich bin über Äußerungen von Regierungsmit- 
gliedem nach der Freilassung von acht türkischen Solda- 
ten, die positiv zu bewerten ist, erschrocken. Die türki- 
sche Regierung darf nicht in diese Falle gehen und von 
dieser Welle aus Nationalismus und Chauvinismus be- 
einflusst werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Für meine Fraktion sage ich klar und deutlich: Das 
Agieren der PKK ist durch nichts, aber auch durch gar 
nichts zu rechtfertigen. Ein Waffenstillstand kann nicht 
an Vorbedingungen geknüpft werden. Das muss klar 
sein. Ich hoffe, dass das Konsens in diesem Hause ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Die Kurden brauchen keine Gewalt, keine Bomben und 
keinen Krieg. Sie brauchen endlich Frieden und ein 
Recht auf Zukunft. Genau das fordere ich von der türki- 
schen Regierung ein. Es darf kein Säbelrasseln und kein 
Setzen auf eine militärische Lösung, die keine Lösung 
sein kann, geben. Man muss mit Besonnenheit reagieren; 
es ist legitim, wenn eine Regierung versucht, mit Beson- 
nenheit terroristische Mordanschläge zu verhindern. 
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Claudia Roth (Augsburg) 

(A) Ich fordere von der türkischen Regierung und von der 
türkischen Politik ein, dass der Demokratisierungspro- 
zess fortgesetzt wird und dass endlich konkrete Reform- 
schritte zur Anerkennung der legitimen Rechte der Kur- 
den und zur Anerkennung der kurdischen Realität 
hinsichtlich der Sprache, der Bildung und der Medien 
unternommen werden. Diese sehr zerstörte und unterent- 
wickelte Region, die viele Jahre unter einem schmutzi- 
gen Krieg gelitten hat, muss wiederaufgebaut werden. 

Ich fordere von der türkischen Regierung und von der 
türkischen Politik ein, dass es keine Kriminalisierung 
der kurdischen Partei, der DTP, gibt. Ich fordere einen 
Aussöhnungsprozess, mit dem Parlamentarier wie 
Ahmed Türk und Akin Birdal als Brückenbauer in die- 
sen Prozess konstruktiv einbezogen werden. Ich fordere, 
dass es umfassende Gespräche der türkischen Regierung 
mit der irakischen Regierung und der kurdischen Regio- 
nalverwaltung gibt. 

Ich fordere aber auch die kurdischen Verantwortli- 
chen im Irak auf, nicht länger, wie bisher, die Augen vor 
Gewaltaktionen zu verschließen, sondern ihnen tatsäch- 
lich etwas entgegenzusetzen. 

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen [Wiesloch] 
[SPD]) 

Ich fordere außerdem die USA auf, die ganz offensichtli- 
che Unterstützung für den iranischen PKK-Ableger, die 
PJAK, einzustellen. Auch das bedeutet verantwortungs- 
volle Politik. 


(B) 


(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen. 


Ciaudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Ja, ich komme zum Ende. 

Was dringend gebraucht wird, ist ein politischer Pro- 
zess zwischen der Türkei und dem Nordirak. Liebe Kol- 
leginnen und Kollegen, ich muss Ihnen sagen, dass ich 
die völlige Abwesenheit deutscher Politik gerade im 
Nordirak - keine konsularische Vertretung, keine Unter- 
stützung beim wirtschaftlichen Aufbau und bei Entwick- 
lungsprojekten zum kulturellen Aufbau, keine Unterstüt- 
zung von Tausenden von Flüchtlingen - nicht verstehe. 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin! 

Ciaudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Da wäre eine Stabilisierungsmaßnahme angesagt. Auf 
jeden Fall wäre das glaubwürdiger als eine Politik, wie 
sie jetzt schon wieder zu hören war. Sie benutzt diese 
schwere Krise dazu, die grandsätzliche Ablehnung ge- 
genüber der Türkei zu begründen. 


Ciaudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- (C) 
NEN): 

Das unterstützt nicht die Reformkräfte und die demo- 
kratischen Kräfte. Eine relativierende Haltung zur Ge- 
walt der PPK dient den Kurden ganz sicher am allerwe- 
nigsten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 16/7039 mit dem 
Titel „Einmarsch der Türkei in den Irak verhindern“. 

Es liegt eine Erklärung zur Abstimmung nach § 31 
unserer Geschäftsordnung des Kollegen Dr. Hakki 
Keskin vor.') 

Wer stimmt für diesen Antrag? - Gegenstimmen? - 
Enthaltungen? - Damit ist der Antrag abgelehnt bei Zu- 
stimmung der Fraktion Die Linke und Gegenstimmen 
des übrigen Hauses. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 19 a und 19 b 
sowie den Zusatzpunkt 4 auf: 

19 a) Zweite Beratung und Schlussabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 26. Juli 
2007 zwischen der Europäischen Union und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die 
Verarbeitung von Fluggastdatensätzen (Pas- (D) 
senger Name Records - PNR) und deren Über- 
mittlung durch die Fluggesellschaften an das 
United States Department of Homeland Secu- 
rity (DHS) (PNR-Abkommen 2007) 

- Drucksache 16/6750 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus- 
schusses (4. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7144 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Beatrix Philipp 
Wolfgang Gunkel 
Emst Burgbacher 
Jan Körte 

Silke Stokar von Neufom 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be- 
richts des Innenausschusses (4. Ausschuss) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Omid 
Nouripour, Silke Stokar von Neufom, Volker 
Beck (Köln), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Europäische Datenschutzstandards bei der 
Weitergabe von Fluggastdaten an die USA 
sicherstellen 


Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 

Frau Kollegin! 


') Anlage 10 
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Emst 
Burgbaeher, Dr. Max Stadler, Gisela Piltz, wei- 
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Stärkung des Daten- und Rechtsschutzes hei 
der Weitergabe von Fluggastdaten an die 
USA 

-Dmeksaehen 16/4445, 16/4577, 16/5929- 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Beatrix Philipp 
Wolfgang Gunkel 
Emst Burgbaeher 
Jan Körte 

Silke Stokar von Neufom 

ZP 4 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regiemng eingebraehten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundespolizeige- 
setzes 

- Dmeksaehen 16/6292, 16/6570(neu) - 

Besehlussempfehlung und Berieht des Innenaus- 
sehusses (4. Aussehuss) 

- Dmeksaehe 16/7148 - 

B erieht erstattung : 

Abgeordnete Ralf Göbel 
Wolfgang Gunkel 
Gisela Piltz 
Petra Pau 

Silke Stokar von Neufom 

Zu dem Entwurf eines Gesetzes der Bundesregiemng 
zum PNR- Abkommen 2007 sowie zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Ändemng des Bundespolizeigesetzes liegt 
je ein Entsehließungsantrag der Fraktion der FDP vor. 

Naeh einer interfraktionellen Verabredung ist für die 
Ausspraehe eine halbe Stunde vorgesehen. - Damit sind 
Sie offensiehtlieh einverstanden. 

Dann eröffne ieh jetzt die Ausspraehe und gebe dem 
Kollegen Parlamentarisehen Staatssekretär Peter Altmaier 
das Wort. 

Peter Altmaier, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mit dem Absehluss des Fluggastdatenabkom- 
mens zwisehen der Europäisehen Union und den USA 
hat die Bundesregiemng eine der sehwierigsten, der an- 
spmehsvollsten, aber aueh der wiehtigsten Aufgaben der 
deutsehen EU-Ratspräsidentsehaft und der transatlanti- 
sehen Partnersehaft erfolgreieh gelöst. 

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Nein! Das ist ein Desaster!) 

Die Aufgabe ist so wiehtig und das Abkommen hat 
deshalb eine so große Bedeutung, weil die Mobilität in 
unserer modernen Gesellsehaft, insbesondere im Bereieh 
des Luftverkehrs, einen überragenden Stellenwert hat. 
Allein vom Flughafen Frankfurt am Main starten jeden 
Tag 145 000 Passagiere, 174 Millionen im Jahr. Zwi- 


sehen Europa und den USA gibt es täglieh 55 000 Flug- (C) 
bewegungen, 20 Millionen jedes Jahr. Diese Zahl, lieber 
Kollege Montag, maeht deutlieh, vor weleh sehwieriger 
Aufgabe wir stehen. Einerseits ist diese Mobilität eine 
Voraussetzung des Funktionierens unserer Gesellsehaft, 
andererseits maeht sie uns anfällig für lerroristisehe An- 
sehläge. Jede Slömng dieser Mobililäl, jeder erfolgrei- 
ehe Ansehlag würde automatiseh dazu führen, dass wir 
weilreiehenden Fordemngen naeh Kontrollen und ver- 
stärkten Sieherheitsmaßnahmen gegenüberstünden. 

Wir sind in der Pflieht, die sensiblen und hoehanfälli- 
gen Verkehrsinfrastrukturen wirksam zu sehützen, ohne 
die Mobilität der Mensehen mehr zu beeinträehtigen, als 
unbedingt notwendig ist. Aus diesem seheinbaren Di- 
lemma hilft uns die moderne Informationsteehnologie, 
indem sie uns die Mögliehkeit gibt, die Mobilität der 
Mensehen zu erhalten, sogar auszubauen und gleiehzei- 
tig wirksam gegen internationalen Terrorismus und Ver- 
breehen vorzugehen. Beispiele sind das Sehengener In- 
formationssystem, das Visa-Informationssystem, das 
ebenfalls unter deutseher Präsidentsehaft zustande ge- 
kommen ist, das Eurodae-System für Asylbewerber, die 
Diskussion über elektronisehe Grenzen und eben aueh 
und nieht zuletzt die Frage der Verwendung von Flug- 
gastdaten, die nieht speziell zu Sieherheitszweeken erho- 
ben werden, sondern ohnehin bei den Fluggesellsehaften 
vorhanden sind. 

Die USA und Kanada praktizieren dies seit Jahren. 

Die Europäisehe Kommission hat in der vergangenen 
Woehe einen Vorsehlag für ein europäisehes Fluggaslda- 
tensyslem vorgelegl. Das zeigl, dass wir es hier mil einer 
Entwieklung zu tun haben, die allgemein vonstatten ^ ' 
geht, die weltweit im Gang ist und die dazu beitragen 
soll, dass Millionen von Mensehen sieherer und unbe- 
sehwerter reisen können. Aber wie überall, wo Daten 
ausgetauseht werden, wie überall, wo der Staat Zugriff 
auf Informationen der Bürger hat, muss dies im Rahmen 
von reehtsstaatliehen Strukturen gesehehen, insbeson- 
dere dann, wenn diese Daten über Grenzen hinweg aus- 
getauseht werden. Wir brauehen Datensehutz, und wir 
brauehen Reehtssieherheit für die Betroffenen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das war der Grund, warum die Europäisehe Union 
und insbesondere die Bundesrepublik Deutsehland von 
Anfang an darauf bestanden haben, dass wir mit den 
USA in einem Abkommen die damit zusammenhängen- 
den Fragen des Datensehutzes regeln. Das alte Abkom- 
men, das Bestand hatte, ist vom Europäisehen Geriehts- 
hof aufgehoben worden, nieht etwa wegen Verstoßes 
gegen Grund- oder Mensehenreehte, aueh nieht wegen 
Verstoßes gegen Datensehutzbestimmungen, sondern 
sehlieht und ergreifend, weil es auf eine fehlerhafte 
Reehtsgrundlage gestützt war. 

Deshalb stand die deutsehe EU-Präsidentsehaft vor 
der sehwierigen Aufgabe, in Verhandlungen mit unseren 
amerikani sehen Partnern für ein neues Abkommen zu 
sorgen und dafür zu sorgen, dass aueh in Zukunft ein 
Höehsimaß an Dalensehulz und Reehtssieherheit ge- 
währleistet ist. Ieh sage Ihnen freimütig: Diese Aufgabe 
war nieht einfaeh, weil die amerikanisehen Partner lange 
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Pari. Staatssekretär Peter Altmaier 

(A) Zeit der Auffassung waren, dass es eines internationalen 
Abkommens in diesem Bereieh nicht bedarf und dass sie 
den Austausch dieser Daten mit den Fluggesellschaften 
bilateral regeln könnten und sollten. Das war unsere 
Auffassung nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Ich bin sehr froh und auch ein wenig stolz, dass es 
nach langen zähen und schwierigen Verhandlungen ge- 
lungen ist, zu einem Ergebnis zu kommen, das von bei- 
den Seiten getragen wird und mit dem eine Reihe wichti- 
ger Ziele der Europäischen Union erreicht werden 
konnte. 

Es bleibt bei der Zweckbindung für die Nutzung der 
Daten. Sensible Daten werden grundsätzlich nicht ge- 
nutzt. Sie sind zu filtern und unverzüglich zu löschen, 
wenn sie nicht ausnahmsweise zur Abwendung einer 
Gefährdung oder schweren Beeinträchtigungen von Le- 
ben benötigt werden. 

Es ist richtig, dass die Speicherdauer länger ist als 
beim ursprünglichen Abkommen. Aber im Hinblick auf 
die ursprünglichen Vorstellungen der USA, diese Daten 
bis zu 40 Jahre speichern zu können, ist das, was wir er- 
reicht haben, nämlich eine aktive, das heißt voll nutzbare 
Speicherung für sieben Jahre und eine daran anschlie- 
ßende acht Jahre lang ruhende Speicherung, ein wesent- 
licher Fortschritt. 

Wichtig ist, dass die Bürger der Europäischen Union 
die gleichen Rechte wie die US-Bürger erhalten, ohne 

(B) jede Diskriminierung aufgrund von Staatsangehörigkeit 
oder Wohnland. Es ist auch wichtig, dass die Fluggesell- 
schaften nun endlich von dem sogenannten Pull- System 
auf das Push-System umstellen können. Das heißt, die 
Daten werden von den USA nicht einseitig abgerufen, 
sondern sie werden von den Fluggesellschaften übermit- 
telt. 13 Fluggesellschaften haben diese Umstellung be- 
reits vorgenommen. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Soweit sie es tech- 
nisch können!) 

Die großen Fluggesellschaften sind dabei, die techni- 
schen Vorbereitungen zu treffen. 

Die USA haben sich bereit erklärt, den Grundsatz der 
Gegenseitigkeit voll und ganz anzuwenden. Das heißt, 
wenn die Europäische Union ein ähnliches System ein- 
führen sollfe, werden wir diese Dafen von amerikani- 
scher Seife selbsfversfändlich erhalten und auswerten 
können. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir dessen be- 
wusst, dass nicht alle Wünsche, die es im Vorfeld gege- 
ben hat, bis ins kleinste Detail erfüllt werden konnten. 
Internationale Verhandlungen haben es nun einmal so an 
sich, dass zwei dazugehören, um zu einem Ergebnis zu 
kommen. Ich frage Sie: Wie hätten wir uns denn verhal- 
ten sollen, nachdem wir sechs Monate intensivster Ver- 
handlungen unter deutscher EU-Ratspräsidentschaft hin- 
ter uns gebracht hatten, mit wesentlichen, substanziellen 
Fortschritten, die noch im April oder Mai kaum jemand 
für möglich gehalten hätte? Bereits damals gab es 


Schlagzeilen in der Zeitung, dass die Verhandlungen vor 
dem Scheitern stehen. 

Es ist uns gelungen, etwas in der Substanz wirklich 
Vorzeigbares zu erreichen. Hätten wir dann sagen sollen: 
„Wir kippen nun sämtliche Verhandlungen unserer 
Nachfolgepräsidentschafl vor die Füße, stehlen uns aus 
der Verantwortung und tun so, als wäre nichts gewe- 
sen“? Glauben Sie, dass es dann möglich gewesen wäre, 
zu einem besseren Abkommen zu gelangen? Ich glaube 
dies nicht. Vor allen Dingen unsere Partner in der Euro- 
päischen Union haben dies zu keinem Zeitpunkt ge- 
glaubt. Deshalb hatten wir die Rückendeckung und die 
Unterstützung aller Innen- und Jusfizminister der 27 EU- 
Sfaafen, dieses Abkommen unfer deufscher Präsident- 
schaft abzuschließen. Es hat in erheblicher Weise zur 
Rechtssicherheit beigetragen. 

Wir beraten und entscheiden heute auch über die Um- 
setzung einer EU-Richtlinie, die die Beförderungsunter- 
nehmen dazu verpflichtet, auf Anforderung der jeweili- 
gen nationalen Grenzschutzbehörden bei Flügen aus 
Drittstaaten in die Europäische Union bestimmte Passa- 
gierdaten innerhalb der EU zu übermitteln. Dies zeigt, 
dass die Praxis der USA kein isoliertes Vorgehen ist, 
sondern dass wir uns die Möglichkeiten und Chancen 
der modernen Informationsmedien zunutze machen 
müssen. 

Das Gleiche gilt für die maßvolle Verlängerung der 
Speicherung der Dafen von Videoaufzeichnungen der 
Bundespolizei. 

Alle drei Vorhaben, die wir heute verabschieden, zei- 
gen eindeutig, dass wir einerseits die Informationstech- 
nologien nutzen, dass wir andererseits aber auch bestrebt 
sind, dies mit einem hohen Maß an Datenschutz und Si- 
cherheit für den einzelnen Bürger zu verbinden. Ich bin 
überzeug!, dass mif den drei Maßnahmen, die wir heute 
verabschieden, ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung und 
zum Ausbau der inneren Sicherheit in unserem Land ge- 
leistet wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Gisela Piltz für die FDP- 
Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Gisela Pütz (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der vorgelegte Regierungsentwurf soll der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus und grenzüberschreiten- 
der Kriminalität dienen. Das hören wir häufiger. Ein 
wichtiger Teilaspekt soll dabei jetzt der Austausch von 
Daten sein, um mögliche Attentäter von Anfang an da- 
ran zu hindern, terroristische Anschläge zu begehen. Das 
ist sicherlich ein Ziel, das wir alle teilen können. 

Seit März 2003 verlangen die USA nun den Online- 
zugriff auf den Buchungsdatensatz, den sogenannten 
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Gisela Piltz 

(A) Passenger Name Record, PNR. Dieses Vorgehen war 
von Anfang an erheblichen datenschutzrechtlichen Be- 
denken ausgesetzt. Wir haben die Bundesregierung in 
der Vergangenheit häufig aufgefordert, auf Augenhöhe 
mit den Partnern aus den USA zu verhandeln. Mehrfach 
haben wir den jetzigen Innenminister, aber auch den vor- 
herigen aufgefordert, für einen umfassenden Daten- 
schutz einzutreten. Herr Staatssekretär, ich gebe gerne 
zu, dass es, nachdem Rot-Grün das ganze Projekt ver- 
semmelt und schon einmal zugestimmt hat, natürlich 
sehr schwierig war, das Ganze zurückzuholen. 

Im Ergebnis müssen wir aber leider feststellen, dass 
die Verhandlungen nicht zu dem Ergebnis geführt haben, 
das wir uns vorgestellt haben. Das war sicherlich auch 
nicht einfach; das will ich gerne zugestehen. Ich glaube 
auch, dass Sie sich Mühe gegeben haben. Aber wie heißt 
es in einem Werbespot? Mühe allein genügt nicht, Herr 
Altmaier. 

(Beifall bei der FDP) 

Der jetzt zur Abstimmung vorgesehene Regierungs- 
entwurf stellt eine wesentliche Verschlechterung im Ver- 
gleich zum Interimsabkommen vom Oktober 2006 dar, 
weil die Datenschutzgarantien noch weiter gelockert 
worden sind. Führen wir uns in diesem Zusammenhang 
einmal vor Augen, welche Informationen diese Daten- 
sätze eigentlich enthalten. Das sind zum Beispiel Es- 
senswünsche, Informationen - weil wir gerade an dieser 
Stelle darüber reden - über Ihren Vielfiiegerstatus, Ge- 
päckinformationen, alle verfügbaren Kontaktinformatio- 
nen einschließlich Zahlungs- und Abrechnungsinforma- 

(B) tionen. 

(Jan Körte [DIE LINKE]: Sachbearbeiter!) 

Das sind sensible Daten, denen man mehr als nur das 
Reiseziel entnehmen kann. Solche Daten werden richti- 
gerweise in dieser Masse nicht einmal vom deutschen 
Staat erhoben. Die Bundesregierung will aber die Über- 
mittlung dieser Daten an die USA gestatten. Das ist aus 
unserer Sicht ein Dammbruch im Datenschutzrecht in 
Deutschland. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des Abg. Gert Winkelmeier 
[fraktionslos]) 

Die von Bundesinnenminister Schäuble erhobene 
Forderung nach einer weitgehenden Überwachung euro- 
päischer Fluggäste hat bereits der EU-Innenkommissar 
Frattini aufgenommen und letzte Woche in Brüssel der 
Öffentlichkeit präsentiert. Dies zeigt natürlich auch, wel- 
che Richtung Europa einschlagen wird. 

Die Übermittlung dieser riesigen Datenflut ist aus un- 
serer Sicht ein unverhältnismäßiger Eingriff in die 
Rechte der Bürger. Die festgelegte Speicherfrist ist viel 
zu lang. Die vom Europäischen Datenschutzbeauftragten 
geforderte Speicherdauer von dreieinhalb Jahren hat die 
Bundesregierung während ihrer EU-Ratspräsidentschaft 
nicht im mindestens durchsetzen können. Künftig wer- 
den die Daten sieben Jahre lang in einer aktiven Daten- 
bank und noch einmal acht Jahre lang in einer ruhenden 
Datenbank gespeichert. Es ist sehr interessant, wie das 


so unterschieden wird. Insgesamt sind es also 15 Jahre. (C) 
Zum Vergleich für diejenigen, die sich nicht so gut damit 
auskennen: 15 Jahre beträgt auch die Tilgungsfrist beim 
Bundeszentralregister bei schweren Straftaten. Ich finde, 
das ist kaum vergleichbar und macht das Problem sehr 
deutlich. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die dem Bürger als Erfolg verkaufte Reduzierung der 
zu übermittelnden Datensätze ist eigentlich auch eine 
Mogelpackung. Die Anzahl hat sich nur reduziert, weil 
man verschiedene Dinge zusammengefasst hat, weil Da- 
tengruppen gebündelt wurden. So kann man auch etwas 
als Erfolg verkaufen, was gar keiner ist. 

Insgesamt werden zukünftig 34 Daten von täglich 
circa 50 000 Passagieren an die USA übermittelt wer- 
den. Auf diese Weise entstehen für die Fluggesellschaf- 
ten und damit auch für die Passagiere nicht unerhebliche 
Kosten. Die grundsätzlichen Fragen werden von der 
Bundesregierung aber gar nicht beantwortet. Welchen 
Zugewinn an Sicherheit gibt es eigentlich? Welcher Bei- 
trag wird denn eigentlich zur Bekämpfung des interna- 
tionalen Terrorismus geleistet? Diese Fragen muss die 
Bundesregierung allein schon deshalb beantworten, 
wenn sie sich dafür einsetzt, dass wir auch auf europäi- 
scher Ebene eine Regelung zur Fluggastdatenübermitt- 
lung bekommen. Wir haben eine Evaluierung der Praxis 
gefordert, damit die genannten Fragen endlich geklärt 
werden können. 

Auch mit dem zweiten Gesetz, das uns heute vorliegt, (p)) 
dem Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundespolizeigesetzes, sollen Fluggastdaten erhoben 
werden können. Danach können auf Anordnung der 
Bundespolizei personenbezogene Daten von Flugreisen- 
den, die von außerhalb des Schengen-Gebietes nach 
Deutschland kommen, erhoben und gespeichert werden. 

Diese Vorabübermittlung wird Kraft und Zeit von Perso- 
nal binden, das man vielleicht auch sinnvoller an den 
Grenzen vor Ort einsetzen könnte. Denn wer sich in Da- 
tensätzen umschaut, der kann nicht an der Grenze kon- 
trollieren. 

Es ist auch klar, dass sich die Kosten der Luftfahrtge- 
sellschaften für das Projekt, die Sie im Moment bei 
100 000 Euro ansetzen, am Ende im Zweifel deutlich hö- 
her darstellen werden. Wir haben daher gesagt, dass Sie 
eine Kompensationsregelung vorsehen müssen, wenn 
Sie die Fluggesellschaften als verlängerten Arm der 
Bundespolizei benutzen wollen. Eine solche haben Sie 
verweigert; das halten wir aus wirtschaftlicher Sicht 
nicht für richtig. 

Mit der FDP ist dieses Sammeln, Horten und Weiter- 
geben von Fluggastdaten ohne Antritt des Beweises ei- 
nes echten Sicherheitsgewinns in Deutschland nicht zu 
machen. Die informationeile Selbstbestimmung darf 
nicht ins Hintertreffen geraten. Daher lehnen wir diese 
Gesetzentwürfe ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 
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Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Dr. Carl- 
Christian Dressei das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Cari-Christian Dressei (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir ha- 
ben gerade gemerkt, das Thema der Übermittlung von 
Fluggastdatensätzen an die Vereinigten Staaten ist 
durchaus kontrovers. Aber, Frau Piltz, lassen Sie uns 
doch einmal bei der Realität bleiben. Realität ist, dass 
die Fluggesellschaften nach innerstaatlichem US-ameri- 
kanischem Recht verpflichtet sind, im Einreisefall die 
Datensätze an das United States Department of Home- 
land Security zu übermitteln. Tun sie das nicht, kommt 
es nicht zur Einreise, und die Fluguntemehmen geraten 
in Schwierigkeiten. 

Frau Piltz, wollen wir in eine Situation kommen, in 
der es Probleme beim Verkehr zwischen den europäi- 
schen Mitgliedstaaten und den Vereinigten Staaten von 
Amerika gibt? Wir sollten dafür sorgen, dass die bishe- 
rige Praxis vom Kopf auf die Füße gestellt wird und dass 
wir die Interessen der Vereinigten Staaten in einer Art 
und Weise berücksichtigen, die einen möglichst geringen 
Grundrechtseingriff bei den betroffenen Bürgerinnen 
und Bürgern der Bundesrepublik Deutschland zur Folge 
hat. 

Dieser Begründungszusammenhang ist von seiner Ur- 
sache her klar. Die Übermittlung und Auswertung dient 
nach dem Verständnis der Vereinigten Staaten von Ame- 
rika der Bekämpfung von Terrorismus und sonstiger 
schwerer Straftaten grenzüberschreitender Art ein- 
schließlich der organisierten Kriminalität. 

Wenn ich mir das Übereinkommen in seiner Gesamt- 
heit anschaue, muss ich den Verhandlungsleitem, die mit 
dem United States Department of Homeland Security 
um diese Vereinbarung gerungen haben, wirklich zuge- 
stehen, dass sie nach Lage der Dinge wohl ein Optimum 
erreicht haben. Das ist keine leichte Aufgabe gewesen. 
Gerade aus dem hochsensiblen Bereich der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus kennen wir alle genü- 
gend Beispiele, dass sich die Vereinigten Staaten von 
Amerika nicht gerade sehr verhandlungsbereit gezeigt 
haben. Insgesamt können wir mit dem Ergebnis einiger- 
maßen - ich wiederhole: einigermaßen - zufrieden sein. 
Das Abkommen garantiert eine Rechtssicherheit, die es 
ohne diese Vereinbarung nicht gegeben hätte. 

Das bestehende Abkommen wurde im vergangenen 
Jahr nach der von Herrn Staatssekretär Altmaier bereits 
erwähnten Entscheidung des Europäischen Gerichtsho- 
fes für nichtig erklärt. Die Europäische Union rutschte 
dadurch in eine defensive Rolle und musste die Initiative 
ergreifen. Trotzdem gelang es, für alle Mitgliedstaaten 
einen gemeinsamen Vertrag abzuschließen. Herr Staats- 
sekretär Altmaier, Herr Staatsminister Gloser, dies ist 
vor allem der deutschen Ratspräsidentschaft zu verdan- 
ken. 

Vom Gesichtspunkt des Datenschutzes aus bin ich 
ausgesprochen zufrieden, dass im Zusammenhang mit 


der Datenübermittlung ein konkreter Zeitpunkt für die (C) 
Umstellung vom Pull- Verfahren auf das datenschutz- 
freundlichere Push- Verfahren festgesetzt wurde, nämlich 
der 1. Januar 2008. Ich denke, das war ein gewaltiger 
Schritt nach vom. Die Datensätze werden nunmehr von 
den Fluggesellschaften an die Vereinigten Staaten über- 
mittelt und nicht selbst recherchiert. Dies war eine zen- 
trale europäische Forderung. Die Betroffenen werden im 
Hinblick auf ihre Rechtsbehelfe und Möglichkeiten US- 
amerikanischen Staatsangehörigen gleichgestellt. 

Wir geben keine offenen Bücher zur unbeschränkten 
Einsicht frei. Sensible Daten wie zum Beispiel politische 
Meinungen, religiöse Überzeugungen oder Daten über 
die Gesundheit und Ähnliches werden nicht gespeichert, 
sondern automatisch gelöscht. Nur in Ausnahmefällen 
kann auf diese Daten zugegriffen werden. In solchen 
Ausnahmefällen geht es um das Leben betroffener Per- 
sonen oder um die Gefährdung bzw. die ernsthafte Be- 
einträchtigung Dritter. Damit können wir leben. 

Problematisch ist freilich die festgelegte Dauer. Mir 
erscheint die Dauer von 15 Jahren als sehr lang. Wir 
müssen aber einmal den Ausgang der Verhandlungen mit 
dem Beginn der Verhandlungen vergleichen. Wenn ich 
sehe, dass die Vereinigten Staaten zunächst eine Dauer 
von 40 Jahren forderten, sich dann nicht auf eine Dauer 
von unter 20 Jahren festlegen wollten und dennoch 
15 Jahre erreicht wurden, so kann ich mit dieser Redu- 
zierang, die im Ergebnis unterhalb der Hälfte der Aus- 
gangsposition liegt, durchaus zufrieden sein. 

Die Verlängerang der Speicherdauer der auswertungs- 
fähigen Daten von bisher dreieinhalb Jahren auf sieben (D) 
Jahre begrüße ich ausdrücklich nicht. In dem dazwischen 
liegenden Zeitraum sind die Datensätze gewissermaßen 
archiviert und nur unter zusätzlichen Datenschutzvor- 
kehmngen zugänglich. Mir ist nicht klar, waram die US- 
amerikanische Seite dennoch auf einer so langen Ge- 
samtspeicherzeit beharrt. 

Als zumindest mit einem gewissen Beigeschmack 
versehen betrachte ich weiterhin, dass die konkreten 
Vereinbarungen hinsichtlich der Datenübertragung nicht 
Bestandteil des Vertrages sind, sondern in einem Brief- 
wechsel zwischen dem United States Department of 
Homeland Security und der Europäischen Kommission 
festgehalten wurden; sie ergänzen den Vertrag. Dieser 
Briefwechsel hat natürlich die gleiche Rechtskraft. Ich 
meine aber, solch zentrale Regelungen sollten nicht auf 
diese Art und Weise abgehandelt werden. So etwas ge- 
hört in das Abkommen aufgenommen. 

Wenn ich mir das Abkommen unter der von mir ein- 
gangs meiner Rede gesetzten Prämisse, die Praxis vom 
Kopf auf die Füße zu stellen, insgesamt ansehe, muss ich 
feststellen: Schlussendlich überwiegen die positiven As- 
pekte die negativen. Wir kamen nicht umhin, ein Ab- 
kommen mit den USA zu schließen, und ich freue mich, 
dass es ein gesamteuropäisches Abkommen ist und nicht 
eines einzelner EU-Mitgliedstaaten mit den Vereinigten 
Staaten. Wir müssen abwägen, ob wir das gesamte Ab- 
kommen für zustimmungsfähig erachten oder ob wir das 
Abkommen ablehnen, nur weil einige Regelungen unse- 
ren europäischen Vorstellungen nicht entsprechen. Ich 
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(A) sage Ihnen: Die Ablehnung wäre die schlechteste der 
Möglichkeiten. Dieses Abkommen verschafft die not- 
wendige Rechtssicherheit, die es ohne diese Grundlage 
nicht geben würde. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird daher der Be- 
schlussempfehlung des Innenausschusses, den Gesetz- 
entwurf zu dem Abkommen mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika anzunehmen, zustimmen. Ich hoffe, die 
Damen und Herren der Oppositionsffaktionen überlegen 
sich diesen wichtigen Schritt nochmals. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Nun hat der Kollege Jan Körte für die Fraktion Die 
Linke das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [ffaktionslos]) 

Jan Körte (DIE LINKE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zuerst das Gute: Es ist erfreulich, dass wir darüber jetzt 
hier im Plenum diskutieren 

(Beatrix Philipp [CDU/CSU]: Endlich ein- 
mal!) 

und nicht, wie in der ersten Lesung, möglichst morgens 

um 4 Uhr, was sicherlich kein Zufall gewesen ist. 

(B) 

Vielleicht noch einmal zum Verfahren: Auch die Lin- 
ken hätten Ihre Anstrengungen gerne gewürdigt - wenn 
ich denn Belege dafür hätte, dass es Anstrengungen in 
unsere Richtung, also für mehr datenschutzrechtliche 
Standards, gegeben hätte. Aber Sie waren ja nicht bereit, 
den Innenausschuss bzw. den Bundestag detailliert zu in- 
formieren, wie diese Verhandlungen denn abgelaufen 
sind. Sie haben auf eine Kleine Anfrage und auf unsere 
Bitte hin nur mitgeteilt, dass so etwas prinzipiell nicht 
üblich ist. Da Nichtwissen noch keinem genützt hat, 
muss ich mich darauf konzentrieren, was als Ergebnis 
vorliegt, und kann Sie an dieser Stelle leider nicht loben, 
selbst wenn Sie sich in unserem Sinne eingesetzt hätten. 

Es ist schon zu Recht angesprochen worden, dass es 
mehrere Punkte gibt, die dieses Abkommen als nicht gut 
erscheinen lassen. Es ist sogar noch schlechter als das 
Interimsabkommen, das wir vorher hatten. Es ist ganz 
offensichtlich - das ist der zweite Kritikpunkt -, dass 
sich die USA mit ihrer ganzen Schlagkraft, die sie im 
Kampf gegen den Terrorismus gezeigt haben auch bei 
ihren Datenschutzstandards, die kaum vorhanden sind, 
durchgesetzt haben. 

Auch der dritte Kritikpunkt ist schon angesprochen 
worden: eine angebliche Reduzierung der Datensätze. 
Ich weiß noch, wie Minister Schäuble bei uns im Innen- 
ausschuss gesagt hat: Das entscheidende Erfolgskrite- 
rium bei diesem PNR-Abkommen ist, dass die Anzahl 
der Datensätze von ehemals 34 auf 19 begrenzt worden 
ist. Formal ist das ja richtig. Nur, der Witz dabei ist: Zum 


Beispiel Name und Anschrift, die vorher als zwei Daten (C) 
gezählt wurden, sind jetzt zu einem Datum zusammen- 
gefasst worden. Von einer qualitativen Reduzierung der 
Datensätze kann daher keine Rede sein. Real wurde ein 
Datum reduziert - immerhin! aber von der Substanz 
her ist es geblieben wie vorher. 

Der vierte Kritikpunkt ist natürlich die Speicherdauer. 

Sie lag vorher bei 3,5 Jahren. Jetzt ist sie faktisch auf 
15 Jahre ausgedehnt worden. Ich kann nur nochmals 
wiederholen, dass ich nicht weiß, was dort verhandelt 
worden ist. Sie haben nur gesagt, die USA wollten 
40 Jahre. Das kann ich mir gut vorstellen. Aber da ich 
nicht weiß, wie die Verhandlungen abgelaufen sind, 
kann ich auch nicht wissen, ob nicht vielleicht mehr 
hätte herausgeholt werden können, wenn man denn ge- 
wollt hätte. 

Der fünfte Punkt, den wir schwer kritisieren, betrifft 
die Weitergabe an Drittstaaten. Wie das in diesem Ab- 
kommen geregelt ist, ist völlig inakzeptabel. Wir haben 
in den letzten zwei, drei Jahren ja nun mehrfach Fälle er- 
lebt - auf der ganzen Welt -, wie Leute in eine Maschi- 
nerie geraten sind und nicht mehr nachvollzogen werden 
konnte, wer welche Daten wem gegeben hat und was das 
an Aktionen nach sich gezogen hat. Das ist hochgradig 
problematisch; das muss man zumindest einmal erwäh- 
nen. 

Der sechste Punkt, den wir kritisieren, ist, dass es 
ganz im Ermessen der Dienste der Vereinigten Staaten 
von Amerika wie CIA, NSA und vielen anderen liegt, ob 
und wann sie auf diese Daten zugreifen. Wenn man sich (p)) 
die Terrorhysterie der Bush-Administration ansieht, 
dann kann man sich in etwa vorstellen, in welchem Um- 
fang diese Daten auch von den Diensten in den USA ge- 
nutzt werden und welche fatalen Folgen das auch für 
völlig unschuldige Leute haben kann. Auch das ist ein 
Punkt, weswegen wir nicht zustimmen können. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Besonders bedenklich ist, dass im Rahmen dieser 
ganzen Debatten offensichtlich schon Parallelplanungen 
stattgefunden haben, das Ganze auch auf innereuropäi- 
sche Flüge umzusetzen. Diese sind ja wohl schon recht 
weit gediehen. Auch darüber wurden wir nicht vernünf- 
tig informiert. Auch das finde ich schade; denn wir hät- 
ten Sie gerne dabei unterstützt, dieses Ding zu verhin- 
dern oder zumindest vernünftige datenschutzrechtliche 
Standards einzuhalten. Das, was Herrn Frattini vor- 
schwebt, sind nun wirklich Orwell’sche Fantasien. Wir 
fordern Sie eindeutig auf, nicht auch in dieser Frage 
nachzugeben, sondern hier einen deutlichen Standpunkt 
einzunehmen, mit dem Sie das verneinen. 

Es ist stattdessen wichtig, dass wir bei solchen Debat- 
ten auch einmal eine wirkliche Evaluierung von Ihnen 
darüber bekommen, ob das eigentlich etwas nützt. Sind 
durch diese Datensammelorgien wirklich Terroristen he- 
rauszufiltem und Anschläge zu verhindern oder nicht? 

Das müsste doch einmal geschehen und dem Parlament, 
dem dafür zuständigen Gremium, vorgelegt werden. Das 
hat es bisher noch nie gegeben, übrigens bei allen sicher- 
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Jan Körte 

(A) heitspolitischen Verschärfungen der letzten Jahre nicht, 
die Sie hier im Wochenrhythmus vorlegen. 

Deswegen muss es darum gehen, eine Reduzierung 
der Datensätze zu erreichen und - dazu fordern wir Sie 
auch auf - der Totalausforschung der Flugreisenden - 
nun auch innereuropäisch - einen Riegel vorzuschieben. 

Das, was hier offensichtlich schlecht ausgehandelt 
wurde, ist ein weiterer tiefer Eingriff in die Grund- und 
Freiheitsrechte und wird von uns selbstverständlich ab- 
gelehnt. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Omid Nouripour für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Uns 
liegt jetzt ein Abkommen vor, in das wir nur einmal hi- 
neinschauen müssen, um zu sehen, dass sich zumindest 
die Verhandlungsführer seitens der EU nicht wirklich 
mit Ruhm bekleckert haben. Der Grund dafür ist eindeu- 
tig und auch vom Kollegen Altmaier gerade benannt 
worden: Wenn man in eine Verhandlung geht und be- 
stimmte Optionen von vornherein ausschließt, zum Bei- 
' ' spiel eine kritische Auseinandersetzung mit den Daten- 
schutzstandards der Vereinigten Staaten, dann kann 
eigentlich auch nur ein solches Ergebnis herauskommen. 

Vom Kollegen Dressei ist gerade gesagt worden, es 
ginge um den Schutz der europäischen Luftfahrtgesell- 
schaften. Ich kann nur sagen: Man sieht heutzutage in ei- 
nem anderen Bereich, wie dieser Schutz aussieht. Dazu 
muss man sich nur ansehen, wie die Lufthansa von Russ- 
land behandelf wird. Daran kann man erkennen, dass die 
Luflfahrtgesellschaften zumindesf bei der Bundesregie- 
rung nicht wirklich gut aufgehoben sind. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie des Abg. Jan Körte 
[DIE LINKE]) 

Die Kooperation mit den USA bei der Bekämpfung 
des Terrorismus und natürlich auch in Sicherheitsfragen 
ist und bleibt richtig. Die Frage ist aber, welchen Preis 
wir hinsichtlich unserer eigenen Standards beim Daten- 
schutz und bei den Bürgerrechten eigentlich bezahlen. 
Der Preis, der hier bezahlt wurde, ist aus meiner Sicht 
völlig inakzeptabel. 

Das Dokument ist von Ignoranz gegenüber dem Da- 
tenschutz und den Datenschützem in der EU geprägt. 
Nationale Datenschutzbeauftragte, das Europäische Par- 
lament und der Europäische Datenschutzbeauftragte, sie 
alle haben das Abkommen kritisiert. Aber nicht nur das: 
Sie haben mit sehr konkreten und konstruktiven Verbes- 
serungsvorschlägen auch dargelegt, wie es ginge. 


Ich kann nur ein Beispiel nennen und dabei den Euro- (C) 
päischen Datenschutzbeauftragten Peter Johan Hustinx 
zitieren, der klargemacht hat, dass das Abkommen mit 
Kanada, das sehr ähnlich ist, eigentlich ein sehr gutes 
Beispiel ist. Er hat zwei klare Aspekte genannt: Der eine 
ist eine kleinere Liste der PNR-Daten, der andere ist eine 
Kontrolle für diejenigen, die Dafenschutz betreiben. Bei- 
des finden wir hier nicht. 

Zum ersten Punkt ist gerade gesagt worden, dass die 
Liste nicht wesentlich verkürzt wurde. Zum Beispiel 
wird all das, was vorher über das persönliche Umfeld 
von Flugpassagieren darin stand, nun mit „Kontakte“ be- 
zeichnet. Darunter sind ganz einfach viele Merkmale zu- 
sammengefasst worden. Die Zahl ist also nicht wirklich 
substanziell verkleinert worden. 

Zum zweiten Punkt. Es gibt keine effektive Daten- 
schutzkontrolle. Wir wissen, dass es einmal im Jahr eine 
Evaluation geben wird. Dazu wird es aber keine Konsul- 
tation von Datenschützem geben. Das ist einfach ein 
Skandal und eine Katastrophe für den Datenschufz in 
diesem Bereich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordnefen der LINKEN) 

Wofür gibf es eigentlich die entsprechenden Institutio- 
nen? Wofür gibf es die Datenschufzgruppe nach Art. 29? 
Wofür gibt es Datenschutzbeauflragte? Ich weiß, dass 
das auch etwas mit den Institutionen zu tun hat. Wofür 
gibf es eigentlich das Europäische Parlament? So viel 
Ignoranz gegenüber dem Datenschutz zeigt, dass die 
Bürgerrechte gefährdet werden, dass aber auch Ver- (D) 
trauen verspielt wird. 

Ein Filter für die Software - eigentlich ein Techni- 
kum, das kein Problem gewesen wäre, weil es dem Ab- 
kommen nicht widerspricht - ist nicht durchgesetzt wor- 
den. Ein solcher Filter hätte sichergestellt, dass die 
Daten so übermittelt werden, wie es das Abkommen vor- 
sieht. Nun gibt es noch nicht einmal eine technische Ab- 
sichemng, die dafür sorgf, dass das beschlossene Ab- 
kommen eingehalten wird. Auf das Problem mit der 
Datenspeicherzeit wurde bereits hingewiesen. So kann 
es eigentlich nicht weitergehen, weil wir hier mit unse- 
rem Datenschutz spielen, ln blindem Kopiereifer ma- 
chen wir das demnächsf in der Europäischen Union an- 
scheinend nach. Mir isf noch immer nicht klar, ob es eine 
Evaluation gibt. Ich habe mehrfach nachgefragt, wo ich 
nachlesen kann, was die Europäische Union aus dem, 
was die Amerikaner machen, lernen kann. 

Wir haben den Prümer Vertrag, APIS und ein erwei- 
tertes Abkommen für Europol. Name, Geburtsdafum, 
Nationalifäf, Passnummer, Geschlecht und biometrische 
Daten werden schon jetzt erfasst. Wozu brauchen wir 
dann noch ein EU-PNR? Das ist überhaupt nicht sinn- 
voll. Wir schaffen zunehmend mehr Datenbanken. 
Gleichzeitig bauen wir Personal in den Ländern ab. Es 
gibt mittlerweile nicht mehr genügend Polizistinnen und 
Polizisten, die in all diesen Datenbanken nachschauen 
könnten. Sie bauen nicht nur Bürgerrechte ab, sondern 
schaffen auch weniger Sicherheit mit Ihrer Datensam- 
melwut. So geht es nicht weiter. 



13210 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


Omid Nouripour 

(A) Ihrem Gesetzentwurf können wir nieht zustimmen, 
leh kann Ihnen nur empfehlen, sieh unseren Antrag 
durehzulesen. Dort steht, wie man es besser maehen 
kann. Sieherheit und Freiheit lassen sieh durehaus mit- 
einander vereinbaren, aber nieht mit dem vorliegenden 
Abkommen. 

Herzliehen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der FDP und der LINKEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

leh sehließe die Ausspraehe. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebraehten Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Abkommen zwisehen der Europäisehen Union und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über die Verarbei- 
tung von Fluggastdatensätzen und deren Übermittlung 
dureh die Fluggesellsehaften an das United States De- 
partment of Homeland Seeurity. Der Innenaussehuss 
empfiehlt in seiner Besehlussempfehlung auf Drueksa- 
ehe 16/7144, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drueksaehe 16/6750 anzunehmen. leb bitte diejeni- 
gen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sieh zu 
erheben. - Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthaltun- 
gen? - Damit ist der Gesetzentwurf gegen die Stimmen 
der FDP-Fraktion, der Fraktion Die Linke und der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen bei Zustimmung der 
Unionsffaktion und der SPD-Fraktion angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent- 
sehließungsantrag der Fraktion der FDP auf Druek- 
saehe 16/7182. Wer stimmt für diesen Entsehließungsan- 
trag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sieh? - Der 
Entsehließungsantrag ist damit gegen die Stimmen der 
Antragsteller, der Fraktion Die Linke und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Besehlussemp- 
fehlung des Innenaussehusses auf Drueksaehe 16/5929. 
Der Aussehuss empfiehlt unter Buehstabe a seiner Be- 
sehlussempfehlung die Ablehnung des Antrags der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drueksaehe 16/4445 
mit dem Titel „Europäisehe Datensehutzstandards bei 
der Weitergabe von Fluggastdaten an die USA sieher- 
stellen“. Wer stimmt für diese Besehlussempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Besehluss- 
empfehlung angenommen. 

Unter Buehstabe b empfiehlt der Aussehuss die Ab- 
lehnung des Antrags der Fraktion der FDP auf Druek- 
saehe 16/4577 mit dem Titel „Stärkung des Daten- und 
Reehtssehutzes bei der Weitergabe von Fluggastdaten an 
die USA“. Wer stimmt für diese Besehlussempfehlung? - 
Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthaltungen? - Die Be- 
sehlussempfehlung ist damit gegen die Stimmen der Op- 
positionsfraktionen angenommen. 

Wir kommen zum Zusatzpunkt 4. Abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebraehten Gesetzent- 
wurf zur Änderung des Bundespolizeigesetzes. Der In- 
nenaussehuss empfiehlt in seiner Besehlussempfehlung 
auf Drueksaehe 16/7148, den Gesetzentwurf der Bun- 


desregierung auf den Drueksaehen 16/6292 und 16/6570 (C) 
(neu) in der Aussehussfassung anzunehmen. leh bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aussehussfas- 
sung zustimmen wollen, um das Handzeiehen. - Gegen- 
stimmen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist da- 
mit in zweiter Beratung angenommen. 

Dritte Beratung 

und Sehlussabstimmung. leh bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sieh zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthaltungen? - Der Ge- 
setzentwurf ist damit mit den Stimmen der Unionsfrak- 
tion und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der FDP- 
Fraktion, der Fraktion Die Linke und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entsehließungs- 
antrag der Fraktion der FDP auf Draeksaehe 16/7183. Wer 
stimmt für diesen Entsehließungsantrag? - Gegenprobe! - 
Gibt es Enthaltungen? - Der Entsehließungsantrag ist 
damit abgelehnt. 

leh rufe den Tagesordnungspunkt 1 6 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Britta 
Haßelmann, Krista Säger, Ekin Deligöz, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Bildungspolitische Katastrophe verhindern - 
Betreuungsgeld eine Absage erteilen 

- Drueksaehe 16/7114 - 

Überweisungsvorschlag: (D) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Finanzausschuss 
Flaushaltsausschuss 

Wir nehmen die Reden des Kollegen Thomas Bareiß 
aus der Unionsfraktion, der Kollegin Marlene Ruppreeht 
aus der SPD-Fraktion, der Kollegin Ina Lenke aus der 
FDP-Fraktion, der Kollegin Diana Golze aus der Frak- 
tion Die Linke und der Kollegin Britta Haßelmann aus 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Protokoll.') 

Interfraktionell wird vorgesehlagen, die Vorlage auf 
Drueksaehe 16/7114 zu überweisen: zur federführenden 
Beratung an den Aussehuss für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und zur Mitberatung an den Finanz- 
aussehuss und den Haushaltsaussehuss. Gibt es dazu an- 
derweitige Vorsehläge? - Das ist nieht der Fall. Dann ist 
die Überweisung so besehlossen. 

leh rufe die Tagesordnungspunkte 21a und 21b auf: 

a) Beratung der Besehlussempfehlung und des Be- 
riehts des Aussehusses für Wirtsehaft und Teeh- 
nologie (9. Aussehuss) zu dem Antrag der Abge- 
ordneten Laurenz Meyer (Hamm), Andreas G. 
Lämmel, Klaus Hofbauer, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abge- 
ordneten Andrea Wieklein, Doris Bamett, 
Engelbert Wistuba, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 


Anlage 12 
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Vizepräsidentin Petra Pan 

Die wirtschaftlichen und arheitsplatzschaffen- 
den Erfolge der Gemeinschaftsaufgahe „Ver- 
hesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur“ nutzen - Regionales Wachstum und 
Beschäftigungseffekte intensivieren 

- Drucksachen 16/5607, 16/6837 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Doris Bamett 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Sabine 
Zimmermarm, Dr. Barbara Höll, Dr. Gesine 
Lötzsch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE 

Fördermittel Aufbau Ost in voller Höhe beibe- 
halten - Geplante Kürzung der Gemein- 
schaftsaufgabe von 100 Mio. Euro zurückneh- 
men 

- Drucksache 16/7042 - 

Auch hier nehmen wir die Redebeiträge zu Protokoll. 
Das betrifft den Kollegen Andreas Lämmel aus der 
Unionsfraktion, die Kollegin Doris Bamett und die Kol- 
legin Andrea Wicklern aus der SPD-Fraktion, die Kolle- 
gin Gudmn Kopp aus der FDP-Fraktion, die Kollegin 
Sabine Zimmermann aus der Fraktion Die Linke und die 
Kollegin Cornelia Behm aus der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen.') 

Wir kommen damit zur Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Technologie zu dem An- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD mit dem 
Titel „Die wirtschaftlichen und arbeitsplatzschaffenden 
Erfolge der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserang der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur‘ nutzen - Regionales 
Wachstum und Beschäftigungseffekte intensivieren“. 
Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung 
auf Dmcksache 16/6837, den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD auf Dmcksache 16/5607 anzu- 
nehmen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? - 
Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthaltungen? - Die Be- 
schlussempfehlung ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Dmcksache 16/7042 mit dem Ti- 
tel „Fördermittel Aufbau Ost in voller Höhe beibehalten - 
Geplante Kürzung der Gemeinschaftsaufgabe von 
100 Mio. Euro zurücknehmen“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? - Wer stimmt dagegen? - Gibt es Enthaltungen? - 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich mfe den Tagesordnungspunkt 1 8 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Michael 
Link (Heilbronn), Jens Ackermann, Dr. Karl 
Addicks, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP 

Das Instrument der Wahlbeobachtungen 
durch die OSZE darf nicht geschwächt wer- 
den - ODIHR muss handlungsfähig und unab- 
hängig bleiben 

- Dmcksache 16/7001 - 


Überweisungsvorschlag: (C) 

Auswärtiger Ausschuss (f) 

Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Nach einer interfraktionellen Vereinbamng ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wobei die 
Fraktion der FDP sechs Minuten erhalten soll. - Ich höre 
keinen Widerspmch. Dann ist so beschlossen. 

Es gibt inzwischen eine neue Verabredung zur Red- 
nerreihenfolge. Deshalb wird nicht der Kollege Link für 
die Antragsteller als Erster sprechen, sondern es hat der 
Kollege Manfred Grand für die Unionsfraktion das 
Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Manfred Grund (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir beraten heute aus einem sehr aktuellen An- 
lass einen Antrag, den die FDP nachher vorstellen wird. 

Es geht um die Beibehaltung der uneingeschränkten 
Wahlbeobachtung durch die OSZE, die Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 

Aktueller Anlass ist folgender: Am 2. Dezember 2007 
wird es in Russland zu Wahlen zur Staatsduma kommen, 
und die rassische Regierung hat bis heute nicht zu erken- 
nen gegeben, dass sie bereit ist, in Russland eine unein- 
geschränkte Wahlbeobachtungsmission der OSZE durch- 
führen zu lassen. 

Die Geschichte der OSZE, der Organisation für (D) 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, ist eine Er- 
folgsgeschichte. Sie nahm am 3. Juli 1973 mit dem 
Beginn der Helsinki-Konferenz ihren Anfang. In der Ab- 
folge dieser Konferenz haben die damaligen euro- 
päischen Staaten und die Sowjetunion gemeinsam meh- 
rere Abkommen getroffen. Diese Abkommen waren in 
der Folge sehr wichtig, insbesondere sehr wichtig für die 
Menschen jenseits des Eisernen Vorhangs. 

Es gab insgesamt drei sogenannte Körbe. Von diesen 
drei Körben hat sich der dritte Korb mit den Menschen- 
rechten beschäftigt. Letztendlich haben die Ostblock- 
staaten ein Tauschgeschäft gemacht. Sie haben die Aner- 
kennung ihrer staatlichen Souveränität und ihrer 
Grenzen nach dem Zweiten Weltkrieg quasi gegen das 
Zugeständnis eingetauscht, dass sie sich im Bereich der 
Menschenrechte, also der Religionsfreiheit, der Presse- 
freiheit, der Informationsfreiheit und der Reisefreiheit, 
auf Standards verpflichten, die im freien Teil Europas 
schon immer gegolten haben. Diese Standards wurden 
- wenn auch zunächst nur theoretisch und auf dem Pa- 
pier - verpflichtend eingegangen. 

Für mich, der ich in der ehemaligen DDR aufgewach- 
sen bin, war es sehr wichtig, dass die Ostblockstaaten, 
auch die DDR, verpflichtet waren, diese Standards, diese 
Vereinbarung, abzudracken. Wir konnten das nehmen 
und konnten sagen: Hier steht es im Neuen Deutschland. 

Ihr dürft uns nicht wegen unserer Kirchenzugehörigkeit 
von der Weiterbildung, vom Studium ausschließen; ihr 
dürft uns nicht verfolgen, weil wir Informationen, 


6 Anlage 13 



13212 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


Manfred Grund 

(A) Druckschriften aus dem westlichen Teil Europas besit- 
zen oder weitergeben; und ihr dürft uns nicht an der Ber- 
liner Mauer erschießen. Das war sehr wichtig. 

Von diesem Prozess des dritten Korbes ausgehend, 
haben sich in den Ostblockstaaten viele Menschen- 
rechtsorganisationen gefunden und darauf gegründet: die 
Charta 77 in der CSSR, die polnischen und sowjetischen 
Menschenrechtsorganisationen und natürlich auch die 
Bürgerrechtsbewegung in der damaligen DDR. 

Infolge dieses KSZE -Prozesses, der seit 1995 der 
OSZE-Prozess ist, kam es zu einem Wandel durch Annä- 
herung, der letztendlich 1989 mit dem Fall der Mauer, 
mit dem Fall des Eisernen Vorhangs seinen Höhepunkt 
gefunden hat. Möglicherweise sind es diese durchaus 
dramatischen Entwicklungen, die durch die Anerken- 
nung der Menschenrechte und die Informationsfreiheit 
eingetreten sind, die dazu beitragen, dass heute Russland 
unter dem Präsidenten Putin mit diesem OSZE-Prozess 
und mit den Wahlbeobachtungsmissionen, die sich da- 
rauf gründen, sehr restriktiv umgeht. Das betrifft nicht 
allein Russland. 2004 haben sich in Astana die GUS- 
Staaten mit einem Appell an die anderen Mitgliedstaaten 
dieses OSZE-Prozesses - das sind 56; alle Staaten Euro- 
pas, Kanada und die USA sowie ein Teil der asiatischen 
Staaten - gewandt, der darauf hinausläuft, dass eine freie 
und faire Berichterstattung und eine Wahlbeobachtungs- 
mission erschwert werden. 

Wir müssen ein großes Interesse daran haben, dass 
Wahlbeobachtungsmissionen nicht nur jetzt bei der 
Dumawahl in Russland, sondern bei allen Wahlen in den 

(B) Ländern, die OSZE-Vereinbarungen abgeschlossen und 
versprochen haben, Standards einzuhalten, stattfinden 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Das sind wir nicht nur uns selbst und dem Wandel schul- 
dig, den KSZE und OSZE in den ehemaligen Ostblock- 
staaten verursacht haben, sondern auch den Erwartungen 
der Menschen in den Transformationsländem. Diese 
Transformationsländer, die postkommunistischen Staa- 
ten, haben ganz unterschiedliche Erwartungen an uns. Es 
besteht durchaus die Erwartung, dass wir durch Wahlbe- 
obachtungsmissionen den Weg bestätigen, den sie in 
Richtung Demokratie, Parlamentarismus und Rechts- 
staatlichkeit genommen haben, was manchmal ein qual- 
voller Prozess für die Staaten ist, weil sie einen ganz an- 
deren Hintergrund haben. Wer - manche von uns sind als 
Wahlbeobachter unterwegs - in diesen Ländern gewesen 
ist, weiß auch, dass diejenigen, die als Büroleiter in den 
Wahlbüros, zu denen wir kommen, tätig sind und dort 
ihre Arbeit machen, froh und dankbar sind, wenn wir 
nach der Prüfung, nach dem Checken all dessen, was mit 
der Wahlbeobachtungsmission zusammenhängt, sagen 
können: Besser als ihr die Wahlen vorbereitet und durch- 
geführt habt, hätten auch wir in Deutschland es nicht 
machen können. - Es ist also in vielerlei Hinsicht wich- 
tig, dass wir in Wahlbeobachtungsmissionen unterwegs 
sind. Deswegen geben wir unsere Zustimmung zu die- 
sem Teil des Antrags der FDP. 


Der Antrag beinhaltet aber eines, dem wir bzw. ich (C) 
nicht zustimmen kann. Es steht darin, dass die Bewer- 
bung Kasachstans um den Vorsitz der OSZE in nächster 
Zeit nicht von der Bundesregierung unterstützt werden 
soll. Ich meine, wir sollten gerade die Bewerbung Ka- 
sachstans für den OSZE-Vorsitz unterstützen. Zum einen 
wäre damit zum ersten Mal ein postkommunistisches 
Transformationsland mit dem Vorsitz der OSZE beauf- 
tragt. Zum anderen würde man anerkennen, dass insbe- 
sondere Kasachstan bei der Respektierung der Men- 
schenrechte Fortschritte gemacht hat, wenn auch nicht in 
dem Maße, wie es wünschenswert wäre. Ich selbst war 
am 18. August im Rahmen einer Wahlbeobachtungsmis- 
sion in Astana, als das kasachische Parlament gewählt 
wurde. Ich kann sagen: Für mich und viele der Wahl- 
beobachter - ich war mit einem Kollegen aus Österreich 
unterwegs - war die Vorbereitung und die Durchführung 
der Wahl in Ordnung. Das war weitestgehend frei und 
fair. Das sollte man anerkennen. In diesem Prozess soll- 
ten wir ein Land wie Kasachstan unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich finde, es würde Russland wesentlich schwerer fallen, 
fundamentale Kritik an der OSZE und an Wahlbeobach- 
tungsmissionen zu üben, wenn ein Land wie Kasachstan, 
ein Transformationsland, mit dem temporären Vorsitz 
beauftragt wird. 

Ein Letztes: Es gibt den Vorwurf, dass die OSZE und 
ODIHR doppelte Standards anlegen. Da müssen wir 
wirklich sehr aufpassen, dass diesem Vorwurf nicht Nah- 
rung gegeben wird. Die Standards, die in Kasachstan (D) 
gelten sollen, müssen natürlich genauso in Italien gelten. 

Wenn wir wollen, dass unabhängige Wahlbeobachter in 
Transformationsländem einen Zugang zu Wahllokalen 
erhalten, muss dieser Zugang auch in allen anderen 
OSZE- Staaten gewährleistet werden. Nur so können wir 
Vertrauen in diesen Prozess schaffen und die Länder er- 
mutigen, die sich auf dem Weg in Richtung Europa be- 
finden. Manchmal ist dieser Weg steinig und schwierig. 

Wir begrüßen die Intention, die dem Antrag der FDP 
innewohnt, teilen aber auch die Sorge über eine sehr au- 
toritäre und restriktive Entwicklung in Russland. Wir 
haben die Hoffnung, dass Russland sehr bald eine Wahl- 
beobachtungsmission der OSZE, von ODIHR, zulässt. 

Je mehr Tage vergehen, desto unwahrscheinlicher wird 
es, dass das organisatorisch noch zu leisten ist. Von hier 
aus appelliere ich daher an Russland, die OSZE-Ver- 
pflichtungen möglichst bald zu erfüllen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Nun hat der Kollege Michael Link für die FDP-Frak- 
tion das Wort. 

Michaei Link (Heilbronn) (FDP): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen! Geehrte Kol- 
legen! Herr Grund ist auf Kasachstan eingegangen; da- 
rauf will ich zum Schluss zu sprechen kommen. Ich 
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(A) möchte vorweg ein paar allgemeine Bemerkungen zur 
OSZE machen, die uns zur Formulierung dieses Antrags 
veranlasst haben. 

Die FDP legt dem Haus heute einen Antrag zum 
Schutz und Ausbau der Wahlbeobachtungsinstrumente 
der OSZE vor. Anlass sind die Forderungen einer Reihe 
von OSZE-Mitgliedem - an der Spitze steht Russland 
Wahlbeobachtungsmissionen der OSZE substanziell zu 
erschweren. Wir meinen, es ist höchste Zeit für den Bun- 
destag, sich wieder einmal intensiv mit dem Thema 
OSZE zu befassen. Das ist ein Thema, das in der Öffent- 
lichkeit zu Unrecht ein Schattendasein führt. Dabei ist 
die OSZE die einzige gesamteuropäische Organisation 
zwischenstaatlicher Art, die aktiv arbeitet, und zwar 
nicht nur auf europäischer Ebene, sondern - das ist ein 
oft bemühtes Bild - von Vancouver bis Wladiwostok. 
Durch die aktive Mitarbeit Kanadas und der USA als 
Vollmitglieder ist die OSZE ein wichtiger Teil der trans- 
atlantischen Zusammenarbeit in Ergänzung zur NATO, 
zugegebenermaßen auf einem ganz anderen Gebiet, aber 
auf einem sehr wichtigen. 

Die OSZE hat viele Tätigkeitsbereiche. Aus unserer 
Sicht ist die sogenannte humane, die menschliche Di- 
mension der OSZE, also der Einsatz für Demokratie und 
Menschenrechte, das Wichtigste. Jetzt komme ich zum 
entscheidenden Teil des Antrages: Mit der Begründung 
des Büros für Demokratische Institutionen und Men- 
schenrechte - die englische Abkürzung ODIHR steht für 
Office for Democratic Insfitutions and Human Righfs - 
wurde 1990 ein wichtiges und entscheidendes Instru- 

(ß) ment für den Aufbau demokratischer Institutionen und 
für Wahlbeobachtung geschaffen. Das Instrument der 
Wahlbeobachtungen, das dem institutionell und vertrag- 
lich bisher unabhängigen ODIHR mil Silz in Warschau 
zur Verfügung sieht, ist eines der schärfsten Schwerter, 
über das die OSZE heute verfügt. Die langfristig ange- 
legten Wahlbeobachtermissionen der OSZE über 
ODIHR leislen einen ganz enischeidenden Beilrag zum 
Ansehen dieser Organisation. 

Leider hat Russland seit den von Moskau aufs Hef- 
tigste kritisierten OSZE-Wahlbeobachtungen im Um- 
feld der Rosenrevolution in Georgien und der Orangenen 
Revolution in der Ukraine nie verhehlt, dass es eine 
starke und unabhängige Position der OSZE -Wahl- 
beobachter und des ODIHR ablehnt. Die jüngste Ankün- 
digung des Vorsitzenden der russischen Wahlkommission, 
Wladimir Tschurow, die Zahl der OSZE-Wahlbeobach- 
ter für Russland auf 50 zu begrenzen, zeigl deutlich, wie 
entschlossen die Regierenden in Moskau sind, sicherzu- 
stellen, dass die internationale Gemeinschaft bei den an- 
stehenden Dumawahlen am 2. Dezember nicht genau 
hinschauen kann. Die Motivation des Machterhalts in 
der gelenkten Demokratie demonstriert, wie unglaub- 
würdig die russische Kritik an den Wahlbeobachtermis- 
sionen der OSZE ist. 

Bei diesem Vorgehen, bei der Forderung nach einer 
Schwächung des ODIHR wird Russland von Kasachstan 
unterstützt. Herr Grund, damit komme ich zu dem Punkt, 
den Sie angesprochen haben. Kasachstan ist ein von uns 
geschätzter Partner in Zentralasien. Kasachstan ist ein 


Land, dessen Parlamentswahlen weder frei noch fair wa- 
ren. Hier sind wir wahrscheinlich unterschiedlicher 
Meinung. Aber der Abschlussbericht der OSZE-Wahl- 
beobachter vom 18. August 2007 - auch ich habe an der 
Wahlbeobachtung teilgenommen - zeigt gerade durch 
die von den OSZE-Wahlbeobachtem gewählte Termino- 
logie deutlich, dass sich hier mitnichten eine Demokratie 
um den OSZE -Vorsitz bewirbt. 

Kasachstan ist ein Staat, dessen Präsidialpartei bei 
dieser Wahl ein Traumergebnis von 90 Prozent für sich 
reklamierl und als einzige Partei ins ParlamenI eingezo- 
gen ist Kasachstan isl ein Slaal, der sich nun für das 
Jahr 2009 um den OSZE-Vorsilz beworben hat Die 
Bundesregierung unlerstülzl diese Bewerbung bisher. 
Ich denke, es isl aufgrund des nicht akzeptablen Ablaufs 
der kasachischen Wahlen vom August 2007 höchste 
Zeit, dass die Bundesregierung diese Unterstützung 
überdenkt. 

(Beifall bei der FDP) 

Kasachstans OSZE-Vorsitz könnte nur dann eines Ta- 
ges infrage kommen, wenn es sich zukünftig demokra- 
tisch entwickelt. Eine Demokratie auf dem Papier kann 
und darf von Berlin keine Unterstützung für das hohe 
Ami des OSZE-Vorsilzes bekommen, bei allen Anrei- 
zen, die auch ich akzeptiere und die auch wir sehen. 
Aber es geht nicht um Mitgliedschaft, sondern es geht 
um die bedeutende Frage des Vorsitzes in der OSZE. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang einmal daran, 
wofür die OSZE sieht. Herr Grund, Sie haben es mit be- 
redten Worten selbst gesagt: Die OSZE steht für eine 
lange und erfolgreiche Geschichte der Wahlbeobach- 
tung. Häufig wird vergessen, dass alle heutigen EU-Mit- 
glieder in Mittel- und Osteuropa in den 90er-Jahren 
OSZE-Beobachtermissionen hatten, die auch eine ent- 
scheidende Rolle bei der Erreichung der Kopenhagener 
Kriterien gespielt haben, zum Beispiel gerade in den drei 
baltischen Staaten. Die OSZE hat in den 90er-Jahren 
eine wichtige Rolle bei der Heranführung dieser Staaten 
an die EU gespielt. Übrigens spielt sie heute gerade auch 
im Kosovo, in Albanien und in Mazedonien durch ihre 
dortigen Missionen immer noch eine wichtige Rolle. 
Vieles von dem Positiven, was wir im Kosovo, in Alba- 
nien und in Mazedonien erreicht haben - wir wissen, 
dass beileibe nicht alles positiv ist -, haben wir aufgrund 
der OSZE-Missionen erreicht, die oft von Deutschen ge- 
leitet werden und wurden. 

Aus meiner Sicht gibt es also genügend Gründe, dass 
wir das wichtige Amt des OSZE-Vorsitzes - ich wieder- 
hole: es geht nicht um Mitgliedschaft, sondern um den 
Vorsitz - nicht einer Demokratie auf dem Papier, wie es 
Kasachstan zurzeit leider noch ist, übertragen. 

Am 29. November 2007 steht in Madrid der nächste 
Ministerrat der OSZE an. Damit, Herr Staatsminister, 
kommen wir zum aktuellen Teil unseres Antrags. Der 
Antrag enthält viele Punkte, die einer generellen Diskus- 
sion würdig sind. Schon Ende November steht die Ent- 
scheidung über den Vorschlag unter anderem Russlands 
an, die ODIHR-Beobachtungen neu zu regeln. Dieser 
konkrete Vorschlag Russlands, Armeniens, Kasachstans, 
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(A) Kirgistans, Tadschikistans, Usbekistans und Weißruss- 
lands, also zumindest entwicklungsbedürftiger Demo- 
kratien, darf in dieser Form nicht angenommen werden. 
Würde er angenommen, dann würde das Instrument der 
Wahlbeobachtung der OSZE zur Farce verkommen. 

Ich komme zum Schluss. Herr Grund hat zu Recht ge- 
sagt, dass die KSZE für viele engagierte Bürgerrechtler 
in der damaligen DDR ein wichtiger Punkt war, um 
Hoffnung zu schöpfen und an den menschenrechtlichen 
Korb der KSZE anzuknüpfen. Heute ist die OSZE für 
viele Bürgerrechtler unter anderem in Usbekistan und in 
Weißrussland, aber auch in Russland nicht minder wich- 
tig. Wir sollten deshalb gemeinsam daran arbeiten, die 
OSZE nicht ihres Sinns zu berauben. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Den Beitrag der Kollegin Heike Hänsel von der Frak- 
tion Die Linke nehmen wir zu Protokoll.*) 

Das Wort hat der Kollege Rolf Kramer für die SPD- 
Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Rolf Kramer (SPD): 

(B) Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Kollege Manfred Grund hat in aus meiner 
Sicht richtigen Worten den Prozess der KSZE aus östli- 
cher Sicht dargestellt. Wir können konstatieren, dass der 
KSZE-Prozess in den 70er-Jahren zu einer Auflösung 
der Blöcke beigetragen hat und letzten Endes auch zu 
der Situation geführt hat, dass sich die beiden deutschen 
Staaten wiedervereinigt haben und dass die Konfronta- 
tion der ehemaligen Blöcke nicht mehr besteht. 

Wir stehen jetzt vor der Frage, was in Zukunft mit 
den verschiedenen OSZE- Aktivitäten geschehen soll. 
Markus Kaim von der Stiftung Wissenschaft und Politik 
fragte 2006: Ist die OSZE-Wahlbeobachtung ein Opfer 
ihres eigenen Erfolgs? 

Damals wie heute ging es darum, wie die Zukunft der 
Wahlbeobachtermissionen im Rahmen der OSZE ausse- 
hen soll. Eine Gruppe von Staaten um Russland forderte 
damals wie auch heute, dass sich die OSZE weniger um 
die Wahlbeobachtung, um die Beachtung demokrati- 
scher Standards und um die Einhaltung der Menschen- 
rechte kümmern sollte. 

Das darf aber nicht geschehen. Notwendige Verände- 
rungen und verstärkte Aktivitäten der OSZE in den Be- 
reichen Sicherheit, Wirtschaft und Umweltschutz dürfen 
keinesfalls zulasten der menschlichen Dimension gehen 
und die Werte und Überzeugungen der OSZE schwä- 
chen. 


Die OSZE hat Aufgaben wahrzunehmen, die auch (C) 
zukünftig von zentraler Bedeutung sein werden, zum 
Beispiel ihre Teilnehmerstaaten immer wieder an die 
eingegangenen Verpflichtungen zu Demokratie, Rechts- 
staatlichkeit, Menschenrechte sowie Abrüstung und 
Rüstungskontrolle zu erinnern und sie bei deren Umset- 
zung zu unterstützen. Mit ihren Wahlbeobachtungsmis- 
sionen leistet die OSZE einen entscheidenden Beitrag 
zur Legitimität der Parlamente und der Regierungen ih- 
rer Mitgliedstaaten. Wer an der Unabhängigkeit dieser 
Mission rüttelt und die Wahlstandards infrage stellt, der 
erschüttert aus meiner Sicht auch die Grundfesten der 
OSZE. 

Gerade die Entwicklung in der Ukraine im Jahre 2004 
hat uns allen ganz deutlich gemacht, dass wir in Europa 
und in der OSZE zu den Grundsätzen der Demokratie 
stehen müssen. Wahlen dürfen nicht verfälscht werden, 
und ein Ergebnis muss den Mehrheitswillen des Volkes 
ehrlich zum Ausdruck bringen. Die russische Regierung 
bezeichnet die Orangene Revolution in der Ukraine 
demgegenüber als Beispiel dafür, wie mithilfe der OSZE 
und ihrer Wahlbeobachter ein Regimewechsel initiiert 
worden sei. 

Richtig ist dagegen, dass diese Wahlbeobachter zahl- 
reiche Manipulationen und Verstöße der Regierung des 
damaligen Präsidenten Kutschma dokumentiert hatten 
und so die Vorwürfe der Opposition glaubhaft belegen 
konnten. Der schließlich korrekt verlaufene dritte Wahl- 
gang wäre ohne die technische Unterstützung und wei- 
terhin erfolgte Beobachtung durch die OSZE kaum mög- 
lich gewesen. In diesem Wahlgang hatte der von Moskau 
unterstützte Kandidat Janukowitsch eine deutliche Nie- ^ 
derlage gegen den heutigen Präsidenten Juschtschenko 
erlitten. Ähnlich verlief aus Moskauer Sicht der Macht- 
wechsel in Georgien, der mit Präsident Saakaschwili ei- 
nen ebenfalls westlich orientierten Politiker an die Spitze 
gebracht hatte. 

Gleichzeitig kam der OSZE die Rolle eines Katalysa- 
tors zu, als ihre Beobachter die Wahlfälschung des ehe- 
maligen kirgisischen Präsidenten Akajew dokumentier- 
ten und so dessen Ablösung beförderten. 

Alle diese Beispiele zeigen aus meiner Sicht, trotz der 
vorgebrachten Kritik: Die Wahlbeobachtung der OSZE 
ist ein allgemeines Gütesiegel geworden. Das beweist 
nicht zuletzt das große Interesse anderer Länder in Ost 
und West an ihr, so auch bei den Präsidentschaftswahlen 
in Afghanistan. Hier wurden von der OSZE und dem 
zuständigen, unabhängig agierenden Büro für Demokra- 
tische Institutionen und Menschenrechte, ODIHR, in 
Warschau Maßstäbe gesetzt. Deshalb sollte die Wahlbe- 
obachtung, die die Organisation auch für die Öffentlich- 
keit in allen Mitgliedstaaten sichtbar macht, beibehalten 
und ausgebaut werden. 

Die intensive Wahlbeobachtung kann dabei als wich- 
tiges Merkmal für die OSZE und Vorteil gegenüber an- 
deren internationalen Akteuren begriffen werden und 
sollte nicht vernachlässigt werden. Eine verstärkte Betei- 
ligung der Parlamentarischen Versammlung kann die 
Transparenz der Wahlbeobachtung durch die Organisa- 
tion nur erhöhen. 


') Anlage 14 
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(A) Ähnliches gilt für die OSZE-Feldmissionen, die wei- 
ter ausgebaut und deren Teilnehmer noch professioneller 
werden sollten. 

Freie und korrekte Wahlen bilden einen der Grund- 
pfeiler jedes demokratischen Regimes. Doch setzen sie 
auch das Vorhandensein einer demokratischen Kultur 
voraus. Hier muss eingeräumt werden, dass eine solche, 
eben eine demokratische Kultur, aus Gründen, die im 
Erbe der Vergangenheit und in Schwierigkeiten der Ge- 
genwart liegen, in manchen Mitgliedstaaten der OSZE 
noch fehlt. Aus diesem Grund ist die von der OSZE 
durchgeführte Wahlbeobachtung absolut unerlässlich, 
um den korrekten Ablauf der Wahlen zu gewährleisten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Überdies wurde Anfang der 90er- Jahre beschlossen, 
dass die OSZE die Transformationsstaaten beim Aufbau 
demokratischer Strukturen unterstützen sollte. Diese 
Aufgabe ist aus meiner Sicht weiter erforderlich. Die 
OSZE kommt hier ihrer originären Aufgabe nach, die von 
allen 55 OSZE-Staaten freiwillig übernommenen Ver- 
pflichtungen - hier die Achtung der Prinzipien der 
Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie - zu überwachen. 

Diese Tätigkeit findet auf zwei Ebenen statt. Die von 
der OSZE durchgeführte Wahlbeobachtung erfolgt im 
Allgemeinen gemäß einer Kooperationsvereinbarung, 
die vom Präsidenten der Parlamentarischen Versamm- 
lung der OSZE und dem amtierenden Vorsitzenden der 
OSZE am 2. September 1997 unterzeichnet wurde. Die 
(ß) Aufgabe der OSZE besteht darin, demokratische Wahl- 
prozesse durch genaue Beobachtung nationaler und lo- 
kaler Wahlgänge zu fördern. 

Das ODIHR muss ebenfalls Wahlhilfeprojekte durch- 
führen, die eine echte partizipatorische Demokratie be- 
günstigen und die Teilnehmerstaaten bei der Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen in der menschlichen Dimension 
unterstützen, indem es sein Fachwissen einbringt und 
praktische Unterstützung bei der Festigung der demokra- 
tischen Institutionen leistet. 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE wird 
dann im Wahlvorgang tätig, indem sie Beobachter ent- 
sendet, die überprüfen, ob die Wahlen ordnungsgemäß 
ablaufen. Wichtig ist dabei, dass so bald wie möglich 
nach Abschluss des Wahlganges eine Beurteilung da- 
rüber veröffentlicht wird, ob die Wahlen demokratisch 
waren oder nicht. 

Aus meinen bisherigen Ausführungen entnehmen Sie 
sicherlich, dass der Antrag der FDP auch bei uns durch- 
aus auf Sympathie trifft. Von den acht Forderungen, die 
im zweiten Teil des Antrages an die Bundesregierung 
gerichtet werden, trifft die überwiegende Zahl auf unsere 
Zustimmung. 

Etwas genauer Einsehen müssen wir unter anderem 
bei den Forderungen nach dem Status der von der 
OSZE-PV und von ODIHR eingeselzlen Wahlbeobach- 
ler sowie der Slellung der Parlamenlarierversammlung 
innerhalb der OSZE-Organisalion. Ich glaube aber, dass 


wir in den Ausschussberatungen zu einem konstruktiven (C) 
Ergebnis kommen können. 

Der Erhalt und der Ausbau der OSZE und ihrer Ein- 
richtungen sind in unser aller Interesse. Es geht dabei um 
die Erneuerung und um den Erhalt des bisher Erreichten. 

Diese Herausforderung können wir allerdings nur ge- 
meinsam meistern. Sie erfordert unser aller Engagement. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun die 
Kollegin Marieluise Beck das Wort. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich hätte es sehr gul gefunden, wenn diese Debatte, die 
auch uns Parlamenlarier und unsere Präsenz innerhalb der 
OSZE belriffl, von unseren Delegationsleitern begleitet 
worden wäre. Das wäre dieser Debatte angemessen und 
würde zeigen, dass wir alle sehr gut beraten wären, uns 
noch einmal über unser Engagement in der Parlamentari- 
schen Versammlung zu verständigen. Diese Arbeit erledi- 
gen wir manchmal nur nebenbei. Obwohl wir alle sehr 
wichtige Geschäfte zu erledigen haben, sollten wir uns 
alle - ich nehme mich da gar nicht aus - darüber verstän- 
digen, dass unsere aktive Mitarbeit in der Parlamentari- 
sehen Versammlung der OSZE unglaublich wichtig ist. 

Das gilt besonders in dieser Zeit - das ist von der FDP in 
ihrem Antrag zu Recht dokumentiert worden -, in der die 
Angriffe auf die OSZE immer massiver werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD) 

Die Entscheidung Russlands, die Begleitung und Be- 
obachtung der Wahlen auf diese massive Weise einzu- 
schränken, ist einmalig in der Geschichte der OSZE. An- 
lässlich der Wahlen in diesem Land mit 95 000 
Wahllokalen sind 70 Beobachter der OSZE von russi- 
scher Seite zugelassen. Selbst wir OSZE-Parlamentarier 
können zum Teil als Wahlbeobachter nicht fungieren. 

Das ist schlichtweg skandalös. Russland hat sowohl 
1999 in Istanbul als auch im Dezember 2006 das Kon- 
sensprinzip anerkannt und sich verpflichtet, die Wahlbe- 
obachtung und auch ODIHR zu slärken. 

Noch eine Bemerkung zu ODIHR. Wenn Parlamenla- 
rier freilags anreisen und monlags wieder fahren, können 
sie Wahlbeobachtung nur oberflächlich durchführen. Die 
eigentliche Arbeit wird von ODIHR geleislel. Dazu wer- 
den der freie Zugang zu Medien, der Zugang der einzel- 
nen Parteien zu den Wahlen, die Kandidatenkür und die 
Art der Auseinandersetzung über einen langen Zeitraum 
überprüft. Dafür gibt es ein international anerkanntes 
Benchmarking- Verfahren. Das ist die eigentliche Grund- 
lage, auf der letztlich die Fairness und die Freiheit der 
Wahlen beurteilt werden. 
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(A) Wir können beobachten, dass systematisch die Axt an 
ODIHR gelegt wird, sowohl von russischer Seite, aber 
auch von anderen GUS-Nachfolgestaaten. Offensichtlich 
ist erkannt worden, dass faire und freie Wahlen tatsäch- 
lich dazu führen können, dass Regierungen an die Macht 
gelangen, die nicht von denjenigen gewollt sind, die 
glaubten, fest im Sattel zu sitzen, auch über - so will ich 
in diesem Zusammenhang einmal sagen - prekäre Wahl- 
verfahren. 

Mit den Wahlen in der Ukraine und mit dem Erfolg 
wirklich freier und fairer Wahlen und einem Regime- 
wechsel dort ist offensichtlich innerhalb von GUS-Län- 
dem und in Russland ein systematischer Versuch losge- 
treten worden, dieser Form von Wahlbeobachtung zu 
Leibe zu rücken. Dem müssen wir uns mit aller Ent- 
schiedenheit entgegenstellen; denn sonst wird eines der 
zentralen Instrumente der OSZE kaputtgemacht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Ein kurzer Satz zu Kasachstan. Auch wir waren der 
Meinung, dass es eigentlich gut ist, wenn die zentralasia- 
tischen Länder über so einen Vorsitz eingebunden wer- 
den. Wenn sich Kasachstan aber in dieser Weise an dem 
Schleifen der eigentlichen Aufgabe, nämlich Wahlbeob- 
achtung, beteiligt, haben wir allen Grund, darüber mit 
Kasachstan zu sprechen und untereinander zu beraten, 
ob wir das wirklich so aufrechterhalten können. Ich 
glaube, wir haben in den Ausschüssen noch einmal Ge- 
legenheit, uns darüber auszutauschen. 

Schönen Dank. 

(B) (Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/7001 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Neunten 
Gesetzes zur Änderung des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes 

- Drucksachen 16/6518, 16/6966 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzaus- 
schusses (7. Ausschuss) 

- Drucksache 16/7152 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Klaus-Peter Flosbach 
Dr. Hans-Ulrich Krüger 
Frank Schäffler 
Dr. Gerhard Schick 

Wir nehmen die Reden der Kollegen Klaus-Peter 
Flosbach für die Unionsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Krüger 
für die SPD-Fraktion, Frank Schäffler für die FDP-Frak- 


tion, Axel Troost für die Fraktion Die Linke, Dr. Gerhard (C) 
Schick für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und den 
Beitrag der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks zu Protokoll. 0 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Versicherungsaufsichtsgesetzes. Der Finanz- 
ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 16/7152, den Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung auf den Drucksachen 16/6518 und 16/6966 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim- 
men wollen, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent- 
haltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Be- 
ratung angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist 
mit den Stimmen der Unionsfraktion, der SPD-Fraktion 
und der FDP-Fraktion gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion Die 
Linke angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Höfken, Nicole Maisch, Cornelia Behm, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN 

Verbraucherfreundliche Lebensmittelkennzeich- 
nung einführen (D) 

- Drucksache 16/6788 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Auch hier nehmen wir die Beiträge zu Protokoll. Das 
betrifft die Kollegin Uda Heller für die Unionsfraktion, 
die Kollegin Dr. Marlies Volkmer für die SPD-Fraktion, 
den Kollegen Michael Goldmann für die FDP-Fraktion, 
die Kollegin Karin Binder für die Fraktion Die Linke 
und die Kollegin Ulrike Höfken für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.^) 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/6788 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 25 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 2008 
(ERP -Wirtschaftsplangesetz 2008) 

- Drucksache 16/6565 - 


') Anlage 1 5 
Anlage 16 
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Vizepräsidentin Petra Pan 

(A) Beschlussetnpfehlung und Bericht des Ausschus- 

ses für Wirtschaft und Technologie (9. Aus- 
schuss) 

- Drucksache 16/7154 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordneter Martin Zeil 


Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der Gesetz- 
entwurf ist mit den Stimmen der Unionsfraktion, der 
SPD-Fraktion, der Fraktion Die Linke und der Fraktion 
(B) Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der FDP-Frak- 
tion angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 22 a und 22 b auf: 


Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Auch hier gehen die Reden zu Protokoll. Der Kollege 
Johann-Henrich Krummacher für die Unionsfraktion, 
der Kollege Rene Rüspel für die SPD-Fraktion, die Kol- 
legin Cornelia Pieper für die FDP-Fraktion, die Kollegin 
Dr. Petra Sitte für die Fraktion Die Linke und die Kolle- 
gin Priska Hinz (Herbom) für die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen haben ihre Reden zu Protokoll gegeben.^) 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 16/7115 und 16/6337 an die in der Ta- 
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die umweltgerechte Gestaltung energie- 
betriebener Produkte 

(Energiebetriebene-Produkte-Gesetz - EBPG) 

- Drucksache 16/6651 - 

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus- 
ses für Wirtschaft und Technologie (9. Aus- 
schuss) 

- Drucksache 16/7155 - 

B erichterstattung : 

Abgeordneter Dr. Joachim Pfeiffer 

Es liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen vor. 

Die Fraktionen haben sich darauf geeinigt, dass auch 
die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll 
gehen. Das betrifft die Redebeiträge des Kollegen 
Dr. Joachim Pfeiffer für die Unionsfraktion, des Kolle- 
gen Dr. Axel Berg für die SPD-Fraktion, der Kollegin 
Gudrun Kopp für die FDP-Fraktion, des Kollegen Hans- 
Kurt Hill für die Fraktion Die Linke und des Kollegen 
Hans- Josef Fell für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen.V 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über 
die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Pro- 
dukte. Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck- 
sache 16/7155, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 16/6651 in der Ausschussfassung anzu- 
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Hand- 
zeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ge- 
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung bei Enthaltung 


Anlage 1 8 
Anlage 19 


a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Priska 
Hinz (Herbom), Hans- Josef Fell, Birgitt Bender, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Nanotechnologie - Forschnng verstärken nnd 
Vorsorgeprinzip anwenden 

- Drucksache 16/7115 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 

Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Gesundheit 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung 

Bericht der Bundesregierung zum Verände- 
rungsbedarf des bestehenden Rechtsrahmens 
für Anwendungen der Nanotechnologie 

- Drucksache 16/6337 - 


9 Anlage 17 


Auch hier gehen die Beiträge zu Protokoll. Der Kol- 
lege Hans Michelbach hat für die Unionsfraktion seine 
Rede zu Protokoll gegeben, der Kollege Garreit Duin für 
die SPD-Fraktion, der Kollege Martin Zeil für die FDP- 
Fraktion, der Kollege Dr. Herbert Schul für die Fraktion 
Die Linke und der Kollege Hans-Josef Fell für die Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen.') 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines ERP- 
Wirtschaftsplangesetzes 2008. Der Ausschuss für Wirt- 
schaft und Technologie empfiehlt in seiner Beschluss- 
empfehlung auf Drucksache 16/7154, den Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 16/6565 
anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent- 
wurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Der Gesetzent- 
wurf ist damit in zweiter Beratung angenommen. 
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(A) der FDP-Fraktion, der Fraktion Die Linke und der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Dritte Beratung 

und Sehlussabstimmung. leh bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sieb zu erbeben. - 
Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sieh? - Der Gesetz- 
entwurf ist damit mit den Stimmen der Unionsfraktion 
und der SPD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion, 
der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent- 
sehließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drueksaehe 16/7184. Wer stimmt für diesen Ent- 
sehließungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Wer ent- 
hält sieh? - Der Entsehließungsantrag ist gegen die 
Stimmen der Antragsteller und die Stimmen der Fraktion 
Die Linke abgelehnt. 

leh rufe den Zusatzpunkt 5 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bundes- 
regierung eingebraehten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregeluug des Wohugeldrechts uud zur 
Äuderuug auderer wohuuugsrechtlicher Vor- 
schrifteu 

- Drueksaehe 16/6543 - 

Erste Besehlussempfehlung und erster Berieht 
des Aussehusses für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung (15. Ausschuss) 

(B) - Drucksache 16/7166 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Bettina Herlitzius 

- Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 16/7167 - 

B ericht erstattung : 

Abgeordnete Bartholomäus Kalb 

Dr. Frank Schmidt 

Dr. Claudia Winterstein 

Dr. Gesine Lötzsch 

Anna Lührmann 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich höre 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Parla- 
mentarische Staatssekretärin Karin Roth. 

(Beifall bei der SPD) 

Karin Roth, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung: 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Nach Jahren und Jahrzehnten vergeblicher 
Bemühungen ist es jetzt gelungen, eine für den Bund 
günstige Lösung bei der Beendigung des Treuhandver- 
hältnisses im Hinblick auf das Bergmannssiedlungsver- 
mögen mit dem Wohnungsuntemehmen THS zu errei- 


chen. Für die Ablösung seiner Rechte erhält der Bund (C) 
insgesamt 450 Millionen Euro von der THS, die in vier 
Jahresraten ab Ende 2008 bis 2011 ausgezahlt werden. 

Die Bundesregierung hat sich - vertreten durch das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
und das Bundesministerium der Finanzen - mit dem 
Wohnungsuntemehmen THS durch Vergleichsvertrag 
über die Beendigung des Treuhandverhältnisses und den 
Ablösebetrag in Höhe von 450 Millionen Euro geeinigt. 

Der Vertrag ist aber erst dann wirksam, wenn das 
nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über Bergmannssiedlungen 
begründete Treuhandverhältnis aufgehoben ist. Daher 
wird die THS durch den jetzt vorliegenden Gesetzent- 
wurf aus der Auflistung der Treuhandstellen, die das 
Bergmannssiedlungsvermögen verwalten, gestrichen 
und damit aus dem Regelungsbereich des Gesetzes ent- 
lassen. 

Mit dem Wirksamwerden des Vergleichs ist der Ablö- 
sebetrag zu verzinsen, und zwar mit dem Zinssatz des 
Bundes für eine Laufzeit von vier Jahren. Dies sind der- 
zeit immerhin 4 Prozent, sodass dem Bund ab dem 
Wirksamwerden täglich Zinsen in Höhe von mnd 
50 000 Euro zufallen. Je früher das Gesetz in Kraft tritt, 
desto besser für den Bund. Daher wollen wir im Bundes- 
rat noch Ende November, spätestens aber Mitte Dezem- 
ber erreichen, dass das Gesetz noch in diesem Jahr in 
Kraft tritt. 

Welchen Erfolg dieser Vergleich darstellt, kann man 
erst ermessen, wenn man sich die komplexen und zwi- 
schen den Beteiligten streitigen Rechtsgrandlagen im 
Hinblick auf die Eigentumsverhältnisse am Bergmanns- (D) 
siedlungsvermögen, das nach dem Ersten Weltkrieg zwi- 
schen 1920 und 1923 entstanden ist, vor Augen führt. 

Denn die Frage, wer Eigentümer des Bergmannssied- 
lungsvermögens ist, ist strittig. Dazu liegen entgegenge- 
setzte Gutachten namhafter Professoren vor. 

Darüber hinaus ist auch höchst umstritten, welchen 
Wert und Umfang das Bergmannssiedlungsvermögen 
heute, rund 90 Jahre nach seiner Entstehung, hat, da ne- 
ben der Kohleabgabe von 1920 bis 1923 in dieser langen 
Zeit weitere Kapitalzuflüsse erfolgt sind, die dem Berg- 
mannssiedlungsvermögen nicht zugerechnet werden 
können. Diese Rechtsunsicherheit konnte nur durch ei- 
nen Vergleich beendet werden. Auch der Versuch eines 
langen und kostspieligen gerichtlichen Verfahrens wäre 
letztlich nach allen Erfahrungen in einem Vergleich ge- 
mündet, aber verbunden mit erheblichen Prozesskosten. 

Eine Ablösesumme von 450 Millionen Euro ist für den 
Bund also ein gutes Ergebnis. Sie repräsentiert gut ein 
Drittel des Unteraehmenswertes. Neben dem Treuhand- 
vermögen gibt es zwei wirtschaftliche Inhaber der 
THS GmbH - das Unternehmen Evonik, vormals RAG, 
sowie die Gewerkschaft IG BCE -, die diese Ablöse- 
summe auch akzeptieren mussten. Sie haben es erst nach 
komplizierten und langwierigen Verhandlungen getan. 

Wir sollten das Ergebnis daher nicht infrage stellen. 

In den Ausschussberatungen ist immer wieder die Be- 
fürchtung geäußert worden, dass der Bund mit dem Ver- 
gleich Wohnungsvermögen an „Heuschrecken“ ver- 
schleudern würde. Ich möchte ausdrücklich erklären: 
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Pari. Staatssekretärin Karin Roth 

(A) Der Bund verkauft die Wohnungen nieht, sondern er be- 
endet ein Treuhandverhältnis. 

(Sören Bartol [SPD]: So ist es!) 

Eigentümer der Wohnungen sind und bleiben die 
IG BCE und die ehemalige RAG. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Für die Mieter ändert sieh dadureh gar niehts. Das ist 
sehr wiehtig, und ieh habe das aueh im Aussehuss klar- 
gestellt. Bindungen der sozialen Wohnraumförderung 
und des Bergarbeiterwohnungsbaus, die naeh 1945 ent- 
standen sind, bleiben vollständig erhalten. 

Außerdem ist ein sogenannter Besserungssehein ver- 
einbart worden, der sieherstellt, dass der Bund bei einem 
Weiterverkauf von Gesellsehaftsanteilen an der THS an 
einem eventuell höheren Verkaufserlös partizipiert. Der 
Besserungssehein hat Gültigkeit bis 2011. Sie sehen, 
dass wir aueh für diesen Fall Vorsorge getroffen haben. 

Zusammengefasst: Mit dem Vergleieh werden ein bis- 
her unlösbar erseheinendes Problem reehtlieher und 
wirtsehaftlieher Natur endlieh geklärt und günstige Be- 
dingungen für den Bund erhalten. Ieh bitte Sie daher ein- 
dringlieh, die gesetzliehen Bestimmungen zu sehaffen, 
mit denen wir dieses Problem aus Sieht des Bundes in 
einer guten Art und Weise lösen können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

(B) Für die FDP-Fraktion erhält nun der Kollege Döring 
das Wort. 

(Beifall bei der FDP) 

Patrick Döring (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Frau Staatssekretärin, wenn Sie sieh so sieher sind, dass 
das ein gutes Gesehäfl ist und dass jener Tag, an dem die 
Gesetzesänderung in Kraft tritt, ein guter Tag für die 
Bundesregierung und die Bundesrepublik ist, dann frage 
ieh mieh Folgendes: Warum sind vom Tag des Absehlus- 
ses des Vergleiehsvertrages bis zur Einbringung dieses 
Gesetzes mehr als drei Monate vergangen? Warum 
haben Sie versueht, die beiden Artikel zu den Berg- 
mannssiedlungen und zum Bergarbeiterwohnungsbau 
zusammen mit den wohngeldreehtliehen Änderungen 
durehzusehieben? Und warum warten Sie vor allen Din- 
gen nieht den Berieht des Bundesreehnungshofes ab, 
der, soweit ieh weiß, in 14 Tagen vorliegen wird, um 
diese komplizierten Fragen zu klären? 

Aueh die FDP-Fraktion ist dafür, die stillen Reserven 
des Treuhandsiedlungsvermögens zu heben. Da gibt es 
überhaupt keinen Dissens; das habe ieh aueh im Aus- 
sehuss gesagt. Die Frage ist, ob der Ablösebetrag tat- 
säehlieh in einer Größenordnung vereinbart wurde, die 
den Anteil der Bundesrepublik widerspiegelt. 

Noeh einmal: 1981 hat die Bundesrepublik Deutseh- 
land - dieser Vertrag liegt vor - eine stille Einlage in 
Höhe von mehr als 50 Millionen DM zum Aufbau der 


THS GmbH erbraeht, die IG BCE und die RAG jVweils (C) 
3,7 Millionen DM. Mit diesem belastbaren Vermögen in 
Höhe von 61 Millionen DM in der Bilanz - die Wohnun- 
gen waren nämlieh unbelastet - konnte man wohnungs- 
wirtsehaftlieh erfolgreieh arbeiten und ein großes, 
bedeutendes Immobilienuntemehmen aufbauen. Aus 
diesem Vermögen des Bundes - Frau Roth, Sie haben 
die Entstehungsgesehiehte des Bergmannssiedlungsver- 
mögens dargestellt - ist ein hoehprofitabler, wertvoller 
Untemehmensbereieh entstanden. 

Zu den Zahlen: Das Unternehmen hat ausweislieh sei- 
ner Bilanz ein Grundstüeksvermögen von 2,4 Milliarden 
Euro. Das Unternehmen maeht rund 400 Millionen Euro 
Umsatz und knapp 40 Millionen Euro Gewinn pro Jahr. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Nieht sehleeht!) 

Das Unternehmen hat eine Gewinnrüeklage von 
600 Millionen Euro. Das sind die Zahlen, über die wir 
spreehen. Im Hinbliek auf dieses Unternehmen geben 
wir unser Sieherungsvermögen und all unsere Möglieh- 
keiten auf 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Das ist 
unglaublieh!) 

Wir haben einmal 87 Prozent des Stammkapitals ein- 
gebraeht. Deshalb haben wir in den Debatten im Haus- 
haltsaussehuss und im Aussehuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwieklung über die Frage naehgedaeht: Ist es ver- 
nünftig, sieh mit einem Drittel des von der Bundesregie- 
rung festgestellten Wertes auszahlen zu lassen? Ieh 
finde, diese Frage ist aueh um 20.30 Uhr noeh berech- 
tigt. (B) 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Ja! Das ist sie wirklich!) 

Da wir letztlich ein Drittel bekommen, glauben wir, die 
Freien Demokraten, dass der Wunsch der Bundesregie- 
rung absolut nicht zu unterstützen ist. 

Es gibt aber Unklarheiten im Hinblick auf den Wert 
des Unternehmens und die Drittelregelung. Frau Staats- 
sekretärin, Sie haben gerade klargestellt, dass Gutachten 
mit unterschiedlicher Aussagekraft vorliegen. Jetzt bin 
ich beruhigt. Am Mittwoch haben Sie das nämlich noch 
anders gesehen. Diese Gutachten möchte der Bundes- 
rechnungshof sehen. Erst gestern ist mir gesagt worden, 
dass sie dem Bundesrechnungshof vorenthalten werden; 
auch das ist noch ungeklärt. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Das ist ja nicht zu 
fassen!) 

In dieser Situation sagen Sie, es sei ein guter Tag, 
wenn wir heute dafür sorgen würden, dass dieses Gesetz 
schnell in Kraft trete. Meinetwegen kann die Regierung 
das so sehen. Das Parlament - das ist jedenfalls meine 
Überzeugung und die Überzeugung der FDP-Fraktion - 
sollte das nicht so sehen. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Ein guter Tag für 
die IG BCE ist das!) 

Eine letzte Bemerkung. Wem nützt das Ganze eigent- 
lich? Wir vermuten - dieser Verdacht liegt nahe -, dass 
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(A) mit der Ablösung unseres Anteils alle eigentumsrechtli- 
chen Streitigkeiten beseitigt werden und IG BCE und 
RAG ein hochprofitables und voller Vermögen bzw. stil- 
ler Reserven steckendes Unternehmen zu einem relativ 
geringen Preis vor die Füße gelegt bekommen. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Nachtigall, ich hör’ 
dir trapsen!) 

Die Union hält die Steigbügel, um die Industriege- 
werkschaft Bergbau, Chemie, Energie zu einer der wohl- 
habendsten, streikfahigsten und vermögendsten Gewerk- 
schaften zu machen. Denn die Gewinnrücklage von 
600 Millionen Euro, auf die wir auch verzichten, kann 
jederzeit zu gleichen Teilen an RAG und IG BCE ausge- 
zahlt und das Unternehmen mit einer Eigenkapitalquote 
von über 1 Milliarde Euro jederzeit zusätzlich belastet 
werden. Der IG BCE wird sozusagen ein trockener 
Schwamm hingelegt, der jederzeit befeuchtet und, um 
mehr Liquidität zu erhalten, ausgequetscht werden kann. 
Das kann man so machen. Als Regierung würde ich die- 
sen Gedanken sogar weiterverfolgen. Man darf aber 
nicht erwarten, dass das Parlament und die Opposition 
im Parlament dabei mitmachen. 

Ich komme zum Schluss. Wir lehnen den vorliegen- 
den Gesetzentwurf ab, weil wir die offenen Fragen noch 
hätten klären können. Wenn es Ihnen so wichtig ist, dass 
dieses Gesetz in Kraft tritt, dann müssen Sie dem Bun- 
desrechnungshof die Gutachten vorlegen und unmittel- 
bar nach Vergleichsschluss ein Gesetzgebungsverfahren 
einleiten; damit dürfen Sie nicht mehr als drei Monate 
warten. 

(B) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat der Kollege Gero Storjohann für die 
Unions ffaktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Gero Storjohann (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir diskutieren heute über das Erste Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über Bergmannssiedlungen. Ich 
möchte Wiederholungen vermeiden, da die Staatssekre- 
tärin - sie ist noch kurzfristig in die Rednerliste aufge- 
nommen worden - schon zu den grundsätzlichen 
Problemstellungen Ausführungen gemacht hat. Festzu- 
stellen ist in diesem Zusammenhang, dass es im vorlie- 
genden Fall nicht um den Verkauf von Wohnungen geht. 
Es geht ausschließlich um einen Vergleichsvertrag mit 
der Treuhandstelle. 

Der Kollege Döring von der FDP hat hier sehr wort- 
reich erklärt, dass er mit dem Verhandlungsergebnis 
nicht zufrieden ist. Ich erinnere mich an viele ähnliche 
Deals, auch in Schleswig-Holstein, bei denen wir als Op- 
position nie mit dem Ergebnis zufrieden waren und das 
auch herausgestellt haben. Das ist auch Ihr gutes Recht. 


In der Sache möchte ich aber sagen, dass der Bund (C) 
nicht Eigentümer dieser Wohnungen ist. Gesellschafter 
der THS sind vielmehr je zur Hälfte die Ruhrkohle AG 
und die Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Ener- 
gie. Aufgrund der in der Vergangenheit vom Bund ge- 
leisteten Subventionen gibt es jetzt keine Wohnungsbin- 
dung mehr. Seit über 20 Jahren ist daher versucht 
worden, einen Vergleich herbeizuführen. Das zeigt, wie 
schwierig die Materie zu beurteilen ist. 

Aufgrund des geplanten Börsenganges der 
Ruhrkohle AG ist jetzt endlich eine Einigung erreicht 
worden, die einen Ablösebetrag in Höhe von 450 Millio- 
nen Euro vorsieht. Hierzu hat es im Vorfeld Gutachten 
gegeben. Dass es unterschiedliche Aussagen gab, ist, 
glaube ich, normal. Diese Gutachten hatten einerseits 
den Wert der THS zum Gegenstand; andererseits wurde 
begutachtet, welcher Anteil dieses Wertes auf den in der 
Vergangenheit gezahlten Subventionen beruhe. 

Wie uns gestern im Ausschuss für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung von der Bundesregierung glaubhaft 
versichert wurde, sieht die Bundesregierung den erziel- 
ten Vergleich als einen Erfolg an. Nach übereinstimmen- 
der Auffassung des Bundesfinanzministeriums und des 
Bundesverkehrsministeriums ist der Vergleich eine 
Chance, einen Teil der gewährten Subventionen zurück- 
zuholen. Die Vergleichssumme - so die Bundesregie- 
rung - sei vor dem Hintergrund des Wertes der THS und 
des Umfangs der gezahlten Subventionen angemessen. 

Ich sagte schon, es ist schwierig, den heutigen Wert der 
in der Vergangenheit gezahlten Subventionen festzustel- 
len. Zudem sei bei weiteren Verhandlungen eine Erhö- 
hung nicht mehr zu erwarten. Wir können gerne Wün- ^ ' 
sehe äußern; aber drei Vertragspartner müssen sich hier 
einigen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung darauf auf- 
merksam gemacht, dass Verzögerungen bei der Umset- 
zung dieses Vergleichs Nachteile für den Bund nach sich 
ziehen. Es ist gesagt worden, dass dem Bund täglich Zin- 
sen in Höhe von mehr als 50 000 Euro verloren gehen 
würden, wenn das Gesetz verspätet in Kraft träte. 

Der Haushaltsausschuss hat nach seinen Beratungen 
empfohlen, das Gesetz in der nun vorliegenden Form an- 
zunehmen. Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bun- 
destag wird deshalb diesem Ersten Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Bergmannssiedlungen ihre Zustim- 
mung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Heidrun Bluhm für die 
Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Heidrun Biuhm (DIE LINKE): 

Verehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Frau Staatssekretärin Roth, Sie haben in Ihren 
Ausführungen eben noch einmal darauf hingewiesen, 
dass der Bund keine Wohnungen verkauft, sondern ein 
Treuhandverhältnis beendet. Wir sind uns sicher einig 
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Heidrun Bluhm 

(A) darüber, dass wir über eine Wohnungsgesellsehaft reden, 
eine Gesellsehaft also, die Wohnungen verwaltet, in die 
der Bund einmal - Herr Döring hat das eben eindrueks- 
voll dargestellt - 87 Prozent der Eigentümeranteile ein- 
gebraeht hat. Es ist aueh kein Geheimnis, dass die Mut- 
tergesellsehaft kurz vor dem Börsengang steht. 

Wenn Sie dann darstellen, dass Sie ein Treuhandver- 
hältnis beenden wollen, stelle ieh sehon einmal die Frage 
- ieh habe sie aueh am Mittwoeh im Aussehuss gestellt 
Wem gehören denn die Wohnungen, wer steht als Eigen- 
tümer im Grundbueh? Denn Immobilien werden ja letzt- 
lieh immer im Grundbueh verzeiehnet, sodass man able- 
sen kann, wer der Eigentümer ist. Selbst wenn es sieh 
um eine Gesellsehaft handelt, an der wir nur Gesell- 
sehafteranteile haben, sind wir dureh diese Gesellsehaft 
anteilig Eigentümer dieser Wohnungen; so habe ieh das 
zumindest gelernt, als ieh mieh vor über 16 Jahren 
selbstständig gemaeht habe. 

Die Bundesregierung hat dazu ihren Anteil an der 
Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten, THS, abge- 
treten und soll nunmehr im Gegenzug 450 Millionen 
Euro als Ablösebetrag bekommen. Für mieh ist das ein 
Immobiliengesehäft, das dureh den Bund beendet wird. 
Ieh möehte hier vor allem für meine Fraktion zum Aus- 
druek bringen, dass wir Wohnungsprivatisierungen und 
Börsengänge von Wohnungsuntemehmen, die der öf- 
fentliehen Daseinsvorsorge widerspreehen, natürlieh 
strikt ablehnen. 

Es ist also zu befürehten, dass die sozialen Orientie- 
rungen der THS unter Druek geraten werden. Mieterver- 
^ eine im Ruhrgebiet wie das Mieterforum Ruhr verweisen 
darauf, dass der Bergarbeiterwohnungsbau bis heute so- 
zial gebunden ist. Kann der Sehutz der Mieter und der 
Siedlungen dureh diese Bindungen aueh naeh dem Bör- 
sengang noeh gewährleistet werden? Das ist ebenfalls 
eine Frage, die die Linke stellt. 

Meine Damen und Herren, der Deutsehe Mieterbund 
hat bereits im August dieses Jahres die völlige Intranspa- 
renz des Abtretungsvorganges seharf kritisiert und von 
einer Naeht-und-Nebel-Aktion gesproehen. Dieser Kri- 
tik sehließen wir uns an. Über die Abtretung, den Ver- 
gleiehsvertrag und die Abfindung ist damals im Parla- 
ment nieht diskutiert worden. Wir sollen heute den Weg 
für einen Vorgang freimaehen, an dem das Parlament 
bislang nieht beteiligt worden ist und der dann aueh noeh 
in der Novelle zum Wohngeldgesetz versteekt wurde. 

(Patriek Döring [FDP]: So ist es!) 

In der gestrigen Aussehussberatung sind dazu eine 
Menge Fragen offengeblieben oder konnten gar nieht ge- 
stellt werden, da aueh dieser Deal nunmehr in Eile 
durehgezogen werden soll. 

In der THS ist das aus Steuergeldem finanzierte soge- 
nannte Bergmannssiedlungsvermögen enthalten. Wir, 
die Linke, stellen fest: 

Erstens. Es hat hinter dem Rüeken des Parlaments 
eine bisher unentgeltliehe Eigentumsübertragung in Be- 
zug auf 78 000 Wohnungen gegeben. 


Zweitens. Dieser Tatbestand sollte mit der Novelle (C) 
zum Wohngeldgesetz - einem Artikelgesetz - klamm- 
heimlieh bereinigt werden. Nur weil das Parlament diese 
Novelle nieht durehgewunken hat, ist dieser Deal nun 
zutage getreten. 

Drittens. Der Bundesreehnungshof hat im Zuge seines 
Prüfungsverfahrens Bedenken zur Höhe der Geldzahlun- 
gen geäußert. 

Eigentlieh kann man aus diesen Gründen nur ableh- 
nen. Die Linke enthält sieh jedoeh in dieser Abstimmung 
der Stimme, weil der Bund sonst gegebenenfalls Gefahr 
läuft, nieht einmal mehr diese 450 Millionen Euro zu er- 
halten; denn das Vermögen des Bundes und damit des 
Steuerzahlers ist längst weg. 

Danke sehön. 

(Beifall bei der LINKEN - Sören Bartol 
[SPD]: Das Ende war gut! - Patriek Döring 
[FDP]: Das ist ja völlig unlogiseh! Das Ende 
verstehe ieh nun gar nieht!) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das Wort hat die Kollegin Bettina Herlitzius für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 


Bettina Heriitzius (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staatsse- 
kretärin! Liebe Kollegen und liebe Kolleginnen! Aueh 
wenn es der Titel des Gesetzentwurfes nieht vermuten 
lässt, besehäfligen wir uns jetzt mit der Privatisierung 
von öffentliehem Wohnungsvermögen. Dabei geht es 
nieht um einzelne Verkäufe von Wohnungen, sondern 
um ein Vermögen, das der Bund an dieser Stelle freigibt. 
Still und leise und mit unzureiehenden Informationen 
und verwirrenden Faehauskünften in den Aussehüssen 
versuehen die Koalitionspartner, diesen Verkauf von 
Bergmannssiedlungen aus dem Bundesvermögen zu ei- 
nem Sehnäppehenpreis von 450 Millionen Euro dureh- 
zuwinken. 


(D) 


Ieh bin zwar neu im Bundestag, aber in meiner bishe- 
rigen politisehen Praxis in der Kommune ist mir so et- 
was noeh nieht vorgekommen. Es kann doeh nieht sein, 
dass ein soleher Besehluss über so sehleehte Vorlagen 
ohne vernünftige Informationen und dann aueh noeh fast 
ohne Debatte in einer derartigen Gesehwindigkeit ge- 
fasst werden soll. Dieses Verhalten maeht misstrauiseh - 
ieh denke, nieht zu Unreeht, da vor allen Dingen dann, 
wenn Fragen gestellt werden, immer größere Ungereimt- 
heiten auftauehen. 


Noeh einmal zurüek zu dem, worum es hier geht. 
90 Jahre lang hat der Bund im Ruhrgebiet Siedlungen 
für Bergleute gefördert. Daraus ist naeh dem Krieg die 
THS, die Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten, 
entstanden. Mittlerweise ist aus der THS ein reeht res- 
pektables Wohnungsbauuntemehmen mit 80 000 Woh- 
nungen und einem Bilanzwert im Jahre 2006 von 
2,6 Milliarden Euro geworden. 

Gesellsehafter der THS mit jeweils hälftigem Stimm- 
reeht sind die Gewerksehaft IG Bergbau, Chemie, 
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(A) Energie und das Naehfolgeuntemehmen der RAG, die 
Evonik. Wir, der Bund, waren nett und haben einfaeh 
nur Geld gegeben: einmal Stammkapital und dann viele 
Jahre lang Geld über den Kohlepfennig, den sozialen 
Wohnungsbau und diverse weitere Förderungen. 

(Patriek Döring [FDP]: So ist es!) 

Doeh leider hat wohl niemand aufge sehrieben, was 
wir die ganze Zeit gezahlt haben. Das verwundert mieh 
etwas. leh bin mit großen Erwartungen in den Bundestag 
gegangen. leh daehte nieht, dass so etwas passieren 
kann. Aber offensiehtlieh hat niemand Bueh darüber ge- 
führt, sodass wir heute nieht mehr wissen, welehes Ver- 
mögen wir eingebraeht haben. Wir können es daher aueh 
nieht verzinsen. Wir haben also dieser Gesellsehaft Geld 
gegeben und wissen nieht mehr, wie viel es ist. Wir kön- 
nen aueh nieht mehr genau sagen, ob es uns oder anteilig 
mehr den anderen gehört. 

Gutaehten sind erstellt worden. Die beiden vorliegen- 
den Gutaehten kommen zu untersehiedliehen Ergebnis- 
sen. Das seheint wirklieh sehwierig zu sein. Aber aueh 
die Vermögensbewertung der aktuellen THS ist unklar. 
Das entseheidende Gutaehten liegt nieht vor; der Kol- 
lege hat es lang und breit ausgeführt. Trotzdem sollen 
wir entseheiden. Das ist einfaeh ein Unding. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 
und bei der FDP) 

Aber die Kollegen von der Großen Koalition seheint das 
nieht zu stören. Sie unterstützen dieses unseriöse Vorge- 
hen weiter. Hier soll das Bundesvermögen zu einem 

(B) niedrigen Preis versehleudert werden. Eine Ablöse- 
summe von 450 Millionen Euro ist offensiehtlieh eine 
politisehe und keine wirtsehaftliehe Lösung. 

Legt man die Zahlen der FDP-Kollegen zugrunde, 
kann man davon ausgehen, dass der Wert der Wohnun- 
gen mit einem Quadratmeterpreis von 300 Euro bereeh- 
net wird. Das ist riehtig günstig; vielleieht sollten wir 
uns das noeh einmal überlegen. Man kann davon ausge- 
hen, dass der tatsäehliehe Wert der 78 000 Wohnungen 
wesentlieh höher ist als der gesehätzte Vermögenswert, 
von dem wir nur ein Drittel bekommen. Dieser merk- 
würdige Vorgang kann nieht Grundlage einer vernünfti- 
gen Bereehnung von Vermögensverhältnissen sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Seit nunmehr 20 Jahren verhandelt man; Sie haben 
das eindrueksvoll dargelegt, Frau Staatssekretärin. Es 
verwundert, dass man gerade jetzt, kurz vor dem Börsen- 
gang der Evonik, zu einer Einigung kommt. Der Ver- 
daeht, dass man damit das Grundkapital der RAG/Evo- 
nik noeh einmal aufbessert, liegt nahe, leh glaube, mif 
dieser bösen Vermutung liegen wir nieht ganz daneben. 
Ganz nebenbei werden die Wohnungen dureh den Rüek- 
zug des Bundes privatisiert. Man muss das so nennen, 
aueh wenn es nur um den Verlust bzw. den günstigen 
Verzicht auf öffentliches Eigentum geht. Zurzeit sind die 
Mietverhältnisse der ehemaligen Bergarbeiter noch ge- 
schützt. Aber mit dem Börsengang der RAG wird auch 
die THS unter Renditedruck kommen. Sie mögen jetzt 
noch abwinken und sagen, alles sei gesichert. Aber wir 


wissen, wie viele Gesellschaften sich in solchen Situa- (C) 
tionen relativ schnell verändert haben. 

Die THS muss nun die 450 Millionen Euro aufbrin- 
gen. Es kommt noch einiges hinzu: Steuern, Zinsen usw. 

Die THS ist bisher ein sehr solide aufgestelltes Unter- 
nehmen, das relativ geringe Rücklagen gebildet und 
seine Einnahmen immer recht schnell in den Wohnungs- 
bestand investiert hat. 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollegin Herlitzius, auch wenn Sie Ihr Manuskript 
darüber halten: Das Blinklicht sagt Ihnen, wie weit Sie 
über die Redezeit sind. 

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Bettina Heriitzius (BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN): 

Ich dachte, zu so später Stunde könnte ich ein biss- 
chen tricksen. 

Wir sind nach wie vor der Meinung - deshalb stimmen 
wir gegen die geplante schnelle Teilprivatisierung -, dass 
Wohnungen im öffentlichen Bestand ein wichtiges Ele- 
ment der Stadtentwicklung und der Stadtgestaltung sind. 

Auch der Bund sollte Unternehmen, die so wichtig sind 
wie die THS für das Ruhrgebief, nicht im Regen stehen 
lassen. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

(D) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Das war die erste Rede der Kollegin Herlitzius im 
Deutschen Bundestag. 

(Beifall) 

Wir gratulieren Ihnen herzlich zu dieser Premiere und 
wünschen Ihnen alles Gute für die Arbeit im Hohen 
Hause und darüber hinaus. 

(Bettina Herlitzius [BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN]: Danke schön!) 

Das Wort hat der Kollege Sören Bartol für die SPD- 
Fraktion. 

Sören Bartol (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich wollte schon immer einmal der letzte Red- 
ner an einem anstrengenden Tag sein. Ich freue mich, 
dass noch so viele gekommen sind, um mir zuzuhören. 

Ich glaube, die Grunddetails, um die es geht, sind von 
den verschiedenen Rednern in dieser Debatte schon dar- 
gelegt worden. Ich möchte daher auf ein paar kleinere 
Punkte eingehen. 

Ich kann verstehen, dass die Opposition dazu neigt, 
zu skandalisieren. 

(Patrick Döring [FDP]: Habe ich eine Skandal- 
rede gehalten? Das kann ich auch!) 
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Sören Bartol 

(A) Offizielle Missstände sollen aufgedeckt werden, um 
der Öffentlichkeit klarzumachen: Hier ist etwas völlig 
faul im Staate. Fast alle Redner von der Opposition 

- nicht Frau Bluhm - haben sich darüber beschwert, dass 
dieser Gesetzentwurf plötzlich über sie gekommen sei. 
Jetzt muss ich Ihnen sagen - Sie sind genau wie ich Be- 
richterstatter im Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung Wir haben den Entwurf einer Wohn- 
rechtsnovelle seit Monaten auf dem Tisch. 

(Patrick Döring [FDP] : Seit dem 26. September bei 
der Opposition!) 

- Ja, gut, von mir aus. Den Regierungsfraktionen liegt er 
schon ein bisschen länger vor. Trotzdem: Nach dem 
26. September war genug Zeit, den „Skandal“ sofort zu 
entdecken. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Wie lange 
brauchen Sie, um den Entwurf zu lesen?) 

Wir haben im Ausschuss über eine Verschiebung ge- 
redet und dann gemeinsam beschlossen, dass es, weil das 
Wohngeldrecht eine so wichtige Angelegenheit ist, am 
12. Dezember eine Anhörung geben muss. Jetzt ist die 
Frage: Wo ist der Skandal? 

Wir haben dann gesagt: Weil es eine Anhörung geben 
soll, wir aber aufgrund des drohenden Zinsverlustes ge- 
zwungen sind, Art. 4 und 5 der Wohnrechtsnovelle zügig 
zu verabschieden, wollen wir diese Artikel aus der No- 
velle herauslösen. - Das ist allerdings Knall auf Fall er- 
folgt - das ist richtig -, damit wir möglichst schnell fer- 
tig werden und eine Verabschiedung vor Anfang 
nächsten Jahres erreichen. Das ist der „Skandal“, um den 
es Ihnen anscheinend geht. Eigentlich hatte jeder genug 
Zeit, sich ausführlich damit auseinanderzusetzen. 

Kurz zum Inhalt. Klar ist, dass wir hier etwas ge- 
schafft haben. Es geht nicht darum, den Eigentümer zu 
ermitteln, sondern darum, ein Treuhandverhältnis zu be- 
enden. Man kann jetzt skandalisieren und spekulieren, 
hier würden 78 000 Wohnungen privatisiert, an Heu- 
schrecken abgegeben. 

(Bettina Herlitzius [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Es ist so!) 

Ich kann an dieser Stelle eigentlich nur dem letzten 
Satz von Frau Bluhm zustimmen: Würden wir die No- 
velle nicht verabschieden, bekämen wir gar nichts, weil 
es jahrelang umstritten war, ob wir überhaupt Eigentum 
haben. 

(Bettina Herlitzius [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Quatsch!) 

Es gibt dazu unterschiedliche Rechtsauffassungen. Es 
ist eine schwierige Materie; denn alles liegt schon sehr 
lange zurück. Es gab sehr viele unterschiedliche Förde- 
rungen. Aus meiner Sicht ist es wichtig, herauszustellen: 
Hierbei geht es auch um ein starkes Stück Sozialpartner- 
schaft. 


Die Wohnungsbaugesellschaft geht an die RAG, jetzt (C) 
Evonik, und die IG BCE. Ich glaube, es ist gut, dass sich 
der Bund hier zurückzieht. Ich glaube auch, dass es gut 
ist, dass der Bund, obwohl alles völlig strittig ist, noch 
450 Millionen Euro herausgehandelt hat. Es ist vernünf- 
tig und auch im gesamtgesellschaftlichen Interesse, dass 
wir keinen Zinsverlust in Kauf nehmen. 

Es ist die Rede von Zinsen in Höhe von ungefähr 
50 000 Euro pro Tag. Da lohnt es sich, zu versuchen, zü- 
gig einen Beschluss zu fassen. Frau Bluhm, die Linke 
hat sich übrigens im Haushaltsausschuss unserer Mei- 
nung angeschlossen. Dort wurde mit den Stimmen der 
Koalition und der Linksfraktion zugestimmt. Deswegen 
hoffe ich, dass Sie Ihr Abstimmungsverhalten überden- 
ken. 

Etwas weniger Skandalisierung täte gut. Ich glaube, 
die Gesellschaft ist bei den Sozialpartnern gut aufgeho- 
ben. Mit der Summe von 450 Millionen Euro fahren wir 
sehr gut. 

Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Abend. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Rede des Kollegen Bartol war die letzte zu die- 
sem Tagesordnungspunkt. 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Wohngeldrechts und zur Änderung an- 
derer wohnungsrechtlicher Vorschriften. Der Ausschuss 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung empfiehlt unter 
Nr. 1 seiner zunächst vorgelegten ersten Beschlussemp- 
fehlung auf Drucksache 16/7166, Art. 4 und 5 des Gesetz- 
entwurfs der Bundesregierung auf Drucksache 16/6543 
als Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Berg- 
mannssiedlungen in der Ausschussfassung anzuneh- 
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei- 
chen. - Gegenprobe! - Wer enthält sich? - Der Gesetz- 
entwurf ist damit in zweiter Beratung angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - 
Gegenprobe! - Wer möchte sich enthalten? - Der Ge- 
setzentwurf ist mit den Stimmen der Unionsfraktion und 
der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der FDP-Fraktion 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung 
der Fraktion Die Linke angenommen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa- 
che 16/7166 empfiehlt der Ausschuss, den übrigen Teil 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 16/6543 einer späte- 
ren Beschlussfassung vorzubehalten. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? - Wer stimmt dagegen? - 
Wer enthält sich? - Die Beschlussempfehlung ist damit 
angenommen. 
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Vizepräsidentin Petra Pau 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Erleich- 
terung familiengerichtlicher Maßnahmen bei 
Gefährdung des Kindeswohls 

- Drucksache 16/6815 - 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuss (f) 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

Hier wurde vereinbart, die Reden zu Protokoll zu neh- 
men. Wir nehmen die Beiträge der Kollegin Ute Granold 
von der Unionsfraktion, der Kollegin Christine 
Lambrecht von der SPD-Fraktion, der Kollegin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger von der FDP-Fraktion, des 
Kollegen Jöm Wunderlich von der Fraktion Die Linke, 
des Kollegen Jerzy Montag von der Fraktion Bünd- 
nis 90/Die Grünen und die Rede des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Alfred Hartenbach zu Protokoll. 0 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 16/6815 an die in der Tagesord- 
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 28 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung und Modernisierung des Bun- 
desdienstrechts (Dienstrechtsneuordnungsge- 
setz - DNeuG) 

- Drucksache 16/7076 - 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuss (f) 

Rechtsausschuss 

Verteidigungsausschuss 

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Flaushaltsausschuss gemäß § 96 GO 

Auch hier gehen die Reden zu Protokoll. Das betrifft 
die Beiträge des Kollegen Ralf Göbel von der Unions- 
fraktion, des Kollegen Siegmund Ehrmann von der SPD- 
Fraktion, des Kollegen Dr. Max Stadler von der FDP- 
Fraktion, der Kollegin Silke Stokar von Neufom von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und von Petra Pau von 
der Fraktion Die Linke. ^1 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 16/7076 an die in der Tagesord- 
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 29 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Achten Gesetzes zur 
Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

- Drucksache 16/7077 - 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Rechtsausschuss 


1) Anlage 20 
Anlage 2 1 


Auch hier wurde vereinbart, die Reden zu Protokoll (C) 
zu nehmen. Dies gilt für die Beiträge der Kollegin Antje 
Tillmann von der Unionsfraktion, der Kollegin Lydia 
Westrich von der SPD-Fraktion, des Kollegen Dr. Volker 
Wissing von der FDP-Fraktion, der Kollegin Dr. Barbara 
Hüll von der Fraktion Die Linke und der Kollegin 
Christine Scheel von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.3) 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 16/7077 an die in der Tagesord- 
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 

Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 1 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/CSU, 

SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Erhaltung der Weinbaukultur durch vernünf- 
tige Reform der EU-Weinmarktordnung 

- Drucksache 16/6959 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (f) 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss 

Auch hier nehmen wir die Reden zu Protokoll. Dies 
gilt für die Beiträge der Kollegin Julia Klöckner von der 
Unionsfraktion, des Kollegen Gustav Herzog von der 
SPD-Fraktion, des Kollegen Dr. Volker Wissing von der 
FDP-Fraktion, der Kollegin Dr. Kirsten Tackmann von 
der Fraktion Die Linke und der Kollegin Ulrike Höfken (D) 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.^) 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/6959 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 32 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder- 
nisierung der Aufsichtsstruktur der Bun- 
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(Aufsichtsstrukturmodernisierungsgesetz) 

- Drucksache 16/7078 - 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuss (f) 

Haushaltsausschuss 

Wir nehmen die Reden des Kollegen Leo 
Dautzenberg von der Unionsfraktion, des Kollegen Jörg- 
Otto Spiller von der SPD-Fraktion, des Kollegen Frank 
Schäffler von der FDP-Fraktion, des Kollegen Dr. Axel 
Troost von der Fraktion Die Linke und des Kollegen 
Dr. Gerhard Schick von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zu Protokoll.^/ 


3) Anlage 22 
'*) Anlage 23 
Anlage 24 
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Vizepräsidentin Petra Pan 

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent- 
wurfs auf Drucksache 16/7078 an die in der Tagesord- 
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dorothee Bär, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), 
Peter Albach, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Monika Griefahn, Jörg Tauss, Martin Dörtnann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Wertvolle Computerspiele fördern, Medien- 
kompetenz stärken 

- Drucksache 16/7116 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuss für Kultur und Medien (1) 

Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung 

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss 


Auch hierzu nehmen wir die Reden zu Protokoll. Das (C) 
betrifft die Beiträge der Kollegin Dorothee Bär für die 
Unionsfraktion, der Kollegin Monika Griefahn für die 
SPD-Fraktion, des Kollegen Christoph Waitz für die 
FDP -Fraktion, des Kollegen Dr. Lothar Bisky für die 
Fraktion Die Linke und der Kollegin Grietje Bettin für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.') 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 16/7116 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf morgen, Freitag, den 16. November 2007, 

9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 21.01 Uhr) 


6 Anlage 25 
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(A) 


Anlagen zum Stenografischen Bericht 


Anlage 1 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 

Amann, Gregor 

SPD 

15.11.2007 

Bätzing, Sabine 

SPD 

15.11.2007 

von Bismarck, Carl- 
Eduard 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Bodewig, Kurt 

SPD 

15.11.2007 

Claus, Roland 

DIE LINKE 

15.11.2007 

Dr. Eid, Uschi 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

15.11.2007 

Faße, Annette 

SPD 

15.11.2007 

Fischer (Karlsruhe- 
Land), Axel E. 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Freitag, Dagmar 

SPD 

15.11.2007 

(B) Fuchtel, Hans-Joachim 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Golze, Diana 

DIE LINKE 

15.11.2007 

Großmann, Achim 

SPD 

15.11.2007 

Jaffke, Susanne 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Dr. Jordan, Hans- 
Heinrich 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Knoche, Monika 

DIE LINKE 

15.11.2007 

Kotting-Uhl, Sylvia 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

15.11.2007 

Leutert, Michael 

DIE LINKE 

15.11.2007 

Mortler, Marlene 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Müller (Gera), Bemward CDU/CSU 

15.11.2007 

Müller (Düsseldorf), 
Michael 

SPD 

15.11.2007 

Petzold, Ulrich 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Rachel, Thomas 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Raidel, Hans 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Dr. Schäuble, Wolfgang 

CDU/CSU 

15.11.2007 


entschuldigt bis 

Abgeordnete(r) einschließlich 


Dr. Scheer, Hermann 

SPD 

15.11.2007 

Strothmann, Lena 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Wöhrl, Dagmar 

CDU/CSU 

15.11.2007 

Wolf (Frankfurt), 

BÜNDNIS 90/ 

15.11.2007 

Margareta 

DIE GRÜNEN 



Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO 

zur namentlichen Abstimmung über den An- 
trag: Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter 
deutscher Streitkräfte bei der Unterstützung 
der gemeinsamen Reaktion auf terroristische 
Angriffe gegen die USA auf Grundlage des 
Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen und 
des Art. 5 des Nordatlantikvertrags sowie der 
Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (Tages- 
ordnungspunkt 6 a) 

Dr. Axel Berg (SPD): Ich lehne den Antrag der Bun- 
desregierung heute ab, weil sich meines Erachtens die 
politischen Rahmenbedingungen in Afghanistan und auf 
der Welt signifikant verändert haben, sodass ich eine Zu- 
stimmung zu einer Verlängerung des Mandates aufgrund 
der aktuellen Lage nicht mehr mit meinem Gewissen 
vereinbaren kann. 

Insbesondere folgende Entwicklungen bestätigen mich 
in dieser Ansicht: 

Sechs Jahre nach den Anschlägen vom 1 1 . September 
2001 und eines nach der Gewaltexplosion 2006 gerade 
in den alten OEF-Operationsgebieten des Südens und 
Ostens und der ISAF -Ausweitung auf ganz Afghanistan 
müssen wir die Wirksamkeit der eingesetzten Mittel zur 
Eindämmung von Terrorismus, Gewalt und Militanz und 
die Rechtsgrundlagen für den Einsatz kritisch hinterfra- 
gen. Das Recht auf individuelle und kollektive Selbst- 
verteidigung nach Art. 51 der Satzung der Vereinten Na- 
tionen und davon abgeleitet der Bündnisfall nach Art. 5 
des NATO- Vertrags ist in seiner Begründung - als Ant- 
wort auf den 11. September 2001 - nach Ablauf von 
sechs Jahren fragwürdig geworden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 
zur Tornado-Entsendung vom 3. Juli 2007 die Bewer- 
tung der völkerrechtlichen Zulässigkeit der Operation 
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(A) Enduring Freedom in Afghanistan dadureh umgangen, 
dass es die klare Trennung zwisehen OEF und ISAF als 
gegeben vorausgesetzt hat. Es stellte fest, dass ein 
Organstreitverfahren „keine allgemeine Prüfung der 
Völkerreehtskonformität von militärisehen Einsätzen der 
NATO“ erfordere: „Weder hat das Bundesverfassungs- 
gerieht zu prüfen, ob die Ansehläge des 11. September 
2001 völkerreehtlieh dem damaligen afghanisehen Tali- 
ban-Regime zugereehnet werden können, noeh ist zu 
entseheiden, ob sieh die Operation Enduring Freedom 
auf das Reeht auf kollektive Selbstverteidigung stützen 
konnte und fortdauernd kann und welehe Rolle diesbe- 
züglieh den Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) 
des Sieherheitsrats der Vereinten Nationen zukommt, in 
denen dieser das Selbstverteidigungsreeht anerkennt 
bzw. bekräftigt“. 

Der Sieherheitsrat der Vereinten Nationen hat wieder- 
holt und meines Eraehtens aueh zu Reeht festgestellt, 
dass islamistiseher internationaler Terrorismus und an- 
dere Arten des Terrorismus eine Bedrohung der interna- 
tionalen Sieherheit und des Weltfriedens darstellen. Der 
Sieherheitsrat betont zugleieh die Verpfliehtung der 
Staaten, Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus 
nur im Einklang mit dem Völkerreeht zu ergreifen. Im 
Kampf gegen internationale Terroristen kann der Einsatz 
von bewaffneten Kräften ein notwendiges Mittel sein, 
um die Gefahr einzudämmen und die Verantwortliehen 
zur Reehensehaft zu ziehen. 

OEF war notwendig und erfolgreieh, um al-Qaida/Ta- 
liban zu vertreiben, ihre Ausbildungsstruktur zu zerstö- 
(ß) ren und ihre Rüekkehr naeh Afghanistan in Sehranken 
zu halten. Doeh nun sollte die konkrete Überprüfung, ob 
eine weitere OEF-Teilnahme noeh völkerreehtlieh legiti- 
mierbar ist und ob sie im Hinbliek auf das Ziel der Terro- 
rismusbekämpfung überhaupt noeh sinnvoll, wirksam 
und verantwortbar ist, im Vordergrund stehen. 

Naeh dem 11. September konnten USA und NATO 
- gestützt auf die VN-Sieherheitsratsresolution 1368 
vom 12. September 2001 - für sieh das Reeht auf indivi- 
duelle und kollektive Selbstverteidigung in Ansprueh 
nehmen. Seehs Jahre später ist diese Reehtsgrundlage 
immer dünner und fragwürdiger geworden. Jetzt weiter 
auf das Selbstverteidigungsreeht zu poehen bedeutet, es 
zeitlieh und räumlieh völlig zu entgrenzen - und damit 
das internationale Gewaltverbot zu unterlaufen und zu 
zersetzen. Hinzu kommt, dass der US-geführte Global 
War against Terrorism und seine militärisehe Kemopera- 
tion OEF in erhebliehem Widersprueh zur Auflage des 
VN-Sieherheitsrates agierte, wonaeh die Staaten sieher- 
stellen müssen, „dass alle Maßnahmen, die sie zur Be- 
kämpfung des Terrorismus ergreifen, mit allen ihren Ver- 
pfliehtungen naeh dem Völkerreeht in Einklang stehen 
müssen, VN-SR-Res. 1624 vom 14. September 2005. 

Die bisherige Bilanz des vorwiegend militärisehen 
und naehgeordnet politisehen Vorgehens gegen den in- 
ternationalen Terrorismus ist insgesamt eher emüeh- 
temd. In den Jahren 2001 bis 2005 gelang es, die Taliban 
von der Maeht in Afghanistan zu vertreiben und femzu- 
halten sowie die dortige Ausbildungsinfrastruktur von 
al-Qaida zu zerstören. Der wesentlieh von Deutsehland 


foreierte Petersberg-Prozess führte zur Sehaffung der (C) 
Verfassung für eine islamisehe Republik in Afghanistan. 

Der US-geführte Krieg gegen den Terror folgte aber dem 
Irrglauben, den islamislisehen internationalen Terroris- 
mus vor allem militäriseh besiegen zu können. Er wurde 
oft mit unverhältnismäßigen Mitteln und unter Inkauf- 
nahme von großen Opfern unter der Zivilbevölkerung 
durehgeführt. Zusammen mit der Entführung von Ver- 
däehtigen und der unwürdigen und völkerreehlswidrigen 
Behandlung von Gefangenen förderten diese Vorgehens- 
weisen islamislisehe Mililanz, slati sie einzudämmen, 
und Irugen zu einer gesellsehaftliehen Entfremdung ge- 
genüber einer mililärisehen Terrorismusbekämpfung bei. 

Der US-Angriff auf den Irak hat dann den Stabilisie- 
rungsprozess in Afghanistan zurüekgeworfen und der 
Akzeptanz der internationalen Präsenz dort erheblieh ge- 
sehadet. Das internationale Vorgehen gegen den islamis- 
tisehen Terrorismus muss auf den Prüfstand. 

Bis zum heutigen Tage sind wiehtige Verantwortliehe 
der Terroransehläge des 11. September 2001 noeh nieht 
gefasst, ist ihre veränderte Infrastruktur nieht zersehlagen. 
Insbesondere die unwegsamen pasehtunisehen Slammes- 
gebiele im Weslen Pakistans bilden die neuen Rüekzugs- 
räume, aus denen al-aida und andere terroristisehe sowie 
radikalislamisehe Gruppen relativ gesehützt operieren. 

Aueh wenn es in der Vergangenheit immer wieder zu 
Einzelaktionen von amerikanisehen Kommandotruppen 
kam, gehört Pakistan nieht zum Einsatzgebiet der Opera- 
tion Enduring Freedom. Es ist die Aufgabe der jeweili- 
gen Regierung - in diesem Fall Pakistans -, entsehieden 
gegen die bewaffneten terroristisehen Gruppen im eige- 
nen Land vorzugehen und den Gruppen den Nährboden (D) 
zu entziehen. 

Weil das Taliban-Regime dieser Aufgabe über Jahre 
hinweg nieht naehkam und den Attentätern naeh dem 
11. September 2001 weiter Sehutz und Unterstützung 
bot, haben sieh die USA - unterstützt und getragen von 
einer breiten Allianz von Staaten und gestützt auf die 
UN-Sieherheitsrats-Resolution 1368 vom 12. September 
2001 - zur militärisehen Selbstverteidigung entsehieden. 

Mit dem Absehluss des Petersberg-Prozesses hat Afgha- 
nistan seine Souveränität wiedererlangt. Die afghanisehe 
Regierung trägt damit aueh im Bereieh der Sieherheit, 
inklusive der Terrorismusbekämpfung, die Hauptverant- 
wortung. Sie wird hierbei von der internationalen Staa- 
tengemeinsehaft, insbesondere der VN-mandatierten In- 
ternational Seeurity Assistanee Foree (ISAF) unlerslülzl. 

Die Vereinten Nationen haben im Dezember 2001 das 
Mandat der ISAF -Mission zunäehsl nur auf Kabul und 
Umgebung besehränkt und im Oktober 2003 auf ganz 
Afghanistan ausgeweitel. Die seit August 2003 von der 
NATO geführte ISAF-Truppe übernahm zunäehst im 
Norden, dann im Westen und sehließlieh 2006 im Süden 
und Osten die Verantwortung. 

Im Operationsplan vom Dezember 2005 hat ISAF die 
Ausbildung der afghanisehen Nationalarmee und die 
Aufgabe der Bekämpfung von bewaffneten Aufständi- 
sehen mit übernommen. Am 5. Oktober 2006 hat die auf 
40 000 Kräfte aufgewaehsene ISAF die territoriale Aus- 
weitung abgesehlossen. Spätestens damit ist die Bern- 
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(A) fung auf das Recht auf Selbstverteidigung und somit die 
Rechtsgrundlage für die Operation Enduring Freedom in 
Afghanistan fragwürdig geworden. Für die Operation 
Enduring Freedom liegt kein Status of Forces Agree- 
ment (SOFA) vor, das die Rechte der Streitkräfle in Af- 
ghanistan regelt. Die afghanische Regierung hat die 
USA wiederholt aufgefordert, eigenmächtige Militärak- 
tionen zu unterlassen. 

Mit der Operation Enduring Freedom (OEF) unterhal- 
ten die USA in Afghanistan eine extralegale Parallel- 
struktur, die für den Wiederaufbau, die Ausbildung von 
Armee und Polizei, die Bekämpfung von Aufsfändi- 
schen und den Terrorkampf zuständig ist. Abstimmungs- 
prozesse mit den Partnern können damit umgangen, Ein- 
blicke und Einwirkungsmöglichkeiten begrenzt werden. 
Der Military Commissions Act erlaubt den US-Truppen 
uneingeschränkte, auch willkürliche Verhaftung von Ter- 
rorverdächtigen sowie die Anwendung folterähnlicher 
Verhörmethoden. 

Zurzeit sind noch circa 12 000 OEF-Kräfte in Afgha- 
nistan präsent, davon 11 000 US-Soldaten. Die Opera- 
tion Enduring Freedom ist vornehmlich nicht mit der un- 
mittelbaren Terrorismusbekämpfung befasst. Etwa 6 000 
US-Soldaten von OEF sind an der Ausbildung, Einsatz- 
führung und -begleitung der afghanischen Armee, der 
afghanischen Polizei und der afghanischen Hilfspolizei 
befeiligf. Die von OEF ausgebildeten und geführten 
Truppen und Sicherheitskräfte werden zur Aufstandsbe- 
kämpfung eingesetzt und von OEF-Truppen begleitet. In 
den gemeinsamen Operationsgebieten von ISAF und 
(ß) OEF im Osten und Süden kann zwischen ISAF- und 
OEF-Kräften, Terrorbekämpfung und Aufstandsbe- 
kämpfung, Einsätzen unter dem Mandat der VN oder 
Einsätzen unter Berufung auf das Recht auf Selbstvertei- 
digung von außen nicht mehr unterschieden werden. Seit 
der Gewaltexplosion in 2006 gerade in den alten OEF- 
Operationsgebieten des Südens und Ostens und der 
ISAF -Ausweitung auf ganz Afghanistan stellt sich ver- 
schärft die Frage nach der Wirksamkeit von OEF bei der 
Eindämmung von Terrorismus, Gewalt und Militanz. 

Die militärischen Kommandoaktionen und das teils 
rücksichtslose Vorgehen von OEF erweisen sich meines 
Erachtens als kontraproduktiv und unverantwortlich. Sie 
gefährden ISAF und die Aussichten auf den Gesamter- 
folg in Afghanistan. Es ist anerkennenswert, dass sich 
ISAF und OEF um einheitliche Einsatzregeln und um 
die Vermeidung von Opfern unter der Zivilbevölkerung 
bemühen. Das reicht aber nicht aus. Es darf außerhalb 
des ISAF- Verantwortungsbereichs keine weiteren aus- 
ländischen Militär- und Sicherheitskräfte geben. 

Der deutsche militärische Beitrag zum Anti-Terror- 
kampf beschränkte sich in den vergangenen Jahren auf 
die maritimen Beiträge am Höm von Afrika und im Mit- 
telmeer. Laut Aussage von Verteidigungsminister Jung 
kam das Kommando Spezialkräfte im Rahmen von OEF 
seit Oktober 2005 in Afghanistan nicht mehr zum Ein- 
satz. Bei früheren Einsätzen hatten die Spezialsoldaten 
ihren Auftrag, mutmaßliche Terroristen zu bekämpfen, 
zu verhaften und vor Gericht zu bringen, nur sehr einge- 
schränkt durchführen können, weil auf US-Seite eine 


rechtsstaatliche Vorgehensweise nicht gewährleistet war. 
Hätten sie gemäß ihrem Parlamentsauftrag mutmaßliche 
Terroristen militärisch bekämpft bzw. gefangen genom- 
men und an die USA ausgeliefert, hätten sie sich dem 
Risiko ausgesetzt, sich strafbar zu machen. 

Die Obergrenze von 1 400 Soldatinnen und Soldaten 
liegt auch weit über den circa 300 Soldatinnen und Sol- 
daten, die in den vergangenen Jahren durchschnittlich im 
Einsatz waren. Für die zunehmend in den Vordergrund 
gerückte Begründung der Überwachung strategisch 
wichtiger Seewege am Hom von Afrika gibt es keine 
Rechtsgrundlage. Gleichzeitig gehören Piraterie zur See 
und der Schutz der Schifffahrtswege zu jenen Bereichen, 
bei denen im Rahmen kollektiver Sicherheit internatio- 
nal Handlungs- und Regelungsbedarf besteht. 

Aus diesen Gründen kann ich heute einer Verlänge- 
rung des Einsatzes deutscher Soldatinnen und Soldaten 
im Rahmen der Operation Enduring Freedom nicht zu- 
stimmen. Meines Erachtens sollte nun ein Kurswechsel 
in Afghanistan im Vordergrund stehen: 

Wir, also die Bundesrepublik Deutschland, sollten ge- 
genüber den USA, in der NATO und gegenüber den 
ISAF -Partnern daraufhinarbeiten, dass das Nebeneinan- 
der von ISAF und OEF beendet wird und die Gesamtver- 
antwortung für die milifärische Sicherheifsunferstützung 
der afghanischen Regierung allein bei ISAF liegf. Dies 
sollfe auch eine Beendigung der nationalen Ausbildung 
der afghanischen Polizei- und Militärkräfte unter dem 
Dach der Operation Enduring Freedom durch die US- 
Administration beinhalten. Die militärischen Ausbil- 
dungsanteile sollten in die ISAF-Mission eingegliedert 
werden. 

Durch eine Stärkung der ISAF-Mission können wir 
Afghanistan zu Frieden und Stabilität verhelfen und so- 
mit die Ursachen von Terrorismus effektiv bekämpfen. 
Deshalb macht es meines Erachtens weitaus mehr Sinn, 
ISAF auszubauen und dementsprechend dafür einzufre- 
fen, dass andere an OEF befeiligfe Sfaafen weiferhin 
Ressourcen für die ISAF-Mission zur Verfügung sfellen, 
um die Strukturen und Ressourcen von ISAF zu stärken. 

So können wir die Verhütung von vermeidbaren Op- 
fern, insbesondere unter der Zivilbevölkerung, die Ein- 
haltung der Menschenrechte und des humanitären Kriegs- 
völkerrechts zu einem entscheidenden Maßstab machen 
und sollten sowohl intern als auch gegenüber unseren 
Partnern darauf achten, dass dieser Maßstab in die Praxis 
umgesetzt und wirksam überwacht wird. 

Martin Burkert (SPD): Die Operation Enduring 
Freeedom (OEF) und die Entsendung von RECCE-Tor- 
nados halte ich für falsch und gefährlich, wohingegen 
der Einsafz der International Security Assistance Force 
(ISAF) wichtig und richtig ist. Die ISAF soll eine friedli- 
che, politische Entwicklung Afghanistans gewährleisten 
und die Regierung Afghanistans bei ihrer Aufgabe, für 
Sicherheit, Recht und Ordnung im ganzen Land zu sor- 
gen, unterstützen. Auch beim Wiederaufbau Afghanis- 
tans hat ISAF Erfolge vorzuweisen. Insbesondere die 
deutsche Bundeswehr hat in ihrem Verantwortungsbe- 
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(A) reich zu einer Stabilisierung des Nordens Afghanistans 
beigetragen. 

Dabei muss ISAF aber klar abgegrenzt werden von 
der OEF, die die Bekämpfung des internationalen Terro- 
rismus zum Ziel hat. So hat der Einsatz von Tornados 
der Bundeswehr über ganz Afghanistan meine Befürch- 
tungen vom Frühjahr leider bestätigt. Er hat zu erhebli- 
chen Unschärfen bei der Aufgabenteilung von ISAF und 
OEF geführt. 

Ich sehe meine Zweifel von damals, dass es gelingen 
wird, die Einsatzbedingungen - insbesondere hinsicht- 
lich der Zusammenarbeit zwischen ISAF und OEF - de- 
tailliert zu trennen und dies auch der Bevölkerung zu 
vermitteln, bestätigt. Und ich befürchte nach wie vor, 
dass die Erfolge der ISAF-Mission durch den Anti-Ter- 
ror-Einsatz akut gefährdet werden. 

Unser Interesse muss es sein, die Situation in Afgha- 
nistan zu stabilisieren, an einem friedlichen Wiederauf- 
bau mitzuarbeiten und die Eigenverantwortung zu stär- 
ken. Nur so hat das Land nach mehr als 20 Jahren Krieg 
und Bürgerkrieg eine Chance auf eine dauerhafte, fried- 
liche Perspektive ohne Terrorismus. 

Ich bin mir bewusst, dass Wiederaufbau und Entwick- 
lung ohne Sicherheit nicht möglich sind, aber die OEF 
stellt für mich gerade kein Mittel der Stabilisierung der 
Lage in Afghanistan. Das durch Widerstandsaktivitäten 
verunsicherte Gebiet Afghanistans hat sich nach über- 
einstimmenden Erkenntnissen der UNO und anderer 
namhafter Organisationen (Senlis Council, Großbritan- 
.p, nien) von der Hälfte auf etwa zwei Drittel des afghani- 
' ' sehen Staatsgebiets vergrößert. 

Wir stehen bei dem umfassenden Staatsbildungs-Pro- 
zess vor enormen sensiblen, sozialen, kulturellen und re- 
gionalen Herausforderungen. Umso mehr werden wir 
scheitern, wenn wir einen „Guerillakrieg“ gewinnen 
wollen. 

Kriegerische Mittel sind deshalb aus meiner Sicht 
falsch - und die OEF ist letztlich ein Krieg gegen den 
Terrorismus. Ich glaube an den langfristigen Erfolg 
rechtsstaatlicher Strukturen, und ich setze auf unser 
friedliches Engagement für Afghanisfan. 

In diese Richtung müssen wir weiter gehen: Wir müs- 
sen mehr Mittel für den zivilen Aufbau zur Verfügung 
sfellen und auf eine bessere internationale Koordinie- 
rung beim zivilen Aufbau hinwirken. Wir müssen den 
innenpolitischen Versöhnungsprozess in Afghanistan un- 
ter Einbeziehung aller Kräfte unterstützen, die bereit 
sind, die afghanische Verfassung zu respektieren und 
den bewaffneten Kampf einzustellen. Wir müssen uns 
für die Bekämpfung der afghanischen Drogenökonomie 
und die verstärkfe Schaffung nachhaltiger Einkommens- 
altemativen für Bauern einsefzen. Wir müssen den Auf- 
bau der Polizei in Afghanisfan effektiver vorantreiben 
und gemeinsam mit der internationalen Gemeinschaft 
die notwendigen Mittel hierfür bereitstellen. Wir müssen 
noch stärker als bisher den Aufbau des afghanischen 
Rechtssystems forcieren und auf eine gute Ausbildung 
und angemessene Bezahlung von Richtern und Staatsan- 
wälten hinwirken. 


Unsere Kraft, unseren Fokus und unsere finanziellen (C) 
Mittel sollten wir aber nur darauf richten, und nicht auf 
eine Mission, bei der es ungeklärt bleibt, ob sie den zivi- 
len Aufbau tatsächlich stärkt oder ihn nicht vielmehr 
schwächt. 

Mich in dieser Ungewissheit für einen milifärischen 
Einsafz zu enfscheiden, isf mir nicht möglich. Deshalb 
kann ich dem Antrag nicht zustimmen. 

Jürgen Koppelin (FDP): Dem Antrag der Bundes- 
regierung auf Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter 
deutscher Streitkräfte bei der Unterstützung der gemein- 
samen Reaktion auf terroristische Angriffe gegen die 
USA stimme ich nicht zu. 

Ich befürworte sehr wohl den Einsatz auch bewaffne- 
ter Kräfte gegen den Terrorismus. Der vorgelegte Antrag 
ist kein „ehrlicher Antrag“, denn für das erforderliche 
Mandat würden weit weniger Soldaten als im Antrag 
ausgewiesen ausreichen. Die Bundesregierung geht je- 
doch weit darüber hinaus. Durch den Mandatsantrag 
wird der Parlamentsvorbehalt unterlaufen. Dieser Antrag 
der Bundesregierung ist ein „Blanko-Scheck“ für den 
Einsafz der Bundwehr in einem riesigen pofenziellen 
Einsafzgebief, ohne dass das Parlamenf weifer befassf 
werden müssfe. 

Lydia Westrich (SPD): Ich stimme einer weiteren 
Verlängerung des Mandates der Operation Enduring Free- 
dom, OEF, nicht zu. Diese Operation war die konsequente 
und richtige Antwort auf die schrecklichen Ereignisse des 

1 1 . September 200 1 und hatte die Zielsetzung, „Führungs- (D) 
und Ausbildungseinrichtungen von Terroristen auszu- 
schalten, Terroristen zu bekämpfen, gefangen zu nehmen 

und vor Gericht zu stellen sowie Dritte dauerhaft von der 
Unferstüfzung terroristischer Aktivitäten abzuhalten.“ 
(Bundestagsdrucksache 14/7296, 7. November 2001) 

Als völkerrechtliche Grundlage diente dabei vor al- 
lem das Recht zur individuellen und kollektiven Selbst- 
verteidigung nach Art. 51 der UN-Charta. Nach Art. 51 
der UN-Charta darf dieses Selbstverteidigungsrecht aber 
nur so lange dauern, „bis der Sicherheitsrat die zur Wah- 
rung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
erforderlichen Maßnahmen getroffen hat.“ Zwar hat das 
Bundesverfassungsgericht in seiner Tornado-Entschei- 
dung zur Völkerrechtskonformität des OEF-Einsatzes 
ausgeführt, dass „der Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen in seiner Resolution 1368 (2001) vom 12. Septem- 
ber 2001 das Recht der Vereinigten Staaten zur individu- 
ellen und kollektiven Selbstverteidigung ausdrücklich 
anerkannt und diese Resolution immer wieder bekräf- 
tigt“ hat, „auch in der Resolution 1707 (2006) vom 

12. September 2006 betreffend das jüngste ISAF-Man- 
dat.“ Allerdings habe ich doch starke Bedenken, ob das 
Selbstverteidigungsrecht, welches ja ohne UN-Mandat 
angewendet werden kann, tatsächlich sechs Jahre anhal- 
ten darf 

Dies gilt umso mehr, als dass es bereits eine von der 
UN mandatierte und von der NATO geführte Internatio- 
nale Sicherheitsunterstützungstruppe, ISAF, gibt, deren 
Einsatzgebiet im Oktober 2006 auf ganz Afghanistan 
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(A) ausgedehnt wurde. Dureh die Erweiterung des Einsatz- 
raumes ist die ISAF in die Lage versetzt worden, alle mi- 
litärisehen Aufgaben abzudecken - eine Tatsache, die 
auch dem politischen Willen der beteiligten Staaten ent- 
spricht. 

Folglich bestehen die OEF und die ISAF nebeneinan- 
der. Der maßgebliche Unterschied ist jedoch, dass wir 
mit der Zustimmung zur OEF Verantwortung für eine 
US-geführte Operation übernehmen, auf die wir - im 
Gegensatz zur ISAF - keinen Einfluss haben. Damit ein- 
her geht ein Mangel an Transparenz: Zwar wird von US- 
amerikanischer Seite immer betont, dass keine zivilen 
Opfer zu beklagen sind - eigene Kenntnisse hierüber ha- 
ben wir allerdings nicht. 

Deshalb halte ich es für angebracht, dass wir uns auf 
unser ISAF-Engagement konzentrieren und uns dafür 
einsetzen, die OEF in die ISAF einzugliedem. Dies gilt 
umso mehr, als sich das derzeitige deutsche Engagement 
im Rahmen der OEF auf den Einsatz am Hom von 
Afrika beschränkt, da das Kommando Spezialkräfte seit 
Oktober 2005 wohl nicht mehr in Afghanistan stationiert 
ist. In diesem Zusammenhang ist schließlich auch über 
eine eigenständige Mandatierung des Einsatzes am Hom 
von Afrika nachzudenken. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Angelika Graf (Rosenheim) 
und Wolfgang Spanier (beide SPD) zur nament- 
lichen Abstimmung über den Antrag: Fortset- 
zung des Einsatzes bewaffneter deutscher 
Streitkräfte bei der Unterstützung der gemein- 
samen Reaktion auf terroristische Angriffe 
gegen die USA auf Grundlage des Art. 51 der 
Satzung der Vereinten Nationen und des Art. 5 
des Nordatlantikvertrags sowie der Resolutio- 
nen 1368 (2001) und 1373 (2001) des Sicher- 
heitsrats der Vereinten Nationen (Tagesord- 
nungspunkt 6 a) 

Ich begrüße sehr, dass die Bundesregiemng die Kritik 
an der Mandatsumsetzung im Hinblick auf die vielen 
zivilen Opfer, die der Kampf für die „Operation dauer- 
hafte Freiheit“ kostet, ernst nimmt und dies in ihre Ein- 
satzauflagen einbezieht. 

Ebenso unterstütze ich ausdrücklich, dass die Bundes- 
regierung in ihrem Afghanistankonzept und in dem oben 
genannten Antrag berücksichtigt, dass die Entstehung 
von Terrorismus auch durch die sozialen und ökonomi- 
schen Umstände begünstigt wird und deshalb die militä- 
rische Option der Bekämpfung nur eine von vielen sein 
kann. Im Sinne der Nachhaltigkeit mindestens genauso 
wichtig ist deshalb die Bekämpfung der existenziellen 
Not und der Defizite in der Sicherheit im täglichen Le- 
ben und der menschenrechtlichen Situation in Afghanis- 
tan. 

Mit unserem Engagement in Afghanistan haben wir 
uns selbst in die Verantwortung genommen, in Afghanis- 


tan gemeinsam mit den Afghaninnen und der intematio- (C) 
nalen Gemeinschaft ein funktionierendes, demokrati- 
sches Staatswesen zu etablieren und daran zu arbeiten, 
dass Afghanistan in der Zukunft in der Lage ist, die Be- 
dürfnisse der afghanischen Bevölkerung selbst zu si- 
chern. Dies ist ein langwieriger Prozess und bisher nicht 
frei von Enttäuschungen und Rückschlägen: In vielen 
Regionen leben die Menschen weiterhin in absoluter Ar- 
mut, die Sicherheitssituation und der Menschenrechts- 
standard sind weiterhin in vielen Landesteilen prekär. 

Dennoch muss man feststellen: Die Bundesregierung 
und die deutschen Hilfsorganisationen haben in Afgha- 
nistan in den letzten sechs Jahren in den Bereichen, in 
denen sie gemäß der internationalen Aufgabenteilung 
zuständig waren und zum Teil weit darüber hinaus, gute 
Arbeit geleistet. Der ISAF-Einsatz, welchen der Deut- 
sche Bundestag vor kurzem verlängert hat, ist ein not- 
wendiger und nützlicher Beitrag zur Sicherheit beim 
Wiederaufbau des Landes. 

Es gibt jedoch aus meiner Sicht eine Reihe von Kri- 
tikpunkten an der Mandatsverlängerung für OEF. 

Ich zweifle daran, dass der NATO-Bündnisfall, auf 
dem der Einsatz beruht, noch gegeben ist. Ich bin über- 
zeugt, dass hier nach sechs Jahren eine neuerliche Prü- 
fung der Einsatzgrundlagen erforderlich ist. 

Darüber hinaus ist die Prüfung der Verfassungs- und 
Völkerrechtlichkeit des OEF-Einsatzes in Afghanistan in 
vielen Gesprächen von Bundestagsabgeordneten immer 
wieder an die Bundesregierung herangetragen worden, 
ohne dass dies seinen Niederschlag in dem heute vorlie- (D) 
genden Beschlussvorschlag gefunden hätte. Ich plädiere 
deshalb für eine Überprüfung der internationalen und na- 
tionalen rechtlichen Einhegung des Engagements. 

Dazu kommt, dass nach Auskunft der Bundesregie- 
rung das deutsche KSK-Kontingent in Afghanistan seit 
2005 nicht mehr abgerufen wurde. Hier stellt sich die 
Frage, ob die finanziellen Mittel für den OEF-Einsatz in 
Afghanistan nicht sinnvoller in anderen Bereichen ein- 
gesetzt werden könnten. Da nach der Einschätzung nam- 
hafter Beobachter nämlich nur ein geringer Teil der Tali- 
ban-Kämpfer ideologisch motiviert ist und sich in den 
Reihen der Taliban viele der im Krieg sozialisierten Ge- 
legenheitskämpfer finden, die mit dem Kampf den Le- 
bensunterhalt für sich und ihre Familie verdienen, muss 
man - um den Sumpf, in dem Terrorismus wächst, aus- 
zutrocknen - diesen Menschen eine Perspektive in einer 
friedlichen Gesellschaft bieten. Dazu bedarf es über die 
jetzt bereits geplante Erhöhung hinaus einer weiteren 
massiven Ausweitung des Entwicklungshilfeetats, der 
im Vergleich zu dem Mitteleinsatz im militärischen Be- 
reich immer noch deutlich schlechter gestellt ist. 

Weiterhin kritisiere ich - trotz der im Beschlussvor- 
schlag angesprochenen Einsatzaufiagen - die mangelnde 
Transparenz des Einsatzes der OEF-Truppen. Die Ein- 
sätze der Bundeswehr müssen im Parlament beschlossen 
werden. Grundlage dieser Beschlüsse ist gewöhnlich 
eine Offenlegung der Arbeit der Soldaten, welche mög- 
lichst allen Abgeordneten zugänglich sein sollte. Über 
die Arbeit von OEF wird jedoch in den Medien sehr se- 
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(A) lektiv, wenig objektiv und häufig nur im Zusammenhang 
mit so genannten „Kollateralsehäden“, „zivilen Opfern“ 
und der offensiehtlieh fehlenden Sensibilität gegenüber 
der afghanisehen Kultur beriehtet. leh möehte nieht, dass 
deutsehe Soldaten damit in Zusammenhang gebraeht 
werden. 

Das OEF-Mandat in Afghanistan ist ein wiehtiger Be- 
standteil des gesamten deutsehen Engagements im Rah- 
men von OEF. Dazu kommt, dass im Falle eines eventu- 
ellen Angriffs der USA auf den Iran - wie ihn Präsident 
Bush ins Auge gefasst hat - das deutsehe OEF-Kontin- 
gent am Horn von Afrika wenig Mögliehkeiten hätte, 
sieh dieser kriegerisehen Auseinandersetzung zu entzie- 
hen. Wir wären mitten drin. 

leh lehne daher aus den oben angeführten Gründen 
die Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutseher 
Streitkräfte im Rahmen von OEF ab. 


Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Dr. Laie Akgün und Renate 
Gradistanac (beide SPD) zur namentlicben Ab- 
stimmung über den Antrag: Fortsetzung des 
Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte bei 
der Unterstützung der gemeinsamen Reaktion 
auf terroristische Angriffe gegen die USA auf 
Grundlage des Art. 51 der Satzung der Verein- 
ten Nationen und des Art. 5 des Nordatlantik- 
vertrags sowie der Resolutionen 1368 (2001) 
(B) und 1373 (2001) des Sicherheitsrats der Verein- 
ten Nationen (Tagesordnungspunkt 6 a) 

Ich begrüße ausdrücklich, dass die Bundesregierung 
in ihrem Afghanistan-Konzept und in dem oben genann- 
ten Antrag berücksichtigt, dass die Entstehung von Ter- 
rorismus auch durch soziale und ökonomische Umstände 
begünstigt wird und deshalb die militärische Option der 
Bekämpfung nur als einen Teilaspekt von mehreren an- 
sieht. Mindestens genauso wichtig ist, das Engagement 
für die Beseitigung der existenziellen Not und der Defi- 
zite in der Sicherheit im täglichen Leben zu verstärken. 

Besonders dieser, aber auch folgende weitere Aspekte 
haben mich letztlich jedoch dazu bewogen, der Fortset- 
zung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte im 
Rahmen der OEF nicht zuzustimmen, da ich das Primat 
des Zivilen vor dem Militärischen in der Gesamtbetrach- 
tung des Einsatzes nicht gegeben sehe. 

Erstens. Die Bundesregierung und die deutschen 
Hilfsorganisationen haben in Afghanistan in den letzten 
sechs Jahren in den Bereichen, in denen sie gemäß der 
internationalen Aufgabenteilung zuständig waren und 
zum Teil weit darüber hinaus, viel Positives bewirkt. Der 
zivile ISAF -Einsatz, welchen der Deutsche Bundestag 
vor kurzem verlängert hat, ist ein notwendiger und nütz- 
licher Beitrag zur Sicherheit beim Wiederaufbau des 
Landes. 

Der OEF-Einsatz ist jedoch kein ziviler, sondern ein 
massiv militärischer. Er forderte bereits viele zivile Op- 
fer. Diese sind nicht nur aus humanitären Gründen un- 


verantwortlich, sie haben auch sehr negative Auswirkun- (C) 
gen auf den Erfolg des zivilen ISAF-Einsatzes in 
Afghanistan. Obwohl zurzeit im Rahmen von OEF keine 
deutschen Soldaten in Afghanistan tätig sind, macht die 
grundsätzliche Beteiligung Deutschlands an der OEF die 
Unterscheidbarkeit der zivilen Aufbauarbeit der Bundes- 
wehr im Rahmen von ISAF immer weniger unterscheid- 
bar von den militärischen Aktivitäten und damit weniger 
glaubwürdig. 

Zweitens. Ich zweifle daran, dass der NATO-Bünd- 
nisfall, auf dem der Einsatz beruht, noch gegeben ist. Ich 
bin überzeugt, dass hier nach sechs Jahren eine neuerli- 
che Prüfung der Einsatzgrundlagen erforderlich ist. 

Drittens. Die Prüfung der Verfassungs- und Völker- 
rechtlichkeit des OEF-Einsatzes in Afghanistan ist in 
vielen Gesprächen von Bundestagsabgeordneten immer 
wieder an die Bundesregierung herangetragen worden, 
ohne dass dies seinen Niederschlag in dem heute vorlie- 
genden Beschlussvorschlag gefunden hätte. 

Viertens. Weiterhin kritisiere ich - trotz der im Be- 
schlussvorschlag angesprochenen Einsatzauflagen - die 
mangelnde Transparenz des Einsatzes der OEF-Truppen. 

Die Einsätze der Bundeswehr müssen im Parlament be- 
schlossen werden. Grundlage dieser Beschlüsse ist ge- 
wöhnlich eine Offenlegung der Arbeit der Soldaten, wel- 
che möglichst allen Abgeordneten zugänglich sein 
sollte. Über die Arbeit von OEF wird jedoch in den Me- 
dien sehr selektiv, wenig objektiv und häufig nur im Zu- 
sammenhang mit sogenannten Kollateralsehäden, „zivi- 
len Opfern“ und der offensichtlich fehlenden Sensibilität 
gegenüber der afghanischen Kultur berichtet. Ich möchte (D) 
nicht, dass deutsche Soldaten damit in Zusammenhang 
gebracht werden. 

Fünftens. Das OEF-Mandat in Afghanistan ist ein 
wichtiger Bestandteil des gesamten deutschen Engage- 
ments im Rahmen von OEF. Zu diesem zählen auch die 
deutschen OEF-Truppen am Hom von Afrika. Im Falle 
weiterer militärischer Auseinandersetzungen in der Re- 
gion - zum Beispiel bei einem US-Angriff auf den Iran - 
dürfte es schwierig bis unmöglich werden, die dort sta- 
tionierten deutschen Truppen aus dem Einsatz herauszu- 
halten, zumal, wie oben beschrieben, der NATO-Bünd- 
nisfall noch immer Grundlage des OEF-Einsatzes ist. 

Eine aktive oder passive Involvierung deutscher Trup- 
pen in weitere Konflikte im Nahen und Mittleren Osten 
ist aber in jedem Fall zu vermeiden. Sie ist bei einer un- 
veränderten Beteiligung Deutschlands am OEF-Einsatz 
aber nicht mit ausreichender Sicherheit zu verhindern. 

Ich lehne daher aus den oben angeführten Gründen 
die Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher 
Streitkräfte im Rahmen von OEF ab. 


Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Lothar Binding (Heidelberg), 
Gabriele Hiller-Ohm, Christian Kleiminger, 
Jürgen Kucharczyk, Christine Lambrecht, 
Waltraud Lehn, Dirk Manzewski, Lothar 
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(A) Mark, Hilde Mattheis, und Dr. Rainer Tabillion 
(alle SPD) zur namentlichen Abstimmung über 
den Antrag: Fortsetzung des Einsatzes bewaff- 
neter deutscher Streitkräfte bei der Unterstüt- 
zung der gemeinsamen Reaktion auf terroristi- 
sche Angriffe gegen die USA auf Grundlage des 
Art. 51 der Satzung der Vereinten Nationen und 
des Art. 5 des Nordatlantikvertrags sowie der 
Resolutionen 1368 (2001) und 1373 (2001) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen (Tages- 
ordnungspunkt 6 a) 

Der Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutseher 
Streitkräfte bei der Unterstützung der gemeinsamen Re- 
aktionen auf terroristisehe Angriffe gegen die USA 
werde ieh (Operation Enduring Freedom) nieht zustim- 
men. 

Trotz aller Bedenken sehieke ieh voraus, dass seit 
2001, seit dem ersten Eingreifen der internationalen Ge- 
meinsehafl, in Afghanistan einige positive Veränderun- 
gen zu erkennen sind. Im Bereieh von Familie (Stieh- 
wort selbstbestimmtes Leben von Frauen), Bildung, 
Sehule und Hoehsehule hat sieh einiges zum Positiven 
verändert. 

Seit einiger Zeit nehmen aber Gewalt, Armut und 
Hoffnungslosigkeit wieder zu. Die humanitäre Situation 
der Bevölkerung hat sieh seit 2006 wieder deutlieh ver- 
sehleehtert. „Nahrungsmittelunsieherheiten, ehronisehe 
Mangelernährung, mangelhafter Zugang zu Trinkwasser 
und fehlende medizinisehe Versorgung beherrsehen den 
Alltag der Zivilbevölkerung.“ Außerdem behindert Kor- 

(B) ruption die Arbeit der deutsehen Einheiten. Die Situation 
für deutsehe Soldaten in Afghanistan wird dureh diese 
Verhältnisse vor Ort immer komplizierter und unsiehe- 
rer. Es ist zu erkennen, dass das OEF -Mandat nieht naeh- 
haltig und nieht zielftihrend ist. Das Ziel aus dem Jahr 
2001, Mensehenreehte, Demokratie und Wohlstand in 
Afghanistan zu verankern, konnte bis heute nieht er- 
reieht werden. 

Eine Ablehnung der Mandatsverlängerung bedeutet 
nieht, dass das Ziel nieht mehr erreieht werden soll, ganz 
im Gegenteil. Es müssen andere Wege gefunden werden 
das Ziel zu erreiehen, ohne militärisehe Eingriffe und 
ohne Spezialkommandos der deutsehen Bundeswehr. 

Naeh den terroristisehen Angriffen auf die USA am 
11. September 2001 wurde eine Sonderaktion zur Be- 
kämpfung des Terrors ins Leben gerufen doeh nun, seehs 
Jahre später, ist es naeh herrsehendem Völkerreeht 
sehwierig, weiter von einer Sonderaktion zu spreehen. 
Die Sieherheitsresolution 1368 (2001) und 1373 (2001) 
wird lediglieh mit dem Reeht auf Selbstverteidigung 
naeh Art. 51 der UN -Charta anerkannt. Der zunehmende 
Abstand zum 11. September 2001 maeht es immer 
sehwieriger, von einem dauernden Angriff zu spreehen. 
Der UN-Sieherheitsrat geht zwar von einem fortwähren- 
den Reeht zur Selbstverteidigung aus, was aber den ur- 
sprüngliehen Zielen des Mandates widersprieht. Eine so- 
genannte „Intervention auf Einladung“ hat meinem 
Verständnis naeh niehts mit den Zielen aus dem Jahr 
2001 gemein. Mit einer solehen Begründung könnten die 
deutsehen Einheiten von allen Ländern, denn alle Länder 


haben sieherlieh das Reeht auf Selbstverteidigung, zu je- (C) 
der Zeit „eingeladen“ werden. 

Mit weleher Begründung sollten weitere „Einladun- 
gen“ abgelehnt werden? 

Mit weleher Begründung sueht Deutsehland in Zu- 
kunft Länder aus, denen „geholfen“ werden soll? 

Mit weleher Begründung entseheidet Deutsehland 
über das Reeht der Selbstverteidigung der Staaten, wenn 
in diesem Fall nur das Reeht der Selbstverteidigung 
greift? 

Die Veränderungen seit der Resolution im Jahr 2001 
liegen offen. Naeh den terroristisehen Ansehlägen auf 
die Vereinigten Staaten von Amerika wurde die Opera- 
tion Enduring Freedom mit dem Reeht auf Selbstvertei- 
digung, so wie es Art. 51 der UN-Charta ermöglieht, ge- 
startet. Doeh im November 2007 findet ein Weehsel der 
Argumentation statt. Der UN-Sieherheitsrat bekräftigt 
die OEF -Mandatsverlängerung „mit dem erneuten Aus- 
dmek seiner Unterstützung für die internationalen Be- 
mühungen zur Ausrottung des Terrorismus (...).“ Diese 
sei im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen, 
so das BMJ. Damit findet ein Weehsel statt, weg vom ur- 
sprüngliehen Reeht der Selbstverteidigung naeh einem 
andauernden terroristisehen Angriff, hin zur Ausrottung 
des internationalen Terrorismus. 

Im Falle eines unmittelbar stattfindenden oder dro- 
henden Terrorangriffs auf einen Bündnispartners, in die- 
sem Fall des Angriffs auf die USA am 11. September 
2001, wurde dem Partner im Ausnahmefall geholfen, 
doeh mit einer weiteren Verlängerung des Mandates (es (D) 
wäre die seehste Verlängerung) hat es den Ansehein, 
dass aus dem Ausnahmefall eine Dauerinstanz werden 
könnte. 

Der Einsatz hat sieh in der Zwisehenzeit über die 
Grenzen des mittlerweile souveränen Staates Afghanis- 
tan hinaus ausgebreitet (Mission Creep). Der „Verant- 
wortungsbereieh des deutsehen Einsatzkontingentes und 
Marine reieht bei der Operation Enduring Freedom vom 
Roten Meer bis vor die Küste Kenias sowie bis zur 
Straße von Hormuz und umfasst ein Seegebiet von etwa 
der aehtfaehen Größe Deutsehlands.“ So besehreibt die 
Bundeswehr das Einsatzgebiet im Rahmen des OEF- 
Mandates. Es ist nieht festzustellen, in welehe Spezial- 
kämpfe gegen den Terrorismus die Bundeswehr mit ei- 
ner Verlängerung des Mandates hineingezogen wird. 

Jede(r) Abgeordnete, der der Mandatsverlängerung 
seine Zustimmung erteilt, ist mitverantwortlieh für Ein- 
sätze von deutsehen Spezialkräften, hat aber keinerlei 
Einfluss auf die Operationen vor Ort. 

Jede(r) Abgeordnete ist mit seiner Stimmabgabe mit- 
verantwortlieh für die vielen zivilen Opfer, die in Spezi- 
aleinsätzen gegen Terroristen ums Leben kommen. Ne- 
ben den beiden genannten Mitverantwortliehkeiten der 
Abgeordneten sollte aueh das Wohlergehen und das Le- 
ben der Soldaten aus den deutsehen Einheiten berüek- 
siehtigt werden. 

Jede(r) Abgeordnete ist mitverantwortlieh für das Le- 
ben der deutsehen Soldaten. Die in den Gebieten vor- 
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(A) herrschenden Bedingungen erschweren nicht nur die Ar- 
beit der Spezialeinheiten, den Terror einzudämmen, 
sondern die Bedingungen gefährden das Leben aller 
deutschen Soldaten in den Regionen der OEF. 

Die Genfer Abkommen schreiben den Schutz der Op- 
fer bei internationalen bewaffneten Konflikten vor, die 
Zivilbevölkerung soll vor militärischen Handlungen ge- 
schützt werden. Bei einer Verlängerung des OEF-Man- 
dates wird die Zivilbevölkerung weiteren militärischen 
Spezialkämpfen ausgesetzt. Durch Bombenhagel wäh- 
rend der alliierten Spezialeinsätze zur Terrorbekämpfung 
kommen immer wieder unschuldige Zivilisten ums Le- 
ben. Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
an der Seite der USA darf nicht vor der Einhaltung der 
Menschenrechte stehen. 

Auch die fortgesetzte Bedrohung durch internationale 
Terroristen begründet keinen weiteren militärischen Ein- 
satz, bei dem Zivilisten verletzt werden oder ums Leben 
kommen. Mit der Ablehnung der aktiven Bekämpfung 
werden zivile Opfer weitgehend geschützt. 

Die Länder Japan, Italien und weitere andere haben 
das OEF-Mandat auch nicht verlängert. Es ist natürlich 
kein Grund, den genannten Ländern nachzueifem, aber 
die Regierungen und Parlamente dieser Länder haben ih- 
ren Austritt aus der Operation Enduring Freedom ähn- 
lich begründet. 


Anlage 6 

Erklärungen nach § 31 GO 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch (Tagesordnungspunkt 15 a) 

Dr. Peter Jahr (CDU/CSU): Am Donnerstag, den 
15. November werde ich mich bei dem von den Fraktio- 
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurf ei- 
nes Dritten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch, Drucksache 16/6774, der Stimme ent- 
halten. 

Nach dem Gesetzentwurf will sich der Bund im kom- 
menden Jahr mit rund 3,9 Milliarden Euro an den Unter- 
kunftskosten von Empfängern des Arbeifslosengeldes II 
beteiligen. Dazu wird die Gesamlbeleiligungsquote auf 
durchschnittlich 29,1 Prozent der Leistungen der kom- 
munalen Träger für Unterkunft für das Jahr 2008 feslge- 
legf . Ersfmals isf die Veränderung der Anzahl der Alg-II- 
Bedarfsgemeinschaften ausschlaggebend für die Anpas- 
sung der Bundesbefeiligung. 

Problematisch isf, dass zwar die Zahl der Bedarfsge- 
meinschaften sinkt, aber die Kosten und damit der Fehlbe- 
trag pro Bedarfsgemeinschafl steigen. Demnach würde 
die Gesetzesänderung eine Absenkung der Bundesbeteili- 
gung zum Beispiel in Sachsen von 31,2 auf 28,6 Prozent 
bedeuten, was einem Einnahmeausfall für die sächsischen 
Landkreise von rund 14 Milliarden Euro enf sprechen 
würde. Diese Problemlage gilf es anzuerkennen. 


Allerdings isf das Ausmaß der Belroffenheit der (C) 
Kommunen aufgrund bisher nur geschäfzfer Daten 
nicht mit Sicherheit abzusehen. So kommt es nach Be- 
rechnungen der Bundesregierung auch zu finanziellen 
Entlastungen in verschiedenen sächsischen Regionen. 
Dieser Argumentation folgend müssten Fehlbeträge im 
Rahmen des sächsischen Finanzausgleichs berücksich- 
tigt werden. 

Insgesamt sehe ich mich aufgrund der unsicheren Da- 
tenlage nicht in der Lage, diesen Sachverhalt abschlie- 
ßend zu bewerten, und ich enthalte mich daher der 
Stimme. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Dem Entwurf eines 
3. Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialge- 
setzbuch, welches die Bundesbeteiligung an den Leis- 
tungen der Kommunalen Träger für Unferkunfl und Hei- 
zung (KdU) zurückführt, kann ich nicht zustimmen. 

Die Bundesregierung begründet diese Rückführung 
mif dem Rückgang der Zahl der Bedarfsgemeinschaffen 
um 3,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr; die alleinige Be- 
messungsgrundlage „Entwicklung der Bedarfsgemein- 
schaften“ sei in § 46 Abs. 7 SGB II normierf. Diesem 
Rückgang der Anzahl der Bedarfsgemeinschaffen um 
3,7 Prozent steht jedoch eine tatsächliche Steigerung der 
kommunalen Ausgaben für die Kosten der Unterkunft 
und Heizung um rund 8,4 Prozent gegenüber, da insbe- 
sondere die Energiekosten stark angestiegen sind und 
außerdem Jugendliche unter 25 Jahren seit 1. Juli 2006 
keine eigene Bedarfsgemeinschaft mehr bilden können 
und jetzt größtenteils Teil der elterlichen Bedarfsge- 
meinschafl sind. 

So liegen beispielsweise im Landkreis Delifzsch die 
kommunalen Ausgaben für die Kosfen der Unferkunfl 
und Heizung zum 30. Sepfember 2007 bereifs um 
2,6 Millionen Euro über den Kosten zum Vorjahreszeit- 
raum. Im Landkreis Torgau-Oschafz sind sie um 8,4 Pro- 
zent gestiegen. Auch im Landkreis Riesa-Großenhain 
sind sie um 8,4 Prozent gestiegen. Alle diese drei von 
mir im Deutschen Bundestag vertretenen Landkreise ha- 
ben daher erhebliche Mehrkosten zu bewältigen, und die 
zurückgehende Bundesbeteiligung wird bei ihnen eine 
erhebliche Finanzierungslücke reißen. 

Hieraus ergibt sich, dass die seinerzeit bei Verabschie- 
dung der Anpassungsformel des § 46 Abs. 7 SGB II an- 
genommene Korrelation zwischen der Entwicklung der 
Zahl der Bedarfsgemeinschaften und der Entwicklung 
der Kosten der Unterkunft und Heizung nicht eingetreten 
ist und daher die beabsichtigte Wirkung verfehlt wird. 

Eine faire Anpassungsformel muss sich an der Entwick- 
lung der tatsächlichen Kosten für Unferkunfl und Hei- 
zung orientieren und nicht allein an der Entwicklung der 
Anzahl der Bedarfsgemeinschaften. 


Anlage 7 

Erklärung 

des Abgeordneten Johannes Röring (CDU/CSU) 
zur namentlichen Abstimmung über die Be- 
schlussempfehlung zu dem Antrag: Beteiligung 
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bewaffneter deutscher Streitkräfte an der AU/ 
UN-Hybrid-Operation in Darfur - UNAMID - 
auf Grundlage der Resolution 1769 (2007) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 
31. Juli 2007 (Tagesordnungspunkt 7 b) 

In der Ergebnisliste ist mein Name nieht aufgefiihrt. 
Mein Votum lautet „Ja“. 


Anlage 8 

Erklärung 

des Abgeordneten Erich G Fritz (CDU/CSU) 
zur namentlichen Abstimmung über die Be- 
schlussempfehlung zu dem Antrag: Beteiligung 
bewaffneter deutscher Streitkräfte an der AU/ 
UN-Hybrid-Operation in Darfur - UNAMID - 
auf Grundlage der Resolution 1769 (2007) des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 
31. Juli 2007 (Tagesordnungspunkt 7 b) 

In der Ergebnisliste ist mein Name nieht aufgefiihrt. 
Mein Votum lautet „Ja“. 


Anlage 9 

Erklärung 

des Abgeordneten Peter Weiß (Emmendingen) 
(CDU/CSU) zur namentlichen Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung zu dem Antrag: 
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte 
an der AU/UN-Hybrid-Operation in Darfur 
-UNAMID - auf Grundlage der Resolution 
1769 (2007) des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen vom 31. Juli 2007 (Tagesordnungs- 
punkt 7 b) 

In der Ergebnisliste ist mein Name nieht aufgefiihrt. 
Mein Votum lautet „Ja“. 


Anlage 10 

Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Dr. Hakki Keskin (DIE 
LINKE) zur Abstimmung über den Antrag: 
Einmarsch der Türkei in den Irak verhindern 
(Tagesordnungspunkt 14) 

Im Gegensafz zu meiner Fraktion stimme ich gegen 
den Antrag, weil ich ihn für nicht ausgewogen halte. 


Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die elektromagnetische Verträglichkeit von Be- 
triebsmitteln (EMVG) (Tagesordnungspunkt 17) 

Dr. Martina Krogmann (CDU/CSU): Ich freue mich 
sehr, dass wir heule das Geselz über die elektromagneli- 
sche Verlräglichkeil von Belriebsmilleln verabschieden. 


Der Tilel isl sperrig und lässl nichl erahnen, dass hier 
nicht nur eine der wichtigsten Fragen innerhalb der EU, 
die Warenfreiheit, berührt wird, sondern auch eine der 
Grundlagen des friedlichen Miteinander in unserem 
Land: die elektromagnetische Verträglichkeit von elek- 
trischen Geräten, die man komplett im Laden kaufen 
kann. Das Gesetz soll einen funktionierenden Gemein- 
schaftsmarkt dadurch gewährleisten, dass ein angemes- 
senes Niveau der elektromagnetischen Verträglichkeit 
festgelegt wird. 

Ein Gerät, das auf Zypern verkauft werden darf, muss 
ohne weitere Prüfung und bürokratische Hemmnisse 
auch in Deutschland vertrieben werden können. Ge- 
meinsamer Markt ist die Absage an nationalen Protektio- 
nismus und an nichttarifäre Handelshemmnisse. Gerade 
für eine Exportnation wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist die Funktionsfähigkeit des Gemeinsamen Mark- 
tes essenziell. 

Für die Menschen in unserem Land hat dies die posi- 
tive Folge, dass sie Ihren Fön, ihre Mikrowelle, ihren 
Fernseher beireiben können, ohne den Nachbarn durch 
elekiromagnelische Störungen beim reibungslosen Be- 
trieb seiner Geräte zu stören. 

Nun endlich haben wir die Richtlinie 2004/108/EG 
der Europäischen Union in nationales Recht umgesetzt 
und so die dringend benötigte Rechtssicherheit - insbe- 
sondere für kleine und mittlere Unternehmen - geschaf- 
fen. Dabei wurden neue Erkenntnisse berücksichtigt, Be- 
griffe definiert und Verwaltungsverfahren gestrafft. 

Außerdem haben wir einen Handlungsrahmen für die 
Bundesnelzagenlur zur Ausführung des Geselzes im 
Rahmen der Slömngsbeseiligung, die allein in national- 
slaallicher Veraniwortung erfolgl, geselzl. Dabei gall für 
uns die Maxime, dass nur eine Behörde, die mil klar um- 
rissenen Befugnissen ausgerüslet ist, ihrem Auftrag, die 
elektromagnetische Verträglichkeit von Betriebsmitteln 
zu gewährleisten und Störungen so effektiv wie möglich 
zu beseitigen, erfüllen kann. Ich bin voller Zuversicht, 
dass die Bundesnetzagentur die ihr eingeräumten Befug- 
nisse mit der bekannten Professionalität nutzen wird. Sie 
wird dabei auf ihrem reichhaltigen Erfahrungsschatz 
aufbauen und ihn weiler mehren können. 

Besonders wichtig ist dies für die Fälle, in denen Ge- 
räte Sicherheitsfunk gefährden, zum Beispiel den Poli- 
zeifunk oder den Funkverkehr zwischen Verkehrsflug- 
zeug und Tower sfören. In solchen Fällen muss die 
Bundesnelzagenlur im Inferesse der Sicherheif der All- 
gemeinheif einschreifen können und dürfen. 

Hier haben wir im Einklang mit dem europäischen 
Gesetzgeber klargestellt, dass überragend wichtige Inte- 
ressen der Allgemeinheit Vorrang haben - aber auch nur 
diese! Gerade als Exportnation können wir kein Inte- 
resse an nichttarifären Handelshemmnissen haben. 

Bitte gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
noch einen Hinweis auf die Situation des Amateurfunks. 
Die Amateurfunker wollen zu Recht gesetzlich nicht 
schlechter gestellt werden als bisher. Wir erkennen die 
gesellschaftliche Bedeutung der Amateurfunker an. 
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(A) Deshalb haben wir durch eine redaktionelle Änderung 
im Gesetzestext klargestellt, dass die Rechtsstellung der 
Amateurfunker sich nach der Novelle nicht verschlech- 
tern wird. Der Status quo bleibt für die Amateurfunker 
richtigerweise erhalten. 

Wir verabschieden heute ein gutes Gesetz und tragen 
zur Stärkung des EU-Binnenmarktes bei! 

Martin Dörmann (SPD): Wir verabschieden heute 
die Novellierung des Gesetzes über die elektromagneti- 
sche Verträglichkeit von Betriebsmitteln, kurz EMVG 
genannt. 

Was verbirgt sich hinter dem sperrigen Titel? 


fongespräche hineinzuhören. Vielmehr geht es in der Re- (C) 
gel um offene Kanäle, beispielsweise den Amateurfunk 
oder Betriebsfunk, bei denen jeder Beteiligte ohnehin 
weiß, dass eine unbegrenzte Anzahl von Personen mit- 
hören kann. Es geht also beispielsweise um solche Fälle, 
bei denen die Bundesnetzagentur ermitteln muss, aus 
welcher Quelle eine Störung anderer Betriebsmittel her- 
rührt. Das EMVG dient somit an dieser Stelle gerade 
auch dem Gmndrechtsschutz. 

Für die SPD-Bundestagsfraktion war es ein besonde- 
res Anliegen, bei der Ausgestaltung des Gesetzes die Be- 
lange des Amateurfunks zu berücksichtigen. Durch die 
Neuregelungen sollte vermieden werden, dass eine 
Schlechterstellung der Amateurfunker erfolgt. 


Das EMVG regelt den Schutz der Funk- und Tele- 
kommunikationsdienste sowie des Betriebes elektrischer 
Geräte untereinander vor elektromagnetischen Störun- 
gen. Zugleich geht es aber auch um den freien Verkehr 
und Wettbewerb elektrischer Geräte auf dem europäi- 
schen Binnenmarkt. Mit diesem Ziel setzt das neue 
EMVG eine entsprechende Richtlinie der EU um. Diese 
will Rechtssicherheit für alle Marktbeteiligten und ein 
harmonisiertes und angemessenes Schutzniveau für alle 
Betriebsmittel erreichen. Apparate, Anlagen und Sys- 
teme sollen nicht durch elektromagnetische Phänomene 
beeinträchtigt werden. 

Im Prinzip verfolgte auch das bislang geltende 
EMVG diese Zielsetzungen. Das Gesetz wird nunmehr 
aufgrund der europäischen Vorgaben weiter verbessert 
und konkretisiert. Hierbei sind insbesondere auch die Er- 
(ß) fahrungen der Bundesnetzagentur berücksichtigt wor- 
den, die für die Sförungsermittlung und Sförungsbeseifi- 
gung als Behörde zusfändig isf. 

Worum gehf es? Es soll verhindert werden, dass beim 
Betrieb elektrischer oder elektronischer Geräte andere 
Geräte bzw. Funk- und Telekommunikationsanlagen in 
ihrer Funktion gestört werden. Dafür müssen sie unterei- 
nander elektromagnetisch verträglich sein. Prinzipiell 
lässt sich dieses Ziel auf zwei Arten erreichen. Einerseits 
kann man die Störaussendungen des einen Gerätes be- 
grenzen. Andererseits ist es aber auch möglich, das an- 
dere Gerät bereits so störfest zu konzipieren, dass es in 
seiner Funktion nicht gestört werden kann. Das EMVG 
ist letztlich eine Kombination beider Lösungen. 

Mit dem neuen EMVG stärken wir die Interessen der 
Verbraucherinnen und Verbraucher sowie der Unterneh- 
men durch klare Schutzvorschriften. Dies betrifft übri- 
gens auch datenschutzrechtliche Gesichtspunkte. So ist 
in dem Gesetz klargestellt, dass die Bundesnetzagentur 
bei ihrer Störungsermittlung den Kembereich privater 
Lebensgestaltung beachten muss. Entsprechende Maß- 
nahmen sind unverzüglich zu unterbrechen, soweit und 
solange tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme 
vorliegen, dass ein Gespräch den Kembereich privafer 
Lebensgesfaltung befrifft. Dennoch erlangte Erkennt- 
nisse aus dem Kembereich dürfen nicht verwertet wer- 
den und sind unverzüglich zu löschen. 

Es sei jedoch klargestellt, dass die Bundesnetzagentur 
ohnehin nicht über die Möglichkeiten verfügt, in Tele- 


Weltweit nehmen 2 Millionen Menschen am Ama- 
teurfunkdienst teil, allein in Deutschland gibt es mnd 
80 000 Funkamateure. Der Amateurfunk und der See- 
funk haben eine lange Tradition. Ihr Schutz ist in inter- 
nationalen Verträgen der Bundesrepublik Deutschland 
geregelt. 


Uns war wichtig, angestammte Nutzungsrechte in 
diesen Bereichen nicht zurückzudrängen, sondern das 
Wirken der Amateurfunker zu unterstützen. Der Ama- 
teurfunk leistet eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe. 
Junge Menschen werden zur Technik gebracht und ler- 
nen mit Medien verantwortungsvoll umzugehen. Der 
Amateurfunk ist daher geeignet, der allgemeinen Tech- 
nikfeindlichkeit entgegenzutreten. 


Es hat sich herausgestellt, dass der ursprüngliche Ge- 
setzentwurf der Bundesregiemng an einer wichtigen 
Stelle zugunsten der Amateurfunker nachzubessem war. 
Durch die Neuregelung in § 14 Abs. 6 des EMVG haben 
wir sichergestellt, dass die bisherigen Möglichkeiten der 
Bundesnetzagentur, den Amateurfunk zu schützen, er- 
halten bleiben. Konkret geht es um die Frage, welche 
Lösungen es gibt, wenn sich beispielsweise herausstellt, 
dass sich ein Fernsehgerät und ein Amateurfunkgerät 
durch ihre elektromagnetischen Aussendungen stören. 
Der ursprüngliche Entwurf sah vor, dass die Bundesnetz- 
agentur lediglich bloße Empfehlungen zur Stömngsbe- 
hebung geben kann, ansonsten jedoch nur auf den Zivil- 
rechtsweg verweisen konnte. Gerade solche - meist 
nachbarschaftliche - Gerichtsauseinandersetzungen soll- 
ten jedoch vermieden werden. 


(D) 


Deshalb ist nun klargestellt, dass die Bundesnetz- 
agentur auch weiterhin befugt ist, bei bestehenden oder 
vorhersehbaren Problemen im Zusammenhang mit der 
elektromagnetischen Verträglichkeit die notwendigen 
Ermittlungs- und Abhilfemaßnahmen zu ergreifen - 
selbstverständlich unter Abwägung der Interessen und in 
Zusammenarbeit mit den Beteiligten. 


In der Praxis hat sich herausgestellt, dass solche Lö- 
sungen meist sehr schnell und ohne großen Kostenauf- 
wand gefunden werden können, etwa durch das Vor- 
schalten von Filtern, die nur wenige Euro kosten. Somit 
haben wir hier eine praxisnahe Regelung getroffen, die 
einen angemessenen Interessenausgleich ermöglicht und 
auch die Amateurfunker schützt. 
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(A) Zusammenfassend lässt sieh somit festhalten: Mit der 
Verabsehiedung dieses Gesetzes senden wir ein positives 
Signal an Unternehmen, Verbraueherinnen und Verbrau- 
eher sowie die Amateurfunker. 

Martin Zeit (FDP): Die Europäisehe Union hat im 
Januar 2005 eine überarbeitete Riehtlinie über elektro- 
magnetisehe Verträgliehkeit von Produkten in Kraft ge- 
setzt. Man hat aus den Sehwäehen der alten Riehtlinie 
gelernt und möehte sie mit der neu gefassten beheben. 
Das ist zu begrüßen. 

Vor allem den bürokratisehen Aufwand bei der Um- 
setzung der Riehtlinie will die EU verringern. Das soll 
unter anderem erreieht werden, indem die Hersteller von 
elektronisehen Geräten eine größere Eigenverantwor- 
tung übernehmen und selbst darüber entseheiden, ob ihre 
Erzeugnisse das Gütesiegel CE verdienen und damit ver- 
trieben werden dürfen oder nieht. Auf diese Weise kann 
die derzeit noeh verbindliehe Hinzuziehung einer unab- 
hängigen Prüf- und Kontrollstelle künftig entfallen. Da- 
dureh sollen das Inverkehrbringen neuer Produkte deut- 
lieh erleiehtert und Kosten eingespart werden. 

Die Bundesregierung hat der Riehtlinie mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf Reehnung getragen, leider 
wieder einmal viel zu spät: Ist die Riehtlinie bis Jahres- 
beginn 2008 nieht in nationales Reeht umgesetzt, droht 
ein Vertragsverletzungsverfahren. Dadureh wurde unnö- 
tiger Druek aufgebaut, denn es gab zum Gesetzentwurf 
einigen Diskussions- und Naehbesserungsbedarf, insbe- 
sondere für die §§13 ff, die die Marktaufsieht innerhalb 

(B) des Bundesgebietes regeln, für die die Bundesnetzagen- 
tur zuständig ist. 

Der Bundesrat, der sieh im November 2006 mit dem 
Gesetzentwurf befasste, hatte Alarm gesehlagen und 
Änderungen angemahnt. Besonders monierte er, dass 
das Abhören des Inhalts von Aussendungen ermöglieht 
werden soll, wenn aufgrund einer Störung bestimmte 
Reehtsgüter gefährdet werden, und zwar ohne gesetzli- 
ehe Sehutzvorkehrungen wie eine riehterliehe Anord- 
nung. 

Aueh die vorgesehene Übermittlung von Daten, die 
eine Gefahr für hoehrangige Sehutzgüter vermuten las- 
sen, an Strafverfolgungs- oder Polizeibehörden sorgten 
im Bundesrat für verfassungsreehtliehe Bedenken. Saeh- 
lieh geht es hierbei um die Nutzung von „Zufallsfunden“ 
für strafverfolgende bzw. präventive Zweeke. De faeto 
übernimmt die Bundesnetzagentur damit eine Art „Hilfs- 
sherifffünktion“. Betraehtet man das im Zusammenhang 
mit dem reehtlieh garantierten Sehutz des Kembereiehs 
privater Lebensgestaltung, erseheint das als durehaus 
fragwürdig. 

Die Koalition hat aufgrund der Kritik des Bundesrates 
am 23. Oktober 2007 einen Änderungsantrag mit zahl- 
reiehen Naehbesserungen vorgelegt. Damit hat sie, zu- 
mindest indirekt, Mängel am Gesetzentwurf eingestan- 
den. Bei einem Beriehterstattergespräeh, das am 
5. November stattfand und an dem Vertreter der Koali- 
tion, der Opposition, des Bundesjustizministeriums und 
der Bundesnetzagentur teilnahmen, wurde deutlieh, dass 


der Gesetzentwurf immer noeh widersprüehlieh ist. Die (C) 
Koalition hatte deshalb erklärt, dass sie ihren Ände- 
rungsantrag noeh einmal überarbeiten würde. 

Die inzwisehen vorgenommenen Korrekturen sind al- 
lerdings gering und haben bestehende reehtspolitisehe 
Bedenken nieht völlig ausräumen können. So hat die 
Bundesnetzagentur naeh wie vor ohne Riehtervorbehalt 
die Befugnis - § 14 Abs. 7 -, „sieh Kenntnis von dem 
Inhalt und den näheren Umständen der Telekommunika- 
tion zu versehaffen“. Ein soleher Riehtervorbehalt würde 
allerdings die Arbeit der Bundesnetzagentur in weiten 
Teilen unmöglieh maehen. Der Wunseh naeh dem Rieh- 
tervorbehalt relativiert sieh aueh vor dem Hintergrund 
der Untersehiede zwisehen der Störungsbeseitigung 
naeh dem EMVG und der strafprozessualen Telekom- 
munikationsüberwaehung. Während letztere auf das ge- 
zielte Abhören von Kommunikation ausgeriehtet ist, ist 
die Kommunikation bei der Störungsbeseitigung naeh 
dem EMGV allenfalls ein Nebeneffekt. 

Aueh der Widersprueh zwisehen den Absätzen 7 und 8 
des § 14 ist ungelöst und wird sieh wohl aueh nieht lösen 
lassen: In ersterem heißt es, dass die Aufzeiehnung des 
Inhalts von Gespräehen unzulässig ist, in letzterem steht, 
dass die erlangten Erkenntnisse unverzüglieh zu lösehen 
sind. Wieso muss man lösehen, was nieht aufgezeiehnet 
werden darf? 

Die Antwort auf diesen Widersprueh ergibt sieh aus 
der Praxis: Bei der Überwaehung von Frequenzen zur 
Ermittlung einer Störung kann es sieh um allgemeine 
Daten, bloße Geräusehe oder um Kommunikation han- 
dein. Ist erkennbar, dass Kommunikation vorliegt, darf 1 ' 
nieht aufgezeiehnet werden. Wenn bei der ansehließen- 
den Filterung der Signale naehträglieh festgestellt wird, 
dass es sieh dabei doeh um Kommunikation handelt, 
müssen die Aufnahmen sofort gelöseht werden. 

Es musste eine gesetzliehe Regelung gelunden 
werden, die die Arbeit der Bundesnetzagentur nieht 
unmöglieh maeht. Es besteht ohne Frage ein gesamtge- 
sellsehaftliehes Interesse daran, dass die Störungsbeseiti- 
gung aueh zukünftig effektiv erfolgen kann. Eine praxis- 
nahe Arbeitsgrundlage für die Bundesnetzagentur zu 
sehaffen und gleiehzeitig der „reinen Lehre“ in Bezug 
auf die Normenklarheit Reehnung zu tragen, ist dem 
Gesetzentwurf nieht gelungen. 

Seitens der FDP-Bundestagsfraktion bleibt daher ein 
Unbehagen bezüglieh mögliehen Datenmissbrauehs be- 
stehen. Unser Votum zu dem Gesetzentwurf lautet aus 
diesem Grund: Enthaltung. 

Sabine Zimmermann (DIE LINKE): Wenn der vor- 
liegende Gesetzentwurf in Krall tritt, benötigen die 
Teehniker der Netzagentur zukünftig eine umfangreiehe 
juristisehe Zusatzausbildung. Dureh § 14 EMVG werden 
diese Mitarbeiter zu Hilfspolizisten gemaeht, die nieht 
nur Telefongespräehe abhören dürfen, sondern aueh rele- 
vante Daten an die Ermittlungsbehörden weiterleiten 
sollen. Dureh dieses Gesetz werden in einer Naeht-und- 
Nebel-Aktion Grundreehtseingriffe legalisiert, die nieht 
zu dulden sind. 
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(A) Sicherlich: Die Koalitionsfraktionen haben Schran- 
ken für die Verletzung des Femmeldegeheimnisses ein- 
gebaut. Es fragt sich nur, woher die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wissen sollen, was sie dürfen und was 
nicht. Im Wirtschaftsausschuss wurde uns vom Justiz- 
ministerium gesagt, diese Frage sei klar geregelt, denn in 
§ 14 Abs. 8 steht, ich zitiere: 

Eine Maßnahme nach Absatz 7 ist unverzüglich zu 
unterbrechen, soweit und solange tatsächliche An- 
haltspunkte für die Annahme vorliegen, dass das 
Gespräch den Kembereich privater Lebensgestal- 
tung betrifft. 

Ich kann nur hoffen, dass die Techniker der Bundes- 
netzagentur in Zukunft mit dem Gesetzbuch und einem 
Gmndgesetzkommentar unterm Arm zur Arbeit gehen. 
Denn die Regelungen im vorliegenden Entwurf sind al- 
les andere als klar. 

Zudem sind die Eingriffsmöglichkeiten zu weitrei- 
chend: Wir brauchten zumindest einen durchgehenden 
Richtervorbehalt - nicht erst bei der Weitergabe erhobe- 
ner Daten. Auch müsste der Eingriff in das Femmelde- 
geheimnis zumindest auf den Fall einer Gefährdung be- 
sonders hoher Rechtsgüter - namentlich von Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person - beschränkt bleiben. 

Jetzt sagen SPD und Union, man solle sich nicht so 
aufregen; es gehe in dem Gesetzentwurf gar nicht um 
Abhörmaßnahmen, sondern lediglich um den störungs- 
freien Betrieb von Elektrogeräten, vom Föhn bis zum 
Radio. Ich frage Sie: Wenn es wirklich nur um die Besei- 

(B) tigung von Störungen geht, weshalb ist denn dann die 
Weitergabe von Daten an die Polizei im neuen Abs. 9 
des Art. 14 vorgesehen, soweit Anhaltspunkte für eine 
der in § 100 a StPO aufgelisteten Straftaten vorliegen? 
In diesem Paragrafen geht es um schwerste Verbrechen. 
Von Funkstörungen durch eine defekte Mikrowelle oder 
Ähnlichem ist in § 100 a StPO meines Wissens an keiner 
Stelle die Rede. Uns drängt sich die Erkenntnis auf: Mit 
dem EMVG sollen Umwege für neue Abhörmaßnahmen 
geschaffen werden, die im Bedarfsfall dann zur Verfü- 
gung stehen. Dabei wird die Linke nicht mitmachen. 

Der EMVG-Entwurf ist eine Schlamperei. Im Aus- 
schuss wurde uns vom BMJ und vom Wirtschaflsminis- 
lerium milgeleilt, es habe von Anfang an fesigestanden, 
dass hinsichtlich der Grundrechtseingriffe Änderungen 
im Gesetzentwurf gemacht werden müssten. Der ent- 
sprechende Änderungsantrag kam aber erst Monate spä- 
ter. Was ist denn das für eine Arbeitsweise, bei der die 
Bundesregierung Gesetzentwürfe in Umlauf bringt, von 
denen sie von Anfang an weiß, dass sie mangelhaft sind? 

Und auch ein anderer Fakt zeigt, wie schlampig hier 
gearbeitet wurde: Amateurfunker aus ganz Deutschland 
haben zu Recht dagegen protestiert, dass die Definition 
von elektromagnetischen Störungen als „unerwünschtes 
Signal“ im ursprünglichen Gesetzentwurf weggelassen 
und dass damit vom Text der EU-Richtlinie abgewichen 
wurde. Die Linke hat bereits vor einem Jahr eine Kleine 
Anfrage gestellt, in der dieses Problem beleuchtet 
wurde. Die Bundesregierung sah aber keinerlei Ände- 
rungsbedarf Jetzt - fast zwölf Monate später - konnten 


sich SPD und Union in ihrem Änderungsantrag doch (C) 
noch dazu durchringen, den Text der Richtlinie original- 
getreu zu übernehmen. Warum nicht gleich so? 

Die Linke begrüßt es ausdrücklich, dass die Große 
Koalition wenigstens in diesem Punkt noch auf die Ama- 
teurfunkerinnen und -funker gehört hat. Wegen der 
schwerwiegenden Grundrechtseingriffen lehnen wir das 
Gesetz aber ab. 

Kerstin Andreae (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Der Gesetzentwurf über die elektromagnetische Verträg- 
lichkeit von Betriebsmitteln, EMVG, dient zwar vorder- 
gründig nur der Umsetzung einer EU-Richtlinie, umso 
unverständlicher finde ich es daher, wie sorglos Sie die 
vielen rechtlichen Unklarheiten und Missverständnisse 
im Zusammenhang mit diesem Gesetz ignorieren. 

Grundsätzlich unterstützen wir ja die Bemühungen 
der EU-Kommission, fiir eine Beseitigung von bürokra- 
tischen Hemmnissen zu sorgen. Die Schaffung von 
Rechts- und Planungssicherheit ist gerade im Hinblick 
auf den teuren Ausbau der Breitbandkabelnetze für die 
deutsche mittelständische Wirtschaft von großer Bedeu- 
tung. 

Die Kritik der Amateurfunker, das EMVG würde die 
EU-Richtlinie nicht richtig bzw. nur verkürzt wiederge- 
ben und wäre eine Gefahr für alle Funkdienste, teilen 
wir nicht. In der Richtlinie steht, eine elektromagneti- 
sche Störung sei „jede elektromagnetische Erschei- 
nung, die die Funktion eines Betriebsmittels beein- 
trächtigen könnte. Eine elektromagnetische Störung (p)) 
kann ein elektromagnetisches Rauschen, ein uner- 
wünschtes Signal oder eine Veränderung des Ausbrei- 
tungsmediums selbst sein.“ Die Bundesregierung lässt 
den zweiten Satz mit der Begründung weg, dass auch 
gewollte Aussendungen ein unerwünschtes Signal sein 
könnten. Wir schließen uns dieser Argumentation an, 
ansonsten könnte ja jeder Emittent sich darauf stützen, 
er habe das Signal gewollt und deshalb könne es nicht 
als Störung angesehen werden. Bei Betriebsmitteln mit 
sehr geringer elektromagnetischer Emission greift oh- 
nehin die Privilegierung nach § 2 Nr. 3 des Gesetzent- 
wurfes. 

Die geplanten Befugnisse der Bundesnetzagentur, ins- 
besondere das Abhören und die Weitergabe von Daten, 
halten wir für einen elementaren Eingriff in den ge- 
schützten Privatbereich der Bürgerinnen und Bürger. 

Dass die Große Koalition nach Protesten ihrer eigenen 
Rechtsleute die Befugnisse der Bundesnetzagentur abge- 
schmälert hat, macht die Sache nicht besser. 

Es stehen aber immer noch eine Reihe von Unklarhei- 
ten und Missverständnisse im Gesetzesentwurf: Die 
Aufzeichnung des Inhalts ist nach dem Gesetzeswortlaut 
zwar unzulässig. Im neuen abgeänderten Gesetzestext 
heißt es jedoch „dennoch erlangte Kenntnisse aus dem 
Kembereich privater Lebensgestaltung dürfen nicht ver- 
wertet werden und sind unverzüglich zu löschen.“ Dies 
ist doch ein Widersprach in sich! Wenn die Aufzeich- 
nungen unzulässig ist, kann logischerweise auch nichts 
gelöscht werden, oder? 
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(A) Wie sollen denn die Mitarbeiter der Bundesnetzagen- 
tur, die zum größten Teil Techniker und keine Juristen 
sind, diese juristischen Feinheiten auseinanderhalten 
können, wenn noch nicht einmal die Vertreter aus dem 
Bundesjustizministerium hier Klarheit schaffen? 

Da passt es auch ins Bild, dass Sie es zunächst noch 
nicht einmal für nötig gehalten haben, den Rechtsaus- 
schuss in die Beratungen zu diesem Gesetzentwurf mit 
einzubeziehen. Womöglich hätten wir dann jetzt den Ur- 
sprungstext im Gesetzentwurf und müssten nachträglich 
mal wieder die Gerichte bemühen. Auf unser Drängen 
hin wurden die Rechtsexperten dann doch mit einbezo- 
gen und konnten so zumindest das Schlimmste verhin- 
dern. Trotzdem brachte das kurzfristig einberufene Be- 
richterstattergespräch nicht die notwendige Klarheit. Das 
lag vor allem daran, dass Sie Ihre eigenen Leute im 
Rechtsausschuss ausgebremst haben. Wir haben dafür 
überhaupt kein Verständnis. 

Einem Gesetz, das so viele Fragen aufwirft und so 
viele Unwegsamkeiten aufweist, können wir nicht zu- 
stimmen. Deshalb fordere ich Sie auf: Klären Sie die of- 
fenen Fragen und schaffen Sie Klarheit, bevor Sie eine 
Richtlinie umsetzen, ohne die Konsequenzen einschät- 
zen zu können. 


Anlage 12 

Zu Protokoll gegebenen Reden 

(B) zur Beratung des Antrags: Bildungspolitische 

Katastrophe verhindern - Betreuungsgeld eine 

Absage erteilen (Tagesordnungspunkt 16) 

Thomas Bareiß (CDU/CSU): Vor sieben Jahren 
wurde ich in den Gemeinderat meiner Heimatgemeinde 
gewählt. Eine meiner ersten Initiativen im Gemeinderat 
war damals der Antrag, die gemeindeeigenen Kindergär- 
ten versuchsweise für unter Dreijährige zu öffnen, mit 
dem Ziel die Vereinbarkeit von Beruf und Familie den 
Eltern zu erleichtern. Damals musste ich mich gegen ei- 
nen Sturm der Entrüstung zur Wehr setzen. 

Mit der gleichen Vehemenz, wie ich mich immer da- 
für ausgesprochen habe, Betreuungsplätze für unter 
Dreijährige auszubauen, bin ich heute für die Einführung 
eines Betreuungsgeldes für diejenigen in unserer Gesell- 
schaft, die sich bewusst für eine Betreuung, Erziehung 
und Bildung in den ersten drei Jahren zu Hause entschei- 
den - weil diese Eltern einen enormen, unschätzbaren 
Dienst nicht nur für das Kind, sondern auch für die Ge- 
sellschaft leisten. 

In dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
können wir sehr viel über die Notwendigkeit von außer- 
familiären Betreuungsmöglichkeiten lesen. Dabei kommt 
der Eindruck auf, dass hier einige Kollegen doch etwas 
neidvoll auf das blicken, was wir in zwei Jahren Großer 
Koalition geschafft haben und was - mit Verlaub - sieben 
Jahre Rot-Grün nicht geschafft hat. Ich möchte stichwort- 
artig nur drei Punkte nennen: 


Die Absetzbarkeit von Betreuungsleistung: Dies ist 
ein wichtiges Etappenziel bei der finanziellen Unterstüt- 
zung von Familien: Wir haben die steuerliche Absetz- 
barkeit für den Haushalt als Arbeitgeber und die Kinder- 
betreuungskosten deutlich verbessert - erwerbsbedingte 
Kinderbetreuungskosten für alle Familien mit zwei er- 
werbstätigen Eltern und mit Kindern unter 14 Jahren 
können bis zu einem Betrag von 4 000 Euro steuerlich 
geltend gemacht werden. 

Das Eltemgeld: Mit der Einführung des Eltemgeldes 
erhalten erwerbstätige Eltern einen finanziellen Aus- 
gleich. Die Personen, die das Kind maßgeblich betreuen, 
bekommen im ersten Jahr nach der Geburt des Kindes 
67 Prozent des letzten Nettoeinkommens bis zu einer 
Höchstgrenze von 1 800 Euro. Damit wird die Lebenssi- 
tuation der Eltern im ersten Jahr nach der Geburt des 
Kindes verbessert. Die Bilanz elf Monate nach Einfüh- 
rung des Eltemgeldes ist sehr positiv. Damit wurden un- 
sere Erwartungen zum Eltemgeld voll erfüllt! 

Das Krippenausbauprogramm: In den nächsten Jah- 
ren werden wir die Betreuungsplätze verdreifachen und 
der Bund wird insgesamt 4 Milliarden Euro investieren. 
Bund, Länder und Kommunen werden bis zu 12 Milliar- 
den Euro dafür aufwenden. 

Damit zeigen wir, dass wir das Thema Betreuung un- 
gemein wichtig nehmen. Betreuung ist uns etwas wert, 
dem Bund immerhin 4 Milliarden Euro. Das ist gut so - 
aber gerade weil uns Betreuung etwas wert ist, müssen 
wir auch die Betreuungsformen, die zu Hause gewähr- 
leistet werden, fördern. Denn sehr viele Eltern wollen ihr 
Kind in den ersten drei Jahren zu Hause erziehen. Das ist 
uns wichtig! Weil sie damit eine wichtige gesellschaftli- 
che Aufgabe übernehmen: Verantwortung für sich und 
ihre Kinder. Laut dem Institut für Demoskopie Allens- 
bach hält es eine überwiegende Mehrheit der Bevölke- 
mng - Männer wie Frauen - wünschenswert, dass eine 
Mutter kleiner Kinder ihre Bemfstätigkeit deutlich kürzt 
oder sogar aufgibt. Nur 20 Prozent halten es für richtig, 
dass beide Eltemteile ihre volle Bemfstätigkeit weiter- 
führen, wohingegen 69 Prozent eine Teilzeit oder kom- 
plette Bemfspause einlegen möchten. 84 Prozent der El- 
tern glauben, ein Kind unter drei Jahren wird am besten 
in der Familie betreut. Das ist der Wunsch der Eltern! 
Deshalb müssen wir auch etwas für diese Eltern tun! 

Wir müssen vor allem finanziell etwas tun: Viele El- 
tern sind in den ersten Kinderjahren auf finanzielle Un- 
terstützung angewiesen. Eines möchte ich auch klarstel- 
len: Eltern, die ihre Kinder selbst erziehen, haben bereits 
große Nachteile - sie verzichten beispielsweise auf ein 
Einkommen und auf Rentenansprüche, um sich für den 
Beitragszahler von morgen zu kümmern. Deshalb sind 
150 Euro für jedes Kind, das zu Hause betreut wird, das 
Mindeste, was wir tun können, um diese Benachteili- 
gung auszugleichen! Diese Eltern müssen eine finan- 
zielle Anerkennung über das Betreuungsgeld bekom- 
men. 

Das steht nicht im Widerspmch zu der Erwerbsquote 
der Frau. Baden- Württemberg ist das beste Beispiel: Ba- 
den-Württemberg hat mit 68 Prozent die höchste Be- 
schäftigungsquote von Müttern, schneidet aber bei den 
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(A) Betreuungsplätzen im bundesweiten Vergleieh immer als 
Sehlusslieht ab. 

Zum Vergleieh: In Großbritannien besuehen 34 Pro- 
zent der Kinder unter drei Jahren eine Betreuungsein- 
riehtung bei einer Erwerbsquote von 63 Prozent, in 
Sehweden sind es 48 Prozent mit einer Erwerbsquote 
von 90 Prozent berufstätiger Mütter mit Kindern im Vor- 
schulalter. Das zeigt: Auch bei einer Betreuung in den 
ersten drei Monaten zu Hause kann die Frauenerwerbs- 
quote nachhaltig in Deutschland erhöht werden. 

Wir brauchen zur Steigerung der Frauenerwerbsquote 
intelligentere Ansätze. Wir müssen uns verstärkt um den 
Wiedereinstieg nach der Babypause kümmern. Wir müs- 
sen es dem erziehenden Eltemteil ermöglichen, dass er 
den Anschluss an seinen Beruf findet. Hier sind auch 
verstärkt Teilzeitmodelle gefragt. Aber da sind alle ge- 
fordert: die Politik, die Gesellschaft, aber vor allem auch 
die Unternehmen. Wir brauchen mehr Initiativen wie 
Befriebskindergärten, um den Arbeits- und Befreuungs- 
ort so nah wie möglich zueinanderzubekommen. Aber 
auch hier geht die Bundesregierung einen erfolgreichen 
Weg. 

Ich rate jedoch, in der Debatte um die Befreuungs- 
frage nicht immer nur an die Sicht der Eltern zu denken 
- vielmehr sollten wir aus dem Blickwinkel unserer Kin- 
der denken. Das Wichtigste ist, den Kindern einen guten 
Start ins Leben zu geben. Da sind wir uns einig: Wir 
müssen mehr im Vorschulalter tun und in Bildung inves- 
tieren - hier sind wir vor allem in den Kindergartenjah- 
ren drei bis sechs gefordert. Da vertraue ich aber auch 
) den Ländern, die hier schon jetzt einiges tun. 

Wie anmaßend muss man sein, wenn man, wie in dem 
uns vorliegenden Antrag geschehen, die Betreuung von 
Kleinkindern zu Hause beim Vater oder Mutter als „bil- 
dungspolitische Katastrophe“ bezeichnet. Das ist ein 
Schlag ins Gesicht jener Eltern, die ihr Kind zu Hause 
erziehen. Familien sind die Keimzellen, in denen Bil- 
dung, Werte, Maßstäbe von einer Generation zur nächs- 
ten weitergegeben werden. Wenn nicht in der Familie, ja 
wo denn dann? Seien wir doch mal ganz ehrlich: In den 
ersten drei Jahren - der so wichtigen ersten Lebensphase - 
braucht ein Kleinkind zuerst mal Liebe, Geborgenheit 
und Zuneigung. Das sind die wichtigen Faktoren! Auch 
hier steht die Frage, wo als in der Familie selbst diese 
Geborgenheit und Zuneigung am besten sichergestellt 
werden kann? 

Jetzt gibt es viele, die sagen: Das Geld kommt nicht 
bei den Kindern an! Das Betreuungsgeld wird nicht zum 
Kindeswohl eingesetzt. Gerade die „falschen“ Familien 
profitieren davon. Genau das Gegenteil ist der Fall: Wir 
sollten den Eltern etwas Zutrauen! Wir, die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, halten die Eigenverantwortung je- 
des einzelnen Menschen für sehr wichtig. Uns leitet die 
Frage, wie ein Staat beschaffen sein muss, der die Frei- 
heitsräume des Menschen sichert und ihn in der Wahr- 
nehmung seiner Eigenverantwortung stärkt. Diese Ei- 
genverantwortung sollten wir den Eltern zugestehen! 

Dass gerade die Grünen, wie in ihrem vorliegenden 
Antrag geschehen, Familien mit Migrationshintergrund 


nicht Zutrauen, mit Kindererziehung verantwortungsvoll (C) 
umzugehen, ist schon erstaunlich. Wenn wir Integra- 
tionsprobleme lösen wollen, dann müssen wir das auf an- 
derem Wege tun: Wir müssen dafür sorgen, dass in den 
Familien mit Migrationshintergrund deutsch gesprochen 
wird, damit diese sich auch in das gesellschaftliche Le- 
ben in Deutschland integrieren können. Das ist doch eine 
Selbstverständlichkeit ! 

Ich möchte allerdings nicht leugnen, dass wir Pro- 
blemfamilien haben. Weil wir dieses Thema sehr ernst 
nehmen müssen, bin ich der Auffassung, dass wir es 
auch wagen sollten, staatliche Leistungen an verpflich- 
tende Früherkennungsuntersuchungen zu koppeln. Da- 
mit können wir gewährleisten, dass kein Kind durchs 
Raster fällt und wir schon früh Problemfälle zielorien- 
tiert angehen können. Letztlich ist das Befreuungsgeld 
eine gesellschaftliche Anerkennung der Lasten, die Müt- 
ter bei der Kinderbetreuung leisten. Vor kurzem hat mich 
eine Frau gefragt: „War es eigentlich nicht richtig, dass 
ich mein Kind in den ersten Jahren zu Hause erzogen 
habe. Habe ich damit nicht das Beste für mein Kind ge- 
geben?“ 

Die Union wird das nicht zulassen. Wir schätzen jede 
Mutter oder jeden Vater, die oder der sich dafür entschei- 
det, seine Kinder zu Hause zu erziehen! 

Im Übrigen: Auch in anderen Ländern wird diese Be- 
treuung honoriert: In Norwegen und Finnland - ab 2008 
auch in Schweden - gibt es bis zum dritten Lebensjahr 
ein Betreuungsgeld. Auch Frankreich gewährt über das 
erste Lebensjahr hinaus finanzielle Hilfe für Eltern, die 
nicht erwerbstätig sind. Damit sind diese Länder in ihrer (D) 
Familienpolitik sehr viel flexibler, was die Förderung 
der unterschiedlichen familiären Wünsche hinsichtlich 
der Kinderbefreuung angeht! 

Sie sehen, meine Damen und Herren der Opposition 
und darüber hinaus, das Betreuungsgeld ist eine gute und 
sinnvolle familienpolitische Notwendigkeit! 

Die CDU/CSU-Fraktion will, dass Eltern Befreuungs- 
plätze dort wo notwendig in Anspruch nehmen können, 
aber nicht müssen. Wir wollen keine Umerziehungspro- 
gramme, sondern wirkliche Wahlfreiheit - das ist der 
große Unterschied zu ihren Vorstellungen. Deshalb wol- 
len wir neben den bereits bestehenden familienpoliti- 
schen Maßnahmen das Befreuungsgeld. Zur echten Wahl- 
freiheit gehört, jede Art der Betreuung anzuerketmen - 
das gilt auch für die häusliche Erziehung. Aus diesem 
Grund lehnen wir den Antrag der Grünen ab ! 

Marlene Rupprecht (Tuchenbach) (SPD): Familien 
verdienen unsere volle Anerkennung, und sie verdienen 
eine moderne Familienpolitik. Wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten fordern seit dem Regierungs- 
wechsel 1998 bedarfsdeckende und gute Befreuungsan- 
gebote, mehr Zeit für Familien und wirkungsvolle Geld- 
leistungen. 

Wir haben das Tagesbetreuungsausbaugesetz, das 
Förderprogramm für Ganztagsschulen, den Kinderzu- 
schlag, die verbesserte steuerliche Absetzbarkeit von 
Kinderbetreuungskosten und das Eltemgeld auf den Weg 
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(A) gebracht. In diesem Jahr haben wir erreicht, dass der 
Ausbau der Kinderbetreuung weiter vorangetrieben wird 
und 2013 ein Rechtsanspruch für einen Betreuungsplatz 
für Kinder unter drei Jahren eingefiihrt wird. Es kommt 
jetzt darauf an, den eingeschlagenen Kurs in der Familien- 
politik zu halten, denn er ist richtig! 


Das Betreuungsgeld - um es hier noch einmal deut- 
lich zu formulieren - widerspricht allem, wofür wir mit 
unserer Familienpolitik stehen: der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, der Gleichstellung der Geschlechter, 
den möglichst gleich guten Startchancen für Kinder un- 
abhängig von ihrer Herkunft. Einige CSU-Herren ma- 
chen sich hier ihren persönlichen Lebensentwurf zum 
Wunschbild für unsere Gesellschaft. Aber meine Herren: 
Sie verkennen die gesellschaftliche Realität. Die Zeiten 
sind vorbei, wo der Mann seinen Mann in der Arbeits- 
(ß) weit stand und die Frau Kind und Küche hütete. Wir be- 
günstigen dieses „Alleinemährer-Modell“ bereits seit 
Jahrzehnten durch das Ehegattensplitting. Doch dieses 
Modell stirbt aus, gleichzeitig nehmen die verschiedens- 
ten Formen von Familien zu. Zudem sind immer mehr 
Eltern berufstätig. 


litik ist natürlich, Müttern die Kindererziehung am hei- 
mischen Herd schmackhaft zu machen. 

Aber sie ist nicht nur ideologisch fragwürdig, sie ist 
nicht am Wohl des Kindes orientiert, sie beraubt die Kin- 
der der Chance der frühen Förderung. Gerade für Eltern 
aus sozial schwachen Familien ist dieses Geld eine Ver- 
suchung, sie melden ihre Kinder aus dem Kindergarten 
ab und bekommen diese 150 bis 300 Euro. Das ist eine 
Menge Geld. Dieses Thüringer Modell - und das CSU- 
Modell des Betreuungsgelds nicht minder - birgt die 
große Gefahr, dass frühe Föderung gerade den Kindern, 
die sie am dringendsten brauchten, versagt bleibt. 

Alle wissenschaftlichen Erkenntnisse zeigen, dass ge- 
rade das frühkindliche Alter vor dem sechsten Lebens- 
jahr für spätere Bildungschancen entscheidend ist. In ei- 
nem Lebensumfeld, in dem es oft an Geschwistern oder 
Nachbarkindem mangelt, sind institutioneile Betreuungs- 
angebote zunehmend wichtig. Auch Kinder, die zu 
Hause optimal gefördert werden, profitieren von zusätz- 
lichen guten Bildungseinrichtungen von Anfang an. Sie 
erwerben dort soziale Kompetenzen im Umgang mit an- 
deren Kindern. 

Auch unter ökonomischen Aspekten müssen wir es 
allen jungen Frauen und Männern ermöglichen, erwerbs- 
tätig zu sein. Im Vergleich zu früheren Jahren investieren 
mehr Frauen Zeit, Engagement und Geld in ihre Ausbil- 
dung. Die Quote der Frauen, die Hochschulabschlüsse 
erwerben, liegt mittlerweile über der der Männer. Wenn 
wir wollen, dass sich gut qualifizierte Frauen und Män- 
ner für Familie entscheiden, ist das Betreuungsgeld ein 
völlig falsches Signal! 

Alle wollen das Beste für unsere Kinder. Das unter- 
stelle ich auch den Befürwortern des Betreuungsgeldes. 
Kinder sind die Zukunft unserer Gesellschaft. Sie haben 
nicht nur ein Recht auf gewaltfreie Erziehung und den 
Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung. 
Sie haben auch ein Recht auf Förderung und Entwick- 
lung zu einer selbstbestimmten und verantwortungsfähi- 
gen Persönlichkeit. Deshalb sollten wir; statt über Kin- 
der zu reden, mit ihnen reden und dafür sorgen, dass sie 
mitreden können. Wir sollten ihre Rechte stärken und sie 
damit stärken. Eine Klarstellung der Kinderrechte im 
Grundgesetz ist die logische Konsequenz einer kinder- 
freundlichen Politik. Eine Ergänzung des Art. 6 würde 
die Rechtsposition der Kinder deutlich stärken und die 
staatliche Schutzpfiicht gegenüber Kindern im Grundge- 
setz ausdrücklich festschreiben. Diese Grundgesetzände- 
rung ist mit einer Zweidrittelmehrheit zu erreichen. 
Meine Fraktion hat sich bereits einstimmig dafür ausge- 
sprochen, in anderen Fraktionen gibt es noch Beratungs- 
bedarf Ich bitte Sie im Interesse unserer Kinder: Unter- 
stützen Sie uns dabei, treten Sie für die Stärkung der 
Kinderrechte ein! 


Frauen - fragen Sie doch einfach mal Ihre Töchter - 
wollen heute selbstverständlich Beruf und Familie ver- 
binden, und Männer - und das freut mich besonders - 
wollen sich mehr Zeit für die Familie nehmen. Die stei- 
genden Zahlen bei der Inanspruchnahme der Vätermo- 
nate beim Eltengeld zeigen das - eine Leistung, die wir 
gegen den Widerstand derselben Bastion der CSU 
durchgesetzt haben, die jetzt meint, sich mit dem Betreu- 
ungsgeld ein letztes Fleckchen altbackener Einverdien- 
der-Familienromantik bewahren zu müssen. Die Väter- 
monate sind - sehen Sie es ein, meine Herren - ein 
voller Erfolg! Eine großartige Entwicklung für unsere 
Kinder, und als Kinderpolitikerin steht für mich das 
Wohl der Kinder immer im Mittelpunkt - für unsere 
Kinder, die zunehmend mehr von ihren Vätern haben, 
indem sie mehr Zeit mit ihnen haben. 

Genau aus dieser kinderpolitischen Sicht ist das Be- 
treuungsgeld verheerend. Es sendet falsche Signale aus. 
In Thüringen, wo man eine Art Betreuungsgeld durch 
die Hintertür eingeführt hat, gehen die Zahlen für die In- 
anspruchnahme öffentlicher Kinderbetreuung zurück. 
Dort bekommen Eltern, die ihre Kinder nicht in die Kita 
schicken, eine Prämie. Das muss man sich mal vorstel- 
len. Das ziemlich unverhohlene Ziel dieser Familienpo- 


In der Diskussion um das Betreuungsgeld rieb man 
sich zuletzt verwundert die Augen: Über Wochen er- 
klärte die Familienministerin, dass sie ein Betreuungs- 
geld aus bildungspolitischen Gründen für völlig falsch 
hält. Wir haben sie in dieser Position immer unterstützt. 
Und nun gibt sie der CSU nach - und nimmt eine For- 
mulierung, die weit über die Einigung zwischen Bund 
und Ländern und den Fraktionen hinaus geht, in ihren 
Gesetzentwurf auf Wir werden dem so nicht zustimmen. 
Wir werden nicht zulassen, dass wie auf dem türkischen 
Basar nach dem Motto „Gibst du mir das; kriegst du 
das“ der vernünftige und richtige und zudem dringend 
notwendige Betreuungsausbau mit dem Unsinn des Be- 
treuungsgeldes verknüpft wird. 


Ina Lenke (FDP): Die FDP erteilt dem Betreuungs- 
geld der Großen Koalition eine Absage. SPD und die Fa- 
milienministerin von der Leyen haben sich in der Ver- 
gangenheit klar gegen das Betreuungsgeld gestellt. Nun 
wird es wider besseren Wissen, wohl noch in diesem 
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(A) Jahr im Gesetz verankert werden, obwohl es erst 2013 
eingeführt werden soll. 

Die FDP hat auf ihrem Bundesparteitag in Stuttgart 
im Frühjahr klar gegen die Einführung eines Befreu- 
ungsgeldes gestimmt. Auch die FDP -Bundestagsfraktion 
hat sich bereits im Antrag zum Familienbericht im Juni 
eindeutig gegen das Betreuungsgeld ausgesprochen. 

Unsere Gründe: 

Erstens. Kinder unter drei Jahren profitieren von zu- 
sätzlicher Bildung in einer pädagogischen Einrichtung. 

Zweitens. Kinder mit anderer Muttersprache als 
Deutsch erhalten in Betreuungseinrichtungen Hilfe und 
Unterstützung beim Erlernen der deutschen Sprache. 

Drittens. Frauen - besonders Alleinerziehende - nutzt 
kein monatlicher Zuschuss von etwa 150 Euro. Davon 
können sie die Existenz für sich und das Kind nichf si- 
chern. 

Viertens. Frauen, die nach Auslaufen des einjährigen 
Eltemgeldes wieder arbeiten wollen, helfen nur gute au- 
ßerhäusige Betreuungsangebote und nicht der Lockruf 
des Betreuungsgeldes. 

Fünftens. Familien, deren Einkommen für alle Fami- 
lienmifglieder nicht ausreicht, werden aus finanziellen 
Gründen eher das Geld nehmen, um das Familienein- 
kommen aufzustocken. 

Hierbei ist Norwegen ist das beste Beispiel: 1998 
wurde ein Betreuungsgeld eingeführt, weil zu wenig 

(B) Kinderbetreuungsplätze für unter Dreijährige da waren. 
Wie hat sich das Betreuungsgeld in Norwegen ausge- 
wirkt? Kinder, die zusätzlichen Spracherwerb und Kon- 
takt zu norwegisch sprechenden Kindern brauchten, 
blieben zu Hause. Familien, die zusätzliche Einnahmen 
benötigen, um das Familieneinkommen aufzustocken, 
entschieden sich für das Geld. Die einseitige Geschlech- 
terrolle wurde verfestigt: Es waren eben wieder die 
Frauen, die zu Hause blieben. 

Deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass sich 
auch in Deutschland diese negativen Auswirkungen ein- 
stellen werden, fm Bundestag sind die politischen Fron- 
ten geklärt. Bis auf die SPD und die Familienministerin. 
Beide haben sich vehement gegen ein Betreuungsgeld 
ausgesprochen, werden aber dem Gesetz, in dem das Be- 
treuungsgeld enthalten ist, zustimmen. Und alles wegen 
Bayern! Heute hat der Ministerpräsident Dr. Beckstein 
seine Regierungserklärung vor dem bayerischen Landtag 
gehalten, unter anderem mit den Aussagen: „Ohne Spra- 
che keine Integration!“ „Sprache ist der erste Schritt in 
die Mitte unseres Lebens.“ „Wir werden auf Dauer nicht 
akzeptieren, dass Kinder in eine Regelklasse kommen, 
die nicht ausreichend Deutsch können.“ Trotzdem will er 
auf Biegen und Brechen auf Bundesebene das Betreu- 
ungsgeld durchsetzen. 

Die FDP will Kinder aus bildungsfemen Familien 
früh fördern und den Müttern und besonders den Allein- 
erziehenden die Erwerbstätigkeit ermöglichen - nach 
Auslaufen des Eltemgeldes. Für uns Liberale steht die 
Wahlfreiheit immer oben an. Dem Motto des Deutschen 


Frauenrates stimme ich zu: Bessere Kinderbetreuungs- (C) 
einrichtungen statt Betreuungsgeld. 

Diana Golze (DIE LINKE): Der hier zu debattierende 
Antrag ist wichtig, um wiederholt auf den Zickzackkurs 
der Familienpolitik dieser Bundesregierang hinzuwei- 
sen. Der doppelte Salto rückwärts der Familienministe- 
rin, das Betreuungsgeld nun doch irgendwie als Berahi- 
gungspille für die CSU in den Gesefzesgrandlagen für 
den Ausbau der Krippenbefreuungsangebofe für unter 
Dreijährige zu schreiben, ist in der Tat ein Schritt, der in 
die völlig entgegengesetzte Richtung führt, als die bishe- 
rige Debatte vermuten ließ. Oder doch nicht? Schaut 
man sich die „Errungenschaften“ in der Familienpolitik 
genauer an, so scheint es doch einen roten Faden zu ge- 
ben, der sich durch alle Initiativen zieht. 

Erlauben Sie mir einen kurzen Exkurs in die vergan- 
genen zwei Jahre. Die Familienministerin hat mit vielen 
schönen und großen Worten zu Beginn ihrer Amtszeit 
immer wieder davon gesprochen, Politik für die Kinder 
auf der Schattenseite der Gesellschaft zu machen - die 
Zahlen der Kinder die von Armut betroffen sind, ließen 
sich auch nicht mehr kleinreden und standen zudem im- 
mer stärker im Fokus der Öffentlichkeit. Was politisch 
folgte, war ein Elterageldgesetz, dass von Rot-Grün vor- 
bereitet wurde und aus gleichstellungspolitischer Sicht 
längst überfällig war. Für die Frauen, die aus der Er- 
werbsfäfigkeif kommend die ersfen Lebensmonafe mif 
ihrem Kind verbringen wollen, isf dies eine enorme Ver- 
besserung, für die Väter, die in dieser wichtigen Zeit ih- 
rer Rolle als Elterateil gerecht werden wollen und dies (D) 
nun mit geringeren finanziellen Risiken tun können, ein 
enormer Erfolg. Doch bereits hier wurde deutlich, wer 
durch dieses Gesetz schlechter gestellt werden würde: 
diejenigen, deren Kinder auf der Schattenseite der Ge- 
sellschaft geboren werden. Die Schlechterstellung von 
Müttern, die Arbeitslosengeld ff beziehen, war ein erstes 
Signal für die Richtung, in die die Politik schreiten 
würde. 

Dann folgte eine schier endlos scheinende Debatte 
um den längst gesetzlich vorgegebenen Ausbau der 
Kindertagesbetreuungsangebote. Wohl wissend, dass 
das bisherige Tempo, mit dem der gesetzlich geregelte 
Ausbau voranschreitet, dem einer Schnecke gleich- 
kommt, machte Frau von der Leyen bereits im Entwurf 
eines Gesetzes zur Einrichtung eines Sondervermö- 
gens, das den Ausbau ankurbeln sollte, unterschwellig 
deutlich, wem dieser Ausbau gilt: 35 Prozent Versor- 
gungsquote mit dem Zusatz, dass die Plätze, die hier 
geschaffen werden sollen, Kindern von Erwerbstätigen 
zur Verfügung stehen werden sowie Kindern, bei denen 
ein erhöhter pädagogischer Bedarf besteht. Das, sehr 
geehrte Frau Ministerin, ist eine Politik, die den Kin- 
dern auf der Schattenseite des Lebens nicht helfen 
wird, weil die Defizite, die sie aus ihrer sozialen Lage 
heraus mit auf den Weg bekommen, nicht ausgeglichen 
werden. Stattdessen lassen Sie sich den familienpoliti- 
schen Staubwedel wieder aus der Hand nehmen und 
schaffen somit den Nährboden für eine weifere Ver- 
schärfung der sozialen und bildungspolitischen Un- 
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(A) gleichheit oder, wie es im Antrag der Fraktion Die Grü- 
nen heißt eine bildungspolitisehe Katastrophe. 

Ihr Rezept für den Burgfrieden mit der CSU hat be- 
reits eine Gesehiehte. Setzen Sie sieh mit den Ergebnis- 
sen aus Thüringen auseinander! Dort wurde 2006 ein 
solehes Betreuungsgeld eingeführt. Aueh wenn Herr 
Althaus weiterhin flammende Reden für dieses Betreu- 
ungsgeld hält, spreehen die Zahlen eine andere Spraehe: 
Laut Angaben des Statistisehen Landesamts gingen sie- 
ben Prozent weniger Zweijährige in eine Krippe. Selbst 
der thüringisehe SPD-Landesvorsitzende Christoph 
Matsehie sieht die Gefahr, dass ein Betreuungsgeld in 
die entgegengesetzte Riehtung führen wird. Nieht der 
Anreiz, Kindern ein Bildungsangebot zusätzlieh zur el- 
terliehen Betreuung zu bieten, würde gesehaffen, son- 
dern der Anreiz, Kinder gar nieht erst in der Kinder- 
krippe anzumelden. Das ist die bildungspolitisehe 
Katastrophe, die die Grünen in ihrem Antrag zu Reeht 
besehreiben. 

Frau Ministerin, Sie müssen sieh entseheiden: Entwe- 
der ist das Betreuungsgeld zutiefst ungereeht und bil- 
dungs- wie integrationspolitiseh hoehproblematiseh, wie 
Sie bei anderer Gelegenheit erklärt haben. Dann muss es 
raus aus dem Gesetz. Oder Sie erklären uns heute, dass 
Herr Singhammer Sie überzeugt hat. Dann gehört es in 
das Gesetz. Wenn Sie das Betreuungsgeld aber für falseh 
halten und es dennoeh aus dem Begründungsteil des ei- 
nen in die Paragrafen eines anderen Gesetzes sehreiben 
lassen, ist das doppelzüngig und zyniseh. Im Fall des 
Betreuungsgeldes ist jetzt jedenfalls die SPD gefordert, 
(ß) Sie muss den Gesetzentwurf mit dem Betreuungsgeld- 
Paragrafen stoppen! 

Die „heile Welt der Familie“ als dem Ort, an dem Kin- 
der behütet in einem großen, sozial weitläufigen Gefüge 
aufwaehsen, entsprieht oft nieht mehr dem Bild, das die 
Realität zeiehnet. Zunehmend weit voneinander entfernt 
lebende Familienkreise, eine steigende Anzahl alleinerzie- 
hender Eltern und zunehmende Besehäfligungsbiografien, 
die dureh Brüehe oder Mehrfaehbesehäfligung und Unter- 
bezahlung gekennzeiehnet sind, sind Gründe, warum die 
Familie eben nieht mehr immer verlässlieh für Kinder ist. 
Hinzu kommen ständige Veränderungen und waehsende 
Anforderungen an Kinder und ihre Fähigkeiten, mit der 
Vielfalt der visuellen, medialen und sozialen Impulse zu- 
reehtzukommen. Hier brauehen Kinder pädagogisehe Un- 
terstützung von qualifiziert ausgebildetem Faehpersonal 
und Zugang zu den Ressoureen, die ihnen helfen, diese 
Mammutaufgabe zu bewältigen. Im gemeinsamen Lernen 
mit Gleiehaltrigen, in einer Umgebung, die diese Fähig- 
keiten fordert. 

In den Medien kann man fast täglieh das Ausmaß der 
waehsenden Kinderarmut verfolgen. Ein wiehtiger Be- 
standteil der Bekämpfung der Folgen dieser Armut ist 
der Reehtsansprueh auf ein gebührenfreies Betreuungs- 
angebot für alle Kinder. Aueh aus diesem Grund ist der 
Anreiz, der dureh das Betreuungsgeld gesehaffen wird, 
ein falseher. Gesamtpolitiseh gesehen wäre statt der 
Sehaffung eines Betreuungsgeldes die Einriehtung einer 
Kindergrundsieherung, die sieh an den Bedürfnissen der 
Kinder misst, ein Sehritt, der in die riehtige Riehtung 


geht. In dieser Grundsieherung könnten gebührenfreie 
Betreuungs-, Bildungs- und Freizeitangebote als Saeh- 
leistungen enthalten sein. Dazu freilieh müsste man aueh 
ein wenig mehr zu Transparenz in der Erarbeitung von 
Gesetzesvorhaben neigen, denn dies müsste sinnvoller- 
weise mit den Verbänden und Vereinen, den Institutio- 
nen und Gewerksehaflen erarbeitet werden. 

Dass dies nieht der Politikstil des Familienministeri- 
ums ist, wurde aueh dieses Mal bewiesen. Vielleieht, 
Frau von der Leyen, laden Sie die Oppositionsparteien 
künftig zur Aussehussberatung ins Bundespresseamt! 
Dann sind wir wenigstens zeitgleieh mit der Presse 
über Ihre Vorhaben informiert und müssen nieht bis 
zum Erseheinen der Tageszeitung am Folgetag oder auf 
relevante Tiekermeldungen warten. 

Britta Haßelmann (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN): 
Es ist merklieh ruhig um die Familienpolitik. Sonst wird 
ja Vonseiten der Familienministerin kaum eine Gelegen- 
heit ausgelassen, um den eigenen - vermeintlieh - histo- 
risehen Aufbmeh in der Familienpolitik zu besehwören. 
Doeh jetzt, wo das Gesetz zum Betreuungsausbau un- 
mittelbar bevorsteht - angereiehert mit der sogenannten 
Zukunftsoption „Betreuungsgeld“ -, ist es Herr Struek, 
der sieh als Retter in der Not anbietet. Sein Angebot an 
Frau von der Leyen - Zitat -, „ihr zu helfen, wieder auf- 
zustehen und die getroffene Vereinbarung einzuhalten“, 
zeigt, wie tief die Gräben mittlerweile zwisehen den Be- 
teiligten sind. Selbst in der Koalition glaubt doeh nie- 
mand mehr an den Formelkompromiss zum Betreuungs- 
geld. Der Versueh, es jeder Seite Reeht zu maehen, 
funktioniert einfaeh nieht, aueh dann nieht, wenn einfaeh 
mehr Geld verteilt wird. 

Denn das Problem liegt ganz woanders: Der Reehts- 
ansprueh auf Betreuung soll für alle kleinen Kinder den 
Zugang zum Förderangebot eröffnen. Das ist riehtig und 
wiehtig. Das Betreuungsgeld bietet aber ausgereehnet 
denjenigen Familien einen finanziellen Anreiz, kein För- 
derangebot zu beanspruehen, die tendenziell am meisten 
davon profitieren würden. Die Bundesfamilienministerin 
selbst hat diese Auswirkungen des Betreuungsgeldes 
pointiert mit „bildungspolitiseher Katastrophe“ um- 
sehrieben. Dem wäre doeh eigentlieh niehts hinzuzufü- 
gen. 

Damit aber nieht genug: Das Betreuungsgeld binde 
aueh noeh wiehtige Gelder, die enorm kostbar für wei- 
tere Qualitätsverbesserungen bei Betreuung und Bildung 
seien. Und die familienpolitisehen Widersprüehe, die 
das Betreuungsgeld bewirken würde, setzen sieh fort. El- 
temgeld und Betreuungsausbau sollen, so betont die Re- 
gierung, die Erwerbstätigkeit von Müttern fordern. Dies 
sei der Sehlüssel zur eigenständigen Existenzsieherung 
von Frauen. Dies sei der zentrale Ansatz zur Bekämp- 
fung von Familienarmut. Wenn sie davon aber so über- 
zeugt ist, wieso kann sie sieh dann nieht klar von einem 
Vorsehlag distanzieren, der dem diametral entgegen- 
steht? 

Wenn Ihnen die Argumente fehlen, sehen Sie sieh die 
Word Vision Studie oder aueh den heute ersehienen Kin- 
derreport noeh einmal an. Da steht es sehwarz auf weiß: 
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(A) Die Zukunftschancen von Kindern hängen hierzulande 
massiv vom sozialen Hintergrund der Familie ab. Was 
Kinder wirklich brauchen, ist eine qualitativ hochwer- 
tige Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, um den Teu- 
felskreislauf der Armut zu durchbrechen. 

Machen Sie dem unschönen Schauspiel von CSU und 
auch einigen in der Union ein Ende. Es ist schwer, 
mitanzusehen, wie Sie wider besseres Wissen öffentlich 
den Eindruck erwecken, es werde sich zu einseitig und 
zulasten der finanziellen Familienförderung um die Kin- 
derbefreuung gekümmert. Elegant übergangen wird die 
milliardenschwere Familienförderung und ganz beson- 
ders die üppige Steuer- und sozialrechtliche EhefÖrde- 
rung. Stattdessen wird das Betreuungsgeld als notwendi- 
ger und gerechter Ausgleich gepriesen - und deshalb 
auch gleich die Zustimmung zum Betreuungsausbauge- 
setz von der Einführung des Befreuungsgeldes abhängig 
gemachf. Gerade die konservativen Bundesländer im Sü- 
den unseres Landes würden den wichtigen Betreuungs- 
ausbau sofort opfern, wenn sie sich nicht mit ihren un- 
sinnigen Familientransferleistung durchsetzen. 

Ich appelliere deshalb erneut an Sie, diesem bildungs- 
politisch katastrophalen und den Kindern Chancen ver- 
bauenden Betreuungsgeld eine klare Absage zu erteilen. 


Anlage 13 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung: 

(B) - Beschlussempfehlung und des Berichts: Die 

wirtschaftlichen und arbeitsplatzschaffen- 
den Erfolge der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur“ nutzen - Regionales Wachstum 
und Beschäftigungseffekte intensivieren 

- Antrag: Fördermittel Aufbau Ost in voller 
Höhe beibehalten - Geplante Kürzung der 
Gemeinschaftsaufgabe von 100 Millionen 
Euro zurücknehmen 

(Tagesordnungspunkt 21 a und b) 

Andreas Lämmel (CDU/CSU): Wir beraten heute 
den Koalitionsantrag zur Fortführung der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“, kurz GA genannt, und den Antrag der 
Fraktion Die Linke zur Aufstockung der GA gegenüber 
dem Finanzplan der Bundesregierung um 100 Millionen 
Euro und damit zur Rückkehr auf das Niveau von 2006. 

Die GA ist das wichtigste Förderinstrument für sfruk- 
turschwache Regionen in Deufschland. Regionale Stand- 
ortnachteile sollen ausgeglichen und ein Anschluss an 
die allgemeine Wirtschaftsentwicklung soll ermöglicht 
werden. Der Abbau regionaler Entwicklungsunter- 
schiede stärkt zugleich das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum und erleichtert den Strukturwandel. Die GA 
trägt damit auch maßgeblich zum Aufbau Ost bei. 
Gleichwohl zeigt die wirtschaftliche Entwicklung Ost- 
deutschlands kein homogenes Bild, sondern ein sehr he- 


terogenes. Ähnliche Muster des Strukturwandels sind (C) 
heute auch in alten Bundesländern zu beobachten. So ha- 
ben wir mit der Arbeitsmarktregion Uelzen für die För- 
derperiode von 2007 bis 2013 ersfmals auch in den alten 
Bundesländern ein A-Fördergebiet im Rahmen der GA. 

Dies ist möglich durch die erstmals gesamtdeutsche Ab- 
grenzung der Förderregionen, die aufgrund neuer regio- 
nalbeihilferechtlicher Vorgaben durch die Europäische 
Kommission erfolgte. 

Der überwiegende Teil der GA-Mittel, rund sechs 
Siebtel, fließt auch heute noch in die neuen Bundeslän- 
der, die durchgängig Höchstfördergebiet sind. Warum ist 
das wohl so? Noch immer ist die Arbeitslosenquote in 
Ostdeutschland doppelt so hoch wie in Westdeutschland. 

Das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner liegt bei rund 
70 Prozent des Westniveaus. Die Steuerkraft der ostdeut- 
schen Kommunen liegt im Durchschnitt immer noch bei 
nur etwa 46 Prozent der westdeutschen. Es mangelt in 
den neuen Ländern noch immer an Unternehmen mit 
Führungsfunktion beziehungsweise mit Firmensitz in 
den neuen Bundesländern, an zukunftsfähigen und an 
exportintensiven Wirtschaftszweigen. Deswegen be- 
steht die Rechtfertigung für Maßnahmen zu einer Ver- 
besserung der Wirtschaflssfruktur in den neuen Ländern 
fort. 


Aber - das sage ich besonders an die Adresse der 
Linksfraktion Wir dürfen nicht nur auf den Vergleich 
West-Ost abstellen. Wir dürfen auch nicht vergessen, 
von welchem Punkt wir 1990 nach 40 Jahren Sozialis- 
mus gestartet sind. Gemessen daran haben wir große Er- 
folge zu verzeichnen. Sie kennen den „Jahresbericht der 
Bundesregierung zum Stand der deutschen Einheit 
2007“, den wir letzte Woche hier in diesem Hohen 
Hause debattiert haben. Die Zahlen sind also alle be- 
kannt, ich will sie hier nicht wiederholen. Nur auf eine 
Zahl möchte ich hinweisen: Während 1990 die Arbeits- 
produktivität, das heißt das Bruttoinlandsprodukt pro Er- 
werbstätigem, in Ostdeutschland bei nur 35 Prozent des 
Westniveaus lag, waren es im letzten Jahr 78 Prozent. 
Dieser beeindruckende Aufholprozess wäre ohne die 
Mittel der GA nicht in diesem Ausmaß möglich gewe- 
sen, denn die Investitionsförderung sfeigert durch eine 
bessere Kapitalaussfattung die Arbeitsproduktivifät, wel- 
che wiederum eine wichtige Grundlage für Wohlstand 
ist. Eine Wirkungsanalyse des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung zeigf darüber hinaus die enorme 
Bedeutung der Investitionsförderung auch auf die An- 
zahl an Arbeifspläfzen, insbesondere in den ersfen 
schwierigen Jahren nach der Wiedervereinigung. Ohne 
die GA wäre demnach die Enfwicklung der Beschäfti- 
gung in den Fördergebieten um bis zu 40 Prozent gerin- 
ger ausgefallen. 


(D) 


Für meine Fraktion kann ich sagen: CDU und CSU 
waren und sind die Parteien der deutschen Einheit, und 
wir werden es bleiben. Wir haben uns deshalb in den 
Haushaltsverhandlungen erfolgreich und gegen Wider- 
stände dafür eingesefzf, dass die GA - genauer gesagt: 
der Bundesanteil an der GA - im Jahr 2008 im Vergleich 
zur ursprünglichen Finanzplanung um 50 Millionen auf- 
gestockt wird. Das heißt, wir können die GA auch im 
nächsten Jahr auf dem diesjährigen Niveau von 644 Mil- 
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(A) lionen Euro weiterführen. Die Linksfraktion will nun mit 
ihrem Antrag statt einer Aufstoekung um 50 Millionen 
Euro, wie wir sie jetzt besehlossen haben, eine Aufsto- 
ekung um 100 Millionen Euro und damit eine Rüekkehr 
auf das Niveau von 2006. So sehr dieses Anliegen 
grundsätzlieh verständlieh ist, wäre es andererseits aueh 
sehön, einen seriösen Gegenfinanzierungsvorsehlag zu 
bekommen. Die Große Koalition kann den Weg der 
Haushaltskonsolidierung nieht verlassen. 

Doeh für die Zukunft brauehen wir Planungssieher- 
heit. Wir haben deshalb aueh in dem Entsehließungsan- 
trag der Koalitionsfraktionen zum „Jahresberieht zum 
Stand der deutsehen Einheit“, der am 9. November 2007 
zum ersten Mal gelesen wurde, eine entspreehende For- 
mulierung zur GA aufgenommen. leb lade die Kollegin- 
nen und Kollegen von der Linksfaktion daher ein, diesen 
Antrag zu unterstützen. 

Mit dem Koalitionsantrag zur GA maehen wir zudem 
deutlieh: Wir stehen zum grundgesetzlieh verankerten 
Ziel gleiehwertiger Lebensverhältnisse. Wer sieh mit der 
wirtsehaftswissensehaftliehen Literatur auskennt, der 
weiß um die nieht ganz neue Diskussion über die rieh- 
tige Ausgestaltung der Regionalpolitik: Da haben wir 
auf der einen Seite die Verfeehter des Ausgleiehsprinzips 
und auf der anderen Seite die Verfeehter der Waehstums- 
poltheorie. Interessant sind in diesem Zusammenhang 
übrigens aueh die sieh widerspreehenden Empfehlungen 
unserer höehsten wirtsehaftliehen Saehverständigen: 
Während der Saehverständigenrat im Jahr 1999 noeh 
empfahl, die Politik solle sieh bei der Förderung auf die 
(ß) Waehstumszentren konzentrieren, rät er im Jahr 2004 
wieder davon ab. Insofern kann ieh nur sagen: Vielen 
Dank für jede neue Empfehlung. 

Aus meiner langjährigen landespolitisehen Erfahrung 
heraus kann ieh Ihnen sagen: Den oft behaupteten Wi- 
dersprueh zwisehen der Förderung struktursehwaeher 
Regionen und dem Ansatz „Stärken stärken“ gibt es in 
dieser Sehärfe nieht. Sehr erfolgreiche Technologie- und 
Netzwerkprogramme wie NEMO, InnoNet, INNO- 
WATT und Innovative regionale Wachstumskeme wer- 
den meist als „Cluster“-Programme interpretiert, die 
dem Ausgleichsprinzip der GA zuwiderlaufen. Die 
Wahrheit aber ist: Diese Programme sind ausgerichtet 
auf Technologie, auf Forschung und Entwicklung. Es ist 
keinesfalls Fördervoraussetzung, dass die Antragssteller 
in einem Agglomerationsraum, in einer Metropolregion 
oder wie immer man es nennen will, tätig sein müssen. 
In der Diskussion um die Stärkung von Metropolregio- 
nen, die durch die territoriale Agenda der europäischen 
Raumordnungsminister vom 24./25. Mai 2007 ausgelöst 
wurde, sage ich auch ganz deutlich: So etwas darf es 
nicht geben. Eine Förderung von Regionen darf nicht 
vom Raumordnungstyp abhängig gemacht werden. 

In unserem Antrag findet sich auch eine Formulie- 
rung zur stärkeren Evaluierung der InfrastrukturlÖrde- 
rung durch die GA. Ich möchte an dieser Stelle anmer- 
ken, dass wir bei der Evaluierung dieses 
Förderinstruments schon sehr weit sind, auch und beson- 
ders im Vergleich zum EFRE, dem Europäischen Fonds 
für Regionale Entwicklung, durch den viele GA-Pro- 


jekte ko finanziert werden. Im Bereich der regionalen 
WirtschaftsIÖrderung werden drei Arten von Erfolgs- 
kontrollen praktiziert: die Vollzugskontrolle auf Ebene 
der einzelnen Projekte, die Zielerreichungskontrolle und 
die Wirkungskontrolle. Das Schwergewicht der Erfolgs- 
kontrolle liegt bei den Ländern. Die Ergebnisse der GA- 
Statistik werden im 36. Rahmenplan der GA umfassend 
dargestellt. Sämtliche mir bekannte Studien zeigen einen 
signifikant positiven Effekt der GA auf die wirtschallli- 
che Entwicklung in der gelÖrderten Region. 

Bund und Länder haben darüber hinaus vereinbart, ab 
2007 eine zusätzliche Statistik über die mit der Förde- 
rung erzielten Arbeitsplatzeffekte lünf Jahre nach Ab- 
schluss des Investitionsvorhabens zu erstellen. Das 
heißt, dieses Jahr bekommen erstmals die Unternehmen, 
die ihre Investitionsvorhaben 2002 abgeschlossen haben, 
noch einmal einen entsprechenden Fragebogen zuge- 
schickt. Wenn jetzt im Zuge unseres Antrags auch die 
Vorausschau für durch die GA gelÖrderte Projekte der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur erweitert wird, so leistet 
das einen weiteren Beitrag zur Transparenz des Förder- 
instruments. 

Ich möchte an dieser Stelle darauf aufmerksam ma- 
chen, dass wir es bei der Evaluierung auch nicht über- 
treiben sollten; denn jeder zusätzliche Fragebogen 
schafft gleichzeitig auch mehr Bürokratie, und davon 
wollen wir eigentlich weniger. Lassen Sie uns daher auf 
diesem Feld zu einer ausgewogenen Balance kommen. 

Ich möchte bei Ihnen allen um Zustimmung zu unse- 
rem Antrag werben. Ich habe positiv registriert, dass die 
Mitglieder der FDP-Fraktion in allen mitberatenden 
Ausschüssen - außer im Haushaltsausschuss - für den 
Antrag votiert haben, während sie sich noch im Unter- 
ausschuss „Regionale Wirtschaftspolitik“ und im Aus- 
schuss für Wirtschaft und Technologie in Stimment- 
haltung geübt haben. Auch die Fraktion Die Linke hat 
- außer im Haushaltsausschuss - in den übrigen Aus- 
schüssen für den Antrag votiert. Hoffen wir also, dass 
bei ihr heute nicht ihre Haushälter anwesend sind, dann 
kann sie auch zustimmen. 

Andrea Wicklern (SPD): 192 Milliarden Euro ange- 
stoßene Investitionen, 960 000 geschaffene und 1,5 Mil- 
lionen gesicherte Arbeitsplätze, so sieht die Bilanz der 
Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsstruktur 
seit 1991 aus. Diese Zahlen sind beachtlich. Sie belegen 
die Bedeutung der Gemeinschaftsaufgabe lür unsere Wirt- 
schaftspolitik. Durch die Gemeinschaftsaufgabe werden 
ausschließlich Regionen gelÖrdert, die strukturschwach 
sind oder sich im Strukturwandel befinden. 

Erstmals 2007 mussten sich alle Regionen mit Beginn 
der neuen Förderperiode einer gesamtdeutschen Bewer- 
tung unterziehen. Wer gelÖrdert wird und mit welcher 
Intensität, ist abhängig von der Anzahl der Arbeitslosen 
und vom Nachholbedarf bei der Infrastruktur. Die Aus- 
wahl nach diesen festgelegten und von der EU bestätig- 
ten Kriterien hat gezeigt: Ostdeutschland bedarf auch 
weiterhin fiächendeckend einer HöchstlÖrderung. Aber 
auch Regionen in Westdeutschland brauchen unsere Un- 
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(A) terstützung, wie zum Beispiel der Landkreis Lüneburg 
oder die bayerischen Grenzregionen. 

Mit der Gemeinschaftsaufgabe wird nicht konsumiert, 
sondern investiert. Sie fördert das Wachstum von Unter- 
nehmen und den Aufbau von Beschäftigung in denjeni- 
gen Teilen Deutschlands, die es besonders schwer haben. 
Die Gemeinschaftsaufgabe hilft strukturschwachen Re- 
gionen, sich selbst zu helfen. Sie bekämpft Abwande- 
rung durch Schaffung neuer Arbeit. Daher ist für uns So- 
zialdemokraten die Gemeinschaftsaufgabe Regionale 
Wirtschaftsstruktur ein Ausdruck innerdeutscher Solida- 
rität. 

Der finanzielle Beifrag für die Gemeinschaffsaufgabe 
isf angebracht, denn die Erfolge sind unübersehbar: 
Höchstfördergebiete weisen eine höhere Wachstumsrate 
in der gewerblichen Wirtschaft auf, als der Rest des Lan- 
des. Jeder Fördereuro löst mehr als das Fünffache an pri- 
vaten Investitionen aus. Geförderte Unternehmen schaf- 
fen deutlich mehr Arbeitsplätze, selbst wenn der 
allgemeine Trend negativ ist. Und die Einkommen der 
Arbeitnehmer geförderter Unternehmen steigen schnel- 
ler als der Durchschnitt. 

Die Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschafts- 
struktur hat damit die größte volkswirtschaftliche Ren- 
dite aller Wirtschaftsförderinstrumente. Sie hilft nicht 
nur den Unternehmen, sondern vor allem den Menschen 
in den strukturschwachen Regionen. 

Erfolge zeigen, dass wir die GA auch weiterhin auf 
mindestens heutigem Niveau finanziell ausstatten müs- 
.p, sen. Über 4 000 Anträge liegen derzeit zur Bearbeitung 
^ ' vor. Sie beinhalten ein Investitionsvolumen in Milliar- 
denhöhe. 

Die Verantwortung für die Ausführung der Regiona- 
len Wirtschaftspolitik liegt bei den Bundesländern. Sie 
bestimmen die Förderschwerpunkte. Das ist auch richtig 
so. Wichtig ist aber auch, dass die Regionen selbst wis- 
sen, was sie fördern wollen und wo ihre Potenziale lie- 
gen. Schlicht: Wie sie sich ihre wirtschaftliche Zukunft 
vorstellen, wir müssen die Regionen dabei unterstützen. 
Die GA muss die Regionen dabei unterstützen. 

Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir deshalb die 
Regionen ermuntern, eigene regionale Entwicklungs- 
konzepte aufzustellen. Auch in der vor zwei Tagen statt- 
gefundenen Anhörung wurde eines besonders deutlich: 
Das Gelingen regionaler Wirtschaftspolitik hängt davon 
ab, ob die Akteure vor Ort gut Zusammenarbeiten und an 
einem Strang ziehen. Es müssen Netzwerke gebildet, 
Absprachen getroffen und eine gemeinsame Strategie 
verfolgt werden. Es kommt darauf an, alle Fördermög- 
lichkeiten optimal zu verknüpfen: die GA Regionale 
Wirtschaftsstruktur mit der GA Agrarstruktur und Küs- 
tenschutz und mit den EU-Programmen. Nur so können 
Zukunftsfelder - wie die Biomasse oder die Solartechnik - 
für die Regionen erschlossen werden. Mif Zusammenar- 
beit gelingt Entwicklung auch in strukturschwachen 
Regionen und nicht nur in den sogenannten Wachstums- 
polen. 

Die Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschafts- 
struktur ist das entscheidende nationale Instrument, um 


wirtschaftliche Unterschiede zwischen Regionen abzu- (C) 
bauen. Wir wollen weiterhin allen Menschen in Deutsch- 
land - egal, wo sie wohnen - eine Perspektive zu geben. 

Die GA bekämpft Arbeitslosigkeit, fördert Innovationen 
und muss auch in Zukunft als nationales Instrument er- 
halten bleiben. Der Antrag der Regierungskoalition leis- 
tet dazu seinen Beitrag. 

Doris Barnett (SPD): Es gibt zwar einige, aber nicht 
allzu viele Themen, bei denen sich alle im Bundestag 
vertretenen Parteien einig sind. Unser jetziges ist eines 
davon. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur“ hat eine Erfolgsgeschichte 
in unserem Land hingelegt. Ich gebe zu, dass diese nicht 
immer so spektakulär sind wie der Start eines A3 80, aber 
für die Regionen, in denen eben ein „Sfart“ vonsfaften 
ging, hat dieser nachhaltige Wirkung. 

Die GA, wie sie abgekürzt heißt, dient zwar seit vie- 
len Jahren dazu, dem Osten unserer Republik beim Auf- 
holprozess der Lebensbedingungen zu helfen. Dabei 
dürfen wir aber nicht außer Acht lassen, welche Erfolge 
auch in den alten Bundesländern erreicht wurden. 

Wir im Unterausschuss „Regionale Wirtschaftspoli- 
tik“ haben sowohl eine Region in den neuen als auch in 
den alten Bundesländern besucht und uns von den Aus- 
wirkungen der Förderung der GA, die ja in gleichem 
Umfang vom Bund und dem jeweiligen Land zur Verfü- 
gung gesfellf wird, selbsf ein Bild zu machen. Was wir 
gesehen haben, aber auch die Erkenntnisse, die wir in 
vielen Gesprächen mit Betroffenen geführt haben, bestä- 
tigen, dass der Bund mit der GA ein hervorragendes Mit- (D) 
tel zur Verfügung haf, um gezielt - zusammen mit den 
örtlichen Verantwortlichen - Investitionen auszulösen, 
die Arbeitsplätze schaffen bzw. sichern. Gerade Klein- 
und Mittelständler bleiben in den Regionen, ziehen eben 
nicht weg, nutzen die ja oft vorhandene Infrastruktur. 

Denn auch in Mittelstädten gibt es gute Fachschulen, die 
für den dringend benötigfen Nachwuchs sorgen. 

Die GA als Regionalförderung unterstüfzf damit nicht 
nur die Arbeitsmarktpolitik, sondern auch die Entwick- 
lung der Gemeinden. Wir können keine entvölkerten 
Landstriche wollen, die zwar wunderschöne natur- 
freundliche Wohngebiete sind, aber eben kein Auskom- 
men für junge Menschen biefen, noch dazu, wenn sie 
eine Familie gründen wollen. Die Regionalförderung er- 
reich! ja gerade enflegene Gebiefe und kann somif Sfand- 
ortnachteile ausgleichen. 

Sicher isf es wahr, dass Geld alleine noch keine 
Erfolgsgeschichfe auslösf. Grundvoraussefzung sind 
engagierfe Akfeure, also Unfemehmer und Unternehme- 
rinnen, ausgebildeten Fachkräfte und einsatzfreudige 
Kommunalpolitiker, ohne die auch alles Geld der Welt 
nichts nützt. Es sind denn auch zunächst diese klimati- 
schen Bedingungen, die den Boden für eine erfolgreiche 
Investition bereiten. Dabei sollten wir daran denken, die 
GA als Förderinstrument nicht zu belasten mit bürokrati- 
schen Anforderungen, die ihren Einsatz behindern. 

In unserem gemeinsamen Anfrag haben wir aufge- 
schrieben, wie die GA aufzusfellen isf, welche Aufgaben 
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(A) auf die einzelnen Beteiligten zukommen. Ich bin davon 
überzeugt, dass wir damit nicht nur der Erfolgsge- 
schichte GA noch ein paar Verbesserungen angedeihen 
lassen, sondern sie fortentwickeln. Sie muss auch fortbe- 
stehen - das sagten uns am vergangenen Montag, 
12. November 2007, alle Experten bei unserer Anhö- 
rung -, sie muss auch finanziell verstetigt und angepasst 
werden, das heißt, sie bedarf auch im kommenden Jahr 
mindestens des Umfangs wie in diesem Jahr. Für uns 
wäre es absolut unverständlich, wenn eine so rentable 
Anlage von Steuermitteln gekürzt werden würde. Die 
Auswirkungen einer solchen Entscheidung auf die be- 
troffenen Regionen, die sich ja nicht nur in den neuen 
Bundesländern befinden, sondern zum Beispiel auch 
Konversionsregionen im Westen des Landes sind, wären 
schlimm für alle Akteure, die doch die Nützlichkeit täg- 
lich unter Beweis stellen. Wir selbst haben doch nachge- 
wiesen, dass die vom Bund und den Ländern eingesetz- 
ten Gelder in der Regel eine achtfache Investition 
auslösen und somit über Steuereinnahmen, über nicht zu 
zahlende Sozialtransfers - im Gegenteil, Sozialbeiträge 
werden ja von den zusätzlich Beschäftigten gezahlt - 
mindestens in gleicher Höhe wieder zurück an die staat- 
lichen Haushalte fließen. 

Wenn jetzt die Mittel der Regionalförderung zurück- 
gefahren würden, würde das ein Abrücken vom Ziel der 
Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen, also ei- 
ner Gleichwertigkeit der Entwicklungschancen, bedeu- 
ten. Zu glauben, es wäre möglich, durch starke und im- 
mer stärker werdende Regionen, den Metropolregionen, 
wirkungsvolle Ausstrahlungseffekte für den ländlichen 

(B) Raum zu erreichen, heißf, sich bisher wenig mif dem 
Thema auseinandergesefzf zu haben. Denn sonsf käme 
man zu ganz anderen Schlussfolgerungen. 


aufgreift und die vollsfändige Rücknahme der geplanten 
Kürzung verlangt. Die Notwendigkeit der Haushaltskon- 
solidierung, auf die ich im Unterausschuss „Regionale 
Wirtschaftspolitik“ ausdrücklich hingewiesen habe, 
bleibt dabei auf der Strecke. 

Grundsätzlich ist richtig: Mit gezielter, impulsgeben- 
der Wirtschaftsförderung in strukturschwachen Regio- 
nen kann im Einzelfall eine die Wirtschaft stärkende und 
arbeitsplätzeschaffende beziehungsweise -sichernde 
Wirkung erreicht werden. Die Gemeinschaftsaufgabe, 
zusammen mit den Mitteln des Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung, EFRE, konnte bislang einige 
positive Akzente setzen. 

Allerdings bleibt auch richtig, dass solche Förderun- 
gen stets politische Eingriffe in das Marktgeschehen dar- 
stellen, die häufig nicht unproblematisch sind: Mitnah- 
meeffekte, bürokratische Hemmnisse gerade für kleine 
mif miffelgroße Unternehmen, mangelnde Evaluierun- 
gen der Mittelvergaben und fehlende Transparenz im 
Vergabeverfahren sind allzu häufig die Schattenseiten 
dieser finanziellen Förderung. 

Völlig offen bleibt, ob und in welchem Umfang auch 
ohne Fördermittel investiert worden wäre. Subventionen 
spielen nämlich nur zu einem Teil eine Rolle bei den An- 
siedlungs- und Investitionsentscheidungen von Unter- 
nehmen. Wesentlich wichtiger sind andere Standortfak- 
toren wie die vorhandene Infrastruktur, engagierte kom- 
munale Ansprechpartner wie WirtschaflsfÖrderer sowie 
einfache und unbürokratische Genehmigungsverfahren. 
Der staatliche Eingriff durch finanzielle Unterstützung 
kann hingegen eine Fehlsteuerung bewirken, wenn da- 
durch nämlich Investitionen hervorgerufen werden, die 
es unter normalen Umständen an diesem Ort, in dieser 
Art oder in dieser Höhe nicht gegeben hätte. Diese In- 
vestitionen müssen dann mit künstlichen Mitteln, also 
weiteren Subventionen, am Leben erhalten werden - ein 
ständiger Teufelskreis. Ganz zu schweigen von den Ar- 
beitsplätzen, die an anderer Stelle gar nicht erst entste- 
hen, weil der Staat den Bürgern und Unternehmen im- 
mer weniger im Portemonnaie lässt, um die 
Subventionen finanzieren zu können. Das Geld fällt 
schließlich nicht vom Himmel. Umverteilung schafft 
wie immer eben mehr Probleme, als sie löst. 

Unter Umständen können überkommene Wirtschafts- 
strukturen in einer Region durch Subventionen sogar ze- 
mentiert und ein notwendiger Wandel verzögert oder gar 
verhindert werden. So werden einige Regionen in 
Deutschland bereits seit 20, 30 Jahren mit Mitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe gefördert. Offensichtlich konnten 
sich hier keine selbsttragenden Strukturen entwickeln. 
Subventionen können so zur Droge werden, aus deren 
Abhängigkeit sich der „Süchtige“ nicht mehr befreien 
kann. 

Darüber hinaus ist - bei aller Zustimmung zu dem 
grundgesetzlich verankerten Ziel der Herstellung gleich- 
wertiger Lebensverhältnisse - zu hinterfragen: Wie viel 
Ungleichheit verträgt unsere Volkswirtschaft tatsäch- 
lich? Denn Unterschiedlichkeit kann sogar ein besserer 
Ansporn für versfärkfe eigene Ansfrengungen sein als 
jede noch so hohe Subvention. 


Unser Appell kann deshalb nur lauten: Deutschlands 
Zukunft liegt in all seinen Menschen und all seinen Re- 
gionen. Wer die Regionen vernachlässigt, vernachlässigt 
die Menschen. Das kann keiner wollen und deshalb be- 
darf es einer verlässlichen und ausreichend ausgestatte- 
ten Regionalförderung, also einer zukunftsfähigen GA. 

Gudrun Kopp (FDP): Den Kollegen und Kollegin- 
nen von der Koalition habe ich zu Ihrem gemeinsamem 
Antrag bereits in der ersten Debatte im Juni alles gesagt, 
was dazu zu sagen ist: Es handelt sich hier um ein Doku- 
ment der reinen Selbstbeweihräucherung, dem es an jeg- 
licher fachlicher Substanz fehlt. Er strotzt nur so von lee- 
ren Floskeln und enthält sich jeder kritischen Bewertung 
eines Programms, das immerhin rund 600 Millionen 
Euro über die Republik verteilt. Schlimmer noch, sie be- 
zeichnen die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ als das 
„zentrale Element der regionalen Wirtschaftspolitik“, als 
gäbe es keine Alternative zu einer Politik, die sich im 
Ausschütten von Steuergeldem - also Geldern, die die 
Bürger erst einmal aufbringen mussten - erschöpft. Al- 
les ist gut, weiter so, und - da ihrer Ansicht nach die Be- 
deutung der Regionalförderung in Zukunft noch zuneh- 
men soll, wie es in ihrem Antrag heißt - am besten noch 
mehr Geld in die Hand nehmen. Da brauchen sie sich 
nicht zu wundem, wenn die Linke ihre Argumentation 
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(A) Für die FDP ist klar: Die Gemeinschaftsaufgabe hat 
ihren Wert in dem Ansatz „Hilfe zur Selbsthilfe“. För- 
dermittel müssen sehr gezielt eingesetzt und das Ergeb- 
nis muss vor allem gut evaluiert werden. Langfristig 
muss die staatliche Wirtschaftsforderung zurückgefahren 
werden, auch damit im Rahmen der Fortentwicklung des 
deutschen Föderalismus hin zu einem leistungsstarken 
Wettbewerbsföderalismus künftig auf Mischfinanzierun- 
gen verzichtet werden kann. 

Die FDP hat - gemeinsam mit CDU/CSU, SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen - im Unterausschuss „Regionale 
Wirtschaftspolitik“ beantragt, für die Gemeinschaftsauf- 
gabe zusäfzlich 50 Millionen Euro zur Verfügung zu 
stellen, allerdings unter Wahrung der Konsolidierungs- 
ziele. Im Klartext: Die Erhöhung soll aus dem Haushalt 
des Wirtschaftsministeriums finanziert werden und nicht 
zu einer höheren Verschuldung führen. Wie ich jetzf er- 
fahren habe, hat die Koalition diesem Anliegen in den 
heutigen Haushaltsberatungen entsprochen, verbunden 
allerdings mit Kürzungen, die letztendlich ausgerechnet 
den Bereich Wissenschaft und Forschung betreffen, also 
zulasten zukunftsorientierter Investitionen gehen. Das ist 
für die Liberalen nichf akzepfabel. 

Die FDP wird also keinem der beiden Anfräge ihre 
Zustimmung geben. 

Sabine Zimmermann (DIE LINKE): Die regionale 
WirtschaftsfÖrderung erhallen, das schreiben sich Union 
und SPD mif dem vorliegenden Anfrag auf die Fahne. 
Das isf bitter nötig. Die Gelder der sogenannten Gemein- 

(B) Schaftsaufgabe Regionale Wirtschaftsförderung sind ein 
wichtiger Bestandteil des Aufbaus Osf. 

Sechs von sieben Euro der Mittel gehen in die neuen 
Bundesländer. Sie werden hier dringend gebraucht, 
wenn wir an dem Ziel gleichwertiger Lebensbedingun- 
gen festhalten wollen. 

Das erste Mal sprachen wir über diesen Antrag vor 
fünf Monafen. Damals äußerten wir die Befürchtung, 
dass der Antrag der Koalitionsfraktionen in der Schub- 
lade verschwinden wird und die Regierung weitermacht 
wie bisher, nämlich die Fördermittel kürzt. 

Was ist seitdem passiert? Es gab monatelange Ausein- 
andersetzungen um die von der Bundesregierung ver- 
fügte Kürzung. Anfang 2006 beschloss die Große Koali- 
tion eine neue Finanzplanung, die eine Kürzung der 
Mittel der Gemeinschaftsaufgabe vorsieht, und zwar um 
1 00 Millionen Euro auf 600 Millionen Euro pro Jahr ab 
2007 bis 2011. Seitdem wird jedes Jahr um die Aufsto- 
ckung der Mittel gestritten. 

Heute Abend beschließt der Haushaltsauschuss - so 
hoffe ich -, die Gelder für die Gemeinschaffsaufgabe um 
50 Millionen Euro aufzusfocken. 

Das wäre ein kleiner Erfolg, den wir haupfsächlich 
dem Druck der Länder und Kommunen verdanken. 

Allerdings: Das isf immer noch weniger als in den 
Vorjahren, und es isf weniger als erforderlich, ln diesem 
Jahr sind dreimal mehr Gelder beanfragt worden, als be- 
willigf werden können. 


Die Bundesregierung beklagf die anhaftende Abwan- (C) 
derung der Menschen aus dem Osfen, verweigerf es aber, 
politisch zu handeln. 

Notwendig ist ein grundlegender Kurswechsel in der 
Förderpolitik. Die Regierung muss ihre Kürzungspolitik 
aufgeben und die Gelder wieder aufstocken: mindestens 
auf 694 Millionen Euro. Das ist etwa die Höhe des Jah- 
res 2006. Das empfahl einmal der Bundesverkehrsminis- 
ter, ohne in der Koalition dafür das erforderliche Rück- 
grat zu zeigen. 

Das ist es, was die Linke in dem vorliegenden Antrag 
fordert. 

Meinen Sie es ernst mit der Zukunft der Gemein- 
schaftsaufgabe, meine Damen und Herren von Union 
und SPD? Dann bleibt Ihnen nur, unserem Antrag zuzu- 
stimmen. 

Genügend Geld für den Aufbau Ost, das ist zentrale 
Aufgabe der Regierung. Aber natürlich ist zur Zukunft 
der Gemeinschaftaufgabe noch mehr zu sagen. 

Die Anhörung am Montag im Bundestag hat wichtige 
Fragen aufgeworfen. Ich will dazu abschließend drei 
Stichwörter nennen: 

Stichwort „Metropolregion“: Werden in Zukunft 
strukturschwache Regionen weiter gefördert und so 
gleichwertige Lebensbedingungen angestrebt? Oder 
wird die regionale Wirtschaftspolitik auf den Kopf ge- 
stellt, indem sogenannte Metropolregionen gefördert 
werden, die sich eigentlich aus eigener Kraft entwickeln 
können? 

Die Bundesregierung ist hier eine Antwort schuldig (D) 
geblieben. Zu befürchten ist, dass die schleichende Um- 
verteilung der Fördermittel weitergeht, von wirtschaft- 
lich schwachen zu wirtschaftlich starken Regionen. 

Stichwort „Transparenz“: Fördergelder sind öffentli- 
che Gelder. Deswegen sollte auch öffentlich sein, wel- 
ches Unternehmen wie viele Fördermittel bekommen 
hat. Für Untemehmenssubventionen mit Geldern der Eu- 
ropäischen Union gilt dies schon, für die regionale Wirt- 
schaftsförderung in Deufschland nichf. Hier isf die Re- 
gierung geforderf. 

Stichwort „Gute Arbeit“: Bezahlt die Firma, die öf- 
fentliche Fördergelder erhält, ihre Beschäftigten nach 
Tarif? Bietet sie genug Ausbildungsplätze an? Behindert 
sie die Arbeit oder die Gründung von Betriebsräten? 

Bisher spielen solche Fragen in der staatlichen För- 
derpolitik in Deutschland kaum eine Rolle. Das Thema 
„Gute Arbeit“ gehört aber auch in der Förderpolitik auf 
die Tagesordnung. Die Linke wird hier nicht lockerlas- 
sen. 

Corneiia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur, GA, ist ein wichtiges und auch er- 
folgreiches Förderinstrument für strukturschwache Re- 
gionen in Deutschland. Insbesondere in Ostdeutschland 
hat sie Beträchtliches geleistet. Dementsprechend be- 
grüße ich es, dass Sie sich, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen von der Koalition, so eindeutig in ihrem Antrag zu 
ihr bekennen. 
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Trotzdem fallt es mir schwer, Ihren Antrag ernst zu 
nehmen. Denn wenn ich Ihre Haushaltspolitik für die 
GA sehe, scheint Ihre Sympathie für die Gemeinschafts- 
aufgabe starken Schwankungen zu unterliegen. Schon 
im vergangenen Jahr wollten Sie die GA um 100 Millio- 
nen Euro kürzen, was unter Hinzurechnung der Länder- 
anteile eine reale Kürzung um 200 Millionen Euro be- 
deutet hätte. Die Kürzungsvorlage konnte im Parlament 
ja dann wenigstens halbiert werden. Doch der Haushalts- 
entwurf der Regierung für 2008 machfe deutlich, dass 
auch das bloß Augenwischerei war. Wieder sollte die 
Gemeinschaftsaufgabe und damit die Wirtschaftsforde- 
rung für die sfrukturschwachen Regionen in Deutschland 
dran glauben. Da nutzt es auch nichts, wenn in der heuti- 
gen Bereinigungs Sitzung des Haushaltsausschusses die 
Kürzung wieder zurückgenommen wird. Ein schaler Ge- 
schmack bleibt. Die Koalition scheint trotz sichtbarer 
Erfolge nicht wirklich vom Instrument der GA überzeugt 
zu sein. 

Stattdessen setzen Sie, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen von der Koalition, weiter ungebrochen auf die in- 
effiziente Investitionszulage. Minister Tiefensee hat be- 
reits angekündigt, dass er sie auch über das Jahr 2009 
hinaus weiterführen will. Dabei wurde gerade wieder 
deren Sinnfälligkeit am vergangenen Montag bei der 
Anhörung des Wirtschaftsausschusses zur Zukunft der 
Regionalforderung vonseifen der Sachverständigen er- 
heblich in Zweifel gezogen. Keine Zielgenauigkeit, viele 
Mitnahmeeffekte - ist es das, was Sie unter Regionalfor- 
derung versfehen? 

Liesf man Ihren Anfrag genauer, beschleichen einen 
aber auch hier schon Zweifel, wie wichtig Ihnen die re- 
gionale Wirtschaftsforderung eigentlich ist. Denn wenn 
man Dinge ausschließlich über den grünen Klee lobt, 
ohne sich mit ihnen ernsthaft auseinander zu setzen, tut 
man ihnen nicht immer einen Gefallen. Die Forderungen 
in ihrem Antrag sind nichtssagend und nachgerade lä- 
cherlich. Sie stellen lediglich fest, dass alles so bleiben 
soll wie bisher. Das ist ein politisches Armutszeugnis. 

Es reicht auch nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Linken, einfach nur mehr Geld zu fordern. 

Was wir brauchen, ist eine Reform der Regionalforde- 
rung, die die Werfschöpftmgspofenziale in den Regionen 
zielgenau erschließt, die dazu auf weniger Dirigismus 
und mehr Autonomie in den Regionen setzt und ihren 
Schwerpunkt vor allem auf zukunftsfähige, umweit- und 
klimafreundliche Wirtschaftszweige legt. Mit einem 
Festhalten am Status quo oder kosmetischen Änderun- 
gen kommt man da nicht weiter. Geben Sie den Regio- 
nen mehr Autonomie, sowohl was die Entscheidungen 
zur Förderung betrifft als auch bei den Finanzen. Und 
- was wohl von gleich großer Bedeutung ist: begraben 
Sie endlich ihren Mythos vom Wirtschaftswachstum 
durch Infrastrukturausbau. Sie bekommen mit keinem 
neuen Kilometer Autobahn oder Bundesstraße irgend- 
welche nennenswerten Arbeitsplatzzuwächse mehr. 
Zahlreiche Studien haben das längst nachgewiesen. Hö- 
ren Sie auf, den Leuten Sand in die Augen zu streuen, in- 
dem sie Ihnen Arbeitsplätze durch Beton versprechen. 
Der Bundesverkehrswegeplan ist unter diesem Gesichts- 
punkt wohl das teuerste und nutzloseste Beschäftigungs- 


programm, das in der Geschichte der Bundesrepublik je- 
mals aufgelegt wurde. 


Anlage 14 

Zu Protokoll gegebe Rede 

zur Beratung des Antrags: Das Instrument der 
Wahlbeobachtungen durch die OSZE darf nicht 
geschwächt werden - ODIHR muss handlungs- 
fähig und unabhängig bleiben (Tagesordnungs- 
punkt 18) 

Heike Hänsel (DIE LINKE): Ich habe selbst an etli- 
chen Missionen als Wahlbeobachterin teilgenommen - 
auch, aber nicht nur im Rahmen der OSZE. Ich habe 
ganz unterschiedliche Erfahrungen mit Wahlbeobach- 
tungen gemacht, vor allem aber diese: Der formal kor- 
rekte Ablauf von Wahlen ist eine notwendige, aber nicht 
hinreichende Bedingung für die Demokratisierung einer 
Gesellschaft. Wir brauchen einen Begriff von Demokra- 
tisierung, der über die Abhaltung formal korrekter Wah- 
len hinausgeht. Die OSZE ist mit ihrem bisherigen An- 
satz nur sehr eingeschränkt in der Lage zu erfassen, wie 
demokratisch das Umfeld ist, in dem Wahlen abgehalten 
werden. 

Es kann also nicht nur darum gehen, die Wahlbeob- 
achtung der OSZE zu stärken, sondern dieses Instrument 
muss einer gründlichen Evaluierung unterzogen werden. 

Erstens. „Don’t talk to the local people - sprecht nicht 
mit der lokalen Bevölkerung“ - das bekam ich als Wahl- 
beobachterin der OSZE in Mostar, Bosnien-Herzego- 
wina, zu hören. Die Wahlbeobachterinnen und Wahlbeob- 
achter durften sich dort nur im militärischen Konvoi 
fortbewegen, wir haben formelle Abläufe beobachtet, 
Wahlboxen aufgestellt, aber uns keinen Eindruck von 
den begleitenden Umständen der Wahlen verschaffen 
können. Das war nicht erwünscht. Zu gefährlich, hieß es 
immer. 

Überhaupt sehe ich das Problem, dass die OSZE-Mis- 
sionen, wenn sie in Regionen stattfinden, in denen aus- 
ländische Truppen stationiert sind, stark militarisiert 
werden. Die gesamte Logistik wird in Zusammenarbeit 
mit den örtlich stationierten Militärs abgewickelt. Und 
nicht zuletzt werden die OSZE-Einsätze selbst von ehe- 
maligen oder ausgeliehenen Militärs geleitet. Auch diese 
Einbindung gefährdet übrigens die Unabhängigkeit einer 
solchen Mission. Diesen Aspekt, der meines Erachtens 
wichtiger ist als die Frage des diplomatischen Status, 
spricht die FDP in ihrem Antrag allerdings nicht an. 

Zweitens. In Bosnien haben wir es erlebt: In formal 
korrekten Wahlen können dennoch zutiefst undemokrati- 
sche gesellschaftliche Verhältnisse zementiert werden, 
wenn im Vorfeld Einschüchterungen, Diskriminierungen 
im Zugang zu den Medien, informelle Absprachen, Er- 
pressungen etc. stattfinden. Eine Wahlbeobachtermis- 
sion, die am Wahltag mit standardisierten Fragebögen 
bewaffnet stichprobenartig einige Wahlbüros besucht, 
kann das nicht erfassen. Wenn keine lebendige demokra- 
tische Zivilgesellschaft gefördert wird, ist die aus- 
schließliche Fokussierung auf Wahlen kontraproduktiv. 
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(A) Die Durchführung von formal korrekten Wahlen ist 
kein Ersatz für Demokratisierung und auch nicht hinrei- 
chend für Vertrauensbildung oder die Befriedung von 
kriegerischen Konflikten. Wir haben es in der DR Kongo 
gesehen: Die Wahlbeobachtungsmission der EU zeigte 
sich mit dem Verlauf der dortigen Wahlen zufrieden - 
kurz darauf brach in mehreren Regionen des Landes er- 
neut der Bürgerkrieg aus. 

Ich komme gerade aus Kolumbien zurück, wo regel- 
mäßig Wahlen stattfinden, die von westlichen Wahlbeob- 
achtem als den demokratischen Standards entsprechend 
eingestuft werden. Und zugleich finden in diesem Land 
schlimme Menschenrechtsverletzungen statt, kritische 
Kandidatinnen und Kandidaten, Friedensaktivistinnen 
und -aktivisten, Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf- 
ter werden bedroht, im schlimmsten Fall getötet. Eine al- 
ternative Wahlbeobachtungsmission, zusammengestellt 
von NGOs, der ich selbst angehört habe und die bereits 
mehrere Wochen vor der Präsidentschaftswahl 2006 ihre 
Arbeit in Kolumbien aufgenommen hatte, kam deshalb 
zu einer gänzlich anderen Einschätzung des Wahlprozes- 
ses als die offizielle Mission der EU. 

Drittens. Die osteuropäischen und zentralasiatischen 
Regierungen empfinden die Wahlbeobachtermissionen 
zunehmend als Einmischung. Die Motive dieser Regie- 
rungen sind - da stimme ich zu - mehr als fragwürdig. 
Aber zunehmend kritisieren auch regierungsfeme Par- 
teien und Organisationen in diesen Ländern die Politik 
der OSZE. Bei der OSZE, so ihr Eindruck, scheint oft 
das Ergebnis einer Wahl für die Beurteilung des Wahl- 
verlaufs maßgeblich zu sein: Eine Wahl war demokra- 
tisch, wenn die „Richtigen“ - das heißt, die dem Westen 
zugeneigten Kräfte - sich durchgesetzt haben. Deshalb 
riskieren OSZE und ODIHR zunehmend, als Instrument 
zur Vertretung westlicher Interessen in Osteuropa be- 
trachtet zu werden. 

Die FDP ist der Meinung, dass, wer „sich mit dem Be- 
griff einer Demokratie schmückt“, sich auch als solche 
verhalten solle, und verlangt als Maßstab hierfür „Trans- 
parenz, das heißt Überprüfbarkeit von Wahlen, die von 
unabhängigen Wahlbeobachtem begleitet werden“ Heißt 
das, dass die FDP zu den nächsten Bundestagswahlen ei- 
nen Antrag an die OSZE auf Entsendung einer Wahlbe- 
obachtermission stellen wird? Immerhin: Nicht wenige 
hätten sich im Jahr 2000 eine Wahlbeobachtermission in 
den USA gewünscht, als der derzeitige US -Präsident zum 
ersten Mal ins Amt gewählt wurde. Aber die USA, selbst 
mit vielen Wahlbeobachtem international - vor allem in 
Osteuropa - im Einsatz, hatte keine Wahlbeobachterin- 
nen und Wahlbeobachter eingeladen. 


Anlage 15 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Neunten Geset- 
zes zur Änderung des Versicherungsaufsichtsge- 
setzes (Tagesordnungspunkt 23) 

Klaus-Peter Flosbach (CDU/CSU): Im Juli 2005 
erklärte das Bundesverfassungsgericht mehrere Rege- 
lungen des bestehenden Versichemngsaufsichtsgesetzes 


für verfassungswidrig. Dies machte es nötig, das Versi- (C) 
chemngsaufsichtsgesetz zu novellieren, um eine verfas- 
sungsmäßige Regelung zu schaffen. Ziel dieser Novelle 
war neben der Umsetzung des Bundesverfassungsge- 
richtsurteils die Anpassung der Versichemngsaufsicht an 
internationale Standards sowie Neuregelungen bei der 
Aufsicht über Lebensversicherungsuntemehmen. 

Wir als Unionsfraktion bewerten den Gesetzesent- 
wurf grandsätzlich positiv. Das Versicherangsaufsichts- 
gesetz wird mit dieser Novelle im Sinne des Bundesver- 
fassungsgerichts angepasst. Dies stärkt die Stellung der 
Versicherten. 

Des Weiteren bereiten wir die Versichemngswirt- 
schaft auf die kommenden Aufsichtsstandards im Rah- 
men der europäischen Solvency-II-Regelungen vor. Das 
heißt, entsprechend der Entwicklung im Bankenbereich, 
bekannt als Basel II, ist auch im Versicherangsbereich 
der Übergang zu einer mehr prinzipienbasierten Aufsicht 
erforderlich. Dabei werden erhöhte Anfordemngen an 
Entscheidungsprozesse und an das Risikomanagement in 
Versicherungsuntemehmen gestellt. Diese Neuregelung 
über das Risikomanagement stärkt die Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Versicherangsuntemehmen. Ein 
gutes Zeichen für den Versicherangsstandort Deutsch- 
land! 

Des Weiteren konnten wir bei den Regelungen für 
deutsche Pensionsfonds eine gute Einigung erzielen. Die 
größten deutschen Unternehmen, also alle DAX-30-Un- 
temehmen und ein bedeutender Teil großer mittelständi- 
scher Unternehmen, planen, die betriebliche Altersvor- 
sorge ihrer Mitarbeiter in eigenständige Pensionsfonds 
auszulagem und abzusichem. Allerdings wurden die bis- 
herigen Regelungen zur Deckung des Fondsvermögens 
als zu rigide empfunden, sodass sich bisher nur wenige 
deutsche Unternehmen für einen Pensionsfonds ent- 
scheiden konnten. Das wird sich nun ändern. 

Aktuell darf die Unterdeckung bei Pensionsfonds bei 
nur maximal 5 Prozent liegen. Das bedeutet, wenn die 
Differenz zwischen Pensionsansprüchen und Fondsver- 
mögen diese Grenze überschreitet, muss die Trägerge- 
sellschaft sofort einspringen und ausgleichen. Das Trä- 
geruntemehmen hätte dafür unangemessen hohe 
Liquiditätsreserven Vorhalten müssen. 

In der neuen Regelung wird die Unterdeckungsgrenze 
nun auf 10 Prozent erhöht. Damit passen wir uns an die 
EU-Pensionsfondsrichtlinie und auch an die internatio- 
nalen Bilanzierungsregelungen an. Wird die 10-Prozent- 
Grenze erreicht, hat der Fonds mit der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht einen Sanierungsplan auf- 
zustellen und muss die Unterdeckung innerhalb von drei 
Jahren beseitigen. Ein sofortiger Ausgleich der Unterde- 
ckung ist nicht mehr erforderlich. 

Zusätzlich sichern Pensionsfonds alle Betriebsrenten- 
ansprüche noch wie folgt ab: Erstens. Sie sind zu 100 Pro- 
zent durch Kapital gedeckt. Zweitens. Eine zeitweilige 
Unterdeckung, beispielsweise bei großen Schwankungen 
am Aktienmarkt, ist über den Pensionssicherungsverein 
(PSV) abgesichert. Drittens. Für alle Fälle müssen die 
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(A) Trägeruntemehmen haften. Dies wurde mit der Siebten 
VAG-Novelle eingefiihrt. 

Mit dieser Neuregelung des Versieherungsaufsiehtsge- 
setzes positionieren wir uns gut im europäisehen Ver- 
gleieh, und wir bewegen international tätige Unternehmen 
dazu, ihre Betriebsrentenansprüehe über Pensionsfonds 
am Standort Deutsehland zu deeken. 

In einem zweiten Punkt konnten wir uns ebenfalls eini- 
gen: Die Eigenmittelfunktion bei Lebensversieherungsun- 
temehmen wird gestärkt. Es geht um die sogenannten 
Rüekstellungen für Beitragsrüekerstattungen. Die Bildung 
dieser Rüekstellungen ist momentan nur zulässig, wenn 
deren Entnahme aussehließlieh für die Beitragsrüekerstat- 
tung verwendet wird. Das Handels- und das Steuerreeht 
verlangen dies. 

In bestimmten Fällen erseheint jedoeh eine weiterge- 
hende Entnahmemögliehkeit aus diesen Rüekstellungen 
gereehtfertigt, zum Beispiel, wenn der Versieherer zu er- 
höhten Leistungen verpfliehtet wird. Die Entnahme kann 
aueh als Risikopuffer dienen, um unvorhersehbare Ver- 
luste aus Versieherungsverträgen auszugleiehen. Die aus- 
sehließliehe Verwendung dieser Rüekstellungen für Leis- 
tungen an Versieherte bleibt gewahrt. Darüber hinaus 
muss aueh immer die Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsieht zustimmen. leh halte das für eine sinnvolle 
Ergänzung des Versieherungsaufsiehtsgesetzes. 

Dureh die Änderungen stabilisieren wir die Position 
der Versieherungswirtsehaft im europäisehen Kontext, 
ohne die Belange der Versieherten, der Versorgungsan- 
Wärter und der Versorgungsempfänger zu beeinträehti- 
gen. Zusammengefasst stärken wir mit diesem Gesetz 
den Finanzplatz Deutsehland. 

Dr. Hans-Ulrich Krüger (SPD): Mit dem heutigen 
Besehluss zur Umsetzung eines 9. Gesetzes zur Ände- 
rung des Versieherungsaufsiehtsgesetzes setzen wir frist- 
gereeht das Urteil des Bundesverfassungsgeriehts vom 
26. Juli 2005 um, welehes Teile des Versieherungsauf- 
siehtsgesetzes für nieht mit der Verfassung vereinbar er- 
klärt hat. 

Um es vorwegzunehmen: Die Verabsehiedung des 
heutigen Gesetzes ist ein guter Tag für die Verbrauehe- 
rinnen und Verbraueher, insbesondere für die Inhaberin- 
nen und Inhaber von Lebensversieherungen, und es ist 
ein guter Tag für den Finanzstandort Deutsehland, da zu 
erwarten ist, dass aufgrund der neuen Regelungen wei- 
tere Unternehmen Pensionsfonds für ihre Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer in Deutsehland auflegen wer- 
den. Insofern fordern wir nieht nur, sondern wir fordern 
insbesondere aueh die deutsehe Wirtsehaft. 

Was haben wir mit dem vorliegenden Gesetz erreieht? 
Unter anderem versehärfen wir die Genehmigungskrite- 
rien, naeh denen die Aufsiehtsbehörde bei Versiehe- 
rungsuntemehmen, die alle bzw. Teile ihrer Versiehe- 
rungsverträge auf ein anderes Versieherungsuntemehmen 
übertragen, zustimmen muss. Dies dient vor allem den 
Inhaberinnen und Inhabern von Lebensversieherungen. 
Denn bei einer solehen Übertragung muss nun gesiehert 
sein, dass die dureh Prämienzahlungen der Versiehe- 


rungsnehmer beim Versieherer gesehaffenen Vermögens- (C) 
werte im Fall von Bestandsübertragungen als Quellen für 
die Erwirtsehaftung von Übersehüssen erhalten bleiben 
und den Versieherten in gleiehem Umfang zugute kom- 
men wie ohne Austauseh des Sehuldners. 

Zum anderen setzen wir den internationalen Trend 
um, das deutsehe Versieherungsaufsiehtsreeht von einer 
regelbasierten zu einer Mehr-Prinzipien-basierten Fi- 
nanzaufsieht umzustellen, wie es sie im Bankenbereieh 
bereits seit einiger Zeit gibt. Dureh diese Umstellung 
werden starre gesetzliehe Vorgaben aufgegeben, und die 
beaufsiehtigten Unternehmen erhalten größere Hand- 
lungsfreiheit. Im Gegenzug erhöhen sieh aber aueh die 
Anforderungen an die Entseheidungsprozesse innerhalb 
der Unternehmen. So muss zum Beispiel bei Versiehe- 
rungsgruppen das an der Spitze stehende Unternehmen 
ein Risiko-Management besitzen, das die Verteilung der 
Risiken auf Gruppenebene erfasst. Diese Regelung dient 
vor allem dazu, der Versieherungswirtsehaft Zeit einzu- 
räumen, sieh auf die zukünftigen Aufsiehtsstandards des 
Europäisehen Solveney-II-Regimes vorzubereiten, ist 
also ein weiterer Sehritt in Riehtung Vollendung eines 
europäisehen Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen. 

Lassen Sie mieh darüber hinaus noeh zwei weitere 
wiehtige Regelungen erläutern, die Aufnahme in das Ge- 
setz gefunden haben und mit dazu beitragen, den Finanz- 
standort Deutsehland noeh attraktiver zu maehen und 
Unternehmen zu ermuntern, Kapital in Deutsehland an- 
zulegen: Zum einen handelt es sieh um die Regelung zur 
Rüekstellung für die Beitragsrüekerstattung gemäß § 56 a 
Versieherungsaufsiehtsgesetz, zum anderen um die Fle- 
xibilisierung der Bedeekungsregelungen bei Pensions- 
fonds naeh §§115 und 117 VAG. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird klargestellt, dass 
die für die Rüekstellung für Beitragsrüekerstattung zuge- 
wiesenen Beträge nur für die Übersehussbeteiligung der 
Versieherten einsehließlieh der dureh §153 des Versiehe- 
rungsvertragsgesetzes vorgesehriebenen Beteiligung an 
den Bewertungsreserven verwendet werden dürfen. Wir 
stellen damit klar, dass dureh das vor kurzem verab- 
sehiedete Versieherungsvertragsgesetz der Übersehuss- 
begriff in der Lebensversieherung ab dem 1. Januar 2008 
erweitert wird. Die Sehlusszahlungen, mit denen die 
Versieherten an den Bewertungsreserven beteiligt wer- 
den, können damit aueh zulasten der sogenannten freien 
Rüekstellung für Beitragsrüekerstattung RfB, gebueht 
werden. 

Des Weiteren sorgen wir dafür, dass Lebensversiehe- 
rungsuntemehmen in bestimmten Ausnahmefällen - na- 
türlieh nur mit Zustimmung der BaFin - eine Entnahme 
aus der Rüekstellung für Beitragsrüekerstattung tätigen 
können. Dies gilt jedoeh nur für die Fälle, in denen die 
Rüekstellungen für die garantierten Leistungen aus den 
Versieherungsverträgen aus Gründen, die die Versiehe- 
rungsuntemehmen nieht versehuldet haben, erhöht wer- 
den müssen. Aueh muss ausgesehlossen sein, dass an- 
dere Finanzierangsquellen nieht zur Verfügung stehen. 

Wie ieh finde, ist dies eine riehtige und sinnvolle Maß- 
nahme, um Lebensversieherungsuntemehmen im Notfall 
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eine Stärkung der Deckungsrückstellung zu ermögli- 
chen. 

Ein wichtiger und lange strittiger Punkt wird mit dem 
vorliegenden Gesetz nun auch zugunsten der Wettbe- 
werbsfähigkeit von Unternehmen in Deutschland imple- 
mentiert: die Flexibilisierung der Bedeckungsregelungen 
bei Pensionsfonds. 

Wie Sie wissen, können seit 2002 Arbeitgeber im 
Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge auch den 
Durchführungsweg Pensionsfonds wählen. Was verste- 
hen wir unter einem Pensionsfonds? Dieser ist nach der 
Legaldefinition des § 112 VAG eine rechtsfähige Versor- 
gungseinrichtung, die im Wege des Kapitaldeckungsver- 
fahrens Leistungen der betrieblichen Altersvorsorge für 
einen oder mehrere Arbeitgeber zugunsten von Arbeit- 
nehmern erbringt und dem Arbeitnehmer einen eigenen 
Anspruch auf Leistung gegen den Pensionsfonds ein- 
räumt. Dieser kann in Form einer Aktiengesellschaft 
oder eines Pensionsfonds- Vereins auf Gegenseitigkeit 
betrieben werden. 

Ein Arbeitgeber schließt mit dem Pensionsfonds ei- 
nen Versorgungsvertrag, in dem der Pensionsfonds be- 
auftragt wird, die Versorgungsleistung an einen Arbeit- 
nehmer zu erbringen. Die Versorgungsleistungen werden 
aus den Beiträgen des Arbeitgebers und den Erträgen des 
Pensionsfonds finanziert. Ebenso kann der Arbeitneh- 
mer den Pensionsfonds für seine Enfgeltumwandlung 
nufzen. 

Das entsprechende Kapital wird nun in Aktien und 
Rentenpapieren angelegt. Hierbei unterliegt der Pen- 
sionsfonds geringeren Beschränkungen als bei Pensions- 
kassen oder Lebensversicherungsuntemehmen, mit dem 
primären Ziel, eine höhere Rendite zu erreichen. 

Hier fängt das Problem an. Denn es besteht auch das 
Risiko einer Unterdeckung des Fonds. Wenn nun der 
Fonds die zugesagte Versicherungsleistung nicht erbrin- 
gen kann, zum Beispiel aufgrund fallender bzw. schwan- 
kender Aktienkurse, trifft den Arbeitgeber aufgrund 
seiner bindenden Versorgungszusage eine Nachschuss- 
pfiicht in Höhe des fehlenden Versorgungskapitals bzw. 
das Versorgungsversprechen fällt insoweit auf ihn zu- 
rück. 

Bisher müssen Unternehmen bei schlechter Wertent- 
wicklung, das heißt, wenn die Unterdeckung über 5 Pro- 
zent beträgt, eigene finanzielle Mittel aufwenden, um 
diese in den Pensionsfonds einzuzahlen, ln diesem Zu- 
sammenhang sei aber daraufhingewiesen, dass bei einer 
möglichen Insolvenz des Unternehmens der Pensions- 
Sicherungs- Verein die Versorgungszusagen gegenüber 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern leistet. 

Diese sofortige Nachschusspfiicht führte zu berech- 
tigter Kritik der Unternehmen, die Pensionsfonds anbie- 
ten, und fördert durchaus die Gefahr, dass diese Pen- 
sionsfonds nicht in Deutschland, sondern vor allem im 
europäischen Ausland angelegt würden. 


doch nur für sogenannte nichtversicherungsfÖrmige Pen- (C) 
sionspläne, also für Pensionsfonds, die nicht wie Versi- 
cherungen aufgebaut sind. Denn versicherungsförmige 
Pensionspläne gleichen denen von Lebensversicherungs- 
verträgen und sollten daher auch den gleichen Anforde- 
rungen unterliegen. 

Wir werden nunmehr den Grad der Unterdeckung für 
nichtversicherungsfÖrmige Pensionspläne von derzeif 
5 Prozenf auf zukünftig 10 Prozent festlegen. Damit er- 
füllen wir den Wunsch der in der Anhörung zum Aus- 
druck gekommenen Vorstellung der einzelnen Unterneh- 
men, die in Deutschland Pensionsfonds anbieten. Zudem 
kann in Zukunft bei Überschreiten der Unterdeckungs- 
grenze, sofern der Arbeitgeber die erforderlichen Nach- 
schussbeiträge nicht zahlt, die Aufsichtsbehörde BaFin 
im Einzelfall bei nichtversicherungsfÖrmigen Pensions- 
plänen die Frist zur Rückkehr zur vollständigen Bede- 
ckung verlängern. Diese Frist darf jedoch zehn Jahre 
nicht überschreiten. Damit wird bei der Nichtzahlung die 
zwingende Umstellung der Versorgungsleistungen auf 
versicherungsfÖrmige Durchführung mif enfsprechend 
herabgesefzfen Befrägen vermieden. 


Lasf, buf nof leasf sefzen wir mif diesem Gesefz wört- 
lich die verbindlichen Vorgaben hinsichtlich der Rege- 
lungen zum Aufstellen eines Sanierungsplanes gemäß 
Art. 16 Abs. 2 der Richtlinie 2003/41/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 3. Juni 2003 - EU- 
Pensionsfondsrichtlinie - über die Tätigkeiten und die 
Beaufsichtigungen von Einrichtungen der betrieblichen 
Altersversorgung um. Unternehmen haben nach einem 
solchen Sanierungsplan bis zu drei Jahre Zeit, die Unter- 
deckung des Fonds auszugleichen. 


(D) 


Fazit dieses Gesetzes ist die Erhöhung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Pensionsfonds und damit 
ein weiterer Beleg für die Attraktivität des deutschen Fi- 
nanzstandortes. Wir alle wissen, wie wichtig die betrieb- 
liche Altersvorsorge als eine der Säulen unserer Alters- 
vorsorge ist. Daher ist es richtig und notwendig, gute 
Bedingungen für Unternehmen zu schaffen, die Pen- 
sionsfonds in Deutschland gründen wollen. 

Letztendlich bleibt festzustellen: Der heutige Be- 
schluss ist ein guter Tag für die Verbraucherinnen und 
Verbraucher. 


Frank Schäffler (FDP): Der vorliegende Gesefzent- 
wurf wurde in der gestrigen Sitzung des Finanzausschus- 
ses entscheidend überarbeitet. Aufgrund dieser Ergän- 
zungen denken wir, dass die neunte VAG-Novelle den 
Versicherungsstandort stärken wird und stimmen ihr zu. 

Der Gesetzentwurf enthielt in seiner Fassung als Re- 
ferentenentwurf eine Flexibilisierung der Bedeckungs- 
vorschriften für Pensionsfonds, fm Kabinettsentwurf 
fehlte diese Regelung dann, gestern im Rahmen der Aus- 
schussberatungen haben wir sie schließlich wieder ein- 
gefügt. Nun ist eine Unterdeckung von 10 Prozent ge- 
mäß § 115 VAG zulässig. 


Das vorliegende Gesetz behebt nun diesen Missstand 
und sorgt dafür, dass die Bedeckungsregelungen von 
Pensionsfonds flexibler gesfalfef werden. Dies gilf je- 


Mif dieser Regelung lösen wir ein gemeinsames 
Versprechen aller Fraktionen während der Beratungen 
der achten VAG-Novelle ein. Bei einer unvoreinge- 
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nommenen Prüfung dieser Frage im Rahmen der Anhö- 
rung - die übrigens auf Drängen der FDP stattfand - 
wurde deutlieh, dass hier ein wesentliehes Hindernis für 
das Entstehen von mehr Pensionsfonds in Deutsehland 
beseitigt werden musste. Es war völlig unverständlieh, 
warum die Koalitionsfraktionen dieses Problem nieht 
sehon bei der letzten Novellierung des VAG lösen woll- 
ten. Eine saehliehe Begründung gab es dafür nieht; 
sehon die Anhörung zur aehten VAG -Novelle hatte den 
Flexibilisierungsbedarf unterstriehen. Umso mehr ist es 
jedoeh jetzt zu begrüßen, dass sieh die Koalitionsfraktio- 
nen im Rahmen der vorliegenden Novellierung einer hö- 
heren Einsieht nieht versehlossen haben. Dies ist aueh 
deshalb bemerkenswert, weil das Bundesfinanzministe- 
rium während der Aussehussberatungen noeh heftig ge- 
gen eine Flexibilisierung argumentierte. 

Die zweite wiehtige Änderung betrifft die Rüekstel- 
lungen für Beitragsrüekerstattung. Die Eigenmittelfunk- 
tion der RfB bei Lebensversieherungsuntemehmen wird 
gestärkt. Aueh hier wurde der Änderungsbedarf, auf den 
wir bereits in der ersten Lesung hingewiesen hatten, im 
Rahmen der Anhörung erneut deutlieh. Wir begrüßen die 
nun gefundene Regelung, die Entnahmen in eng be- 
grenzten Ausnahmefällen erlaubt und sieherstellt, dass 
die Mittel aussehließlieh für Leistungen an die Versi- 
cherten verwendet werden. Dadurch werden die Interes- 
sen der Unternehmen und der Versicherten gewahrt. 

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): Das Ergebnis der Be- 
ratungen zur Änderung des Versicherungsaufsichtsgeset- 
zes zeigt aus meiner Sicht Licht und Schatten. Die Frak- 
tion Die Linke begrüßt, dass mit diesem Gesetzentwurf, 
wenn auch mit einiger zeitlicher Verzögerung, den Vor- 
gaben des Bundesverfassungsgerichtes hinsichtlich des 
§ 14 Versicherungsaufsichtsgesetz entsprochen wird. 
Damit werden unter anderem die Belange der Versicher- 
ten bei Übertragung eines Bestandes von Versicherungs- 
verträgen von einem Unternehmen an ein anderes gere- 
gelt. Diese Änderung war überfällig, wie auch der Bund 
der Versicherfen und die Verbraucherzenfralen sagen. 

Ebenso begrüßen wir im Grundsafz die schriftweise 
Umsetzung der künftigen europäischen Solvabilitätsvor- 
schriften, Solvency II, aber eben nur im Grundsatz. Wir 
lehnen zum Beispiel die Lockerung des § 115 VAG ab, 
mit der den Versicherungsuntemehmen eine größere Un- 
terdeckung ohne Nachschusspfiicht ermöglicht werden 
soll. Wir meinen: Eine möglichst hohe Deckungsquote 
gibt den Versicherten eine große Einlagensicherheit und 
stellt somit ein Qualitätsmerkmal dar. Mit Verweis auf 
den Standortwettbewerb der europäischen Versiche- 
rungsuntemehmen diese Standards nun zu senken, gibt 
einer Ideologie des „race to the bottom“ den Vorzug ge- 
genüber einem ausgeprägten Qualitätsdenken. Dazu sa- 
gen wir auch im Interesse der Versicherten ganz klar 
Nein. 

In diesem Sinne sehen wir auch kritisch, dass im Rah- 
men des § 56 a die Chance verpasst wurde, eine für den 
Verbraucher hinreichende Transparenz zu schaffen. 
Wenn den Versicherern schon Gelegenheil gegeben 
wird, auf die Rücksiellungen für Beilragsrückerslattun- 


gen zurückzugreifen, dann sollte es zwingend sein, dass 
den Versicherten dargelegt wird, welche einzelvertragli- 
chen Auswirkungen dies für sie hat. Auch hier gilt, dass 
Transparenz und ausreichend hohe Standards als Quali- 
tätsmerkmale und nicht als Hemmnisse wahrgenommen 
werden sollten. Hinzu tritt, dass auf europäischer Ebene 
die Diskussion über den Umgang mit diesen Geldern 
und den damit verbundenen Transparenzanforderangen 
noch nicht abgeschlossen ist. Insofern wird zum jelzigen 
Zeilpunkt mil dieser Regelung auch ein falsches Signal 
geselzl - nämlich für, zumindesl in diesem Punkl, weni- 
ger Iransparenle und weichere Solvabililälsvorschriften. 

Schließlich zieh unsere Kritik auf jene Punkte, die 
nicht geregelt werden, unserer Meinung nach aber sehr 
wohl regelungsbedürftig sind: 

Erstens haben die Verbraucherzentralen wiederholt 
darauf hingewiesen, dass es für eine angemessene Be- 
wertung der Risikostrategie unverzichtbar ist, dass in 
§ 64 a auch das Risikoergebnis als zu berücksichtigen- 
des Kriterium Erwähnung finden muss. Das vermissen 
wir nach wie vor. 

Zweitens beinhaltet der vorliegende Gesetzentwurf 
keine für die Versicherten zufriedenstellende Regelung 
hinsichtlich der Aufteilung der Risikogewinne. Damit 
bleibt es weiter zu sehr in das Ermessen der Versiche- 
rungsuntemehmen gestellt, was diese für eine angemes- 
sene Verfeilung zwischen Versicherern und Versicherfen 
halten. Auch und gerade wegen des außerordentlich ra- 
sant wachsenden Marktes für privafe Rentenversichemn- 
gen muss der Gesefzgeber hier eine klare Regelung 
schaffen. Versicherer und Versicherangsnehmer sieben 
sich hier auf einem Markt mit hohem Monopolisiemngs- 
grad und mit erheblichen Informationsunterschieden ge- 
genüber. Da kann man nicht so einfach tun, als seien wir 
auf dem Markt für Karloffeln. 

Drittens und abschließend fordert die Linke - und 
hier sind wir uns mif den Kolleginnen und Kollegen vom 
Bündnis 90/Die Grünen ganz einig -, dass im Falle der 
Bestandsübertragung den Versicherten ein Sonderkündi- 
gungsrecht eingeräumt werden muss, ohne dass ihnen 
hieraus Nachteile erwachsen. Wenn ohne eigenes Zutun 
des Versicherten faktisch der Vertragspartner wechselt, 
so darf der Versicherte hier nicht seiner Zustimmungs- 
rechte beraubt werden. 

Weil wir hier Licht und Schatten sehen, können wir 
uns bei diesem Gesetzentwurf nur enthalten. Gleichzei- 
tig bleibt für uns fesfzusfellen: Einmal mehr haf die Bun- 
desregiemng leider nicht das herausgeholt, was an Deut- 
lichkeit für die Versicherfen wünschenswert wäre. Hier 
wäre mehr möglich gewesen. 

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Zu der heute abschließenden Lesung der neunten No- 
velle zum Versichemngsaufsichtsgesetz im Deutschen 
Bundestag möchte ich erst einmal den Hintergrand die- 
ser Novelle in Erinnerang rafen. Kem des Gesetzent- 
wurfes ist eine Umsetzung des Bundesverfassungsge- 
richtsurteils vom 26. Juli 2005. In diesem Urteil wurden 
die Übertragungen von Versichemngsbeständen, wie sie 
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(A) bislang im Versicherungsaufsichtsgesetz geregelt wur- 
den, für verfassungswidrig erklärt. Dass dies jetzt von 
der Koalition umgesetzt wird, begrüßen wir in der Sa- 
che. Oberstes Anliegen ist nämlich, dass die Transparenz 
und Nachvollziehbarkeit für die Versicherten gewähr- 
leistet wird. Dadurch erhalten die Bürgerinnen und Bür- 
ger eine belastbare Grundlage, auf der sie eine tragfähige 
Entscheidung zum Versichemngsabschluss fällen kön- 
nen. Nur wenn Versicherer und diejenigen, die eine Ver- 
sicherung abschließen, auf „gleicher Augenhöhe“ sind, 
kann der Mark! für Versicherungsleisfungen fair und 
weffbewerbsgerechf funktionieren. 

Doch diesem Ziel wird der vorliegende Gesetzent- 
wurf insgesamt nicht gerecht; denn die konkrete Umset- 
zung, wie sie nun von der Bundesregierung vorgesehen 
ist, reicht keineswegs aus, um die Belange der Versiche- 
rungsnehmer angemessenen zu berücksichtigen. 

Ich will dies am Beispiel unseres konkreten Ände- 
rungsantrages zur Aufteilung der Gewinnquellen auf 
Versicherte und Anteilseigener der Versicherungsunter- 
nehmen - § 8 1 c Versicherungsaufsichtsgesetz -, den wir 
in die Beratungen im Finanzausschuss eingebracht ha- 
ben, erläutern. Wir fordern darin, dass die Beteiligung 
der Versicherungsnehmer am Kapitalanlageergebnis, am 
Risikoergebnis und die Beteiligung an den übrigen Er- 
gebnissen 90 Prozent nicht unterschreiten dürfen. Damit 
beabsichtigen wir, die Versicherungsnehmer an den Ge- 
winnquellen, die sie durch die Zahlung ihrer Beiträge 
erst ermöglichen, transparent und nachvollziehbar zu be- 
teiligen. Bisher ist der Umfang dieser Beteiligung nur in 
.p') einer Verordnung geregelt; lediglich für den Fall der Ka- 
^ ' pifalgewinne isf ein konkreter Wert vorgeschrieben: 
90 Prozent. Die anderen Gewinnquellen, die zum Bei- 
spiel dadurch entstehen können, dass die Lebenserwar- 
tung bei Rentenversicherungen von den Versicherern 
länger angesetzt wird, als sie tatsächlich ist, sollen nur 
„angemessen“ auf die Versicherten einerseits und die 
Aktionäre andererseits aufgeteilt werden. Was „ange- 
messen“ ist, bleibt wiederum der Bundesanstalt für Fi- 
nanzdiensfleistungsaufsicht Vorbehalten und ist gerade 
für die Versicherfen selbsf überhaupt nicht nachvollzieh- 
bar. Wir sehen aber gerade hier die Verantwortung des 
Gesetzgebers, um im Sinne der Versicherten, also der 
Verbraucher, transparente, verlässliche und nachvoll- 
ziehbare Rahmenbedingungen ganz klar im Gesetz und 
nicht in irgendwelchen Verordnungen zu verankern, die 
keiner kennt. Die Interessenabwägung zwischen Versi- 
chertengemeinschafl einerseits und den Eigentümern der 
Versicherungen andererseits ist nicht Aufsichtstechnik, 
die in Verordnungen ihren Platz hat, sondern eine politi- 
sche Entscheidung von wesentlicher Bedeutung für die 
Beteiligten. Das bezieht natürlich die Grundlagen mit 
ein, auf die sich die Beteiligungsquote bezieht. Die Ab- 
grenzung dieser Grundlagen dürfen wir nicht in Verord- 
nungen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs- 
aufsicht überlassen. Hier muss zumindest eine 
Kontrollmöglichkeit des Gesetzgebers vorhanden sein. 

Dem Vonseiten der Koalition vorgebrachten Argu- 
ment, dass die Aufteilung der Gewinne zwischen Versi- 
cherten und den Aktionären der Versicherungsgesell- 
schaften nicht im Gesetz, sondern in einer allgemein 


unbekannten Verordnung und auch dort nicht eindeutig (C) 
geregelt werden sollte, weil dies ein ganz wichtiger 
Wettbewerbsparameter sei, der vom Gesetzgeber nicht 
angetastet werden sollte, halten wir für nicht haltbar. 

Wenn der Wettbewerb schon so gut funktionieren sollte, 
warum hat dann das Bundesverfassungsgericht unbe- 
dingt mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit für die 
Versicherungsnehmer gefordert? Für Kundinnen und 
Kunden ist bei Vertragsabschluss bisher nämlich nicht 
erkennbar und vergleichbar, wie die Erträge aufgeteilt 
werden. Sie können diesen Wettbewerbsparameter gar 
nicht in ihre Entscheidungen einbeziehen, weil sie ihn 
schlichtweg nicht kennen. Der Vorwurf, wir würden hier 
planwirtschaftliche Vorgaben machen, ist Humbug: 

Denn erstens ist die Beteiligung an den Kapitalgewinnen 
schon in der existierenden Verordnung mit 90 Prozent 
genannt und zweitens zeichnet sich die Leistungsfähig- 
keit und damit die Wettbewerbsfähigkeit einer Lebens- 
versicherung dadurch aus, ob sie mit den Beiträgen ihrer 
Versicherten und mit ihrer Risiko- und Kostenstruktur 
entsprechend hohe Gewinne erzielt, unabhängig von der 
Aufteilung dieses Gewinns. Bei der eigentlichen Ge- 
winnerzielung erfolgt doch der Wettbewerb - und nicht 
in Spielräumen versteckt in irgendwelchen Verordnun- 
gen. 

Unbefriedigend war auch die vorgebrachte Argumen- 
tation für die Erweiterung der Zugriffsmöglichkeiten für 
die Versicherungsuntemehmen auf die Überschüsse, die 
eigentlich den Versicherten zustehen, § 56 a Versiche- 
rungsaufsichtsgesetz. Die vorgeschlagene Änderung, 
dass Versicherungsuntemehmen künftig berechtigt sein 
sollen, mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde in Aus- (D) 
nahmefällen die Rückstellung für Beitragsrückerstattung 
- so heißt der allgemeine Überschusstopf - zur Abwen- 
dung eines drohenden Notstandes heranzuziehen, halten 
wir nicht für ausreichend. An die Kundinnen und Kun- 
den hat dabei offensichtlich in der Großen Koalition er- 
neut niemand gedacht; denn die Kunden müssten über 
diesen Vorgang informiert und die Auswirkungen auf ih- 
ren konkreten Versicherangsvertrag individuell beziffert 
und nachvollziehbar begründet werden. Auch das fehlt 
in Ihrem Gesefz. 

Aus diesen Gründen können wir dem vorliegenden 
Gesefzentwurf zur neunten VAG-Novelle nicht zustim- 
men. 

Dr. Barbara Hendricks, Pari. Staatssekretärin beim 
Bundesminister der Finanzen: Mit dem Gesetz, das wir 
heute beraten, knüpfen wir an die Neuregelungen für die 
Versichemngsvermiftlung und für das Versichemngsver- 
fragsrecht an, die in diesem Jahr bereifs vom Bundesfag 
verabschiede! wurden. Auch dieses Gesefz wird für 
mehr Verbraucherschufz sorgen und Versicherfe insbe- 
sondere bei Lebensversichemngen deuflich besserstel- 
len. 

Anlass für diesen Gesetzentwurf waren die Bundes- 
verfassungsgerichtsurteile vom 26. Juli 2005. Mit seinen 
Urteilen hat das Gericht neue verfassungsrechtliche 
Maßstäbe für die Lebensversichemng aufgestellt und 
Vorschriften im Versichemngsaufsichfsrecht für verfas- 
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(A) sungswidrig erklärt. Das Gericht hat dem Gesetzgeber 
aufgegeben, bis zum 3 1 . Dezember 2007 eine verfas- 
sungsgemäße Neuregelung zu schaffen. Heute steht die 
abschließende Beratung über diesen Gesetzentwurf an. 
Ich freue mich, dass der Regierungsentwurf im Wesentli- 
chen die Billigung aller Fraktionen gefunden hat. 


Dieser Zustand soll nun geändert werden: Zukünftig 
sind die Belange der Versicherten von der Aufsichtsbe- 
hörde umfassend festzustellen und werden ungeschmä- 
lert in die Entscheidung über die Genehmigung einge- 
bracht. Bei Lebensversicherungen wird sichergestellt, 
dass die durch Prämienzahlungen der Versicherungsneh- 
mer geschaffenen Vermögenswerte - einschließlich even- 
tueller stiller Reserven - mit übertragen werden und den 
betroffenen Versicherten in gleichem Umfang zugute- 
kommen wie ohne Austausch des Schuldners. Mitglieder 
von Versicherungsvereinen bekommen zusätzlich einen 
Anspruch auf Entschädigung, wenn sie durch eine Be- 
(ß) Standsübertragung ihre Mitgliedschaft verlieren. 


rungsuntemehmens und ist daher auch im Interesse der 
Versicherten. An dem rechtlich abgesicherten Schutz der 
Beteiligung am verbleibenden Überschuss ändert sich 
dadurch nichts. 

Zudem wird der Entwurf um eine bereits seit mehre- 
ren Jahren diskutierte Frage aus dem Bereich der be- 
trieblichen Altersversorgung ergänzt. Der Gesetzgeber 
hat den 2001 neugeschaffenen Pensionsfonds große 
Freiheit bei der Kapitalanlage gegeben. Er hat aber 
gleichzeitig festgelegt, dass der Wert dieser Kapitalan- 
lage nur in relativ engen Grenzen schwanken darf 
Durch diese Vorgabe ist die Flexibilität der deutschen 
Pensionsfonds bisher eingeschränkt. Mit dem auch im 
Bereich der betrieblichen Altersversorgung zunehmen- 
den Wettbewerb in der Europäischen Union erweist sich 
dies als Nachteil. Die Erhöhung der Grenze für Unterde- 
ckungen von 5 auf 10 Prozent gibt den Pensionsfonds 
die nötige Flexibilität, um auf Schwankungen des Kapi- 
talmarktes angemessen reagieren zu können. Die Pen- 
sionsfonds werden bei Unterdeckungen angehalten, ei- 
nen von der BaFin zu genehmigenden Sanierungsplan zu 
erarbeiten. Hierdurch wird die Sicherheit für die Ansprü- 
che der Versorgungsempfänger gewährleistet. 

Wir verbinden mit diesem Gesetzentwurf die Moder- 
nisierung des Rechts mit mehr Schutz für die Verbrau- 
cher und mit mehr Gerechtigkeit beim Interessenaus- 
gleich. Daher sollte der Gesetzentwurf auch im Plenum 
eine breite Zustimmung finden. 


Anlage 16 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Antrags: Verbraucherfreund- 
liche Lebensmittelkennzeichnung einführen 
(Tagesordungspunkt 20) 

Uda Carmen Freia Heller (CDU/CSU): Bündnis 90/ 
Die Grünen möchten noch mehr Farbe in unsere Super- 
märkte bringen. Mit roten, gelben und grünen Punkten 
sollen dem Verbraucher im Sinne einer staatlich verordne- 
ten Verkehrsampel freundlicherweise die Entscheidungen 
für die Lebensmittelauswahl abgenommen werden. Des- 
halb lautet also der Titel des Antrags „Verbraucherfreund- 
liche Lebensmittelkennzeichnung einführen“. Ob dies tat- 
sächlich diesen Sinn der Verbraucherfreundlichkeit erfüllt, 
wagen wir zu bezweifeln. Die Union lehnt die sogenannte 
Ampelkennzeichnung aus einer Vielzahl von Gründen ab. 
Wir wehren uns dagegen, dem Verbraucher das eigenstän- 
dige Denken durch solche Farbkennzeichnungen abzu- 
nehmen und setzen vielmehr auf Information statt auf 
staatlich verordnete Fernsteuerung. Denn eine Nähr- 
wertampel gibt nur scheinbar eine gute Orientierung. Viel- 
mehr stellt sie eine starke Vereinfachung dar, die der Viel- 
falt unserer Produkte in keiner Weise Rechnung trägt und 
manche Branchen, wie die Süßwarenindustrie, fast gene- 
rell in die rote Ecke stellt. Der vorliegende Antrag orien- 
tiert sich nicht am Leitbild der mündigen und informierten 
Verbraucherinnen und Verbraucher. Er trägt auch nicht 
dazu bei, dass Verbraucher mehr über Ernährung lernen. 


Von den übrigen Regelungen des Gesetzentwurfs ist 
die Einführung gesefzlicher Mindestanforderungen an 
das Risikomanagement hervorzuheben. Damit soll im 
Versicherungsbereich eingeführt werden, was im Ban- 
kenbereich bereits seit 2005 vorgeschrieben ist. Im We- 
sentlichen geht es darum, die Unternehmen zu veranlas- 
sen, eine eigene Risikostrategie zu entwickeln sowie 
angemessene interne Steuerungs- und Kontrollsysteme 
einzuführen. Dabei wird darauf geachfef, dass die Anfor- 
derungen verhältnismäßig bleiben, das heißt Größe der 
Unternehmen und der Art ihres Geschäfts angepasst 
sind. 

Im parlamenfarischen Verfahren sind noch zwei zu- 
säfzliche Regelungen in das Gesefz aufgenommen wor- 
den. Diese belreffen zum einen die Lebensversicherung 
und zum anderen Pensionsfonds. Die Lebensversiche- 
rungen sind durch die Regelung der Rücksfellungen für 
die Beifragsrückersfattung belroffen. Hierzu muss man 
wissen: Die Beifräge, die für die Überschussbefeiligung 
der Versicherten bestimmt sind, werden den Versicherten 
nicht sofort ausgezahlt. Vielmehr werden sie zunächst 
der Rückstellung für Beifragsrückerstattung zugewiesen, 
der sogenannten RfB. Die RfB dient den Versicherungs- 
Unternehmen zugleich als Eigenmittel und ist daher für 
die Sichersfellung ihrer finanziellen Sfabilifäf sehr wich- 
tig. Die neue Regelung präzisiert die Voraussetzungen, 
unter denen die Unternehmen ausnahmsweise auf die 
RfB zugreifen können. Diese Möglichkeit liegt im Inte- 
resse der Sicherung der Leistungsfähigkeit des Versiche- 


Das Bundesverfassungsgericht hatte vor allem die 
Regelungen beanstandet, die für die Überfragung eines 
Besfands von Versicherungsverträgen auf ein anderes 
Unternehmen gelten. Eine Bestandsübertragung ist nur 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde möglich. Bisher 
hat die Aufsichtsbehörde nur darauf geachtet, dass bei 
der Bestandsübertragung die garantierten Leistungen der 
Versicherten nicht gefährdet wurden. Ihre berechtigten 
Erwartungen auf eine Beteiligung an den Überschüssen, 
die das Versicherungsuntemehmen mit den von ihnen 
eingezahlten Beiträgen erzielt, wurden dagegen nur ein- 
geschränkt berücksichtigt. 
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(A) im Gegenteil: Sie vereinfacht, statt nachvollziehbare In- 
formationen zu liefern. Minister Seehofer formulierte 
seine Kritik zum Ampelsystem sehr direkt: Die Ampel 
„trägt mehr zur Verdummung der Bevölkerung als zu ih- 
rer Information bei“! Für die CDU/CSU ist ein nach sub- 
jektiven Kriterien bewertendes Ampelsystem mit dem 
Prinzip der objektiven Nährwertinformation unvereinbar. 
Ein weiteres Argument gegen eine Ampelkennzeichnung 
ist deren Eindimensionalität. Sie teilt Lebensmittel ein- 
fach nur in gute und schlechte Lebensmittel ein. Deshalb 
ist sie ein unzulänglicher Emährungsratgeber. Die Einfüh- 
rung dieses Systems kann dazu führen, dass Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher eine ganze Reihe von Produkten 
mit roten Punkten aus ihrem Speiseplan generell strei- 
chen, die ihnen aber gleichzeitig essenzielle Nährstoffe 
zuführen. Produkfe mit roten Zeichen sind möglicher- 
weise wichtige Lieferanten für Vitamine oder Mineral- 
Stoffe, zum Beispiel Nüsse, Butter, Olivenöl. 

Darüber hinaus verleifef das Signposfing zu Fehlver- 
halten, weil es schlichtweg unlogisch ist. Will man sich 
besonders „gut = grün“ ernähren, suggeriert die Ampel, 
dass, wenn man möglichst viele Produkte mit dem grü- 
nen Punkt wählt, man sich gesund ernähre. Andererseits 
bedeutet eine rote Ampel bei Lebensmitteln, anders als 
im Straßenverkehr, nicht Stopp!, sondern dass diese Le- 
bensmittel maßvoll sehr wohl verzehrt werden können. 
Eine Einteilung der Lebensmittel in das grobe Raster gut 
und schlecht verwirrt den Verbraucher, weil es gerade 
nicht auf die Bewertung einzelner Lebensmittel an- 
kommt, sondern auf eine ausgewogene Ernährung, in der 
alle Nahrungsmitteln ihren Platz haben. Es geht um eine 

(B) ausgewogene, abwechslungsreiche Ernährung mit indi- 
viduell unterschiedlichen Anforderungen an Nährstoffe, 
Energiezufuhr und Mengen. Politik und Gesetzgeber 
dürfen es sich bei diesem wichtigen Thema nicht so ein- 
fach machen! 

Zudem bietet die Ampelkennzeichnung wenig An- 
reize für die Hersfeller, Rezepturen innerhalb einer Pro- 
duktkategorie zu überarbeiten, da die Verringerung eines 
Nährstoffanteils keine grundlegende Verbesserung von 
Rot auf Gelb oder von Gelb auf Grün führen kann. Wo 
und wie sollen die Grenzziehungen, das Umspringen in 
der Farbskala denn erfolgen? 

Die Union hat bereits auf ihrem vor einigen Monaten 
durchgeführten Emährungskongress deutlich hervorge- 
hoben, dass unter anderem die Kalorienzahl zur besseren 
Vergleichbarkeit auf den Verpackungen - am besten gut 
sichtbar an prominenter Stelle auf der Schauseite des 
Etiketts - hervorgehoben werden sollte. Dabei soll min- 
destens die Angabe des Brennwertes bezogen auf eine 
Portion unter Bezug auf einen durchschnittlichen Refe- 
renzwert von 2 000 Kilokalorien ausgewiesen werden. 
Natürlich variiert der individuelle Energiebedarf jedes 
einzelnen Menschen - aber jeder mündige Bürger sollte 
ein Mindestmaß an Verantwortung und Interesse für 
seine Gesundheif und sein persönliches Wohlbefinden 
aufbringen. 

Nafürlich soll jefzf niemand mif dem Taschenrechner 
neben dem Teller Dreisäfze ausrechnen. Es geht um das 
grundsätzliche Gespür für die fafsächlich benötigte tägli- 


che Kalorienzufuhr. Bei vielen Menschen ist das natürli- (C) 
che Hungergefühl verloren gegangen, das Gefühl dafür, 
wie viel Energie der Körper wirklich braucht. Deshalb 
ist die Kalorienangabe im Verhältnis zum täglichen Ka- 
lorienbedarf eine wichtige Hilfe. Diese Angaben sollen 
in der Regel bezogen auf die Portion in einheitlichen und 
wiedererkennbaren Symbolen zum Beispiel als Pikto- 
gramm auf Lebensmittelverpackungen bzw. -etiketten 
erfolgen. Dazu ist mittelfristig eine Vereinheitlichung 
der Portionsgrößen für Lebensmittel derselben Kafegorie 
durch jeweilige Branchen der Wirtschaft erforderlich. 
Einheitlichkeit und leichte Verständlichkeit bei der 
Kennzeichnung sind unabdingbar, damit der Verbrau- 
cher problemlos die Informationen auswerten kann. Um 
den Lebensmittelproduzenten für eine Übergangszeif die 
Umsfellung zu erleichtern, soll lediglich der Brennwert 
bezogen auf die Portion unter Bezug auf die empfohlene 
Tageszufuhr auf der Schauseite des Etiketts angegeben 
werden. Diese Variante kann auch bei Klein- und 
Kleinstverpackungen verwendet werden. 

Ich möchte noch mal deutlich den Ansatz der Union 
formulieren: Wir setzen auf sachliche und faktische Infor- 
mation des Verbrauchers ohne das bewertende Element 
einer Ampelkennzeichnung. Wir unterstellen dem mündi- 
gen Verbraucher, dass er wenige Produktinformationen 
wissen möchte und mit gesundem Menschenverstand aus- 
wertet. Eine eigenverantwortliche Kaufentscheidung der 
Verbraucher auf der Basis einer verständlichen und ver- 
gleichbaren Information ist unser Ziel. Mit diesen Infor- 
mationen auf der Verpackung geben wir eine verlässliche 
Entscheidungsgrundlage, mit welcher dem Verbraucher 
sehr viel mehr gedient ist als mit einer politisch motivier- ' 
ten Bewertung einzelner Lebensmittel. 

Wenn man sich einen Mars-Riegel gönnt, dann er- 
nährt man sich ja nicht gleich schlecht. Im Gegenteil, 
man soll diese kleine Sünde ganz bewusst genießen. Im 
Rahmen einer ausgewogenen Ernährung ist schließlich 
alles erlaubt. Aber in Maßen. Wer nicht Maß hält, ist 
selbst schuld. Wenn im Jahre 2002 ein an Diabetes er- 
krankte Richter einen Prozess anstrengt und den Herstel- 
ler der Mars-Riegel für seine Krankheif, ausgelösf durch 
den fäglichen Verzehr von mindesfens zwei Schokorie- 
geln, verklag!, dann kann ich nur mufmaßen: ein fypi- 
sches Beispiel für unsere Spaß- und Genussgesellschaff. 

Und dann noch eigenes Fehlverhalten anderen in die 
Schuhe schieben! Es darf in Deutschland keinen riesigen 
Beipackzettel mit Risiken und Nebenwirkungen für Le- 
bensmittel geben. 

Bisher sind bereifs einige Lebensmittelproduzenfen in 
Deufschland mif gufem Beispiel vorangegangen, denn 
mittlerweile tragen 60 Prozent der verpackten Lebens- 
mittel zumindest eine herkömmliche Nährwertkenn- 
zeichnung. Ziel ist eine erweiterte Nährwertinformation 
von 70 Prozent aller Lebensmittel auf dem deutschen 
Markt bis zum Jahre 2010. Dieses Ziel ist sicherlich sehr 
ehrgeizig, aber die Lebensmittelwirtschaft hat auf der 
Allgemeinen Nahrungs- und Genussmittel-Ausstellung, 
Anuga, 2007 in Köln die Verbreiterung und Verbesse- 
rung der Nährwertinformationen begrüßt und ihre Unter- 
stützung zugesagt. 
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(A) Als Kemaussage möchte ich hervorheben, dass Prä- 
vention und Bekämpfung von Übergewicht eine gesamt- 
gesellschaftliche Aufgabe sind, jeder soll seinen Beitrag 
entsprechend seiner Kompetenz und Verantwortung leis- 
ten, der Verbraucher ebenso wie Wirtschaft und Handel, 
Politik und Wissenschaft. Eines ist klar: Erweiterte 
Nährwertinformationen, die wahr, leicht verständlich 
und miteinander vergleichbar sind, werden das Problem 
Übergewicht nicht lösen, das ja bekanntlich von vielen 
weiteren Einflussfaktoren wie genetischer Disposition 
und Bewegung etc. abhängt. Es ist illusorisch zu glau- 
ben, eine solche Nährwertkennzeichnung löse das Pro- 
blem Übergewicht, aber sie ist ein wichtiger Mosaik- 
stein, welcher als Teil eines Gesamtkonzeptes dem 
interessierten und verantwortlichen Verbraucher bei der 
Produktauswahl helfen kann. 

Entscheidend für die Bekämpfung des Übergewichts 
sind letztlich die Aufklärung des Verbrauchers und Moti- 
vation, etwas für seine Gesundheit zu tun. Dazu gehören 
eben auch eine bewusste Ernährung und viel Bewegung, 
in den Schulen und auch im Berufsalltag der Erwachse- 
nen. Die Politik kann bei diesem Ziel nur Hilfestellung 
leisten. Der verantwortliche Umgang mit der eigenen 
Gesundheit - diese Aufgabe verbleibt letztlich beim Ver- 
braucher. 


(B) 


Dr. Marlies Volkmer (SPD): Benjamin Franklin 
sagte: „Seit der Erfindung der Kochkunst essen die Men- 
schen doppelt soviel, wie die Natur verlangt . . .“ Mit den 
Folgen dieses Phänomens müssen wir uns heutzutage 
ganz besonders befassen - auch wenn nicht alles, was 
gegessen wird, als Ergebnis von Kochkunst bezeichnet 
zu werden verdient. Ungefähr 37 Millionen Erwachsene 
und 2 Millionen Kinder und Jugendliche in Deutschland 
sind übergewichtig oder adipös. Jedes zweite stark über- 
gewichtige Kind leidet bereits unter einer Folgeerkran- 
kung wie Bluthochdruck, Gefäßerkrankungen, Vorsfufen 
des Diabetes oder orthopädischen Erkrankungen. Damit 
aus den übergewichtigen Kindern von heute nicht die 
Frührentner von morgen werden, müssen Gegenmaßnah- 
men ergriffen werden. Eine gesunde Lebensweise mit 
ausgewogener Ernährung und ausreichender Bewegung 
kann dem entgegenwirken. Ein wichtiger Aspekt ausge- 
wogener Ernährung ist die Auswahl beim Einkauf Viele 
Verbraucherinnen und Verbraucher sind schon jetzt be- 
reit, ihren Einkauf auf eine vernünftige Ernährung abzu- 
stellen. Die geltenden Vorschriften und die Praxis der 
Kennzeichnung sind dafür jedoch nichf ausreichend. 
Nährwertangaben sind in der Regel nicht verpflichtend. 
Wenn sie dennoch gemacht werden, sind sie oft schwer 
zu finden und schwer zu verstehen. So sind sie keine 
Hilfe. Verbraucherinnen und Verbraucher benötigen In- 
formationen, die schnell, einfach und klar verständlich 
bei der Kaufentscheidung helfen und es leicht machen, 
eine gesündere Alternative zu wählen. Es geht also um 
die Erweiterung der Wahlfreiheit, nicht um deren Ein- 
schränkung. Dabei muss beachtet werden, dass das Wis- 
sen über Nahrung, Nahrungszubereitung und ausgewo- 
gene Ernährung im Allgemeinen schwindet. Bestimmte 
Kenntnisse können deshalb bezüglich der Verständlich- 


keit von Nährwertkennzeichnungen nicht vorausgesetzt (C) 
werden. 

Das Angebot an problematischen Nahrungsmitteln 

- insbesondere verarbeitete und zusammengesetzte Pro- 
dukte mit verstecktem hohem Fett-, Zucker- und Salzge- 
halt - wird immer größer. Daran muss eine Kennzeich- 
nung ansetzen, die zur Bekämpfung und Prävention von 
Übergewicht eine Verhaltensänderung der Verbraucher 
beim Einkauf erreichen soll. Nährwertkennzeichnung ist 
für die Wahlfreiheit der Verbraucher unerlässlich. Die 
SPD setzt sich deshalb dafür ein, sie verpflichtend zu 
machen. Solange nur einige Produkte gekennzeichnet 
sind, gibt es keine echte Vergleichsmöglichkeit. Die 
Kennzeichnung muss für die Masse der Verbraucherin- 
nen und Verbraucher schnell und leicht verständlich 
sein. Ein für alle Hersteller und Produkte gleiches Sym- 
bol ist deshalb unerlässlich. Die Angaben müssen - ohne 
Umrechnungsschritte - unmittelbar vergleichbar sein. 
Bedarfsbezogene Angaben sind wegen der unterschiedli- 
chen Bedarfe nicht geeignet. Die Kennzeichnung muss 
eine Bewertung enthalten, die für den Konsumenfen die 
gesündere Alfemative offensichtlich macht. Nur eine 
solche Empfehlung ist im alltäglichen Einkaufsstress 
eine echte Entscheidungshilfe. Die Bewertung muss auf 
anerkannten wissenschaftlichen Emährungsempfehlun- 
gen beruhen und kann keinesfalls auf Zahlen der Indus- 
trie zurückgreifen. Keine denkbare Nährwertkennzeich- 
nung ist für sich genommen geeignef, eine ausgewogene 
Ernährung sicherzusfellen. 

Eine Informationskampagne zur Einführung der 
neuen Kennzeichnung isf deshalb unerlässlich. Wir ap- 
pellieren deshalb an die Bundesregierung, ihre Eck- 
punkfe zur Nährwerfkennzeichnung zu überarbeifen und 
auf EU-Ebene für eine verpflichtende, wertende Kenn- 
zeichnung einzutreten. Die Kompetenz des Bundesamts 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, BVL, 
und der Deutschen Gesellschaft für Ernährung, DGE, 
müssen hier genufzf werden. Die Nährwerfkennzeich- 
nung, die von der brifischen Food Sfandard Agency ent- 
wickelt wurde, Ampel, muss auf Anwendbarkeit im 
deutschen Markt geprüft werden. Daneben sollte auch 
eine Marktforschungsstudie zur Nährwertkennzeichnung 

- auf übliche Portionen des jeweiligen Lebensmittels be- 
zogen - durchgeführt werden, um zu sehen, welche Art 
der Kennzeichnung am ehesten zur gewünschten Ände- 
rung des Verbraucherverhaltens führt. Auch wenn wir in 
einigen Punkten mit den Antragstellern übereinstimmen: 

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen wird den Anfor- 
derungen nicht gerecht. Es genügt eben nicht, die Auf- 
klärung alleine den Verbraucherverbänden zu überant- 
worten. Ebenso fehlt die Forderung nach verbindlicher 
Nährwertkennzeichnung auf EU-Ebene. Meines Erach- 
tens bedarf es keiner neuen Studie zu den Grundlagen 
der Emährungsempfehlungen. Hier liegen umfängliche 
Forschungsergebnisse vor. Es komm! darauf an, diese 
für eine verpflichtende, transparente und leicht verständ- 
liche Verbraucherinformation zu nutzen. 

Hans-Michael Goldmann (FDP): Sie, ich - wir alle 
müssen uns jeden Tag neu entscheiden, welche Lebens- 
mittel wir einkaufen und was wir essen und trinken. Ei- 
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(A) nige Kollegen, unter anderem auch die Antragsteller, 
sind überzeugt davon, dass wir den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern mehr Orientierung geben mit einer 
Ampelkennzeichnung auf Lebensmitteln. Das halte ich 
für einen Irrweg, und zwar ganz einfach deshalb, weil 
hier eine Bewertung von Lebensmitteln vorgenommen 
wird, die einmal ausbuchstabiert vollkommen fragwür- 
dig ist. Nehmen wir mal den Bereich der Fette und Öle. 
Da finde ich kein Produkt mit einem grünen Punkt, kein 
Rapsöl, kein Olivenöl, selbst Halbfettmargarine ist nicht 
mehr im grünen Bereich, sondern gelb gekennzeichnet. 
Was tut der Verbraucher nun? Wie soll er nun kochen, 
braten, backen? Der greift trotzdem zum Rapsöl und 
zum Olivenöl, weil er es kennt und weil er es zur Zube- 
reitung der Speisen braucht. So wird aus der Ampel eine 
reine Hampelei. 

Die Antragsteller beschreiben die hinlänglich bekann- 
ten gesellschaftlichen Probleme von Fehlernährung und 
Übergewicht. Es wird daraufhingewiesen, dass die Fol- 
gekosten von emährungsbedingten Erkrankungen für 
das deutsche Gesundheitssystem für das kommende Jahr 
von jetzt etwa 70 Milliarden Euro auf über 100 Milliar- 
den Euro ansteigen könnten. Zentrale Forderung des An- 
trages ist die Einführung der Ampelkennzeichnung nach 
britischem Vorbild. Zusätzlich wird auf Werbeeinschrän- 
kungen und Werbeverbote etwa für Süßwaren in anderen 
Ländern verwiesen. 

Diese einseitige politische Steuerung des Konsums 
durch dirigistische staatliche Eingriffe in das Marktge- 
schehen wie zum Beispiel Werbeverbote und Nähr- 
tRt wertampel lehnt die FDP-Bundestagsfraktion strikt ab. 
^ ' Die FDP steht für einen Verbraucherschutz, der neben 
gesetzlichen Vorgaben verstärkt auf Eigeninitiative und 
Wettbewerb setzt. Wir stehen zum Leitbild des mündi- 
gen und informierten Verbrauchers. Symbolpolitik, in 
deren Mittelpunkt Produkt- und Werbeverbote stehen, 
sind für den gewünschten Verbraucherschutz kontra- 
produktiv, schaden der Wirtschaft und vernichten Ar- 
beitsplätze in Deutschland. Deshalb unterstützen wir 
nachdrücklich den Ansatz der Freiwilligkeit der Unter- 
nehmen zur verbesserten Kennzeichnung von Lebens- 
mitteln. Die dafür gewählte Angabe der zentralen Ele- 
mente „1+4“, Brennwert als Kalorien-Gehalt aus Fett, 
Zucker, gesättigte Fettsäuren und Salz, ist grundsätzlich 
der richtige Weg. Deshalb hätte ich den Bundesemäh- 
rungsminister an dieser Stelle gerne für seinen einge- 
schlagenen Kurs gelobf. Leider isf aber auch in diesem 
zenfralen emährungs- und verbraucherpolifischen Be- 
reich zu befürchten, dass die Streitereien zwischen 
CDU/CSU und SPD einer vernünftigen Lösung im Wege 
stehen. Der vom SPD-Parteitag verabschiedete Antrag 
einer verpflichtenden Nährwertkennzeichnung unter- 
streicht die Handlungsunfähigkeit dieser Bundesregie- 
rung zulasten der Emährungswirtschaft und der Verbrau- 
cher. Offensichtlich sind sich SPD und Union uneinig, 
ob die Kennzeichnung freiwillig oder verpflichtend er- 
folgen soll. Das ist ein weiterer emährungspolitischer 
Offenbarungseid. 

Vor diesem Hintergrund kann ich nur alle Verfechter 
einer Ampelkennzeichnung vor einem weiteren emäh- 
rungspolitischen Irrweg warnen. Es isf nahezu unmög- 


lich, nachvollziehbare Kriterien für eine Einfeilung in (C) 
Rof-Gelb-Grün zu definieren. Selbsf ein Speiseplan, der 
ausschließlich Lebensmittel mit einem grünen Punkt ent- 
hält, kann dennoch ungesund sein und somit zu einer 
Fehlernährung führen. Mit dem Ampelsystem ist keine 
Aussage darüber möglich, ob sich jemand gesund er- 
nährt oder nicht. 

Deshalb tritt die FDP für einen ganzheitlichen Ansatz 
ein. Dabei sind Emährungsaufklärung, Bewegungsför- 
derung, leichtversfändliche und nüfzliche Nährwertin- 
formationen sowie die Wahlfreiheit aus einem breit gefä- 
cherten Lebensmittelangebot zielführende Ansäfze zur 
Vermeidung von Übergewicht von Kindern und Jugend- 
lichen. Schließlich müssen alle gesellschaftlichen Grup- 
pierungen eingebunden werden. 

Karin Binder (DIE LINKE): Wussten Sie, dass noch 
nicht einmal ein Fünftel des insgesamt verkauften Zu- 
ckers tatsächlich für Süßwaren verwende! wird? Die 
resflichen 82 Prozenf des Zuckerumschlags gehen in an- 
dere, auf den ersfen Blick oft unverdächtige Lebensmit- 
tel wie Ketchup, Senf oder Tütensuppen. Fast allen Fer- 
tigprodukten und sogar abgepacktem Fleisch wird 
Zucker zugesetzt, um sie länger haltbar zu machen. 

Nun hat ja Zucker zumindest bei gesundheits- und er- 
nährungsbewussten Verbraucherinnen und Verbrau- 
chern seit geraumer Zeit nicht den besten Ruf Und so 
hat sich die Lebensmittelindustrie allerhand einfallen 
lassen, um den Zucker in ihren Produkten zu verstecken. 

Da wird Zucker dann wohlklingend und Gesundheit sug- 
gerierend als Fructose, Glucose oder Fruchtsüße be- (D) 
zeichnet: Traubenzucker, Milchzucker, Roh-Rohrzucker, 
Melasse und so weiter. Oder es wird explizit geworben 
mit dem Slogan „ohne Zuckerzusatz“. Dabei enthält das 
so angepriesene Produkt oft schon mehr als genug Zu- 
cker aus den darin enthaltenen Früchten. Auf etlichen 
Produkten ist noch nicht mal klar zu erkennen, dass Zu- 
cker drin ist, weil die Hersteller ihn verschämt unter der 
Rubrik Kohlehydrate unterbringen, ohne auf den darin 
enthaltenen Zucker hinzuweisen. 

Es ist also schwer, als Verbraucherin den Zuckerkon- 
sum einigermaßen im Blick zu behalten, geschweige 
denn, den allgegenwärtigen Zucker zu vermeiden, wenn 
man das möchte oder vielleicht sogar aus gesundheitli- 
chen Gründen muss. 

Ähnliches gilt für Fette und Salz, insbesondere bei 
verarbeiteten Lebensmitteln. Seit Jahren wird hier von 
den Lebensmittelherstellem getrickst, getäuscht und ver- 
schleiert mit Begriffen wie „kalorienarm“ oder „light“, 
oder es werden Zuckerbomben mit dem Slogan „Null 
Prozent Fett“ angepriesen. 

Das muss anders werden. Wir wollen, dass Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher beim Einkauf und beim Es- 
sen schnell, einfach und zuverlässig erkennen können, 
was sie da konsumieren. Deshalb treten wir ein für eine 
einheitliche und transparente Nährwertkennzeichnung 
auf verarbeiteten Lebensmitteln. Zucker, Salz, Fette und 
insbesondere gesättigte Fettsäuren müssen klar und deut- 
lich auf den Produkten angegeben sein. Und damit nicht 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13259 


(A) jeder Hersteller sieh hier sein eigenes System mit selbst 
gewählten Basiswerten ausdenkt, wollen wir eine ge- 
setzliche Normierung. Nur so ist aus unserer Sicht ge- 
währleistet, dass auf allen Produkten vergleichbare 
Grundangaben zu finden sind und dass die angegebenen 
Portionsgrößen gleich und vor allem realistisch sind. 
Und nur so kann auch gesichert werden, dass alle Her- 
steller dieselben wissenschaftlich gesicherten Werte für 
den durchschnittlichen Tagesbedarf eines Nährstoffs zu- 
grunde legen, nämlich die der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung (DGE) und nicht die des europäischen 
Branchen-Instituts mit seinen deutlich höheren Angaben 
für den täglichen Fett- oder Zuckerbedarf 

Ich finde es bezeichnend, wie die Lebensmittelindus- 
trie Sturm läuft gegen Pläne zur Lebensmittelkennzeich- 
nung. Ursprünglich hatte ich vor, hier besonders auf- 
schlussreiche Passagen aus einem Briefwechsel 
zwischen dem Lobbyverband der Lebensmittelindustrie 
BLL und dem Verbraucherministerium vorzutragen, den 
die Verbraucherorganisation foodwatch vor kurzem öf- 
fentlich gemacht hat. Ich verzichte jetzt wegen meiner 
kurzen Redezeit aber doch darauf und verweise auf die 
foodwatch-Dokumentation im Internet. 

Aber was ist eigentlich der Grund für die Aufregung 
der Lebensmittelkonzeme? Was ist so schlimm daran, 
den Verbraucherinnen und Verbrauchern eindeutig mit- 
zuteilen, was in den Produkten enthalten ist? Warum soll 
sich die informierte Käuferin nicht aufgrund der Nähr- 
wertangaben auf der Packung im direkten Vergleich für 

(B) oder gegen ein Produkt entscheiden können? Was ist 
schlimm daran, wenn gesündere Produkte durch die Le- 
bensmittelkennzeichnung einen Wettbewerbsvorteil be- 
kämen? 

Und wer oder was zwingt den Verbraucherminister ei- 
gentlich, sich ständig der Lebensmittellobby zu beugen? 
Als zuständiger Politiker weist er gesetzliche Regelung 
weit von sich und lässt den Konzernen bei der Ausge- 
staltung der Kennzeichnung freie Hand. Politisch verant- 
wortliche Gestaltung sieht anders aus! 

Fehlernährung und Übergewicht sind längst nicht 
mehr nur Probleme einzelner Individuen. Hier liegt ein 
massives strukturelles Problem der modernen Industrie- 
staaten vor, wo Süßigkeiten, Fertiggerichte, Limonaden 
und Softdrinks, Frühstücksfiocken und andere Zucker- 
und Kalorienbomben ein Milliardengeschäfl sind. Da- 
raus kann ganz schnell ein massives gesellschaftliches 
Problem werden. 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung und insbe- 
sondere das Verbraucherministerium nachdrücklich auf, 
sich auf ihren Auftrag zu besinnen und den gesundheitli- 
chen Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher über 
die wirtschaftlichen Interessen der Lebensmittelindustrie 
zu stellen. Solange das nicht passiert, braucht Herr Mi- 
nister Seehofer hier nichts mehr über gesunde Ernährung 
erzählen, und seinen hochgejubelten „Nationalen Aktions- 
plan gegen Übergewicht und Fehlernährung“ kann er 
dann auch einpacken. 


Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da- (C) 
mit Verbraucherinnen und Verbraucher sich besser einen 
Überblick über den Nährwert von Lebensmitteln ver- 
schaffen können, wollen wir Grüne ein Kennzeichnungs- 
system, das auf einen Blick und ohne aufwendiges Stu- 
dium der Nährwerttabellen anspricht und informiert. 
Gerade hat die EU dazu neue Vorschläge vorgelegt. Die 
„bösen Buben“ Fett, Zucker und Salz müssen als Verur- 
sacher von Übergewicht, Karies und Herz-Kreislauf-Er- 
krankungen eindeutig benannt werden. Und zwar auf 
dem direktesten Weg, nämlich dem über die Lebensmit- 
telverpackungen: Hier sind Informationen erforderlich, 
die Transparenz und eine schnelle Orientierung über den 
Gesundheitswert des Lebensmittels schaffen. Dafür bie- 
tet die verbindliche Ampelkennzeichnung, wie sie in 
Großbritannien gemeinsam von Wissenschaftlern und 
Verbraucherinnen und Verbrauchern entwickelt wurde, 
die beste Gewähr. Sie ist einfach und leicht verständlich 
und sofort zu erfassen. Die Größe von roten, gelben oder 
grünen Feldern innerhalb eines Kreisdiagramms zeigt 
an: Von diesem Lebensmittel kann ich heute noch etwas 
in den Einkaufswagen laden, von dem besser weniger 
und von jenem nur in Maßen. So wird die Kaufentschei- 
dung effektiv erleichtert und ein Gegengewicht zu den 
aggressiven Werbespots und schillernden Verpackungen 
geschaffen, mit der die Emährungswirtschaft gerade Zu- 
cker- und fetthaltige Lebensmittel bewirbt. Diese setzte 
2004 allein für Schokolade und Zuckerwaren mit rund 
570 Millionen Euro Werbegeldem ein Hundertfaches 
von dem ein, was die Bundesregierung mit bescheidenen 

5 Millionen Euro für Emährungsaufklärung vorgesehen 
hat. 

Der von Minister Seehofer vorgestellte Vorschlag zu 
einer unverbindlichen und freiwilligen Nährwertkenn- 
zeichnung ist dagegen eine Mogelpackung. Er ignoriert 
komplett die Forderungen von Emährungsfachleuten, 
Kinderärzten und Verbraucherverbänden nach einem 
einfachen und klaren Konzept. Minister Seehofer setzt 
inhaltlich und sogar optisch zu 100 Prozent die Vorgaben 
der Emährungsindustrie um und stellt damit klar, wessen 
Interessen er vertritt. Wenn die Bundesregierung ernst- 
haft ihrer Verantwortung nachkommen will, zur Redu- 
zierung von Fehlernährung und Übergewicht in der Be- 
völkerung beizutragen, wie sie immer behauptet, darf sie 
Verbraucherinnen und Verbraucher nicht noch mehr ver- 
wirren. Dem Seehofer- und damit Industriekonzept 
mangelt es an Einheitlichkeit, Verbindlichkeit und Ver- 
ständlichkeit. Sollen wir in Zukunft alle mit Lupe, Ta- 
schenrechner und Lehrbuch durch die Läden laufen, um 
entscheiden zu können, was in den Einkaufskorb soll 
und was nicht? Welche Schlussfolgerungen soll man aus 
einer Information ziehen, die aussagt, dass man jetzt 

6 Prozent der Tageskalorien, aber nur 1 Prozent Fett, da- 
für aber 1 1 Prozent Zucker zu sich genommen hat? Wo 
doch bekannt ist, dass sehr viele Menschen Probleme 
mit Prozentzahlen und der Prozentrechnung haben! Zu- 
dem haben sich Handelsketten wie Edeka und Rewe 
oder Konzerne wie McDonald’s oder Coca Cola schon 
für andere Systeme entschieden. 

Statt Orientierung ftir die Verbraucherinnen und Ver- 
braucher zu bieten, wird vonseiten des „Verbraucher“- 
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(A) Ministers Seehofer gezielt eine Verwirrung betrieben. 
Scheinbar fehlt der politische Wille, tatsächlich eine Ver- 
besserung der Emähmngssituation herbeizuführen. Diese 
wäre aber dringend notwendig, wirft man einen Blick auf 
aktuelle Zahlen: 1,9 Millionen übergewichtige Kinder und 
Jugendliche zwischen 3 und 17 Jahren gibt es in Deutsch- 
land, davon alleine 800 000 mit krankhafter Fettleibigkeit, 
also Adipositas. Unsere heutige Zeit ist geprägt von Fehl- 
ernährung und Bewegungsmangel. Wenn es nicht gelingt, 
den fatalen Trend zum Übergewicht umzukehren, werden 
die Folgekosten weiter deutlich ansteigen: Staatssekretär 
Gerd Müller rechnete vor, dass das deutsche Gesundheits- 
system in den kommenden Jahren - wenn nicht sofort um- 
gesteuert wird - mit weiteren 30 Milliarden Euro belastet 
werden wird; zusätzlich zu den 70 Milliarden Euro, die 
bereits jetzt aufgebracht werden müssen; ganz abgesehen 
von der Verminderung der Lebensqualität, die mit diesen 
Krankheiten einhergeht. 

Für dieses Emährungsproblem muss der Staat Mitver- 
antwortung übernehmen und darf die Lebensmittelkenn- 
zeichnung nicht von der Kooperationsbereitschaft der 
Lebensmittelindustrie abhängig machen! 

Deshalb fordern wir Grüne erstens eine eindeutige 
und verbindliche und damit verbraucherfreundliche Le- 
bensmittelkennzeichnung nach britischem Vorbild, die 
klar und einfach vermittelt, welchen Beitrag das Lebens- 
mittel zu einer gesunden Ernährung leisten kann; zwei- 
tens dass die Bundesregierung Klarheit bei der fachli- 
chen Bewertung von Lebensmitteln schafft - es gibt 
immer noch Wissenslücken bei den Grundlagen der Er- 

(B) nährungsempfehlungen, wie zum Beispiel bei Zucker - 
und dass drittens Minister Seehofer eine Informations- 
kampagne startet, die die neue Lebensmittelkennzeich- 
nung einer breiten Öffentlichkeit bekannt macht und die 
Vorteile für die fägliche Essensauswahl heraussfreicht. 

Wir werden die Kermzeichnungsdebaffe auch auf 
Grundlage der EU-Vorschläge weiter führen. 


Anlage 17 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung eines Gesetzes über die Feststel- 
lung des Wirtscbaftsplans des ERP-Sonderver- 
mögens für das Jahr 2008 (ERP-Wirtschafts- 
plangesetz 2008) (Tagesordnungspunkt 25) 

Dr. h. c. Hans Michelbach (CDU/CSU): Es ist eine 
Tatsache: Die deutsche Wirtschaft ist wieder auf Wachs- 
tumskurs. Dafür verantwortlich ist in allererster Linie 
der deutsche Mittelstand; denn die Arbeitsplätze, die neu 
und zusätzlich geschaffen worden sind, sind vor allem 
im Bereich der kleinen und mittleren Unternehmungen 
entstanden. Mit über 30 Millionen Beschäftigten wird 
die höchste Beschäftigungsquote seit der deutschen Ein- 
heit erreicht. Bis 2009 könnte die Zahl der Arbeitslosen 
nach Ansicht der Experten sogar auf 3 Millionen sinken. 
Es zeigt sich mehr und mehr, dass Reformen Früchte tra- 
gen, und es wird deutlich, was in Deutschland steckt. 


wenn Rahmenbedingungen verbessert und Kräfte freige- (C) 
setzt werden. 

Wir sind deshalb für den Aufschwung gut beraten, 
wenn wir eine weitere Stärkung des Mittelstandes für 
mehr Wachstum und Beschäftigung erzielen. Der Mittel- 
stand ist das Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Rund 
3,3 Millionen kleine und mittlere Unternehmen sowie 
Selbstständige in Handwerk, industriellem Gewerbe, 
Handel, Tourismus, Dienstleistungen und freien Berufen 
prägen die deutsche Wirtschaft. Mittelständische Unter- 
nehmen stellen 99,7 Prozent aller Unternehmen in 
Deutschland dar, tätigen 40,8 Prozent aller steuerpflich- 
tigen Umsätze, bieten 70,2 Prozent aller Arbeitsplätze an 
und bilden 81,9 Prozent aller Lehrlinge aus. Der 
Schwerpunkt unserer Wirtschafts- und Finanzpolitik 
muss deshalb eine Politik zur Stärkung des Mittelstandes 
sein. Der Strukturwandel macht vor dem Mittelstand 
nicht halt. Statt mit Rohstoffen wird sich der Mittelstand 
im globalen Wettbewerb nur mit Wissen, innovativen 
Produkten und marktfähigen Dienstleistungen und In- 
vestitionen behaupten können. 

Dazu gehört auch, dass wir eine Verbesserung der Fi- 
nanzierungsbedingungen für den Miffelsfand erreichen. 

Nach wie vor haben vor allem kleine und mittelständi- 
sche Unternehmen, aber auch Untemehmerpersönlich- 
keiten, die den Schritt in die Selbstständigkeit wagen, 
ein zu geringes Eigenkapitalpolster oder Probleme bei 
der Fremdfinanzierung. Der Innovations- und Mittel- 
standsförderung kommt bei Gründungen und Investitio- 
nen nach wie vor große Bedeutung zu. Wenn ich mit Un- 
ternehmerinnen und Unternehmern gerade auch über 
Gründungen von Unternehmen spreche, dann sagen sie ^ 
mir: Das zentrale Problem ist die Finanzierung. 

Somit kommt dem ERP- Wirtschaftsplangesetz eine 
hohe Bedeutung zu. Das ERP- Wirtschaftsplangesetz 
2008 wird nun erstmals nach den Regelungen des geän- 
derten Gesetzes über die Verwaltung des ERP-Sonder- 
vermögens aufgestellt. Die Änderungen traten mit dem 
Gesetz zur Neuordnung der ERP-WirtschaftsfÖrderung 
am 1. Juli in Kraft. Gegenüber den bisherigen Wirt- 
schaftsplänen ergeben sich umfangreiche Neuerungen, 
da die Wirtschaftsförderung zukünftig aus den Erträgen 
des ERP- Sondervermögens und nicht mehr durch Darle- 
hen finanziert wird. Das Ringen um die Übertragung des 
ERP- Sondervermögens auf die KfW hat Erfolg. Der 
Substanzerhalt wird auch für die Zukunft gewährleisfef. 

Aus ERP-Mitteln wird in 2008 die Zinsbegünstigung 
von Darlehen und Beteiligungskapital für Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft, vor allem des Mittelstan- 
des, sowie für Freiberufler mif einem Volumen von rund 
4 Milliarden Euro finanziert. Lassen Sie mich drei Bei- 
spiele nennen. 

Erstens. Im ERP- Wirtschaftsplan 2008 werden für die 
Gründung von Unternehmen 450 Millionen Euro ange- 
setzt. Die Absenkung im Plan 2008 im Programm „ERP- 
Kapital für Gründung“ von 700 Millionen Euro in 2007 
auf 450 Millionen Euro enfspricht den Erfahrungen aus 
der Praxis, da das Programm in den lefzfen Jahren nie 
das vorgesehene Volumen erreichf haf. Derzeif wird es 
überarbeifef und atfrakfiver gesfaltef. 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13261 


(A) Zweitens. Bei der Absenkung des Planansatzes 2008 
im Programm „ERP-Kapital für Waehstum“ von 
400 Millionen Euro in 2007 auf 200 Millionen Euro 
wurden die gleiehen Überlegungen angestellt. Da aber 
aueh das Waehstumsprogramm überarbeitet wird, ist hier 
ein Planwert von 200 Millionen Euro angesetzt worden, 
um über entspreehende Spielräume zu verfügen. 

Driftens. Die Anhebung der Planwerfe 2008 im Um- 
welfprogramm auf 1,45 Milliarden Euro hängf ebenfalls 
damif zusammen, dass in den lefzfen Jahren die fafsäeh- 
liehen Zusagewerfe sfefs deutlieh höher ausgefallen sind 
als die Planwerte. Während die Planwerte in der Regel 
bei 900 Millionen Euro gelegen haben, entwiekelten sieh 
die Zusagewerte auf deutlieh über 2 Milliarden Euro. Ab 
Anfang 2008 soll das neue Umweltprogramm „Energie- 
effizienz in KM“ starten; es ist mit eirea 350 Millionen 
Euro eingeplant. Gleiehzeitig wird an einer neuen Auf- 
teilung der Förderung von Umweltsehutz und Energie- 
einsparung zwisehen ERP-SV und KfW gearbeifef. 1ns- 
gesamf sind im Planansafz daher 1,45 Milliarden Euro 
eingesfellt wurden. Dieser Ansafz dürfte bei Nutzung der 
gegebenen Flexibilitäten ausreiehend sein, um alle sinn- 
vollen Umwelt- und Energiesparvorhaben mitfinanzie- 
ren zu können. 

Ziel des ERP-Wirtsehaftsplangesetzes 2008 ist es, die 
größtmögliehe Transparenz der WirtsehaflsfÖrderung zu 
erhalten. Praxisnähe und Effizienz der WirtsehaftsfÖrde- 
rung müssen stattfinden. Die finanziellen Ansätze müs- 
sen der wirkliehen Naehfrage angepasst werden. Eine 
spezielle Werbung für die Nufzung von Gründerkapifal 

(B) muss sfattfinden. - Das haben wir erreiehf. Der ERP- 
Wirtsehaffsplan 2008 orientiert sieh tatsäehlieh mehr an 
den erreiehten Förderzahlen, beweist mehr Flexibilität 
und ein hohes Maß an Transparenz. Der ERP-Aussehuss 
wird im kommenden Jahr vor Ort den Förderuntemeh- 
men Besuehe abstatten, um den Erfolg der Wirtsehafts- 
fÖrderung und die Programmgestaltung weiter voranzu- 
bringen. 

leh glaube, meine Ausführungen haben Ihnen die Be- 
deutung der Förderung des Mittelstandes aus den ERP- 
Mittel deutlieh vor Augen geführt. Mir war die Erstel- 
lung des Beriehts des Bundesreehnungshofs besonders 
wiehtig; ieh bedanke mieh ausdrüeklieh für die umfas- 
sende Untersfüfzung zur saehgereehten Bewertung. 
Naehdem in der absehließenden Sitzung des ERP-Aus- 
sehusses am Mittwoeh alle noeh offenen Fragen zufrie- 
denstellend geklärt werden konnten, gab es für das ERP- 
Wirtsehaffsplangesefz 2008 eine breife Zustimmung, leh 
kann Ihnen heule hier versiehem, dass wir uns im Aus- 
sehuss gemeinsam weifer dafür einsefzen werden, dass 
dem Miftelsfand weiferhin so viel Förderung wie mög- 
lieh zugufe komm!; denn eines weiß ieh als erfahrener 
Unfemehmer nur zu guf: Die Gründung und der Erhall 
eines Unfemehmens und damif die Sehaffung von Ar- 
beifspläfzen sieben und fallen mit der Finanzierung. 

Garreit Duin (SPD): Wenn man sieh die Gesehiehte 
der ERP-Förderung ansehaut, liest sie sieh wie die Er- 
folgsgesehiehte des Wirtsehaftsstandortes Deutsehland. 
Angefangen mit dem rudimentären Wiederaufbau über 


die Untersfüfzung exportintensiver Industrien bis hin (C) 
zum Umweltsehutz und Beteiligungskapital für teehni- 
sehe Innovationen ist das ERP ein Erfolgsmodell. An- 
hand dieser Entwieklung wird ganz klar, welehe Bedeu- 
tung das ERP für zahlreiehe Wirtsehaftsuntemehmen, 
aber aueh für die wirfsehaftliehe Posifion Deutsehlands 
weltweit hat. 

Heute bespreehen wir das erste Wirtsehaftsplangesetz 
naeh der Neuordnung der ERP-WirtsehaftsfÖrderung. Der 
neue Wirtsehaftsplan 2008 ist deshalb mit denen der Vor- 
jahre nieht mehr vergleiehbar. Mit der KfW wurde ein im 
Bereieh MittelstandsfÖrdemng besonders kompetenter 
Partner mit ins Boot genommen. Dureh diese Zusammen- 
arbeit erreiehen wir Effizienzsteigerung und Bürokratie- 
abbau. Vorrangiges Ziel ist und bleibt es, die Investitions- 
fähigkeit mittelständiseher Unternehmen langfristig zu 
siehem und die Gründung neuer Unternehmen zu unter- 
stützen. Das Fördervolumen und die Förderintensität des 
ERP bleiben dabei bestehen. Das in der KfW angelegte 
Sondervermögen bleibt der WirtsehaftsfÖrderung weiter- 
hin ausdrüeklieh erhalten. 

Die Kolleginnen und Kollegen der Opposition versu- 
ehen wieder einmal den Eindruek zu erweeken, die Bun- 
desregierung gefährde den Subsfanzerhalt des ERP -Ver- 
mögens. Das ist reine Angstmaeherei und soll von dem 
Erfolgsmodell ERP und seiner Neuordnung ablenken. 

Denn aueh der Bundesreehnungshof bestätigt uns, dass 
mit der Umsetzung des ERP-Wirtsehaftsplans 2008 der 
Substanzerhalt des ERP- Vermögens nieht in Gefahr ist. 

Trotz der Probleme der IKB-Bank ist die für die Über- 
lassung von Eigenkapifal gewährte Vergütung bzw. die 
für das Naehrangdarlehen gewährte Verzinsung in Höhe ^ 
von mindestens 590 Millionen Euro jährlieh gewährleis- 
tet. 

Wir wollen mit der Umsetzung des Wirtsehaftsplans 
2008 weiterhin zukunftsorientierte Akzente setzen. Un- 
sere Politik setzt eindeutige Zeiehen für naehhaltige Be- 
lebung und Sfützung der wirfsehaftliehen Dynamik im 
Mittelstand. Mit dieser bedarfsorientierten Förderung 
haben wir genau ins Sehwarze getroffen. Die ERP -För- 
derung von Existenzgründem sowie kleinen und mittle- 
ren Unternehmen stärkt den Standort Deutsehland und 
damit unsere Position im europäisehen und globalen 
Standortwettbewerb . 

Nieht zuletzt stellt sie einen wiehtigen Beitrag zur Lö- 
sung der Besehäftigungsprobleme dar. Denn neue Be- 
triebe und die Ausweitung mittelständiseher Unterneh- 
men wirken sieh positiv und naehhaltig auf den 
Arbeitsmarkt aus. Die Finanzierung von betriebliehen 
Umweltprojekten und neuen Energiequellen leistet einen 
wiehtigen Beitrag für unsere ökologisehen Zielsetzun- 
gen. Gerade in struktursehwaehen Regionen ist das 
ERP- Sondervermögen ein wiehtiges Fördermittel, be- 
sonders für die kleinen und mittelständisehen Unfemeh- 
men. ln Gespräehen mif Verfretem der Sparkassen in 
meiner Region wurde deutlieh, dass bei Krediten für die 
KMU fast zu 100 Prozent auf die Kreditmögliehkeiten 
des ERP zurüekgegriffen wird. 

Es gab in den vergangenen Jahren aueh Zeiten, in de- 
nen das anders war, als Kredite aus den ERP-Program- 
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(A) men kaum genutzt wurden. Seit einiger Zeit wird aber 
wieder verstärkt investiert. Dies ist sieherlieh auf den 
wirtsehaftliehen Aufsehwung, aber aueh auf die günsti- 
gen Bedingungen der ERP -Förderung zurüekzuführen. 
Das ist doeh genau das, was wir mit unserer Politik errei- 
ehen wollen: Wir wollen den Mittelstand stärken und die 
Mensehen in Deutsehland am Aufsehwung teilhaben las- 
sen. 

Martin Zeit (FDP): Der ERP-Wirtsehaftsplan 2008 
ist bekanntlieh aufgrund der zwisehenzeitlieh erfolgten 
Neuordnung der ERP-Wirtsehaftsförderung ein Plan un- 
ter völlig neuen Prämissen. Wir standen und stehen die- 
ser Neuordnung skeptiseh gegenüber, und der vorlie- 
gende Plan ist nieht gerade geeignet, diese Skepsis zu 
zerstreuen. 

Lassen Sie mieh zunäehst auf die politisehen Akzente 
eingehen, die der Wirtsehaftsplan setzt und die sehr auf- 
sehlussreieh sind. Der vorgelegte Gesetzentwurf enthält 
grundlegende Umsteuerungen bezüglieh der Verteilung 
der Fördermittel. So erfolgt eine massive Reduzierung 
der Mittel für die Gründung von Unternehmen, und zwar 
um rund 36 Prozent. Aueh das ERP-Kapital für Waehs- 
tum wird erheblieh heruntergefahren: 50 Prozent weni- 
ger als bisher will man dafür ausgegeben. Das sind 
sehon ganz beträehtliehe Kürzungen und zwar ausge- 
reehnet im Bereieh „Untemehmerkapital“, in dem Pro- 
gramm, das dazu da ist, der immer wieder betonten Ei- 
genkapitalsehwäehe des Mittelstandes abzuhelfen. 

Ebenfalls starke Einbußen hinnehmen muss das Regio- 

(B) nallorderprogramm, das auf 30 Prozent der früheren För- 
derung verziehten muss. Hierbei handelt es sieh um ein 
Instrument, das vor allem den Investitionsbedürfnissen 
gestandener Unternehmen in den neuen Ländern entgegen 
kommt, die zu hegen und pflegen es viele Gründe gibt, 
zum Beispiel den, dass sie immer noeh viel zu rar gesät 
sind. 

Sehließlieh und letztlieh sei die Reduzierung des Be- 
teiligungskapitals um 20 Prozent genannt. Dabei ist es 
für den Mittelstand und seine Wettbewerbsfähigkeit sehr 
wiehtig, zu waehsen, und hilfreieh, dafür Kapitalspritzen 
zu bekommen. 

Eine erhebliehe Aufstoekung, ja, eine regelreehte Auf- 
blähung hingegen erfährt das ERP-Umweltsehutzpro- 
gramm, bei dem der Mitteleinsatz um ganze 61,1 Prozent 
zulegt. Nieht, dass wir etwas gegen den Umweltsehutz 
hätten. Ganz im Gegenteil. Aber eine dermaßen einseitige 
Akzentuiemng des ERP-Förderprogramms erseheint uns 
als deutlieh überzogen. Wir können aueh nieht erkennen, 
wieso das unbedingt dem Mittelstand nutzt und frommt. 
Es dient vielmehr zuerst und vor allem der Umsetzung der 
äußerst ehrgeizigen Klimasehutzziele der Bundesregie- 
rung. 

Die Bundesregierang begründet die erheblieh verän- 
derten Mittelansätze damit, dass sieh aueh die Naehfrage 
naeh Fördermitteln in den einzelnen Bereiehen geändert 
habe und dass sie dem mit einem angepassten Mittelan- 
satz zu entspreehen suehe. Das ist jedoeh nur die halbe 
Wahrheit. Sieht man sieh die Vergleiehszahlen an, so stellt 


man fest, dass die reale Naehfrage naeh dem RegionalfÖr- (C) 
derprogramm und naeh Beteiligungskapital von 2006 zu 

2007 gestiegen ist. Bei beiden ist aber der Mittelansatz für 

2008 zurüekgefahren worden. 

Was wir hier konstatieren, ist, dass sieh die ERP-Förde- 
rang immer mehr von der klassisehen MittelstandsfÖrde- 
rang entfernt. Statt Beteiligungskapital für mehr Waehs- 
tum zu erhalten, wird der Mittelständler mit Beihilfen für 
energiesparende Maßnahmen und Umweltinvestitionen 
beglüekt. Diese können ihm möglieherweise helfen, Kos- 
ten zu senken, aber sein naturgemäß viel stärker ausge- 
prägtes Anliegen, zu investieren, um zu waehsen, befrie- 
digen sie nieht. 

So viel zu den aus unserer Sieht zweifelhaften und 
nieht voll naehvollziehbaren Sehwerpunktsetzungen des 
Gesetzentwurfs. 

Aueh sonst lässt er einiges zu wünsehen übrig. Das 
hat der Berieht des Bundesreehnungshofes zum Gesetz- 
entwurf sehr deutlieh gemaeht. Es mangelt dem Entwurf 
an Transparenz und Klarheit. Beides liegt aus meiner 
Sieht in der Bringsehuld der Bundesregierung gegenüber 
dem Parlament, und zwar ganz besonders vor dem Hin- 
tergrund der Neuordnung, die viele Änderungen mit sieh 
bringt, die erklärt und verstanden werden wollen. 

Es ist mir in diesem Zusammenhang unverständlieh, 
warum das Wirtsehaftsministerium nieht bereits von 
sieh aus Informationen zur geplanten Zinsverbilligung 
je Förderprogramm und die sieh daraus ergebenden 
Zinsausgaben geliefert hat, sondern dass es dazu erst 
des Anstoßes dureh den Bundesreehnungshof brauehte. 

Die naehfräglieh gelieferte Aufstellung untersfreieht 
übrigens noeh einmal, dass das Umweltprogramm mit 
einer Zinsverbilligung von fast 9 Milliarden Euro alle 
anderen Positionen deutlieh übertrifft, die Zinsverbilli- 
gung des Untemehmerkapitals zum Beispiel um rund 
5 Milliarden Euro. 

Erfreulieh ist aueh, dass die Bundesregierung naeh- 
träglieh eine Plausibilitätsbefraehtung geliefert hat, die 
die Förderung des Jahres 2008 in die Zukunft fort- 
sehreibt. Die Reehnung enthält allerdings etliehe Unbe- 
kannte und ist nieht mehr als ein Sehätzwert, der sieh 
aueh anders als erwartet entwiekeln kann. 

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung alle An- 
regungen des Bundesreehnungshofes auf- und angenom- 
men hat, gleiehzeitig aber in gewisser Weise aueh ein 
Armutszeugnis, dass es der „Naehhilfe“ dureh den Bun- 
desreehnungshof bedurft hat, um mehr Lieht in das ERP- 
Fördergesehäft zu bringen. 

Trotzdem werden wir uns bei der Abstimmung über 
diesen Gesetzentwurf der Stimme enthalten, weil wir die 
Fördermittelverteilung für nieht voll naehvollziehbar 
halten und zudem immer noeh große Zweifel daran ha- 
ben, dass in den näehsten Jahren Einnahmen und Ausga- 
ben in geplanter Weise in Übereinstimmung zu bringen 
sind. 

Dr. Herbert Schui (DIE LINKE): Der ERP-Wirt- 
sehaftsplan für das Jahr 2008 sieht zinsverbilligte Finan- 
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(A) zierungshilfen für kleine und mittlere Unternehmen in 
Höhe von vier Milliarden Euro vor. Die Linke stimmt 
diesem Gesetzentwurf zu. Das ERP-Programm hebt sieh 
positiv ab von der allgemeinen wirtsehaftspolitisehen 
Linie der Bundesregierung. 

Erstens setzt es das Eingeständnis voraus, dass volks- 
wirtsehaftliehe Effizienz von freien Kapitalmärkten 
nieht zu erwarten ist. Private Beteiligungsfonds setzen 
hohe Summen für die Übernahme etablierter Unterneh- 
men ein, die Beteiligung an jungen Unternehmen in der 
Gründungs- oder Startphase liegt im kaum messbaren 
Bereieh. Unter dem Strieh entziehen die Kapitalmärkte 
mit ihrer Renditeerwartung den Unternehmen häufig 
mehr Mittel, als sie ihnen zur Verfügung stellen. 

Zweitens werden die ERP-Kredite zweckgebunden 
für Investitionen vergeben, darunter auch für Forschung 
und Entwicklung. Dies steht in wohltuendem Kontrast 
zur allgemeinen Entwicklung auf dem Finanzsektor. 
Finanztransaktionen dienen heute nicht in erster Linie 
realen Investitionen, sondern der Erzeugung von Rechts- 
titeln, die bereits bestehendes Produktivvermögen tribut- 
pflichtig machen. Bis zum Ausbruch der Finanzkrise im 
Sommer dieses Jahres wuchs das Kreditvolumen für 
schuldenfinanzierte Untemehmensübemahmen und wag- 
halsige Spekulationsgeschäfte von Hedgefonds stark an. 
Die Bundesregierung hat diese Entwicklung durch die 
Liberalisierung der Finanzmärkte befördert. Eine Alter- 
native ist die zinsgünstige öffentliche Kreditvergabe un- 
ter der Bedingung, dass die Mittel für Realinvestitionen 
verwendet werden. 

Drittens besteht die ERP -Förderung aus zurückzuzah- 
lenden Krediten an investierende Unternehmen. Dies ist 
deutlich besser als allgemeine Steuergeschenke an den 
Untemehmenssektor, die durch Mehrwertsteuererhöhun- 
gen gegenfinanziert werden. Die blauäugige Hoffnung, 
dass steigende Gewinne automatisch zu mehr Investitio- 
nen und mehr Beschäftigung führen, sollte man inzwi- 
schen aufgegeben haben. 

Weitere politische Anstrengungen sind nötig, um die 
Wirksamkeit des ERP-Sondervermögens zu erhalten: 

Erstens darf das Sondervermögen nicht mehr als 
Liquiditätsquelle für den Bundeshaushalt missbraucht 
werden. Die Neuordnung des Sondervermögens in die- 
sem Jahr hat die Substanz geschwächt und die Liquidität 
verringert. 

Zweitens sollte das Sondervermögen nicht für die 
Förderung von Großkonzemen wie EADS eingesetzt 
werden. EADS benötigt statt öffentlichen Krediten und 
Subventionen eine öffentliche Kapitalerhöhung, damit 
die geplanten Notverkäufe von Airbuswerken unterbun- 
den werden können. 

Drittens muss die parlamentarische Kontrolle über die 
effiziente Verwendung der ERP-Mittel gestärkt werden, 
erst recht nach der Übertragung auf die KfW. In Zukunft 
muss genau evaluiert werden, welche Wirkungen die 
einzelnen Förderprogramme in Bezug auf Innovation 
und Beschäftigung gebracht haben. Die bisherige Pla- 
nungspraxis ist verbessemngswürdig. Planzahlen und 


Istzahlen für die einzelnen Programme haben meist we- (C) 
nig miteinander zu tun. 

Viertens muss die notwendige Verzinsung des Son- 
dervermögens in der KfW sichergestellt werden, damit 
das Fördervolumen beibehalten werden kann. Die 
Finanzspekulationen der IKB haben der KfW schwer ge- 
schadet. Eine Präzisiemng des Aufgabenbereichs der 
KfW kann dazu beitragen, ähnliche Verluste in Zukunft 
zu verhindern. 

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Das ERP- Sondervermögen spielt eine zentrale Rolle in 
der Fördemng des Mittelstandes, des Umweltschutzes 
und von Innovationen. Das zu verabschiedende Gesetz 
legt den ERP-Wirtschaftsplan für 2008 fest. Insgesamt 
werden 363 Millionen Euro für Förderzwecke und die 
damit verbundenen Kosten bereitgestellt. 

Aufgrand der großen Bedeutung des ERP- Sonderver- 
mögens hatten wir die weitgehende Übertragung des 
ERP-Sondervermögens an die KfW im Sommer dieses 
Jahres sehr kritisch betrachtet. Die Finanzkrise hat schon 
wenige Wochen nach der Übertragung gezeigt, dass auch 
Anlagen in der KfW nicht ohne jedes Risiko sind und 
dass es problematisch ist, sein Portfolio weitestgehend 
auf eine Bank zu konzentrieren. 

Bis heute können wir nicht abschätzen, wie weit die 
KfW von der Finanzkrise betroffen sein wird und welche 
Auswirkungen dies auf die Förderkraft des ERP-Sonder- 
vermögens haben wird. Nichtsdestoweniger werden wir 
der konkreten Vorlage des ERP- Wirtschaftsplans zustim- (D) 
men. Der Wirtschaftsplan hat einige positive Punkte. 
Insbesondere begrüßen wir, dass für Umweltschutztech- 
nologien sowie für das Innovationsprogramm für 2008 
deutliche Aufwüchse vorgesehen sind. Sowohl das Um- 
weltprogramm als auch das Innovationsprogramm sind 
in den letzten Jahren sehr gut gelaufen. Daher ist es fol- 
gerichtig, hier weitere Akzente zu setzen. Positiv ist aus 
unserer Sicht auch die Entwicklung des ERP-EIF -Dach- 
fonds. Dieser hat inzwischen in eine Reihe von Venture- 
Capital-Untemehmen investiert und die gewünschte He- 
belwirkung erzielt. Das heißt, die Venture-Capital- 
Untemehmen konnten mit der Unterstützung des 
Dachfonds ein Vielfaches an Mitteln einwerben. Über 
1 Milliarde Euro Venturecapital konnte damit generiert 
werden, die für Investitionen in Start-ups zur Verfügung 
stehen. Ich denke, wir sollten diese Erfolgsgeschichte 
fortsetzen. Daher begrüßen wir die Ankündigung der 
Bundesregierung mit dem EIF in Gespräche einzutreten, 
die Dachfondsmittel aufzustocken. Es war sehr voraus- 
schauend, dass dafür Mittel im Rahmen der Neustraktu- 
rierang reserviert wurden. Ein weiterer Grand für unsere 
Zustimmung ist die Zusicherung der Bundesregierung, 
dass das ERP- Vermögen und die Förderung erhalten 
bleiben sowie die zugesagten Erlöse im Wirtschaftsplan 
auflauchen. Wir werden uns dies auch in Zukunft genau 
ansehen. Der Bundesrechnungshof hat in der Vergangen- 
heit seine Skepsis zum Ausdruck gebracht, dass das 
Vermögen tatsächlich erhalten bleibt. Wir werden im 
Unterausschuss weiter unsere parlamentarische Kon- 
trollfunktion ausüben. 
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(A) Anlage 18 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung: 

- Antrag: Nanotechnologie - Forschung ver- 
stärken und Vorsorgeprinzip anwenden 

- Unterrichtung: Bericht der Bundesregie- 
rung zum Veränderungsbedarf des beste- 
henden Rechtsrahmens für Anwendungen 
der Nanotechnologie 

(Tagesordnungspunkt 22 a und b) 

Johann-Henrich Krummacher (CDU/CSU): Der 
Nano-Bereich ist zweifelsfrei eines der wissensehaftlieh 
spannendsten und anwendungsperspektiviseh vielver- 
spreehendsten Forsehungsgebiete. Von der Elekfronik- 
und Automobilbranehe über Liebtteebnik und Energie- 
gewinnung bis bin zu Medizin und Gesundheit: Die Na- 
noteebnologie hat das Potenzial, einen maßgebliehen 
Beitrag zu leisten nieht nur zur Erweiterung der Produkt- 
palette, sondern aueh zur Effizienzsteigerung und Res- 
soureenschonung. Kurz: Die Nanoteehnologie hat 
Sehnittstellen im gesamten Innovationsprozess. Sie ist 
im wahrsten Sinne des Wortes eine Quersehnittstechno- 
logie. 

Bei jedem Übergang von der Entwieklung zur An- 
wendung müssen ganz selbstverständlieh aueh mögliehe 
Nebeneffekte bedaeht und erforseht werden. Genau das 
ist ja aueh ein Wesenselement des Forschungsprozesses: 
Forschung ist im Grunde eine Entdeckungsfahrt, kein 
Abklappem bekannter Haltestellen nach einem Zeitplan. 
Und in der Wissenschaftsgeschichte waren es ohnehin in 
der Regel die ungeplanten Effekte, die die eigentlichen 
Fortschritte brachten. 

Insgesamt bietet die Nanotechnologie heute echte, er- 
probte und abgesicherte Verbesserungen. Und in man- 
chen Bereichen ist sie eine vielversprechende Unbe- 
kannte, die es weiter zu ergründen gilt. 

Auch der uns vorliegende Antrag von Bündnis 90/ 
Die Grünen zur Nanotechnologie erkennt zunächst deren 
Chancen und Potenziale an. Auch der Ansatz, bei allem 
Zukunftsoptimismus auch Risiken und Nebenwirkungen 
zu ergründen, ist ebenso unbestritten wie apodiktisch. 
Jenseits dieser Grundlagen jedoch verabschiedet sich der 
Antrag von einer nüchternen Befrachtung. 

So verkennt er die intensiven Bemühungen und den 
fruchtbaren Dialog, mit denen Wissenschaft und Politik 
gemeinsam die Welt der Nanotechnologie kartografie- 
ren: Die Spitzenforschung als „Pionier“, die Breitenfor- 
schung als „Vermessungsteam“ und die Politik quasi als 
„Entscheider“ über die Erschließung. Der Antrag igno- 
riert die wegweisende Ressortkoordination und Abstim- 
mung zwischen Forschung, Umwelt, Gesundheit, Ver- 
kehr, Arbeits- und Verbraucherschutz. Er verschließt die 
Augen vor dem mehrjährigen, von der Bundesregierung 
geforderten Projekt „Innovation mit Normen und Stan- 
dards“ des Institutes für Normung, welches Prozesse und 
Ergebnisse einschätzbar macht. Ebenfalls initiierte das 


BMBF unter der Leitung von Ministerin Dr. Annette (C) 
Schavan das Projektcluster Nano Care, um Risiken früh- 
zeitig aufzuspüren und zu unterbinden. Entsprechend 
werden im Nano-Dialog 2006 bis 2008 die „Sicherheit 
und Aufgaben für die Forschung“ sowie die „Förderung 
von Innovation und Chancen für den Umweltschufz“ be- 
rücksichtigt. Dies alles geschieht bereits im Rahmen der 
ressortübergreifenden Forschungssfrategie der Bundes- 
regierung, die sich außerdem immer im gesellschaftli- 
chen Dialog befindet, sei es durch Konferenzen, Inter- 
netportale, Analysen und Presseberichte oder durch 
Einrichtungen wie den „NanoTruck“. 


Darüber hinaus offenbart der Antrag - aller Bekennt- 
nisprosa zum Trotz - auch einen latenten Vorbehalt ge- 
genüber nanotechnologischen Innovationen, wenn nicht 
gar gegenüber dem Innovationsprozess insgesamt. Wür- 
den wir dem Antrag folgen, würden wir die Chancen 
verstreichen lassen, ohne dabei Erkenntnissicherheit zu 
gewinnen. Wir würden uns vielmehr in eine forschungs- 
politische „Endlosschleife“ begeben. Denn jede neue Er- 
kenntnis wirft bekanntlich neue Fragen auf - das ist nun 
mal das Prinzip fortschreitender Erkenntnis. Auch der 
Hinweis auf das Vorsorgeprinzip ist an dieser Stelle eine 
irreführende Halb Wahrheit: Denn das Vorsorgeprinzip 
kommt dann zum Tragen, wenn angesichts realer Gefah- 
ren oder aus Gründen des Umweltschutzes dringender 
Handlungsbedarf besteht, die verfügbaren wissenschaft- 
lichen Daten jedoch eine umfassende Risikobewertung 
nicht zulassen. Wo es Gefährdungsindizien gibt, wird im 
Sinne des Vorsorgeprinzips gehandelt. Es darf aber ge- 
rade nicht als Vorwand für die Umkehr der Beweislast 
dienen, nach dem Motto: im Zweifel gegen den Ange- 
klagten. Ich warne vor jeder Innovationsbremse, weil da- 
durch das Generieren gerade jener wissenschaftlicher 
Daten verhindert würde, die zu einer objektiven Bewer- 
tung benötigt werden. 


(D) 


Was wir brauchen - und in jeder Weise fordern -, ist 
eine verantwortungsvolle Forschung, die von der ersten 
Minute an eine Risikoabschätzung vomimmt. 


Bei der Anwendung nanotechnologischer Produkte 
würde die Argumentationslinie des Antrages eher grei- 
fen, wenn sich nicht ein weiteres Missverständnis offen- 
baren würde: „Die“ Nanotechnologie gibt es nicht, son- 
dern nanotechnologische Ansätze und Perspektiven in 
vielen Bereichen. In der Medizin oder anderen sensiblen 
Bereichen gibt es wirksame Test- und Genehmigungs- 
verfahren, die auch eingehalten werden. Bei Neuerungen 
von Autolacken oder in der Textilindustrie hingegen 
kann die praktische Bewährungsprobe viel eher erfol- 
gen. Verantwortungsvolle Forschungspolitik heißt auch, 
solche Differenzierungen vorzunehmen. 


Unsere Bundeskanzlerin hat vor einiger Zeit etwas 
gesagt, das auch im Bereich der Forschungspolitik verin- 
nerlicht werden sollte. Als Angela Merkel den Begriff 
des „kreativen Imperativs“ geprägt hat, lag dessen Be- 
deutung darin: Die Politik muss an den richtigen Stellen 
eingreifen und auf der anderen Seite auch wieder an den 
richtigen Stellen loslassen. Im Forschungsbereich sollte 
die Politik tatsächlich alle Gängeleien lassen und im Ge- 
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(A) gertzug dann umso mehr regeln, desto konkreter sich Ge- 
fahrdungspotenziale abzeichnen. 

Der Antrag der Grünen hingegen impliziert das Er- 
richten genereller „Regelungsmauem“, und zwar auf 
eine Art und Weise, die die Forschung - die Carl Fried- 
rich von Weizsäcker zufolge ja gerade vom positiven 
„Geist des Staunens“ lebt - letztlich gefährden würde. 

Das Ignorieren der ausgewogenen Forschungspolitik, 
des fundierten Vorgehens der Großen Koalition, des Zu- 
sammenspiels von Wissenschaft und allen beteiligten 
Ministerien unter Federführung von Dr. Annette 
Schavan und des BMBF ist eigentlich nur mit oppositio- 
neller Ausblendung zu erklären. Kurz: Das Motiv des 
Antrages ist nur zur Hälfte stimmig und in der Umset- 
zung zur Gänze fraglich. Darum lehnen wir den Antrag 
ab und laden die Antragsteller vielmehr ein, sich eben- 
falls am bereits stattfindenden, in der Abwägung nüch- 
ternen und vom Geist her dennoch gestaltungsbereiten 
Dialog zu beteiligen. 

Rene Röspel (SPD): Ein Professor soll einmal auf 
die Frage „Was ist Nanotechnologie?“ geantwortet ha- 
ben: „Nanotechnologie ist mit einzelnen Molekülen 
Lego spielen.“ - Als Familienvater weiß ich, was Kinder 
mit Lego-Bausteinen bereits alles konstruieren können. 
Wenn ein Professor davon schwärmt, müssen die Mög- 
lichkeiten also mindestens vergleichbar sein. 

Nanomedizin, Nanoelektronik, Nanobiologie, Nano- 
optik - schon an dieser kurzen Aufzählung sieht man, 
.p, was für Pofenzial in diesem „Zwerg“ - die Übersefzung 
^ des griechischen Wortes „nano“ - steckt. Nano dehnt 
sich über die Grenzen der verschiedenen wissenschaftli- 
chen Disziplinen hinweg aus. Sie ist eine wirkliche 
Querschnittstechnologie. Dabei umschreibt Nanotechno- 
logie eigentlich nur eine physikalische Eigenschaft, 
nämlich die Größe, und sfellt noch kein Endprodukt dar. 

Fast keiner von uns kann sich heute sein Büro ohne 
Computer vorstellen. Der weltweit jährliche Umsatz in 
der Informationstechnologie ist gewaltig, wobei 
Deutschland in diesem Feld leider weniger gut aufge- 
stellt ist. Wenn man sich an die ersten, ganze Räume fül- 
lenden Compufer erinnert, die einem Taschenrechner 
von heute nicht das Wasser reichen können, kann man 
ein Ziel erkennen: kleiner, leichter, leistungsfähiger. Pro- 
zessoren sfellen dabei das Herz eines jeden Computers 
dar. Dank der mittlerweile im Nanobereich arbeitenden 
Technik können immer kleinere Transistoren hergestellt 
und verbessert werden. Um das Jahr 2000 arbeitete man 
noch an Prozessoren über der magischen 100-nm- 
Grenze. - Bei Nanotechnologie spricht man von Mate- 
rial kleiner als 100 Nanometer (nm); ein Nanometer ent- 
spricht einem Milliardstel Meter. Im Vergleich dazu: ein 
menschliches Haar hat in etwa eine Dicke von 
80 000 nm. - ln den nächsten Tagen sollen bereits soge- 
nannte 45-nm-Prozessoren ausgeliefert werden. Dieser 
Chip ist mit circa 731 Millionen Transistoren bestückt. 
Im September hat die Firma Intel bereits erste 300-mm- 
Wafer vorgestellt, welche im 32-nm-Fertigungsverfah- 
ren hergestellt wurden. Jeder einzelne Testchip vereint 
mehr als 1,9 Milliarden Transistoren auf einem Stück Si- 


lizium. Allein in diesem Teilbereich der Nanotechnolo- 
gie steckt noch viel Potenzial. Genauso könnte ich aber 
auch Beispiele aus anderen Bereichen nennen. 

Die Chancen der Nanotechnologie sind in Deutsch- 
land früh erkannt worden. Bereits mit Beginn der 90er- 
Jahre förderte das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung die Nanotechnologie. Erstmalig gebündelt 
wurden diese Programme im Jahre 1999. 2003 stand 
Deutschland bei der öffentlichen Förderung weltweit mit 
circa 293 Millionen Euro auf Platz 4, hinter den USA, 
Japan und der Europäischen Kommission. Auch die jet- 
zige Bundesregierung setzt die Förderung der Nanotech- 
nologie fort. So hat die Große Koalition 2006 zum Bei- 
spiel die „Nano-lnitiative - Aktionsplan 2010“ gestartet, 
ln der nächsfen Haushalfswoche werden wir über die 
endgültigen finanziellen Zuwendungen für das Jahr 2008 
für diesen Bereich beraten. 

Mittlerweile kann man auch erste Erfolge feiern. Laut 
einer aktuellen Studie von Emst&Young hat Deutsch- 
land europaweit die meisten Unternehmen, Mitarbeiter 
und Produkte bei medizinischen Nanoanwendungen - 
ein ebenfalls sehr vielversprechender Bereich in der 
„Nanowelt“. Insgesamt seien deutschlandweit 66 Firmen 
in diesem Sektor tätig, mehr als 300 sind es weltweit, ln 
ganz Europa sind bereifs 80 medizinische Nanoprodukte 
auf dem Mark!, 43 davon wurden in Deutschland entwi- 
ckelt. Deutschland ist also gut aufgestellt. 

Mit Nano wird mittlerweile gern geworben, auch 
wenn nicht immer Nanotechnologie drin steckt - wie 
zum Beispiel der „iPod nano“. Auch bei dem Versiege- 
lungsspray „Magic -Nano“, welches im April 2006 auf- 
grund von Nebenwirkungen vom Markt genommen wer- 
den musste, wurden keine Nanopartikel verwendet. 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz, BUND, hat in 
seinem Diskussionspapier zum verantwortungsvollen 
Umgang mit der Nanotechnologie richtigerweise darauf 
hingewiesen: 

Eine einfache Bewertung von Nanopartikeln ist ... 
schwierig, da genau diejenigen Eigenschaften, 
durch die ein potenzieller Nutzen entsteht, auch 
diejenigen sind, durch die ein mögliches Risiko be- 
gründet wird. 

Aufgrund der geringen Größe können die Partikel 
recht leicht in den menschlichen Körper eindringen bzw. 
sich dort ablagem. Auch haben Nanopartikel plötzlich 
ganz andere Eigenschaften als die gleiche Substanz in 
größerer Dimension. Nichttoxische Materialen können 
toxisch wirken. Die genauen Auswirkungen sind bisher 
aber noch unklar. Problematisch erscheinen dabei insbe- 
sondere die freien Partikel. Dies stellt vollkommen neue 
Herausforderungen an den Arbeitsschutz bei Herstellung 
und Entsorgungen von Produkten. 

Wie eine Studie aus dem Jahre 2006 in Nature Nano- 
technology aufweist, ist die öffentliche Akzeptanz dieser 
Technologie maßgeblich für die Umsetzung der be- 
schriebenen Potenziale. Die Wissenschaftler fanden her- 
aus, dass in der USA derzeit die öffentliche Wahrneh- 
mung noch als neutral - da die Technologie noch zu 
unbekannt sei - beschrieben werden kann. Dieser Trend 
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(A) könnte aber relativ sehnell in die eine oder andere Rieh- 
tung umsehlagen. Deshalb riefen die Wissensehafller die 
Regierungen auf, die Chaneen und Risiken der Nano- 
teehnologie verstärkt in der Bevölkerung darzustellen. 
Der dureh Deutsehland fahrende „Nano-Truek“ des 
BMBF und Programme wie „NanoCare“ sind sieherlieh 
die ersten Sehritte, dieser Forderung naehzukommen. 

Bereits 2004 hat die SPD aus ähnliehen Überlegun- 
gen heraus zusammen mit ihrem grünen Koalitionspart- 
ner in der Drueksaehe 15/3051 einen Berieht der Bun- 
desregierung über den mögliehen Veränderungsbedarf 
der relevanten Reehtsrahmen im Bereieh Nanoteehnolo- 
gie bis 2005 eingefordert. Dieser Berieht liegt uns mit- 
tlerweile vor, leider ganze zwei Jahre später als vom Par- 
lament verlangt. Aufgrund des Wahljahres 2005 kann 
man eine gewisse Verzögerung naehvollziehen. Warum 
das Ministerium allerdings so lange für diesen Berieht 
gebraueht hat, leuehtet mir nieht ganz ein. 

Als Hauptaussage des Beriehts kann man zusammen- 
fassen: Naeh derzeitigem Kenntnisstand sieht die Bundes- 
regierung gegenwärtig grundsätzlieh keinen Verände- 
rungsbedarf bei bestehenden Gesetzen und Verordnungen 
aufgrund nanoteehnologiseher Entwieklungen. Ob im 
Einzelfall darüber hinaus nanoteehnologisehe Sonderre- 
gelungen im Hinbliek auf die gesetzgeberisehen Pflieh- 
ten der Gefahrenabwehr und der Vorsorge erforderlieh 
sind, kann zum jetzigen Zeitpunkt nieht entsehieden wer- 
den. - Dieser Aussage widerspreehen die Grünen mit ih- 
rem uns ebenfalls vorliegenden Antrag. Den Argumen- 
ten für diese untersehiedliehen Positionen werden wir 
uns im Aussehuss widmen. Deshalb will ieh an dieser 
' Stelle nieht weiter darauf eingehen. Zufriedenstellend 
finde ieh die Bewertung des Beriehtes allerdings nieht. 

Wiehtig ist mir aber, noeh einmal daraufhinzuweisen, 
dass wir uns derzeit in einer sensiblen Phase befinden, in 
der die Weiehen für die „Nanowelt“ gestellt werden kön- 
nen. Um vernünftige und verantwortungsvolle Entsehei- 
dungen treffen zu können, benötigt man belastbare In- 
formationen. Das bedeutet für den Bereieh der 
Nanofeehnologie versfärkfe Grundlagenforsehung, insbe- 
sondere im Bereieh der Teehnikfolgenabsehäfzung. 
Riehtigerweise müssen wir uns aueh mif den mögliehen 
Risiken befassen, seien sie feehniseher, mediziniseher 
oder efhiseher Natur. Dies ist nieht allein Aufgabe des 
Staates; dabei ist aueh die Industrie stärker gefragt. 

Beim Stiehwort Industrie muss ieh aber eine bekannte 
Forderung wiederholen: Die Mittel der Industrie müssen 
erhöht werden. In den USA und Japan gab die Industrie 
2004 60 Prozent aller Gelder für Forsehung und Ent- 
wieklung der Nanofeehnologie aus. In der EU waren es 
gerade mal 25 Prozent aller Gelder. Ganz ehrlieh, da 
stimmt etwas nieht mit der Verteilung. 

Ebenfalls wiehtig ist eine klarere Darstellung des Ist- 
zustandes, also zum Beispiel eine Auflistung von Pro- 
dukten auf dem Markt, in denen Nanopartikel bereits 
verwendet werden. Endlieh geklärt werden muss eben- 
falls die Begriffsbestimmung. Wie soll man der Bevöl- 
kerung die Chaneen und Risiken vermitteln, wenn man 
nieht hundertprozentig sagen kann, worüber man über- 
haupt sprieht? 


Um zu meinem Anfangszitat zurüekzukommen: Wir (C) 
alle müssen dafür Sorgen fragen, dass mögliehe negative 
Auswirkungen vermieden und die großen Mögliehkeiten 
der „Lego-Bauten“ zum Nutzen für Menseh und Umwelt 
umgesetzt werden. 

Cornelia Pieper (FDP): Der Wissensehaftstheoreti- 
ker, Professor Dr. Alfred Nordmann, bringt es in seinem 
heutigen Artikel „Die Philosophie des grauen Sehleims“ 
in der Zeit auf den Punkt: Naeh Jahren der Diskussion 
über die Nanoteehnologie herrseht in der Öffentliehkeit 
immer noeh eine sehr diffuse Vorstellung davon, was 
Nanoteehnologie ist. Woran liegt das? Ist es, wie er sagt, 
der zu abstrakte Begriff, der alle konkreten Anwendun- 
gen zwar riehtig umfasst? Doeh, haben wir jemals, wenn 
wir über Zement, den Grundstoff für unseren wiehtigs- 
fen Baustoff Beton, gesproehen haben, an die Nanofeeh- 
nologie gedaehf? Aber gerade die Zementhersfellung isf 
eine der ältesfen Nanoteehnologien, derer sieh die Men- 
sehen seif über 2 000 Jahren bedienen. Zemenf verdankt 
sein Bindevermögen eben genau jenen kleinen Teilehen 
im nanoskaligen Bereieh. 

Warum hat diese Tatsaehe noeh keinen Grünen hinter 
dem Ofen hervorgeloekt, um in der Gesellsehaft eine 
breite Diskussion über die Risiken und Nebenwirkungen 
anzuzetteln? Sie wissen nur zu gut: Der Stoff ist allge- 
genwärtig und aus unserem Leben sehleeht wegzuden- 
ken. Zement ist zu konkret. Längst bekannt und aueh 
konkret sind die Kohlenstoff-Nanoröhrehen. Sie sind aus 
dem Bereieh der Elektroteehnik/Elektronik sehon heute 
nieht mehr wegzudenken, halten in der Photovoltaik 
Einzug und werden das immer knapper werdende Rein- 
silizium ersetzen. 

Wozu sollen wir eigentlieh, wie es die Grünen in ih- 
rem Antrag fordern, den gesellsehaftliehen Dialog über 
die Nanoteehnologie intensivieren und das Wissen über 
Nanoteehnologie in der Bevölkerung erhöhen? Ermög- 
lieht nieht erst die Kenntnis über konkrete Stoffe und 
Teehnologien bewusste Entseheidungen im tägliehen 
Konsumverhalten, bei politisehen Abstimmungen und 
aueh im Dialog mit der Wissensehaft? Nein, das ist nieht 
der riehtige Weg und aueh nieht der riehtige Ansatz. 

Gibt es eigentlieh die Nanoteehnologie, oder sollten wir 
Forsehungspolitiker nieht korrekterweise von den Nano- 
teehnologien spreehen? Und wenn es uns wirklieh ernst 
mit dem Dialog zwisehen Wissensehaft und Gesellsehaft 
ist, sollten wir dann nieht besser über konkrete Teehno- 
logieanwendungen wie zum Beispiel den Zement für den 
Beton oder das Kohlensloff-Nanoröhrehen für künftige 
Femsehbildsehirme reden? 

Ieh gebe Herrn Professor Nordmann völlig reeht, 
wenn er sagf: Nanoteehnologie ist eher eine Art und 
Weise, die Forsehung in der Chemie oder der Physik zu 
organisieren. Insofern werden natürlieh Nanomaferialien 
dazu beifragen, viele Teehnologiefelder grundlegend zu 
revolutionieren. Sie werden uns helfen, mit Leitteehno- 
logien globale Märkte zu bedienen. So verstanden ist die 
Nanoteehnologie eine Quersehnittteehnologie mit sehr 
versehiedenen Anwendungsbereiehen, die von der Me- 
dizin, der Chemie, der Raumfahrt über die Optik bis hin 
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zur Sensorik ihren Einzug halten wird. Bereits im Jahr 
2015 wird es kaum noeh einen Bereieh in unserem Le- 
ben geben, in dem nieht Materialien in Nanogröße eine 
Rolle spielen. Nanomaterialien werden künftig zu einer 
verbesserten und verträgliehen Individualmedizin und 
somit zu einer verbesserten Diagnose und Therapie füh- 
ren. Sie werden Wirkstoffe von Medikamenten im 
mensehliehen Körper zielgenau zum Ort der Erkrankung 
transportieren und eine optimale Dauermedikation er- 
mögliehen. In der klinisehen Forsehung sind bereits Na- 
nomaterialien mit magnetisehen Eigensehaften bekannt, 
die der gezielten niehtinvasiven Tumorbekämpfung die- 
nen. Nanomaterialien werden helfen, dass mit deutsehen 
Höehstteehnologien das Potenzial für zukunftssiehere 
Arbeitsplätze, ein naehhaltiges ressoureensehonendes 
Waehstum sowie eine bessere Gesundheitsvorsorge und 
-Versorgung ausgesehöpft wird. 

Nanoteehnologie bringt aber nieht nur ökonomisehe, 
sondern aueh ökologisehe Vorteile. Das zeigt die dritte 
Studie „Naehhaltigkeitseffekte der Nanoteehnologie“ 
des Instituts für ökologisehe Wirtsehaftsforsehung der 
Universität Bremen. Die Ökobilanzen versehiedener 
Anwendungsbeispiele zeigten positive Naehhaltigkeits- 
effekte dureh den Einsatz der Nanoteehnologie. 
Beeindruekende Ergebnisse zeigen Laeke mit nanoteeh- 
nologisehen Komponenten, deren Energie- und Sehad- 
stoffbilanz wesentlieh besser als bei herkömmliehen 
Verfahren ist. Ein weiteres Beispiel ist die liehtemittie- 
rende Diode, LED. Sie ist sehon heute energetiseh güns- 
tiger als die herkömmliehe Glühbirne. In den Labors 
wird daran gearbeitet, ihre Liehtausbeute noeh erheblieh 
zu steigern. Dann ist ihre Energiebilanz noeh günstiger 
als die von Energiesparlampen. 

Aueh in neue Berufsbilder und die Novellierung von 
Berufsausbildungs- und Studienordnungen wird die Na- 
noteehnologie ihren Einzug halten. Nur mit entspreehen- 
der Faehkompetenz und einem gut ausgebildeten Berufs- 
naehwuehs sind die Vorsprünge Deutsehlands in der 
Nanoteehnologie zu halten. Das sehließt ein, dass zu- 
gleieh die Lehreraus- und Lehrerweiterbildung auf diese 
Entwieklung reagieren muss, um die junge Generation in 
die Lage zu versetzen, wieder mehr naeh den Chaneen 
neuer Teehnologien zu fragen, ohne dabei den kritisehen 
Bliek für die Risiken zu verstellen. 

Der Standort Deutsehland hat in der Nanoteehnologie 
ein hohes Niveau erreieht. Deutsehland nimmt in der 
Forsehung zur Nanoteehnologie weltweit den zweiten 
Platz naeh den USA ein. In der Umsetzung in marktfä- 
hige Produkte und Anwendungen liegt es allerdings hin- 
ter den USA und Japan. Es besteht jedoeh die Gefahr, 
dass - wie bei vielen anderen Teehnologien, die in 
Deutsehland entwiekelt wurden - die herausragenden 
Forsehungsergebnisse aus der Grundlagenforsehung und 
der anwendungsorientierten Forsehung bei uns nieht im 
erforderliehen Umfang in neue innovative Produkte ein- 
fließen und damit die Wertsehöpfung und die Sehaffung 
von Arbeitsplätzen im Ausland erfolgt. 

Die Chemikerin Marie Curie sagte einmal: Man 
braueht niehts im Leben zu fürehten, man muss nur alles 
verstehen. - Diesem Denkansatz müssen wir uns ver- 


pfliehtet fühlen. Ja, wir müssen unseren Erkenntnisge- 
winn aueh nutzen, um die Wirkzusammenhänge besser 
zu verstehen und Gefahren frühzeitig zu erkennen. Nur 
so können wir Vorbehalte und Ängste überwinden. 
Sieherlieh wurden in der Vergangenheit große Fehler ge- 
maeht. Eine unkritisehe Teehnikgläubigkeit ging oft mit 
Leiehtsinn einher. Das Ergebnis: Die Angst seheint sieh 
wie Mehltau über unsere Gesellsehaft zu legen. Vielfaeh 
wird zuerst naeh den Risiken gefragt. Die Frage naeh 
den Chaneen steht oft erst an zweiter Stelle. 

Genau an diesem Punkt muss aueh die wissensehafts- 
und forsehungspolitisehe Arbeit der FDP ansetzen. leh 
sehe es als forsehungspolitisehe Spreeherin der FDP- 
Bundestagsfraktion als meine Aufgabe an, im Deutsehen 
Bundestag und in seinen Gremien einerseits die For- 
sehung auf dem Gebiet der Nanoteehnologie zu fordern, 
andererseits aber zugleieh Sorge dafür zu tragen, dass 
die Sieherheitsforsehung fest in diese Forsehungspro- 
gramme integriert ist. Hätte man den römisehen Impera- 
tor Julius Caesar gefragt, ob Nanopartikel die Gesund- 
heit gefährden, dann hätte er diese Frage nieht nur nieht 
beantworten können, er hätte sie aueh gar nieht stellen 
können. Was sagt uns das? An erster Stelle steht nun ein- 
mal der Erkenntnisgewinn. Erst, wenn wir den For- 
sehungsgegenstand kennen und beginnen, ihn auf seine 
Eignung für bestimmte Anwendungsfelder zu untersu- 
ehen, setzt eine verantwortungsbewusste Sieherheitsfor- 
sehung ein. 

Wir alle wissen, dass das grieehisehe Wort „nanos“ so 
viel wie „Zwerg“ bedeutet. Fast jeder von uns weiß, dass 
die mathematisehe Einheit „nano“ ein Milliardstel be- 
deutet. Aber haben wir heute sehon standardisierte Ver- 
fahren für die Messung und Prüfung nanopartikulärer 
Stoffe? Genau hier muss die Arbeit der Wissensehaftler 
ansetzen, in deren Ergebnis wir über geeignete Prüf- und 
Messmethoden für die Sieherheitsforsehung verfügen. 
Erst darauf aufbauend können wir unsere derzeitige 
Gesetzeslage zum Sehutz der Gesundheit und zum Ar- 
beitssehutz, das Chemikaliengesetz und aueh die Alt- 
stoffverordnungen, das Arzneimittel- und Medizinpro- 
duktegesetz anpassen. Ja, wir brauehen aueh eine 
Forsehung, die zur Früherkennung von mögliehen Risi- 
ken, wie sie das Bundesinstitut für Risikobewertung, 
eine Ressortforsehungseinriehtung des BMELV, bereits 
durehführt. 

leh bin meiner Verantwortung frühzeitig naehgekom- 
men. Bereits im Jahr 2001 habe ieh eine Kleine Anfrage 
an die Bundesregierung mit auf den Weg gebraeht, Bun- 
destagsdrueksaehe 14/5443, in der ieh den Stand und die 
Entwieklung der Nanoteehnologie kritiseh hinterfragte. 

Im Jahr 2004 gelang es meiner Arbeitsgruppe „Bil- 
dung und Forsehung“ die Diskussion in der Fraktion 
zum Thema anzustoßen, was letztendlieh dazu führte, in 
einem Antrag an den Deutsehen Bundestag - Bundes- 
tagsdrueksaehe 15/3074 - die Positionen der FDP aufzu- 
zeigen und klare Forderungen zu stellen. Als Mitglied 
im Bildungs- und Forsehungsaussehuss bin ieh aueh für 
den Bereieh der Teehnikfolgenabsehätzung mit verant- 
wortlieh. Insofern habe ieh aueh das TAB-Projekt Nano- 
teehnologie von Beginn an begleitet. Der überaus inte- 
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(A) ressante Bericht - Bundestagsdrucksache 15/2713 - 
wurde vom Bundestag zur Kenntnis genommen und be- 
stimmt in weiten Feldern unsere politische Arbeit. 

Eine wirklich ressortübergreifende, konsistente Ge- 
samtforschungsstrategie zur Nanotechnologie ist auch 
aus unserer Sicht notwendig. Die „Nano-Initiative - Ak- 
tionsplan 2010“, die die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Hightechstrategie auf den Weg gebracht hat, kann 
nur ein Anfang sein. Der vorliegende Bericht der Bun- 
desregierung zeigt mir, dass der notwendigen Sorgfalts- 
pflicht auch nachgekommen wird. 

Wir werden unseren Kindern sicherlich eine viel sau- 
berere Natur, sauberere Flüsse und gesündere Wälder 
übergeben, als wir sie von unseren Eltern übernommen 
haben. Wir dürfen aber nicht vergessen: Auch unsere 
Kinder werden nur im Wohlstand leben, wenn wir die 
Innovationsfahigkeit und die wirtschaftliche Dynamik 
Deutschlands erhalten. 

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE): Wie in der normalen 
Lebenswelt gibt es auch in der Welt der Politik Moden, 
mit welchen die Träger und Trägerinnen ihrer Umge- 
bung suggerieren möchten, dass sie besonders modern, 
auf der Höhe der Zeit, wenn nicht sogar ihr voraus sind. 
Und wenn das Modethema wirklich Mode, das heißt 
populär geworden ist, dann wird es plötzlich ganz leicht, 
darüber zu sprechen, dann fragt niemand mehr nach 
schwierigen Einzelheiten und den ursprünglichen Ab- 
sichten. Dann reicht meist die immerwährende Wieder- 
holung von gestanzten Begriffen. 

In diese Gefahr haben sich aus meiner Sicht die Ko- 
alitionsfraktionen beim Thema Nanowissenschaften und 
Nanotechnologie begeben. Seit gut einem Jahr, also seit 
dem Start der Hightechsfrategie, ist das Programm zur 
Förderung der Forschung in diesem fachlich breiten Feld 
in Betrieb genommen. Ihm ging eine Analyse der Stär- 
ken und der Schwächen voraus und das Versprechen, 
erstere zu nutzen, indem unter anderem letztere behoben 
werden. 

Seitdem hat die Bundesregierung viele Tagungen und 
Broschüren zu Teilprogrammen mit fantasievollen Na- 
men vorgelegt: Neben NanoFutur, dem NanoBioNet 
oder dem NanoTruck finden sogenannte Nano-Meetings 
am laufenden Band statt. Gerade die größeren Sympo- 
sien gleichen aber eher Verkaufsveranstaltungen für die 
Marke „Nano“, als dass man dort als interessierter Bür- 
ger oder Politikerin Aufklärung über Chancen und Risi- 
ken lernen könnte. Und so verbleibt bei den Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmern, mit denen ich sprechen konnte, 
der Eindruck, dass mit „Nano“ ein bloßer Etiketten- 
wechsel stattfindet, weil alles Nano ist. Und aber auch 
ein Unbehagen über neue Stoffe, die mit viel Geld geför- 
dert werden, während ihre Wirkungen auf Mensch und 
Umwelt immer noch weitgehend unbekannt sind. 

Das hat aus Sicht der Fraktion Die Linke vor allem 
zwei Gründe: 

Die Bundesregierung versäumt es, sich auf den wirk- 
lich innovativen Charakter der Anwendungen, die mit 
Nanoteilchen möglich sind, zu konzentrieren. Hier 


würde es darauf ankommen, die Mittel des Förderpro- (C) 
gramms auf neuartige Felder in der Grundlagenfor- 
schung zu konzentrieren und mit ihnen Anwendungen in 
vor allem öffentlich sinnvollen und industriell eher 
schwer finanzierbaren Bereichen zu unterstützen. Dazu 
gehören die Entwicklung schonender Krebstherapien 
mithilfe sogenannter Nanofähren sowie energiesparen- 
der und ressourceneffizienter Bau- und Dämmstoffe, von 
preiswerten Solarzellen oder auch von Leichtbauelemen- 
ten, die beispielsweise beim Transport zu Klimaschutz- 
zielen beitragen. 

Stattdessen werden mit dem NanoforschungsfÖrder- 
programm reine Konsumartikel wie Autolacke oder ren- 
ditestarke Entwicklungen in der Chiptechnologie hoch- 
subventioniert. Diese Interpretation des Schlagwortes 
von „Stärken stärken“ in der Hightechsfrategie findet 
Die Linke politisch verfehlt. 

Zweitens war es ja bereits der Vorgängerregierung 
klar, dass Nanopartikel, da sie andere Eigenschaften als 
gleiche Stoffe in anderer Größe aufweisen, - wörtlich - 
mit Vorsicht zu genießen sind. Schon 2004 formulierte 
damals Rot-Grün, dass die Erforschung von Gesund- 
heits- und Umweltrisiken einen besonders hohen Stel- 
lenwert haben müsse. 

Was aber ist passiert: Das Programm NanoCare, das 
sich mit Auswirkungen auf den menschlichen Körper 
beschäftigt, ist der Bundesregierung gerade fünf von 
rund 640 Millionen Euro der gesamten NanofÖrderung 
wert. Nach anderthalb Jahren wurden erst kürzlich die 
ersten Zwischenergebnisse vorgestellt, die aber noch bei 
weitem keine Handlungsempfehlungen beinhalten. Die 
erste fundierte Einschätzung der Gefahren am Arbeits- 
platz in der verarbeitenden Industrie soll erst in neun 
Monaten kommen; bis danach Schutzmaßnahmen entwi- 
ckelt sind oder eine Arbeitsschutzgesetzgebung auf den 
Weg gebracht ist, vergehen weitere Monate, wenn nicht 
Jahre. 

Zu Recht fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
in ihrem Antrag daher eine fundamentale Erweiterung 
der finanziellen Basis für diesen Bereich. Die Fraktion 
Die Linke hat von Beginn an gesagt, dass, statt munter in 
Verbraucherprodukte zu investieren, die Bundesregie- 
rung in der öffentlichen Pflicht ist, eine Risikoforschung 
einzurichten, die der Verbreitung der Produkte und Ma- 
terialien zuvorläuft. Auch die Verbraucheraufklärung 
bleibt die Bundesregierung schuldig, denn ihre Websites 
zu diesem Thema sind beschämend dürftig und glänzen 
seit vielen Monaten mit Hinweisen, dass sie aktualisiert 
werden müssen. 

Inzwischen weiß man aber sicher, dass Nanopartikel 
unter spezifischen Umständen hochgiftig für den Körper 
sind. Da sie so klein sind, gelangen sie als Staub ins Lun- 
gengewebe und in Cremes in untere Hautschichten. US- 
Forscher haben nachgewiesen, dass sie die DNA schädi- 
gen und Krebs auslösen können. 

Die Linke hält es daher für skandalös, dass sich die 
Bundesregierung laut ihrem Bericht noch nicht einmal 
dazu durchringen kann, in deutschen und europäischen 
Zulassungsregelungen wie beispielsweise der EU-Che- 
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(A) mikalienrichtlinie REACH das Kriterium „Partikel- 
größe“ des zu untersuehenden Stoffes durehzusetzen. So 
sieht sie vorerst keinen Handlungsbedarf auf der gesetz- 
liehen Ebene, da es für die Zulassung neuer Chemikalien 
oder neuer Verbraueherprodukte Prüfpfliehten der Indus- 
trie gäbe. Aber wenn die Partikelgröße eines Stoffes irre- 
levant bei der Begutaehtung ist, dann gibt es selbstre- 
dend keine Prüfung von Nanostoffen. Warum dieses 
Versäumnis nieht sehnellstmögliehst naehgeholt wird, 
muss hier daher mit Naehdruek gefragt werden. Zumal 
die Bundesregierung wenigstens bei der Lebensmittelzu- 
lassung einräumt, dass man die Einführung des Nano- 
kriteriums „prüfe“. Weshalb also nieht aueh in anderen 
Bereiehen? Wo, bitte sehön, ist bei dieser Politik der 
Leitfaden zu finden? 

Unsere Bilanz ist also, dass sieh Sehwarz-Rot in die 
modisehen Masehen des Themas Nanowissensehaflen 
völlig verstriekt haben. Sie subventionieren mit öffentli- 
ehen Geldern vor allem exportorientierte Teehnologien 
in renditestarken Branehen, ohne verbindliehe Gegen- 
leistungen einzufordem und die Verantwortung der In- 
dustrie bei der Erforsehung von Risiken festzuklopfen. 
Die Chancen, die für öffentliche Belange in Nanoent- 
wicklungen liegen, werden nicht mit Überzeugung auf- 
genommen. 

Deswegen braucht es Druck: Neben direktem Ver- 
braucherschutz hält Die Linke auch aus diesem Grund 
die Kennzeichnungspflicht für Produkte, die Nanoparti- 
kel enthalten, für ein ganz relevantes politisches Instru- 
ment. 

(B) Nun werden Sie, meine Damen und Herren aus den 
Koalitionsfraktionen, auf diese auch von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen übernommene Forderung aus 
den Umweltorganisationen antworten, dass zum Beispiel 
auch in der allbekannten homogenisierten Milch Nano- 
partikel zusätzlich erzeugt werden. Jedenfalls wird vom 
Forschungsministerium eine fehlende Abgrenzung zu 
tradierten Verfahren als Hindernis für die Kennzeich- 
nung von Lebensmitteln benannt. Sicher, man muss hier 
eine mögliche Verunsicherung von Verbrauchern ernst 
nehmen. Aber hätten wir heute die Kennzeichnungs- 
pflicht für gentechnisch veränderte Organismen, wenn 
man damals so herangegangen wäre? Dort hat man sich 
für die Unterscheidung zwischen alten und neuen Ver- 
fahren der Genmanipulation entschieden. Weshalb also 
nicht auch in den Nanowissenschaften eine entspre- 
chende Lösung suchen? 

Die Linke hält diese Einwände für ein Ablenkungs- 
manöver. Wir wollen aber nicht nur mit der Mode gehen, 
sondern für uns zählt auch die Vernunft. Daher finden 
wir es notwendig, auch mit einem eigenen Antrag die 
Debatte über Vor- und Nachteile von Nanopartikeln wei- 
ter am Laufen zu halten, und werden Mechanismen im 
Sinne eines umfassenden Verbraucher- und Arbeits- 
schutzes Vorschlägen. 

Priska Hinz (Herbom) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): Nanotechnologie gilt als eine der Schlüsseltech- 
nologien des 21. Jahrhunderts. Die Erwartungen an die 
Potenziale dieser neuen Technologie sind groß. Viele 


Forschungs- und Umweltbereiche profitieren inzwischen (C) 
von den Vorteilen der Beschaffenheit der kleinen Parti- 
kel. Immer mehr erfolgreiche Forschungsprojekte haben 
zu umsetzbaren Ergebnissen geführt, so zum Beispiel in 
der Ressourceneffizienz, im Bereich emeuerbarer Ener- 
gien, der Medizin oder der Materialforschung. Die nano- 
technologische Forschung und Anwendung wird somit 
absehbar zu einer nachhaltigen Umwelt- und Klimapoli- 
tik beitragen können. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung, DIW, 
hat Anfang November die Ergebnisse einer repräsentati- 
ven Bevölkerungsbefragung veröffentlicht, in der es um 
die allgemeine „Technikakzeptanz“ in der Bevölkerung 
ging. Die Nanotechnologie wurde dabei als ein konkre- 
tes Beispiel abgefragt. Die Ergebnisse zeigen erstens, 
dass die Deutschen nicht generell „technikfeindlich“ ein- 
gestellt sind, denn die in Deutschland gemessenen Ein- 
stellungen lagen im europäischen Durchschnitt. Zwei- 
tens reagierten über 40 Prozent der Befragten auf die 
Frage: „Helfen Wissenschaft und Technik, die Probleme 
der Zukunft zu lösen, oder schaffen sie eher neue?“ un- 
entschieden. Wir lesen diese Antwort als ein klares „Es 
kommt darauf an.“ Darauf nämlich, dass die Politik zu- 
verlässige Rahmenbedingungen setzt, damit aus neuen 
technischen Entwicklungen, hier insbesondere Nano- 
technologie, eben keine Gefahren für Mensch und Um- 
welt entstehen. 


Wer sich mit der Nanotechnologie befasst, wird 
schnell gewahr, dass die Kleinheit der Partikel neben all 
den Chancen und Potenzialen auch Risiken birgt. Die 
Entwicklung dieser Technologie ist so rasant, dass Ge- 
fahrenabwehr und Technikfolgenabschätzung in diesem 
Bereich unabdingbar parallel laufen müssen. Schon in 
der letzten Legislaturperiode haben wir daher die dama- 
lige Bundesregierung aufgefordert, einen Bericht vorzu- 
legen, der den Regelungsbedarf nennt, der durch die 
Nutzung von Nanotechnologie in den verschiedensten 
Bereichen entsteht. Zu diesem Bericht ist es aufgrund 
des Regierungswechsels nicht mehr gekommen. Erst mit 
einem neuen Antrag der Grünen erreichten wir, dass Sie 
endlich aufwachen und sich um den Regelungsbedarf in 
der Nanotechnologie kümmern. 


(D) 


Im Oktober 2007 wurde der Bericht nun endlich vor- 
gelegt. Ich habe gehofft, dass Sie diese lange Zeit für 
gründliches Nachdenken und Prüfen genutzt haben. Lei- 
der wird diese Hoffnung enttäuscht. Sie kommen über 
allgemeine Erkenntnisse nicht hinaus: „Nanopartikel 
könnten (öko)toxikologische Nebenwirkungen mit sich 
bringen.“ Aber was folgern Sie daraus? Es bestehe „ge- 
genwärtig kein Veränderungsbedarf bei bestehenden Ge- 
setzen und Verordnungen“. Damit verschließen sie die 
Augen vor der Verantwortung, in der Sie stehen. In den 
zwei Jahren, die Sie uns auf den Bericht warten ließen, 
hat die Industrie die Anwendung der Nanotechnologien 
ausgeweitet, ohne dass eine ausreichende begleitende 
Risikoforschung und Technikfolgenabschätzung stattge- 
funden hat. Die Risiken weder bei der Herstellung noch 
bei der Nutzung noch bei der Entsorgung eines nano- 
technologischen Produktes werden bisher umfassend 
und kontinuierlich beforscht. Gefahrenabwehr und Vor- 
sorge im Bereich der Nanotechnologie werden weder 
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(A) von der Wirtschaft noch von der Bundesregierung für 
nötig gehalten. Die Wirtschaft ist bisher nicht verpflich- 
tet, Nanopartikel in Produkten zu deklarieren. Wir halten 
dies aber für dringend notwendig, um den Verbraucher- 
schutz und den Schutz der Umwelt zu gewährleisten. Ein 
freiwilliges Meldeverfahren der Wirtschaft, wie Sie es 
Vorschlägen, ist keine Lösung zur Erfassung potenzieller 
Risiken. Gerade die Lebensmittelwirtschaft hat uns in 
den letzten Jahren keinen Anlass geboten, ihr einen der- 
artigen Vertrauensvorschuss zu geben. 


(ß) Darüber hinaus brauchen wir feste Regelungen bei 
Herstellung, Verwendung und Vermarktung von Nano- 
partikeln. Für Bereiche, in denen die Partikel direkt mit 
dem menschlichen Organismus in Kontakt gebracht wer- 
den, wie zum Beispiel durch den Verzehr von Lebens- 
mitteln, brauchen wir ein Moratorium. Hier ist es beson- 
ders dringend zu wissen, was die Partikel kurz-, mittel- 
und langfristig im menschlichen Organismus bewirken. 
Hinzu kommt für Bereiche wie Lebensmittel, Reini- 
gungsmittel und Kosmetika, dass bisher noch kein 
Mehrwert durch Nanotechnologie belegt werden kann. 
Brauchen wir Fleisch, das länger frisch aussieht, ohne 
tatsächlich frisch zu sein? 


Anlage 19 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 

die umweltgerecbte Gestaltung energiebetriebe- 
ner Produkte (Energiebetriebene-Produkte-Ge- 

setz - EBPG) (Tagesordnungspunkt 26) 

Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Moderne Mobili- 
tät und Energieversorgung basieren heute weltweit 
hauptsächlich auf der Nutzung fossiler Energieträger. 
Klimawandel, steigende Energiepreise und wachsende 
Importabhängigkeit sind die damit verbundenen Heraus- 
forderungen. Zur Lösung dieser Herausforderungen sehe 
ich drei zentrale Elemente: Energie muss effizienter ge- 
nutzt werden als heute, C 02 -freie und moderne einhei- 
mische Energieträger müssen vorangebracht, und der 
Wettbewerb muss weiter gestärkt werden. Denn nur der 
Markt liefert effiziente Ergebnisse. 

Klimaschutz ist Chefsache. Bestimmt wird die ener- 
giepolitische Agenda momentan vor allem durch die 
Klimapolitik. Allen voran hat die Kanzlerin den Klima- 
schutz zur Chefsache erklärt. Sie hat die EU- und G-8- 
Präsidenschaft im ersten Halbjahr 2007 genutzt, um hier 
wichtige Akzente zu setzen. Die nationale Vorbildfunk- 
tion Deutschlands soll auf Europa übertragen werden, 
um so international weitere wichtige Treibhausgasemit- 
tenten wie die USA, China oder Indien für ein gesfärkfes 
Posf-Kiofo-Regime zu gewinnen. 

Das energiepolifische Zieldreieck nicht aus den Au- 
gen zu verlieren. Für die Union basiert eine integrierte 
Energie- und Klimapolitik auf drei Variablen: Klima- 
schutz, Bezahlbarkeit und Sicherheit. Wir werden darauf 
achten, dass diese drei Punkte in einem ausgewogenen 
Verhältnis bleiben. Der Klimaschutz muss gemeistert 
werden, ohne Wachstum und Arbeitsplätze zu gefähr- 
den. Diesen Punkt hat auch die Kanzlerin immer wieder 
betont. 

Energiepolitik ist in erster Linie Standortpolitik. Nur 
mit wettbewerbsfähigen Energiepreisen kann die deut- 
sche Wirtschaft für den globalen Konkurrenzkampf fif 
gemachf werden. Nur eine gesunde und gesfärkfe Indus- 
trie hat die Innovationskraft, die Klimaschutzziele natio- 
nal umzusetzen und gleichzeitig in der weltweiten 
Champions League für Effizienz und saubere Energie- 
fechnologien mifzuspielen. 

Wir müssen den Klimaschufz effizienf und markfori- 
enfierf umsefzen. Obersfe Prämisse beim Klimaschufz 
muss sein, die ambitionierten Ziele kosteneffizient zu er- 
reichen. Maßnahmen müssen vor allem in den Bereichen 
ansetzen, in denen die C02-Vermeidungskosten am ge- 
ringsten sind. Nur so werden die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Sicherheit der Energieversorgung ebenfalls ge- 
währleistet. 

Am kostengünstigsten ist die Nutzung von Energie- 
effizienzpotenzialen, insbesondere im Gebäudebereich. 
Die Energieeffizienz ist der energie- und klimapolitische 
Königsweg und wird allen drei Variablen des energiepo- 
litischen Zieldreiecks gerecht: Sie senkt die fmportab- 


Seit 2004 fordern wir, dass entsprechend den Vor- 
schlägen des Büros für Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag die Anwendung von Nanotechno- 
logie durch ein systematisches Monitoring-Programm 
begleitet wird. Dabei müssen die biomedizinischen, öko- 
logischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fol- 
gen kontinuierlich erhoben und bewertet werden. Dabei 
darf es aber nicht bleiben. Erkenntnisse über Risikopo- 
tenziale müssen auch in gesetzgeberisches Handeln um- 
gesetzt werden. Sonst verlieren die Menschen das Ver- 
trauen in die Nutzbarkeit der Potenziale neuer 
Technologien. 

Das ist Ihre Aufgabe, sehr geehrte Bundesregierung! 
Ich hoffe, dass das jetzt nicht weitere zwei Jahre dauert, 
sondern dass Sie unsere Vorschläge annehmen und Um- 
setzen. 


Wir befürworten die Anwendung von Nanotechnolo- 
gie in solchen Formen, wo Partikel gebunden sind und 
bleiben. Wir unterstützen den Ausbau der öffentlichen 
Förderung von Nanotechnologien vor allem in den Be- 
reichen, die einen absehbaren Mehrwert erwarten lassen. 
Dazu gehören vor allem die Bereiche emeuerbare Ener- 
gien, Energiespartechnologien, Umwelt- und Medizin- 
technologien. Jedoch setzt in diesen wie auch in allen 
anderen Anwendungsbereichen die Nutzung von Nano- 
technologie einen verantwortungsvollen Umgang vo- 
raus: Die Risiko Forschung muss fester Bestandteil bei 
der Förderung von nanotechnologischen Innovationen 
werden! Hier muss die öffentliche Hand mit gutem Bei- 
spiel vorangehen. Deswegen fordern wir, insgesamt 
10 Prozent der öffentlichen Fördergelder für Nanotech- 
nologien für die begleifende Risikoforschung und für die 
Technikfolgenabschäfzung zur Verfügung zu sfellen. 
Gleichzeitig muss gewährleisfef werden, dass auch die 
Unternehmen sich zumindest an der Risiko Forschung be- 
teiligen. 
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(A) hängigkeit, sie reduziert die Klimabelastung, und sie 
senkt die Strom- und Gasrechnung. 

Einsparungen können sogar mit einem positiven Er- 
trag erreicht werden. Das heißt, diese Potenziale liegen 
brach und brauchen nur einen Anstoß, um geweckt zu 
werden und kein dauerhaftes und teures Förderpro- 
gramm. Mehr Transparenz, bessere Informationen über 
den Energieverbrauch von Produkten oder auch Vor-Ort- 
Beratung für Haushalte und mittelständische Unterneh- 
men sind Bausteine für einen lebendigen Markt für Ener- 
gieeffizienz, auf dem der Kunde selbst entscheidet, wie 
er die Energie einsparen will. 

Mit dem Gesetz packt die Bundesregierung einen Be- 
reich an, der oft im Fokus des öffentlichen Interesses 
steht, wie die Debatte um Stand-by oder Energiespar- 
lampen zeigt. Doch mangelte es bislang an politischer 
Initiative und durchdachten Instrumenten, um diese 
Potenziale zu nutzen. Der Fokus liegt bislang eindeutig 
auf der Angebotsseite, mit der Steigerung der emeuerba- 
ren Energien in allen Bereichen, dem Emissionshandel 
etc. 

Auf energiebetriebene Produkte entfallt ein großer 
Teil des Verbrauchs von natürlichen Ressourcen und 
Energie in der EU. Sie haben auch eine Reihe weiterer 
wichtiger Umweltauswirkungen. Bei den meisten in der 
EU auf dem Markt befindlichen Produktarten sind bei 
ähnlicher Funktion und Leistung sehr unterschiedliche 
Umweltauswirkungen zu beobachten. 

Insbesondere soll durch Verbesserung der Energieef- 
(ß) fizienz ein wesentlicher Beitrag zur Erreichung der Ziel- 
vorgaben für Treibhausgasemissionen in der EU geleis- 
tet werden. Die Elektrizitätsnachfrage ist die am 
schnellsten wachsende Kategorie des Endenergiever- 
brauchs und wird Prognosen zufolge in den nächsten 20 
bis 30 Jahren weiter steigen, sofern keine politischen 
Maßnahmen gegen diese Tendenz ergriffen werden. 

Energieeinsparungen sind darüber hinaus die kosten- 
günstigste Art, die Versorgungssicherheit zu erhöhen 
und die Abhängigkeit von Einfuhren zu verringern. 

Derzeit existieren keine anspruchsvollen Energieeffi- 
zienzstandards für Strom- und energieverbrauchende 
Produkte. Zudem wissen die Verbraucher beim Kauf von 
Geräten nicht, wie hoch die Stromkosten des Gerätes 
sind, und können diese daher nicht in ihre Kaufentschei- 
dung einbeziehen. Das Augenmerk darf nicht nur auf 
den Anschaffungskosten liegen, sondern der gesamte 
Lebenszyklus muss berücksichtigt werden. 

Um eine breitflächige Markteinführung energieeffizi- 
enter Produkte zu beflügeln, brauchen wir auf der einen 
Seite anspruchsvolle Standards und auf der anderen 
Seite eine verbraucherfreundliche und transparente Ver- 
brauchskennzeichnung der Produkte. Hier müssen wir 
darauf achten, dass nicht - wie oft versucht - ordnungs- 
rechtlich das Kind mit dem Bade ausgeschüttet wird. Zu 
viel Bürokratie und globale wie europaweite Wettbe- 
werbsverzerrungen müssen vermieden werden. 

Bis zum Jahr 2020 strebt die Bundesregierung des- 
halb das Ziel an, die gesamtwirtschaftliche Energiepro- 


duktivität gegenüber dem Jahr 1990 zu verdoppeln. Dies (C) 
bedeutet, dass im Jahr 2020 pro Einheit Bruttosozialpro- 
dukt nur halb so viel Energie verbraucht werden soll wie 
im Jahr 1990. Ein Patentrezept zur nachhaltigen Unter- 
stützung von Energieeinsparung und Energieeffizienz 
gibt es nicht. Das ist schon allein deshalb so, weil die 
Vermeidung zusätzlicher Bürokratien und unverhältnis- 
mäßiger staatlicher Eingriffe einen hohen wirtschaftspo- 
litischen Stellenwert hat. Wie viele Beispiele insbeson- 
dere aus der deutschen Industrie zeigen, sind diejenigen 
Maßnahmen für Energieeinsparung und Energieeffizienz 
die wirksamsfen, die sich aufgrund der Preis- und Kos- 
fenrelationen über die Märkfe selbsf durchsefzen. 

Somif gilf es, sfaatliche Inifiativen und Akfivifäfen auf 
solche Bereiche zu konzentrieren, in denen wirtschaft- 
lich rentable und somit für die Volkswirtschaft an sich 
nützliche Energieeinsparmaßnahmen deshalb nicht er- 
griffen werden, weil dies durch bestehende Markthemm- 
nisse verhindert wird, also zum Beispiel wegen Mangels 
an Informationen und direkten Anreizen oder wegen zu 
hoher Transaktionskosten. 

Das Gesetz ist ein wichtiger Schritt, um beim Thema 
Energieeffizienz bei energiegetriebenen Produkten vo- 
ranzukommen. Es dient als Rechtsrahmen und gewähr- 
leistet europaweit einheitliche Verfahren. Details zu den 
einzelnen Produktgruppen werden noch in Verordnun- 
gen erarbeitet. Hier kommt es auf die Spezifika des Pro- 
duktes an, ob wir etwa den Top-Runner-Ansatz wählen 
oder weitergehende Ver- und Gebote erlassen. 

Im engen Dialog mit der Industrie müssen wir dafür 
sorgen, dass aus dem Gesefz eine Win- win- Situation ' 

wird: für das Klima, da weniger Ressourcen verbraucht 
werden, und für die Indusfrie selbsf, die mit innovativen 
Produkten erst den europäischen und im weiteren Schritt 
auch den internationalen Markt bedienen kann. 

Dr. Axel Berg (SPD): Mit dem Energiebetriebene- 
Produkte-Gesetz setzen wir heute eine Richtlinie der 
EU-Kommission um, die für das Erreichen der Klima- 
ziele der Bundesregierung und auch für das Erreichen 
der Klimaziele der Europäischen Union unerlässlich isf. 

Wir schaffen damif den Rahmen für verbindliche Effi- 
zienzstandards bei der Einführung von energiebetrie- 
benen Produkten in den Europäischen Binnenmarkt. 

Das Gesetz legt noch keine Standards fest, sondern 
ermöglicht die Einrichtung eines Regelungsausschusses 
in Brüssel, in dem alle Mitgliedstaaten vertreten sind 
und der für verschiedene Produkf gruppen Effizienzsfan- 
dards finden soll. Damif soll es in der Europäischen 
Union flächendeckend zu einem massiv effizienferen 
Umgang mit Energie und anderen Ressourcen kommen. 

Es soll beispielsweise nicht nur der Stromverbrauch ei- 
ner Waschmaschine vorgeschrieben, sondern auch deren 
Wasserverbrauch als Maßstab mitberücksichtigt werden. 

Das ist richtig und nachhaltig. Damit dies allerdings ge- 
schehen kann, müssen wir den prozeduralen Rahmen mit 
dem heute vorliegenden Gesetz schaffen. 

Die Idee ist einfach und effektiv. Eine Marktzulas- 
sung in Europa erhalten nur die Produkte, die die vorge- 
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(A) schriebenen Grenzwerte einhalten. Damit soll in ganz 
Europa mehr Effizienz im Umgang mit teuren und end- 
liehen Ressoureen ermöglieht werden. 

Deshalb werden wir Parlamentarier genau beobaeh- 
ten, wie in Brüssel gehandelt wird. Wir wollen ambitio- 
nierte Standards, um das Effizienzziel von 20 Prozent 
Steigerung gegenüber 1990, das im Meseberger Pro- 
gramm der Bundesregierung festgelegt wurde, zu errei- 
ehen. Das ist nur zu sehaffen, wenn wir in allen Berei- 
ehen die ambitioniertesten Ziele verfolgen. Wir wollen 
deshalb das in Japan sehr erfolgreiehe Instrument des 
„Top Runners“ einführen. Es handelt sieh um ein ein- 
faehes, dynamisehes marktwirtsehaftliehes Instrument, 
das die Effizienzstandards des besten Produkts seiner 
Klasse naeh einer festgelegten Zeit zum Standard für alle 
Produkte dieser Klasse maeht. Sehon im Koalitionsver- 
trag haben wir uns für die Einführung eines solehen Pro- 
gramms auf europäiseher Ebene eingesetzt. Das werden 
wir nun mit Naehdruek in Brüssel fordern. 

Die in Brüssel entspreehend gemaehten Vorgaben sol- 
len dann dureh den Bundestag in deutsehes Reeht umge- 
setzt werden. So können wir überprüfen, ob die Stan- 
dards aus Brüssel ambitioniert genug sind, um unsere 
nationalen, aber aueh die europäisehen Ziele der Effi- 
zienzsteigerung zu erreiehen. 

Gudrun Kopp (FDP): Der heute zu beratende Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zur umweltgereehten 
Gestaltung energiebetriebener Produkte (EBPG) stellt 
die Umsetzung einer EU-Riehtlinie dar, an der wir in 

(B) Deutsehland nieht vorbeikommen. Manehes, das in der 
sogenannten Ökodesignriehtlinie geregelt wird, deekt 
sieh dabei mit Ideen, die aueh die FDP teilt, anderes wi- 
dersprieht unseren Vorstellungen. Aus diesem Grunde 
wird sieh die FDP heute der Stimme enthalten. 

Der Grundgedanke, dass aueh energiebetriebene Pro- 
dukte einen großen Beitrag leisten können, um die Ziele 
der Energieeinsparung, CO 2 - Vermeidung und der Ener- 
gieeffizienz zu verwirkliehen, ist ja nieht falseh. Die 
Frage ist nur immer, wie diese Ziele verwirklieht werden 
können. Als Liberale haben wir hier - wie aueh andern- 
orts - immer in erster Linie auf den Markt gesetzt. 
Grundvoraussetzung dafür sind hinreiehend gekenn- 
zeiehnete Geräte, die es dem Verbraueher ermögliehen, 
eine informierte Entseheidung zu treffen. Deshalb halte 
ieh beispielsweise die Energieeffizienzkennzeiehnung 
von Elektrogeräten vor diesem Hintergrund für eine Er- 
folgsgesehiehte. Insofern aber wird staatliehes Eingrei- 
fen dort problematiseh, wo so konkret in die Produktent- 
wieklung eingegriffen wird, dass dureh eine Ausdünnung 
des Angebots bestimmte Entseheidungen vom Konsu- 
menten gar nieht mehr getroffen werden können. Genau 
in dieser Riehtung droht aber Gefahr dureh die Ökode- 
signriehtlinie, was allerdings dem Regierungs entwurf 
nieht angelastet werden kann. 

Hier und heute stellt sieh vielmehr die Frage, inwie- 
weit der Gesetzentwurf eine Eins-zu-eins-Umsetzung 
der Ökodesignriehtlinie darstellt. Der Bundesrat hat 
hieran in seiner Stellungnahme einige Zweifel geäußert, 
denen die Koalitionsfraktionen in Teilen gefolgt sind. So 


ist zu begrüßen, dass im Bereieh der Produktüberwa- (C) 
ehung nunmehr auf das bereits bestehende Informations- 
system ICSMS zurüekgegriffen wird. Andere Einwände 
des Bundesrates allerdings bestehen fort, und ieh möehte 
zumindest die Gelegenheit nutzen, auf einen grundle- 
genden Zusammenhang hinzuweisen. 

Das Nebeneinander versehiedenster Riehtlinien der 
EU mit zum Teil sieh übersehneidenden Anwendungsbe- 
reiehen bedarf dringend einer Korrektur. Dass nun zum 
Beispiel ein und dasselbe Produkt auf sieh teilweise wi- 
derspreehende Anforderungen der Ökodesignriehtlinie 
und der Produktsieherheitsriehtlinie Rüeksieht nehmen 
muss, ist ein nieht akzeptabler Zustand. Aueh Brüssel 
muss sieh fragen lassen, ob es wirklieh sinnvoll ist, die 
Produzenten in Europa mit einem immer engeren 
Diekieht von Detailvorsehriften zu überziehen. So lo- 
benswert es ja ist, dass die Hersteller hier zumindest par- 
tiell einbezogen werden, so unsinnig wird das Ganze mit 
immer stärker zunehmender Komplexität. Ieh teile des- 
halb ausdrüeklieh die Kritik des Bundesrates, der in sei- 
ner Stellungnahme sehr eindringlieh daraufhingewiesen 
hat, dass hinsiehtlieh des Inverkehrbringens von Produk- 
ten mittlerweile Regelungen in den versehiedensten 
Riehtlinien existieren. Wir müssen als Mitgliedstaaten 
aufjjassen, dass hier nieht die Bürokratiewut der EU das 
Gegenteil dessen hervorbringt, das sie vorgibt erreiehen 
zu wollen, nämlieh faire Wettbewerbsbedingungen. 

Das führt mieh zu dem wesentlieheren Einwand ge- 
gen die Ökodesignriehtlinie, den ieh hier zumindest zu 
Protokoll geben möehte. Die sogenannten Durehfüh- 
rungsvorsehriften werden über kurz oder lang die (D) 
Sehleusen öffnen für einen politisehen Ansatz, bei dem 
die Geräteeigensehaften von Produkten zumindest in 
wesentliehen Teilen staatlieh vorgegeben werden. Dies 
ist nieht nur teehnologiepolitiseh bedeutsam, weil der 
Staat noeh nie zum Innovator taugte. Ein soleher Ansatz 
ist aueh wettbewerbspolitiseh höehst gefährlieh. Öffnet 
er doeh einem Verhalten von marktmäehtigen Unterneh- 
men Tür und Tor, das darauf hinausläuft, eigene Designs 
markt- und lobbysehwäeheren Unternehmen aufzuok- 
troyieren, um insbesondere innovative Spartenprodukte 
der Wettbewerber zu unterbinden. Im Übrigen kann dies 
zu einer Lobbypolitik des permanenten Antiehambrie- 
rens führen, die zumindest unseren Vorstellungen einer 
Marktwirtsehaft, in weleher der Staat den Ordnungsrah- 
men für Wettbewerb setzt, aber nieht dessen Inhalte, 
massiv zuwiderläuft. 

Wenn also die FDP das heute vorliegende Gesetz 
nieht ablehnt, so in erster Linie in Anerkenntnis der 
Zwangsläufigkeit, dass die zugrunde liegende Riehtlinie 
nun einmal in Kraft getreten und damit in deutsehes 
Reeht umzusetzen ist. Gleiehwohl aber bleiben in unse- 
rer Fraktion gewisse Bauehsehmerzen, und ieh appel- 
liere deshalb an die Bundesregierung, zumindest ein wa- 
ehes Auge auf die Konsequenzen des Gesetzes zu haben. 

Hans-Kurt Hill (DIE LINKE): Besser spät als nie. 

Das ist die Devise der Großen Koalition. Mit dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf setzt die Bundesregierung 
eine EU-Riehtlinie vom Juli 2005 endlieh um. Wie zu 
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(A) erwarten, sind aueh Naehbesserungen erforderlieh. 
Deshalb - das möehte ich gleich vorwegnehmen - 
stimmt die Linke dem entsprechenden Entschließungs- 
antrag der Grünen zu. 

Die ökologische Ausgestaltung von Produkten und 
deren Kennzeichnung ist wichtig und richtig. Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher haben ein Recht, zu erfahren, 
wie die Umweltbilanz einzelner Sachen aussieht. Aller- 
dings bleibt der Vorschlag der Bundesregierung auf hal- 
bem Wege stehen. Wie üblich, wird nur im Wortlaut um- 
gesetzt, was aus Brüssel kommt - besser ein bisschen 
weniger. 

Notwendig wäre gewesen, den Begriff der Nachhal- 
tigkeit bei diesem Gesetz zu verinnerlichen. Das bedeu- 
tet, dass bei Wirtschaftsgütem sowohl die ökologischen 
als auch die sozialen Aspekte im vollen Umfange be- 
rücksichtigt werden müssen. 

Die Globalisierung bringt es mit sich, dass viele 
Dinge des Alltags in Schwellen- und Entwicklungslän- 
dern produziert werden. Das ist für die Hersteller nicht 
nur billiger. Auch die energieintensiven Prozesse werden 
nach China oder in andere Länder verlagert. Das lässt 
die deutsche Energiebilanz zwar im hellen Lichte er- 
scheinen. In China aber führt das in eine ökologische 
Katastrophe. Die Umweltschäden wiederum verschlech- 
tern die gesundheitliche Situation der Menschen vor Ort 
erheblich. Gar nicht denken mag ich an die abstoßenden 
Arbeitsbedingungen, mit denen die Menschen in den 
Schwellenländem unsere Geiz-ist-geil-Kultur bezahlen 
müssen. 

^ ' All diese Aspekte gehören auf den Beipackzettel oder 
besser auf die Verpackung von energiebetriebenen Pro- 
dukten. Die sogenannte CE-Kennzeichnung reicht hier 
nicht aus. Sie ist eine freiwillige Erklärung eines Her- 
stellers, dass seine Produkte die EU-weiten Richtlinien 
im Wesentlichen einhalten. Verbraucherinnen und Ver- 
brauchern sagt sie nicht viel. Deshalb bedarf es zusätzli- 
cher Hinweise und einer unabhängigen Kontrolle. 

Damit sind wir beim nächsten Stichwort: Die Über- 
wachung der Einhaltung der Standards von Produkten 
soll bei den Bundesländern liegen. Um es klar zu sagen: 
Diese Überwachung wird nicht stattfinden. Erstens ist 
überhaupt kein Personal vorhanden. Zweitens kommen 
die Länder auch in anderen Bereichen ihrer Überwa- 
chungspfiicht nicht nach. 

Sie alle kennen die Angaben auf Kühlschränken und 
Waschmaschinen zum Energieverbrauch: C ist schlecht, 
A gut, A-i-i- sehr gut. Für diese Energieverbrauchskenn- 
zeichnung, die für alle Hersteller Pflicht ist, haben die 
meisten Bundesländer nicht einmal Vollzugsbehörden 
benannt, geschweige denn, dass sie Kontrollen durch- 
führen. Stattdessen sind Verbraucherschutzverbände ge- 
zwungen, die Geräteanbieter abzumahnen. Es gibt sogar 
Hersteller, die selbst Juristen bemühen, um gegen Kon- 
kurrenten vorzugehen, die der Kennzeichnungspfiicht 
nicht nachkommen. Denn wer sich mit Energieschleu- 
dem durchmogelt, missbraucht den Markt. 

Ich frage deshalb die Bundesregierung: Wie wollen 
Sie nach Verabschiedung des vorliegenden Gesetzes eine 


Überwachung sicherstellen? Ich bin mir sicher, dass Ih- 
nen der Bundesrat da noch einige Hausaufgaben aufgibt. 
Die Linke wird sich deshalb enthalten. 

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesregierung 
sollen jetzt endlich die Weichen gestellt werden, um 
energiebetriebene Geräte - vom Kühlschrank bis zum 
Heizkessel - künftig umweltverträglicher und energie- 
effizienter zu machen. Wieder einmal kommt der Impuls 
von der EU-Ebene. Die dem Gesetz zugrunde liegende 
Ökodesignrichtlinie ist immerhin das zentrale Instru- 
ment, um die im EU-Energieeffizienzplan vorgesehene 
Senkung des Stromverbrauchs von Geräten um 20 Pro- 
zent bis zum Jahr 2020 zu erreichen. Und wer in das 
Klima- und Energieprogramm der Bundesregierung 
schaut, findet beim Punkt Förderung stromeffizienter 
Geräte kaum mehr als eben die Umsetzung dieser EU- 
Richtlinie. 

Dieser Bedeutung entsprechend, können wir also ei- 
nen großen Wurf erwarten. Und der wäre auch dringend 
erforderlich. Schließlich ist der Stromverbrauch in den 
Privathaushalten ungeachtet aller Energiespardiskussio- 
nen seit 1990 um 16 Prozent gestiegen. Ein wesentlicher 
Grund dafür ist die wachsende Zahl energieverschwen- 
dender Geräte. Viele davon besitzen nicht einmal mehr 
einen Ausschaltknopf und verschwenden rund um die 
Uhr teuren und klimaschädlich erzeugten Strom. Doch 
nach der zu erwartenden Tatkraft sucht man in dem Re- 
gierungsentwurf vergebens. Das Gesetz versprüht den 
Charme einer bürokratischen Pflichterfüllung, wo es 
doch eigentlich ein ambitioniertes Instrument für die 
dringend erforderliche Steigerung der Energieeffizienz 
sein müsste. Da reicht es auch nicht, darauf zu verwei- 
sen, dass hier und heute nur der Rahmen aufgetan wird, 
in dem künftig konkrete Verordnungen für die jeweiligen 
Standards der Geräte gestellt werden sollen. Denn das 
Gesetz weist entscheidende Schwächen auf, die es zu 
korrigieren gilt. An erster Stelle ist zu nennen, dass die 
Einhaltung der Ökodesignrichtlinie von den Herstellern 
selbst durch den Aufdruck eines CE -Zeichens dokumen- 
tiert wird. Diese Form der Selbstdeklaration reicht nicht 
aus, um gefährliche und umwelfschädliche Importpro- 
dukte vom Markt femzuhalten, wie das Beispiel schad- 
stoffverseuchter Spielzeuge aus China zeigt. Wir fordern 
in unserem Entschließungsantrag zu dem Gesetz deshalb 
eine Ergänzung der Verbraucherinformation, etwa durch 
ein unabhängig kontrolliertes Prüfzeichen analog zum 
GS-Zeichen und eine Produktinformation zu den Um- 
weltstandards des Produkts für Kunden. Ein weiferer 
Schwachpunkf isf die Marktüberwachung, die Sache der 
Länder ist. Hier fehlt es nicht nur an Geld und Personal, 
sondern auch an Ideen. Die von der Bundesregierung in 
Aussicht gestellte Unterstützung der Länder wirkt mit 
ihren 2,5 Stellen geradezu lächerlich. 

Von einer wirksamen Marktkontrolle kann keine Rede 
sein. Es wird vielmehr zu einem Gesetz kommen, das 
weder mehr Transparenz für Verbraucher bringt noch 
bessere Energiestandards am Markt verbindlich durch- 
setzt. 
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(A) Wir fordern daher von der Bundesregierung, zusam- 
men mit den Ländern ein Überwaehungskonzept zu erar- 
beiten, das in der Praxis funktioniert. 2,5 Stellen werden 
da nieht weiterhelfen. Dashalb fordern wir eine haus- 
haltsneutrale Naehbesserung. Schließlieh erwarten wir 
von der Bundesregierung über das vorliegende Gesetz 
hinaus endlich einen Vorschlag für einen Top-Runner- 
Ansatz nach japanischem Vorbild zu erarbeiten; denn an- 
spruchsvolle Energiestandards bei Geräten sind nur die 
halbe Miete. Wir brauchen auch eine dynamische Wei- 
terentwicklung der Energieeffizienz. Dazu isf kein fn- 
sfrumenf besser geeignef als eben der in Japan äußerst 
wirkungsvolle Top -Runner- Ansatz. Seit Jahren behaup- 
ten die Minister Gabriel und Glos stoisch, es werde dem- 
nächst eine europäische Variante des Top-Runner- Ansat- 
zes geben. Wie diese allerdings aussehen soll, darüber 
schweigen sie. Wir fordern die Bundesregierung deshalb 
auf, ihren Worten jetzt endlich Taten folgen zu lassen 
und einen konkreten Vorstoß in dieser Frage zu unter- 
nehmen. 


Anlage 20 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 

Erleichterung familiengerichtlicher Maßnah- 
men bei Gefährdung des Kindeswohls (Tages- 
ordnungspunkt 27) 

Ute Granold (CDU/CSU): Wir beraten heute in ers- 
(B) ter Lesung den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Ge- 
fährdung des Kindeswohls. 

Vemachlässigfe und misshandelfe Kinder brauchen 
die Hilfe des Sfaafes. ln lefzfer Zeif haben sich erschüf- 
femde Berichfe über Eltern, die ihre Kinder misshandeln 
oder vernachlässigen, gehäuft. Nicht zuletzt der schreck- 
liche Tod des kleinen Kevin aus Bremen hat uns die Ver- 
antwortung der Gemeinschaft für diese Kinder drastisch 
vor Augen geführt. 

Vor dem Hintergrund dieser Ereignisse hat das Bun- 
desjustizministerium im März 2006 die Expertengruppe 
„Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls“ eingesefzf, die im November 2006 eine 
Reihe von Verbesserungsvorschlägen für die Familien- 
rechtspraxis vorgelegt hat. 

Nach geltendem Recht darf das Familiengericht nur 
dann in die elterliche Sorge eingreifen, wenn und soweit 
die Gefährdung des Kindeswohls auf einem Fehlverhal- 
fen bzw. Versagen der Eltern beruht, ln der Praxis isf es 
jedoch häufig sehr schwer, ein solches konkrefes Fehl- 
verhalfen der Eltern nachzuweisen. Das Anknüpfen an 
ein „elterliches Erziehungsversagen“ hat sich vor diesem 
Hintergrund als untauglich erwiesen. 

Kritisiert wurden zudem die für den Fall einer Kin- 
deswohlgefährdung vorgesehenen Rechtsfolgen. Nach 
geltendem Recht haben die Familiengerichte die zur Ab- 
wendung der Gefahr „erforderlichen Maßnahmen“ zu er- 
greifen. Diese Formulierung beinhaltet theoretisch eine 


Vielzahl von möglichen Eingriffsmaßnahmen, ln der (C) 
Praxis isf jedoch fesfzusf eilen, dass die Gerichte von die- 
sen Möglichkeiten kaum Gebrauch machen. Vielmehr 
greifen sie in den meisten Fällen auf die „Ultima Ratio“ 
zurück, indem sie den Eltern das Sorgerecht ganz oder 
teilweise entziehen. Problematisch erscheint in diesem 
Zusammenhang auch die Rolle der Jugendämter, die die 
Familiengerichte oft erst dann einschalten, wenn die ei- 
genen Einwirkungsversuche gescheitert sind und die 
Lage sich dramatisch zugespitzt hat. Eine Vielzahl von 
frühzeitigen - gerichtlichen wie behördlichen - Einfiuss- 
möglichkeiten bleibt somit ungenutzt. 

Ein weiteres Defizit des geltenden Rechts besteht in 
der fehlenden Verpflichtung der Familiengerichte, ihre 
Entscheidungen in einem angemessenen zeitlichen Ab- 
stand zu überprüfen und sie gegebenenfalls an eine geän- 
derte Situation anzupassen. Dies führt in der Praxis zu 
Problemen: Die Jugendämter sind in der Folge äußerst 
zurückhaltend, wenn es darum geht, im konkreten Fall 
erneut gerichtliche Maßnahmen zu beantragen. Noch 
schwerer wiegen die Auswirkungen auf das Verhalten 
der Eltern. Ihre Kooperationsbereitschaft wird in der Re- 
gel deutlich abnehmen, ln vielen Fällen dürften sie sich 
sogar durch die gerichtliche Feststellung in ihrer Sicht- 
weise bestätigt fühlen und eine Kooperation mit dem Ju- 
gendamt bis auf Weiteres einstellen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt im Wesentlichen 
die Änderungsvorschläge der Expertengmppe um: Aus- 
gangspunkt der Überlegungen ist das verfassungsrecht- 
lich geschützte „Elternrecht“. Nach Art. 6 Abs. 2 und 3 
GG sind Pflege und Erziehung der Kinder das natürliche 
Recht der Eltern. Eingriffe in dieses Recht bedürfen 
grundsätzlich einer besonderen Rechtfertigung und müs- 
sen sich stets an den Grenzen der Verhältnismäßigkeit 
sowie der Subsidiarität orientieren. Das Elternrecht ist 
jedoch nicht nur ein Grundrecht, es ist zugleich auch 
eine Verpflichtung der Eltern. So heißt es in Art. 6 Abs. 

2 GG: „Pflege und Erziehung der Kinder sind ... die zu- 
vörderst ihnen - den Eltern - obliegende Pflicht“. Ange- 
sichts dieser Pfiichtbindung unterscheidet sich das „El- 
ternrecht“ von allen anderen Grundrechten und wird 
allgemein auch als „Eltemverantwortung“ bezeichnet. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in diesem Zusam- 
menhang wiederholt klargestellt, dass das „Elternrecht“ 
maßgeblich dem Kindeswohl diene und wesentlich ein 
Recht im Interesse des Kindes sei, das auf Schutz und 
Hilfe angewiesen ist. Insofern kann man also auch von 
einem treuhänderischen Recht sprechen. 

Dort, wo die Eltern nicht willens oder in der Lage 
sind, das Kindeswohl zu schützen, begründet die „El- 
temverantwortung“ für das gefährdefe Kind einen An- 
spmch auf Schufz und für die Gemeinschaft bzw. die sie 
vertretenden staatlichen Institutionen eine Pflicht, alles 
zu unternehmen, um das Kind vor Misshandlungen oder 
Vernachlässigungen zu schützen. Die Verbesserangsvor- 
schläge der Expertengrappe sowie die sich häufenden 
Berichte über schwerste Fälle von Kindesmisshandlun- 
gen und -Vernachlässigungen zeigen jedoch in trauriger 
Weise, dass die Gemeinschaft diesem Anspruch bisher 
nicht immer gerecht werden konnte und sie daher ver- 
pflichtet ist, neue Lösungsansätze zu finden. 
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(A) Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, gefähr- 
dete Kinder so früh wie möglich zu schützen. Familien- 
gerichte, Jugendämter, Schule und Polizei müssen in Zu- 
kunft noch besser Zusammenarbeiten und im Einzelfall 
früher tätig werden. Ausgangspunkt aller Überlegungen 
muss die Erkenntnis sein, dass Prävention das beste Mittel 
ist, um Kinder zu schützen. Zentraler Ansatz des vorlie- 
genden Gesetzentwurfs ist folglich, frühzeitige Maßnah- 
men zu ergreifen, um anders als bisher eine Zuspitzung 
der Lage möglichst zu verhindern. 

Dazu kann die hier vorgeschlagene frühzeitige Ein- 
schaltung der Familiengerichte, die - anders als Jugend- 
ämter - verpflichtend auf die Eltern einwirken können, 
ganz wesentlich beitragen. Der Gesetzentwurf sieht in 
diesem Sinne vor, das „elterliche Erziehungsversagen“ 
in § 1666 Abs. 1 BGB als Voraussetzung für ein gericht- 
liches Eingreifen zu streichen. Dies senkt die Hürden für 
ein gerichtliches Eingreifen, fördert damit eine frühere 
Anrufung der Familiengerichte und beseitigt darüber hi- 
naus die Gefahr, dass die Kooperationsbereitschaft der 
Eltern wegen der gerichtlichen Feststellung des „Erzie- 
hungsversagens“ stärker als erforderlich beeinträchtigt 
wird. Für die Einführung einer gesetzlichen Vermutung 
der Kindeswohlgefährdung für besfimmfe, konkret auf- 
gezählte Fälle besteht im Übrigen kein praktisches Be- 
dürfnis. Wir haben deshalb bewusst von einer entspre- 
chenden Ergänzung abgesehen. 

Der Gesetzentwurf sieht außerdem eine Konkretisie- 
rung der Rechtsfolgen vor. Dieser Vorschlag hat in den 
Stellungnahmen der im Vorfeld bereits beteiligten Län- 
der und Verbände breite Zustimmung gefunden. Die Ge- 
' ' richte werden künftig stärker als bisher von den 
verschiedenen, unter der Schwelle der Sorgerechtsent- 
ziehung stehenden Instrumenten Gebrauch machen. Der 
Gesetzentwurf führt in diesem Zusammenhang beispiel- 
haft das an die Eltern gerichtete und nach § 33 FGG 
durchsetzbare Gebot auf, Leistungen der Kinder- und Ju- 
gendhilfe in Anspruch zu nehmen oder für die Einhal- 
tung der Schulpflicht zu sorgen. 

Die Gerichte können somit künftig familiengerichtli- 
che Weisungen an die Eltern erteilen, das heißt, sie kön- 
nen auf die Eltern einwirken, Kindergartenbetreuung in 
Anspruch zu nehmen, einen Anti-Gewalt-Trainingskurs 
zu absolvieren oder das Kind ärztlich untersuchen zu las- 
sen. Diese Änderung fördert in geeigneten Fällen eine 
frühzeitige Anrufung der Familiengerichte und trägt so 
dem Gedanken der Prävention Rechnung. 

Soweit das Familiengericht von gerichtlichen Maß- 
nahmen absieht, soll es künftig verpflichtet werden, in ei- 
nem angemessenen Zeitabstand zu überprüfen, ob diese 
Entscheidung aufrechtzuerhalten oder aus sachlichen 
Gründen durch eine gerichtliche Maßnahme zum Schutz 
des Kindeswohls zu ersetzen ist. Hat sich in der Zwi- 
schenzeit etwa herausgestellt, dass die Eltern eine be- 
stimmte Zusage nicht eingehalten haben, kann das Ge- 
richt nunmehr die erforderliche Maßnahme treffen, von 
der es zunächst noch abgesehen hatte. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Reihe weiterer Ände- 
rungen vor, die zum Teil bereits im Entwurf des FGG- 
Reformgesetzes enthalten sind und dazu beitragen 


werden, dass Kindeswohlgefährdungen möglichsf früh- 
zeitig angegangen werden. Wir wollen zum einen ein ge- 
sefzliches Beschleunigungsgebof für Verfahren wegen 
Gefährdung des Kindeswohls fesfschreiben, das heißt 
Kindeswohlverfahren sollen künftig vorrangig durchge- 
führt werden. Ferner soll im Rahmen des gerichtlichen 
Verfahrens ein sogenanntes Erziehungsgespräch stattfin- 
den, bei dem die Kindeswohlgefährdung mif allen Befei- 
ligfen erörferf werden soll. Sinn und Zweck einer sol- 
chen Erörterung ist es, die Eltern noch stärker als bisher 
in die Pflicht zu nehmen und auf sie einzuwirken, öffent- 
liche Hilfen in Anspruch zu nehmen und mit dem Ju- 
gendamt zu kooperieren. Die Gerichte sollen im Rahmen 
dieser Erörterung den Eltern den Emst der Lage vor Au- 
gen führen, daraufhinwirken, dass sie nofwendige Leis- 
tungen der Jugendhilfe annehmen, sowie auf mögliche 
Konsequenzen - beispielsweise den Entzug des Sorge- 
rechts - hinweisen. 

Im Interesse eines effektiven präventiven Schutzes 
von Kindern enthält der Gesetzentwurf im Weiteren eine 
Reihe von Maßnahmen, um die Zusammenarbeit der Fa- 
miliengerichte mit Jugendämtern und anderen Institutio- 
nen nachhaltig zu stärken. 

Um mehr Rechtssicherheit in Fällen von „geschlosse- 
ner Unterbringung“ zu schaffen, wollen wir schließlich 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer nach 
§ 1631 b BGB erforderlichen Genehmigung für die ge- 
schlossene Unterbringung eines Minderjährigen konkre- 
tisieren. Damit werden bestehende Unsicherheiten der 
Praxis ausgeräumt. Die vorgesehene Ändemng stellt zu- 
dem klar, dass die geschlossene Unterbringung des Min- 
derjährigen stets das letzte Mittel sein muss und am stren- 
gen Maßstab der Verhältnismäßigkeit zu prüfen ist. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Die vorgesehenen 
Ändemngen werden künftig einen effektiven, am Gedan- 
ken der Prävention ausgerichteten Schutz von vernach- 
lässigten und misshandelten Kindern gewährleisten. Im 
Interesse des Kindeswohls hoffe ich auf zügige und kon- 
stmktive Beratungen. 

Christine Lambrecht (SPD): Die Bundesregiemng 
hat den Entwurf eines Gesetzes zur Erleichtemng fami- 
liengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kin- 
deswohls vorgelegf. Mit dieser Reform kommt die staat- 
liche Gemeinschaft ihrer Aufgabe nach, Kindern ein 
gesundes Aufwachsen zu ermöglichen und sie mit allen 
Mitteln vor Gefährdung zu schützen. Dazu verpflichtet 
das Grundgesetz sie für den Fall, dass Eltern den Schutz 
des Kindes nicht gewährleisten. 

Uns allen sind noch die erschütternden Berichte ge- 
genwärtig, in denen Kinder durch die Unfähigkeit über- 
forderter Eltern vernachlässigt oder sogar vorsätzlich 
misshandelt wurden. Dies war die Folge zu späten Ein- 
greifens der Jugendämter und Familiengerichte. Wie die 
vom BMJ vor dem Hintergrund solcher schlimmen Fälle 
eingesetzte Arbeitsgruppe von Experten aus Familienge- 
richten, der Kinder- und Jugendhilfe und der Vertreter 
betroffener Verbände festgestellt haben, schalten die Ju- 
gendämter die Gerichte oftmals erst nach einem zu lang- 
wierigen und leider oft zu unergiebigen Hilfeprozess ein. 
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(A) Denn häufig kooperieren die Eltern in solehen Problem- 
fällen nieht oder nur ungern mit dem Jugendamt. Die 
Geriehte werden dann in der Regel nur noeh mit dem 
einzig verbliebenen Ziel angerufen, den Eltern das Sor- 
gereeht ganz oder teilweise zu entziehen. Oft bleibt den 
Geriehten dann niehts anderes mehr übrig. Bei einer 
sehon zugespitzten Gefährdung des Kindes kommt es für 
das Gerieht nieht mehr in Betraeht, weniger einsehnei- 
dende Maßnahmen zu treffen, wie etwa verpfiiehtend 
auf die Eltern einzuwirken, Kindergartenbetreuung in 
Ansprueh zu nehmen oder das Kind ärztlieh untersuehen 
zu lassen. 

Ausgangspunkt aller Überlegungen ist daher die Er- 
kenntnis, dass Prävention das beste Mittel ist, um Kinder 
effektiv vor Gefährdungen zu sehützen. Familienge- 
riehte und Jugendämter müssen daher ihre jeweiligen 
Aufgaben im Sinne einer Verantwortungsgemeinsehaft 
wahmehmen. Hier setzt der Gesetzentwurf an. Er trägt 
dabei den Ergebnissen der Arbeitsgruppe Reehnung und 
gestaltet die Vorsehriften zum familienreehtliehen Kind- 
sehutzverfahren neu aus: Insgesamt sieht der Entwurf 
ein frühes und „niedrigsehwelliges“ Eingreifen des Fa- 
miliengeriehts - das heißt bereits unterhalb der Sehwelle 
der Sorgereehtsentziehung - vor. Solange sie noeh im 
Einzelfall zur Gefahrenabwehr geeignet sind, soll das 
Gerieht sozialpädagogisehe Hilfs- und Unterstützungs- 
angebote anordnen und damit zunäehst ohne Sorge- 
reehtsentziehung auf die Eltern einwirken. Geriehtliehe 
Maßnahmen, wie etwa eine Erziehungsberatung in An- 
sprueh zu nehmen, sollen die Eltern so früh wie möglieh 
erreiehen, wenn sieh eine Problemsituation für das Kind 

(B) anbahnt. Notwendige öffentliehe Hilfen können die El- 
tern beeinflussen und ihnen helfen, ihre Eltemkompe- 
tenz wieder in Ansprueh zu nehmen, bevor eine Notsitua- 
tion eintritt. 

Deshalb hat die Bundesjustizministerin gemeinsam 
mit den Faehexperten Vorsehläge erarbeitet. Diese sind 
in dem nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf enthalten: 
Erstens sollen alle „Hürden“ für die Anrufung der Fami- 
liengeriehte beseitigt werden. Derzeit setzen familienge- 
riehtliehe Maßnahmen ein elterliehes Erziehungsversa- 
gen voraus. Ein konkretes Fehlverhalten der Eltern ist 
jedoeh meist nieht feststellbar. Daher wird diese Voraus- 
setzung gestriehen, und dem Gerieht werden konkrete 
Maßnahmen erleiehtert. Voraussetzung soll die Gefähr- 
dung des Kindeswohls sowie die Unfähigkeif und Un- 
willigkeif der Elfem sein, die Gefahr abzuwenden. Da- 
mif werden „Hürden“ für das Jugendamf, das Geriehf 
anzumfen, abgebaut. 

Zweitens konkretisiert der Regierungsentwurf die 
Reehtsfolgen bei der Auswahl der Maßnahmen des Ge- 
riehts. So sind insbesondere Weisungen an die Eltern, öf- 
fentliehe Hilfen in Anspraeh zu nehmen, wie Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe, etwa eine Erziehungsbera- 
tung, soziale Trainingskurse oder Gesundheitsfürsorge 
möglieh. Die Jugendämfer sollen dureh die Bandbreife 
von Maßnahmen zu einer frühzeitigen Anmfung des Ge- 
riehts angehalten werden. Befolgen die Eltern die Wei- 
sungen nieht, sind diese aueh mit Zwangsmitteln dureh- 
setzbar - bis hin zu einer Fremdunterbringung des 
Kindes. 


Drittens wird eine Verpfliehtung des Geriehts zur 
Überprüfung eingeführt, in angemessenen Zeitabständen 
die Entseheidung, keine Maßnahmen anzuordnen, zu 
prüfen. Es gerät dann kein Fall mehr in Vergessenheit. 

Viertens gibt die Reform dem Gerieht die Möglieh- 
keit, mit den Eltern ein Gespräeh über die Kindeswohl- 
gefährdung, das Verfahren, die Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe sowie über Konsequenzen der Niehtin- 
anspmehnahme von Maßnahmen zu führen. 

Fünftens wird ein Vorrangs- und Besehleunigungsge- 
bot für familiengeriehtliehe Verfahren, die das Kind be- 
treffen, wie besonders im Fall einer Kindeswohlgefähr- 
dung, eingeführt. 

Seehstens wird klargestellt, dass die gesehlossene Un- 
terbringung zum Wohl des Kindes erforderlieh sein muss 
und der Vorrang anderer öffentlieher Hilfen zu beaehten 
ist. 

Uns allen muss klar sein, dass dieses Gesetz nieht die 
Lösung aller Probleme sein kann. Insbesondere muss die 
Umsetzung vor Ort dureh eine ausreiehende personelle 
Ausstattung der Jugendämter gewährleistet sein. 

Hier sind die Länder am Zuge. Hier müssen Prioritä- 
ten gesetzt werden. Die Kinder verdienen unsere Auf- 
merksamkeit. feh freue mieh auf die anstehenden Bera- 
tungen. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
Mit dem Gesetzentwurf zur Erleiehterung familienge- 
riehtlieher Maßnahmen bei Kindeswohlgefährdung re- 
agiert die Bundesregierung auf die Fälle von Kindes- 
misshandlungen und Kindesvemaehlässigungen in den 
letzten Monaten. Uns allen ist noeh der Fall Kevin in 
bester Erinnerung. Fast genau ein Jahr liegt dieses tragi- 
sehe Ereignis nun zurüek. Der in Bremen eingesetzte 
Untersuehungsaussehuss hat festgestellt, dass der Tod 
des Jungen von vielen Zuständigen nieht verhindert wor- 
den sei, obwohl sie die Mögliehkeit dazu gehabt hätten. 
Dies sei in hohem Maße auf individuelles Fehlverhalten 
zurüekzuführen. Strukturelle Mängel in der Behörde, 
eine mangelnde Dienst- und Faehaufsieht, eine unzurei- 
chende Zusammenarbeit der verschiedensten Beteilig- 
ten, fehlende Qualifikationen und schlechte personelle 
und sachliche Ausstattung hätten mit dazu beigetragen, 
dass der Fall Kevin ein solch tragisches Ende genommen 
habe. Vor fast genau zwei Monaten war aus der Presse 
von dem „Baby aus der Müllhölle“ zu lesen. Weitere 
schreckliche Fälle von Kindeswohlgefährdung gibf es, 
die ich hier nichf alle aufzählen kann. Behörden und Ge- 
richte müssen in die Lage versetzt werden, in diesen Fäl- 
len früh und entschlossen zu handeln, um das Kindes- 
wohl zu schützen. Und sie müssen diese Möglichkeiten 
auch nutzen. 

ln dem nun folgenden parlamentarischen Verfahren 
muss insoweit genau geklärt werden, woran es in 
Deutschland wirklich fehlt. Sind es Gesetzeslücken? 
Sind es Behördenmängel? Fehlen qualifizierte Mitarbei- 
ter? Warum wird oftmals zu spät und dann auch noch 
falsch gehandelt? Nach Art. 6 Abs. 2 GG ist die Pflege 
und Erziehung der Kinder das natürliche Recht der El- 
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(A) tem und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Und 
daran soll sich auch grundsätzlich nichts ändern, wenn 
die Eltern dieser wichtigen Aufgabe wirklich nachkom- 
men. Und in den allermeisten Fällen tun sie dies auch. 
Das verbietet, Eltern unter den Generalverdacht der Kin- 
deswohlgefährdung zu sfellen und eine möglichsf lü- 
ckenlose sfaatliche Konfrolle aufzubauen. Allein bei 
Versagen der Elfem, das dann immer zulasfen der Kinder 
geht, muss das staatliche Wächteramt nach Art. 6 Abs. 2 GG 
auch tatsächlich greifen. 

Für die FDP-Bundestagsfraktion steht im Bereich des 
Familienrechts das Wohl des Kindes im Vordergrund. 
Bereits mit unserem Antrag „Schutz und Chancen für die 
Kinder in Deutschland“ vom Febraar dieses Jahres ha- 
ben wir uns für die Prävention und den Schutz von Kin- 
dern stark gemacht. Eltern müssen daher schon frühzei- 
tig auf die Elternschaft vorbereitet werden. Dazu gehört 
eine umfassende Information durch Kinder- und Jugend- 
ärzte und durch Hebammen. Eine enge Kooperation zwi- 
schen Eltern und Kindertagesstätten ist anzustreben. 
Auch ein Beistand im Rahmen der Nachbarschaftshilfe, 
durch Fördervereine, Eigeninitiativen oder Selbsthilfe- 
grappen ist denkbar. 

Dieses große Ziel, den Schutz gefährdeter Kinder zu 
verbessern, verfolgt auch der vorliegende Gesetzentwurf 
mit der Verbessemng des gerichtlichen Verfahrens und 
ist daher gmndsätzlich begrüßenswert. Bei vielen der be- 
kannt gewordenen Probleme handelte es sich jedoch 
meiner Meinung nach vorwiegend um Umsetzungspro- 
bleme in der Praxis. Der Schutz gefährdeter Kinder und 
(ß) Jugendlicher lässt sich nicht alleine durch neue Gesetze 
erreichen. So hat auch im Fall Kevin in erster Linie das 
Jugendamt versagt und nicht die Gesetzgebung. Wichti- 
ger sind somit die umfassende Anwendung und der Voll- 
zug bereits bestehender Gesetze. 

Jugendämter, Verbände, Gerichte und aufsuchende 
Hilfe müssen stärker Zusammenarbeiten. Dazu bedarf es 
auch des entsprechenden Personals und dessen Ausbil- 
dung. Die an dem Verfahren beteiligten Personen bedür- 
fen darüber hinaus auf dem Gebiet der Kindeswohlge- 
fährdung einer umfassenden qualifizierten Fortbildung. 
Dies schließt auch eine Fortbildung der Richter ein. Und 
mit einer solchen Fortbildungspfiicht stellt auch nie- 
mand die Unabhängigkeit der Richter in Deutschland in 
Frage. Dabei handelt es sich jedoch um Aufgaben, die 
den Ländern zufallen. 

Ob die im hier vorliegenden Gesetzentwurf enthalte- 
nen Regelungen im Einzelnen zielführend sind, muss im 
Rahmen der sich anschließenden Beratungen in den 
Ausschüssen kritisch hinterfragt werden. Neu durch- 
dacht werden muss sicherlich das Vorrang- und Be- 
schleunigungsgebot. Wie auch der Deutsche Familienge- 
richtstag festgestellt hat, muss das andere kindliche 
Zeitempfinden und die daraus resultierende Belastung 
im Verfahren berücksichtigt werden. Darüber hinaus be- 
darf es eines expliziten Beschleunigungsgebotes auch 
aufseiten des Jugendamtes, da dessen Beteiligung in 
kindschaftsrechtlichen Verfahren oft eine wesentliche 
Ursache für Verfahrensverzögerungen isf. Die Konkrefi- 
sierung der Rechtsfolgen im Rahmen des § 1666 BGB 


schadet mit Sicherheit nicht, bringt aber rechtlich keine (C) 
Änderungen mit sich. Sie unterstellt vielmehr, dass die 
Familienrichter bisher nicht wussten, was sie eigentlich 
anordnen können. 

ln diesem Zusammenhang bedarf auch die zwingende 
emeufe Überprüfungspflicht des Gerichts bei dem Abse- 
hen von Maßnahmen einer Überarbeitung. Wenn das Ge- 
richt keine zureichenden Anhaltspunkte dafür sieht, dass 
sich die Verhältnisse zum Nachteil des Kindes verändern 
könnten, gibt es keinen Anlass zu einer erneuten Über- 
prüfung durch das Gericht. Hier gilt es, auch das Recht 
auf familiäre Freiheit zu schützen, ln den Fällen, in de- 
nen sich im Erörterungsfermin die Elfem verpflichfef ha- 
ben, ein Hilfsangebof anzunehmen, isf vielmehr das Ju- 
gendamt in die Pflicht zu nehmen, die Umsetzung des 
Hilfsangebotes zu überwachen und das Gericht zu unter- 
richten, wenn es hier zu Versäumnissen kommt. 

Lassen Sie uns alle den Fall Kevin ein mahnendes 
Beispiel sein und alles dafür tun, dass sich solch eine 
Tragödie nicht wiederholt. 

Jörn Wunderlich (DIE LINKE): Der Gesetzentwurf 
hat sich das Ziel gesetzt, den Schutz gefährdeter Kinder 
zu verbessern, die Rechte von Kindern in materiell- und 
prozessrechtlicher Sicht zu stärken, die Verfahren zu be- 
schleunigen und die Beteiligung von Kindern zu ge- 
währleisten. 

Insoweit ist der Gesetzentwurf überwiegend zu be- 
grüßen. Es ist erforderlich, aber allein nicht hinreichend, 
niederschwellige Interventionen durch das Familienge- (ß) 
rieht zu ermöglichen. Es bedarf weiterer flankierender 
Maßnahmen, um den Schutz der Kinder zu verbessern. 
Insbesondere die Quantität und Qualität der Einrichtun- 
gen der Jugendhilfe müssen verbessert werden. Es nützt 
wenig, die rechtlichen Möglichkeiten im Rahmen der Ju- 
gendhilfe zu erweitern und auszubauen, wenn die Mög- 
lichkeiten aufgmnd der tatsächlichen Gegebenheiten 
nicht auszuschöpfen sind. 

Das grandsätzliche Problem bleibt dabei die Überlas- 
tung der Familienrichterinnen und -richter sowie der Ju- 
gendämter. Damit dem gesetzlich beabsichtigten Hand- 
lungsprogramm ernsthafte Risiken für die Umsefzung in 
der Praxis nicht entgegenstehen, müssen vor allem die 
Familiengerichte und Jugendämter personell so ausge- 
stattet werden, dass sie den zum Schutz des Kindes er- 
forderlichen Mehraufwand leisten und die übrigen Ver- 
fahren, zum Beispiel Scheidung und Unterhalt, in 
angemessener Zeit erledigen können. Hier muss die Auf- 
forderung vom Bund an die Länder gehen. 

Zu den geplanten Reformen im Einzelnen: § 1666 
BGB-E, gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls. Der Verzicht auf die bisherigen Tatbe- 
standsvoraussetzungen, das heißt, dass die Gefährdung 
des Wohles des Kindes durch Erziehungsversagen der 
Eltern - durch missbräuchliche Ausübung der elterlichen 
Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, durch unver- 
schuldetes Versagen der Eltern - oder durch das Verhal- 
ten eines Dritten verursacht ist, ist geeignet, den Kinder- 
schutz zu verbessern, weil nun deutlicher wird, dass 
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(A) zentraler Gesiehtspunkt die Sieherung des Kindeswohls 
bzw. das Kindesvermögen ist. Aus Sieht des Kindes ist 
es völlig unerheblieh, wer oder was die Ursaehe der Ge- 
fährdung ist und ob ein elterliehes Erziehungsversagen 
zugrunde liegt. Hauptsaehe ist, dass die Gefahr sehnell 
und effektiv abgewendet wird. 

Meine Fraktion und ieh halten aueh die vorgesehene 
Herabsetzung der Eingriffssehwelle für zeitweilige Ver- 
bote der Wohnungsnutzung oder der Kontaktaufnahme 
eines Elterteils für geeignef, wirksamen Sehufz für Kin- 
der und Jugendliehe zu gewähren, die vemaehlässigf 
und/oder misshandelt werden. Hier ist die Annäherung 
an die Regelungen des Gewaltsehutzgesetzes unver- 
kennbar, und dies ist gut so. 

Ausgesproehen gut ist, dass das Gerieht seine Ent- 
seheidung des Absehens von Maßnahmen naeh § 1666 
und § 1667 überprüfen soll. So kann siehergestellt wer- 
den, dass bei Niehteinsehreiten des Geriehts das Kind 
und die Eltern nieht unbeobaehtet bleiben, sondern eine 
Wamsituation entsteht. Zu überlegen wäre vielleieht eine 
feste Frist von drei Monaten, um Entseheidungen zu 
nieht veranlassten Maßnahmen zu überprüfen. 

Gut ist, wie bereits eingangs gesagt, dass ein Be- 
sehleunigungsgrundsatz für Verfahren naeh § 50 e einge- 
führt wird. Allerdings bedarf es gerade aueh deshalb 
deutlieher personeller Aufstoekungen; denn nur eine 
sehnelle, gute Entseheidung maeht Sinn. Zudem sollte in 
§ 50 e geregelt werden, dass in bestimmten Fällen, die 
Eltern nieht in einem Termin gehört werden, wenn dies 
aus Sieht des Kindeswohls angezeigt ist, zum Beispiel 
' ' bei dominanten, psyehiseh labilen, süehtigen oder ge- 
walttätigen Eltemteilen. Ob dies näher konkretisiert wer- 
den muss oder lediglieh auf Antrag zu gesehehen hat, ist 
in den Beratungen zu prüfen. 

Fazit: Ein insgesamt guter Gesetzentwurf, der aller- 
dings - aueh angesiehts des klaren Zusammenhangs zwi- 
sehen sozialen Ursaehen und Kindesvemaehlässigung 
bzw. Misshandlung - kein Allheilmittel ist und dessen 
Wirksamkeit maßgeblieh von der angemessenen saehli- 
ehen und personellen Ausstattung der Jugendämter und 
Geriehte abhängt. Insoweit freue ieh mieh auf die Dis- 
kussionen im Aussehuss und die zu veranlassenden flan- 
kierenden Maßnahmen, um ein gutes Gesetz aueh umzu- 
setzen. leb denke, wir sind das unseren Kindern 
sehuldig. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung ver- 
folgt das Ziel, den Sehutz gefährdeter Kinder zu verbes- 
sern. fm Wesentliehen sehlägt der Gesetzentwurf vor, 
sehnellere fnterventionsmögliehkeiten für familienge- 
riehtliehe Maßnahmen zu sehaffen. Dies soll vor allem 
dureh die Absenkung der Eingriffssehwellen in § 1666 
BGB erreieht werden. 

Der Hintergrund des vorliegenden Gesetzentwurfes 
ist, denke ieh, uns allen bekannt. Der Bremer Fall des 
zweijährigen Kevin, der fürehtbar vemaehlässigt und 
unterernährt aufwuehs, sehwere Misshandlungen erlitt 
und dann - möglieherweise dureh seinen drogenkranken 


Vater - zu Tode kam, hat uns zutiefst ersehüttert und ein- (C) 
dringlieh vor Augen geführt, in weleh mitunter furehtba- 
ren Zuständen Kinder in Deutsehland leben und auf- 
waehsen. 

ln Fällen wie dem des kleinen Kevin sind - das sieht 
ganz außer Frage - sehnelle, effektive und wirksame 
Maßnahmen vor Ort zum Sehutz der betroffenen Kinder 
erforderlieh. Steht die Gefährdung des Kindeswohls zu 
befürehten, müssen aueh die Behörden bzw. die Geriehte 
tätig werden. Nur, entgegen dem Eindruek, den der vor- 
liegende Gesetzentwurf erweekt, haben die gesetzliehen 
Bestimmungen, also die bislang geltenden Regelungen, 
die Behörden und Geriehte nieht daran gehindert, tätig 
zu werden. Ganz im Gegenteil! 

fm Fall Kevin war das Jugendamt umfassend infor- 
miert, den Eltern war bereits das Sorgereeht entzogen 
und eine Amtsvormundsehaft dureh das Jugendamt 
eingeriehtet worden, zwisehenzeitlieh war der Junge au- 
ßerhalb der Wohnung des Vaters in einem Heim unterge- 
braeht. Dies maeht deutlieh: Es waren nieht die reehtli- 
ehen Hürden, an denen die Hilfe für den kleinen Jungen 
seheiterte. 

Dies sehließt nieht aus, dennoeh gesetzliehe Änderun- 
gen zu erwägen, um den Sehutz der Kinder dureh er- 
leiehterte familiengeriehtliehe Maßnahmen zu verbes- 
sern. leb möehte jedoeh eindringlieh davor warnen, zu 
glauben, dass es künftig, wenn die vorgesehlagenen Re- 
gelungen Gesetz würden, Fälle wie den des kleinen 
Kevin nieht mehr geben würde. Wer dies von dem vor- 
liegenden Gesetz erwartet, wird enttäuseht werden. Oder (D) 
anders formuliert: Aueh wenn wir das BGB ändern, 
ohne dass sieh vor Ort - vor allen in der Arbeit der Ju- 
gendämter - etwas ändert, wird sieh an den sehreekli- 
ehen Fällen wenig bis niehts ändern. 

Insoweit möehte ieh eine saehliehe und besonnene 
Diskussion über die auf dem Tiseh liegenden Vorsehläge 
einfordem. Denn eines ist nieht von der Hand zu weisen: 

Der Gesetzentwurf versehiebt ganz klar das bisherige, 
gut austarierte Verhältnis zwisehen den Reehten und 
Pfliehten der Eltern einerseits und den Aufsiehts- und fn- 
terventionsmögliehkeiten des Staates andererseits ein- 
deutig zugunsten des Staates. Dies wollen wir Grünen 
nieht, jedenfalls so lange nieht, wie die Notwendigkeit 
soleher grundlegenden Änderungen nieht eindeutig er- 
wiesen und umfassend durehdaeht ist. 

Es steht ganz außer Frage: Es muss mehr getan wer- 
den, um Kinder vor Vemaehlässigung zu sehützen. 
Hierzu haben wir Grüne längst ein umfassendes Maß- 
nahmenpaket erarbeitet, ln unserem Antrag „Vemaehläs- 
sigung von Kindern erfolgreieh bekämpfen“ fordern wir 
den Ausbau aufsuehender, vertrauensbasierter Angebote 
für überforderte Familien, mehr Fortbildungen für Ärzte, 
Gynäkologen und Hebammen, um Vemaehlässigung 
früher zu erkennen, Verbessemngen bei den Vorsorgeun- 
tersuehungen für Kinder, stärkere Bekanntmaehung der 
bestehenden Hilfsmögliehkeiten naeh dem KJHG und 
nieht zuletzt die Erriehtung von Faehabteilungen zum 
Problemfeld Kindesvemaehlässigung bei der Polizei. 
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(A) Ich denke, dass die von uns vorgeschlagenen Maß- 
nahmen tatsächlich und in effektiver Weise Hilfe und 
Unterstützung für die betroffenen Kinder ermöglichen. 
Ob dies in gleichem Maße auch für den vorliegenden 
Gesetzentwurf gilt, wird im Verlaufe der Ausschussbera- 
tungen noch eingehend zu diskutieren sein. 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Justiz: In Deutschland sterben jede 
Woche zwei Kinder an den Folgen von Vernachlässi- 
gung oder Misshandlung. Etwa 5 bis 10 Prozent aller 
Kinder unter sechs Jahren werden vernachlässigt. Diese 
Zahlen stammen aus einer Untersuchung von UNICEF 
und stehen für die erschütternden Schicksale von Kin- 
dern, Kleinkindern und Säuglingen. Diese Kinder brau- 
chen die Hilfe des Staates. 

Der vorliegende Gesetzentwurf will einen Beitrag 
dazu leisten, den Schutz dieser Kinder zu verbessern. Er 
beruht auf den Vorschlägen einer Experten-Arbeits- 
gruppe, die die Bundesministerin der Justiz im vergan- 
genen Jahr eingesetzt hat. Der Entwurf setzt die Vor- 
schläge der Arbeitsgruppe um, soweit sie vom 
Bundesgesetzgeber erfüllt werden können. Im Mittel- 
punkt steht dabei das Ziel, die Handlungsmöglichkeiten 
der Familiengerichte zum Schutz von Kindern noch stär- 
ker zu nutzen als bisher. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
anderen Stellen, etwa den Jugendämtern, Aufgaben und 
Verantwortung abgenommen und auf die Familienge- 
richte übertragen werden sollen. Vielmehr geht es da- 
rum, die Zusammenarbeit der Familiengerichte mit den 
anderen Professionen zu verbessern und die Kinder- und 
Jugendhilfe dort zu unterstützen, wo sie mit den eigenen 
Mitteln nicht weiterkommt. 

Der Entwurf sieht dazu insbesondere Folgendes vor: 
Kindesschutzmaßnahmen des Familiengerichts sollen 
künftig nicht mehr davon abhängen, dass die Eltern ihr 
Sorgerecht missbraucht oder in der Erziehung versagt 
haben. Diese Voraussetzung des § 1666 BGB soll gestri- 
chen werden. Damit entfällt eine für die Praxis oft 
schwierige und vergangenheitsbezogene Prüfung, die 
zudem oft negative Folgen entfaltet: Stellt nämlich das 
Familiengericht ein Erziehungsversagen der Eltern fest, 
so sind die Eltern häufig nicht mehr bereit, mit dem Ju- 
gendamt zu kooperieren. Deshalb soll es künftig nur 
noch darauf ankommen, dass das Familiengericht eine 
Gefährdung für das Kindeswohl fesfsfellt und die Eltern 
nicht bereit oder in der Lage sind, diese Gefährdung ab- 
zuwenden. 

Die Maßnahmen, die das Familiengericht nach 
§ 1666 BGB treffen kann, sollen durch eine beispielhafte 
Aufzählung konkretisiert werden. Davon versprechen 
wir uns, dass es in Verfahren nach § 1666 BGB künftig 
nichf mehr überwiegend nur um die Enfziehung der el- 
ferlichen Sorge geht. Vielmehr sollen die Jugendämter 
ermutigt werden, die Familiengerichte frühzeitig anzuru- 
fen - etwa wenn eine Erziehungshilfe zur Gefahrenab- 
wehr ausreichen würde, jedoch die Eltern uneinsichtig 
sind und das Hilfsangebot nicht annehmen. 

In Verfahren nach § 1666 BGB soll das Familienge- 
richt die Eltern künftig zu einer „Erörterung der Kindes- 


wohlgefährdung“ laden. An dieser Erörterung sollen ne- 
ben den Eltern das Jugendamt und in geeigneten Fällen 
auch das Kind teilnehmen. Gegenstand des Gesprächs 
sollen die Situation des Kindes und die Frage sein, wie 
einer möglichen Gefährdung des Kindeswohls begegnet 
werden kann. Das Gespräch soll die Eltern stärker in die 
Pflicht nehmen und kann dazu dienen, die Mitwirkungs- 
bereitschaft der Eltern für die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe zu verbessern. 

Hat das Familiengericht in einem Verfahren nach 
§ 1666 BGB von der Anordnung einer Maßnahme abge- 
sehen, soll es seine Entscheidung künftig in angemesse- 
ner Zeit, in der Regel nach drei Monaten, überprüfen. 
Wenn ein Kindesschutzverfahren ohne gerichtliche An- 
ordnung endet, dann hat dies ungewollt oft negative 
Auswirkungen. Beim Jugendamt wächst die Zurückhal- 
tung, das Gericht erneut anzurufen. Gleichzeitig gehen 
die Eltern mit dem Gefühl aus dem Gerichtssaal: Wir ha- 
ben gewonnen! Jetzt lassen wir uns vom Jugendamt 
nichts mehr sagen! - Wir schlagen deshalb die gerichtli- 
che Überprüfungspfiicht vor. So bleibt das Familienge- 
richt mit der Sache befasst und kann zeitnah Anordnun- 
gen treffen, wenn sich die Situation des Kindes 
verschlechtert oder die Eltern - entgegen ihrer Zusage 
Gerichtstermin - die Hilfen des Jugendamts nicht in An- 
spruch nehmen. 

Effektiver Kindesschutz muss früh ansetzen. Wir wol- 
len deshalb, dass die Familiengerichte frühzeitiger ein- 
greifen und nicht erst, wenn das Kind sprichwörtlich be- 
reits in den Brunnen gefallen ist. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir dies mit den vorgeschlagenen Maßnahmen for- 
dern und den Kindesschufz verbessern können. 


Anlage 21 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung und Modernisierung des Bundes- 
dienstrechts (Dienstrechtsneuordnungsgesetz - 
DNeuG) (Tagesordnungspunkt 28) 

Ralf Gäbe! (CDU/CSU): Die Föderalismusreform, 
die im vergangenen Jahr in Kraft getreten ist, hat die Ge- 
setzgebungskompentenzen auf dem Gebiet des öffentli- 
chen Dienstrechts in Bund und Ländern neu geordnet. 
Besoldung, Versorgung und Laufbahnrecht liegen damit 
in den Händen des jeweiligen Dienstherren. Es war da- 
mit am Bund, als Vorbild zu handeln. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist der erste wichtige 
Schritt zu einem modernen und transparenten Dienst- 
recht, welches sich den gewachsenen Herausforderun- 
gen unserer Zeit stellt. Das Berufsbeamtentum ist keine 
überholte Institution, ganz im Gegenteil, das Berufsbe- 
amtentum ist eine tragende Säule unseres Rechtsstaates. 
Mit diesem Gesetz wollen wir es stärken und zukunfts- 
fest machen, zum Wohle der Allgemeinheit. 

Viele Stimmen behaupten, das Beamtentum sei veral- 
tet und schlicht nicht mehr notwendig. Dazu möchte ich 
Ihnen ein aktuelles Beispiel nennen: die Deutsche Bahn. 
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(A) Nein, nicht wieder die leidige Diskussion um die Privati- 
sierung, sondern noch aktueller: die gerade angelaufenen 
Bahnstreiks. Man stelle sich vor, es gäbe das Berufsbe- 
amtentum nicht mehr, und die anderen Berufsgruppen 
im öffentlichen Dienst entschlössen sich zu einem eben- 
solchen Streik - Verkehrsunfalle würden seitens der 
Polizei nicht mehr aufgenommen, Eheschließungen wä- 
ren nicht mehr möglich und der Arbeitslose bekäme sein 
Geld nicht. Das alles wäre denkbar, wären die Beamtin- 
nen und Beamten nicht in einem besonderen Dienst- und 
Treueverhältnis, das das Streikrecht ausschließt. Solange 
das System funktioniert, fällt es niemandem auf Erst 
wenn es zum Erliegen kommt, bemerken wir, wie wich- 
tig die Institution des Berufsbeamtentums eigentlich ist. 

Deswegen bedanke ich mich bei unserem Innenminis- 
ter Dr. Wolfgang Schäuble und seinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern für die Arbeit an dem uns hier vorlie- 
genden Gesetzentwurf Nach einer langen Abstimmung 
liegt uns nun ein 350 Seiten umfassender Gesetzentwurf 
vor, der eine gute Arbeitsgrundlage für die nun folgen- 
den Beratungen sein wird. Der Gesetzentwurf besteht 
aus vielen Einzelregelungen, die insgesamt den öffentli- 
chen Dienst stärken werden und den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern neue Wege eröffnen. 

Eine gut gemachte und wohl überlegte Reform ist 
kein schneller Prozess, den man von einem Tag auf den 
anderen durch ein neues Gesetz umsetzen kann. Im Ge- 
genteil, eine Reform ist ein stetiger Prozess, der immer 
wieder die aktuellen Entwicklungen betrachten muss 
und sich ihnen entsprechend anpassen. Es ist ein Irr- 

(B) glaube, man könne die gesamte Bundesverwaltung quasi 
über Nacht modernisieren. 

Die Anforderungen an die Verwaltung und den öffent- 
lichen Dienst ändern sich ständig. Deswegen muss man 
sich genau überlegen, welche Regelungen noch zeitge- 
mäß sind und welche überholt. So sind Begriffe wie 
Kunden- und Serviceorientierung auch längst in der 
öffentlichen Verwaltung angekommen. Eine moderne 
Verwaltung muss dem Bürger Rechtssicherheit und Ver- 
trauen vermitteln können. Ebensolches muss der Dienst- 
herr aber auch seinen Beamtinnen und Beamten geben 
können. Wenn dies gewährleistet ist, steht unser Staat 
auf soliden Beinen. 

Im Zuge einer so großen Reform isl es legitim, den ei- 
nen oder anderen Vorschlag in den Raum zu stellen und 
zu diskutieren. Nur wenn wir uns neuen Ideen öffnen, 
kann eine Reform gelingen. 

Das bedeulel aber nicht, dass jede Idee auch in die 
Praxis umgeselzl werden kann. Speziell wirtschaftliche 
Gedanken - die selbstverständlich auch in der Verwal- 
tung eine Rolle spielen - sind nicht immer eins zu eins 
umsetzbar. Nicht in allen Bereichen kann die Verwaltung 
sich einem der Wirtschaft vergleichbaren Wettbewerb 
stellen. Das liegt bereits in der Natur der Sache. Man 
kann die Verwaltung nicht allein nach ökonomischen 
Gesichtspunkten beurteilen. Im Gegenteil: In weiten Tei- 
len bildet eine funktionierende öffentliche Verwaltung 
erst die Grundlage für einen funktionierenden Wettbe- 
werb. 


Das Ziel einer guten Verwaltung ist ausschließlich am (C) 
Gemeinwohl orientiert, nicht an der Gewinnmaximie- 
rung. Wenn man dies beachtet, können sich auf gleiche 
Problemstellungen unterschiedliche Antworten ergeben. 

In einigen Bereichen können wir den Wettbewerb je- 
doch auch im öffentlichen Dienst nicht außen vor lassen. 
Damit meine ich beispielsweise die Besoldung unserer 
Staatsdiener. Die Bezahlung ist ein ganz besonders sen- 
sibles Thema, da sie eine zentrale Arbeitsbedingung dar- 
stellt. Dies wird vor allem dann wichtig, wenn man bei 
der Personalgewinnung mit der privaten Wirtschaft in 
Konkurrenz tritt. Eine angemessene Besoldung und gute 
Arbeitsbedingungen sind heute unverzichtbar lür die Ge- 
winnung neuer und motivierter Beamtinnen und Beam- 
ter. Ebenso können leistungslähige Beamtinnen und Be- 
amte nur so dauerhaft im öffentlichen Dienst gehalten 
werden. 

Dem Bundesinnenminister ist es gelungen, mit dem 
Entwurf ein attraktives Zahlungssystem zu entwickeln. 

Die Besoldungstabelle orientiert sich zukünftig nicht 
mehr am Alter der Beamtinnen und Beamten, sondern an 
ihrer Erfahrung. Wie in der Wirtschaft profitiert eine Be- 
amtin oder ein Beamter bei ihrer/seiner Besoldung damit 
von ihren/seinen über kurz oder lang erworbenen Kennt- 
nissen. Ein solches an Erfahrungsstufen orientiertes Be- 
soldungssystem wird sich positiv auswirken auf Leis- 
tungslähigkeit und Motivation. 

Doch wie bereits festgestellt, kann nicht jedes Instru- 
ment der Wirtschaft in den öffentlichen Dienst übertra- 
gen werden. Eine Eins-zu-eins-Übertragung der tarifver- 
traglich geregelten Leistungsbezahlung auf alle Beamte (D) 
ist nicht ziellührend. Immer wieder wurde angebracht, 
dass dieses Instrument unverzichtbar sei für die Motiva- 
tion und die Gewinnung von Nachwuchskräften. Dabei 
existiert ein solches Instrument auch für Beamte schon 
seit langem. Es besteht derzeit kein Anlass, an dem be- 
stehenden System zu rütteln. Es hat sich aufgrund der 
bürokratiearmen Gestaltung bewährt und trägt der Viel- 
falt der sehr unterschiedlichen Strukturen der Bundesbe- 
hörden Rechnung. Dies zu pauschalisieren, wäre der fal- 
sche Weg. 

An anderen Stellen war eine Einigung leichter zu er- 
zielen. Das Pensionsalter der Beamten wird schrittweise 
von 65 auf 67 Jahre angehoben. Angesichts der stetig 
steigenden Lebenserwartung ist eine solche Regelung 
unumgänglich. Bei Berufen mit besonderer Belastung 
wie zum Beispiel den Polizeivollzugsbeamten und den 
Soldaten wird das Pensionsalter angesichts dieser Be- 
sonderheit entsprechend angehoben. Ein weiterer 
Schwerpunkt ist die Reform des Laufbahnrechts. Auf 
Bundesebene gibt es zurzeit 125 verschiedene Laulbah- 
nen. An dieser Stelle kann unnötige Bürokratie abgebaut 
und das System vereinfacht werden. Die Anzahl der 
Laufbahnen wird reduziert und die Flexibilität erhöht. 

Neben allen neuen Ideen waren auch die Interessen 
einzelner Berufsgruppen zu beachten. Ich nenne dabei 
nur beispielhaft die Soldaten, Polizeibeamte und die 
Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, welche ganz spe- 
zielle Konstellationen in ihren Berufen mitbringen, die 
bei dem Gesetzentwurf zu berücksichtigen waren. Dies 
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(A) ist nach langen Verhandlungen erfolgreich geglückt. 
Bundesinnenminister Schäuble ist es hervorragend ge- 
lungen, die verschiedenen Interessen unter einen Hut zu 
bringen. 

Ich bin daher zuversichtlich, dass wir zusammen eine 
Dienstrechtsreform beschließen werden, die dem Inte- 
resse eines leistungsfähigen und modernen Beamtentum 
und seiner Funktion im Rechtsstaat gerecht wird. 

Siegmund Ehrmann (SPD): Mit der heutigen De- 
batte nehmen wir ein weiteres Projekt in den Fokus, zu 
dem sich die Koalitionspartner verpflichtet haben. Es 
geht um eine wichtige Komponente der Modernisierung 
des öffentlichen Dienstes. Wir wollen die Leistungsbe- 
zogenheit des Dienstrechtes und einen flexiblen Perso- 
naleinsatz intensivieren sowie ein Besoldungsrecht 
schaffen, in dem individuelle Leistung besser gewürdigt 
werden kann. Dies soll aber ausdrücklich Aspekte einbe- 
ziehen, die in der letzten Legislaturperiode mit dem Eck- 
punktepapier „Neue Wege im öffentlichen Dienst“ und 
dem Entwurf des Strukturreformgesetzes erarbeitet wor- 
den sind. 

Nach dem Ergebnis der Föderalismusreform I wirkt 
sich unser gesetzgeberisches Handeln nicht mehr auf die 
Gesamtheit der rund 2,9 Millionen in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis Stehenden aus. 
Die Kompetenz des Bundes konzentriert sich auf die 
etwa 131 000 Beamtinnen und Beamten, Richter und 
Richterinnen sowie auf die rund 184 000 Berufs- und 
Zeitsoldaten und -soldatinnen. 

(B) 

Der Regierungsentwurf des Dienstrechtsneuordnungs- 
gesetzes beansprucht, mit der Neufassung des Bundesbe- 
amtengesetzes das Leistungsprinzip zu fordern, indem 
die Anforderungen an die Probezeif erhöht und die Füh- 
rungsämter auf Probe ausgeweitet werden, die Wettbe- 
werbsfähigkeit des öffentlichen Dienstes dadurch zu si- 
chern, dass die Zahl der Laufbahnen reduziert wird, diese 
sich zugleich aber neuen Qualifikationen öffnen und au- 
ßerhalb des öffentlichen Dienst erworbene Erfahrungen 
anerkannt werden, das Pensionseintrittsalter stufenweise 
auf 67 Jahre zu erhöhen und damit die Entwicklung nach- 
zuzeichnen, die für die gesefzliche Rentenversicherung 
beschlossen worden ist. In diesem Kontext begrüße ich 
ausdrücklich, dass der Grundsatz „Rehabilitation vor 
Versorgung“ gestärkt werden soll, um Frühpensionierun- 
gen zu vermeiden. 

Lassen Sie mich hierzu anmerken: Wenn zugleich die 
Beschäftigten aber auch verpflichtet werden, an Qualifi- 
zierungsmaßnahmen teilzunehmen, um neue Befähigun- 
gen zu erwerben, bedeufef dies im Umkehrschluss, dass 
wir die Führungskräffe in den Stand setzen müssen, ihrer 
Personalentwicklungsverantwortung auch tatsächlich 
gerecht werden zu können. 

Manches Detail wird uns im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren intensiv beschäftigen müssen. Bestimmte eher 
grundlegende Fragen zu den Themen Laufbahn, Besol- 
dung und Versorgung werde ich im Folgenden kurz skiz- 
zieren. Gewissermaßen „vor der Klammer“ fordere ich 
aber für meine Fraktion, dass wir die rechtliche Gleich- 


stellung der Lebenspartnerschaften im Dienstrechtsneu- 
ordnungsgesetz weiterentwickeln. Hier bleibt der Ge- 
setzentwurf weit hinter den Notwendigkeiten zurück. 

Der zweite Baustein des Dienstrechtsneuordnungsge- 
setzes umfasst die Novellierung des Bundesbesoldungs- 
gesetzes. Ich möchte positiv hervorheben, dass die ur- 
sprünglich erwogene 10-prozentige Absenkung der 
Eingangsbesoldungen aufgegeben und im Ergebnis das 
bestehende Einkommensniveau mit den bisherigen End- 
grundgehältem gewahrt worden ist. 

Die neugestaltete einheitliche Grundgehaltstabelle 
greift die Forderung meiner Fraktion auf, die Sonderzah- 
lung und allgemein gewährte Bezügebestandteile in 
diese Tabelle einzuarbeiten. 

In den weiteren Beratungen müssen wir aber den tat- 
sächlichen Wirkungen neuer Instrumente ein besonderes 
Augenmerk widmen. Konkret geht es um die Stufen- 
folge und Erfahrungszeiten für alle Laufbahngruppen. 
Kritisch wird zu prüfen sein, ob der Gesetzentwurf den 
Besonderheiten der militärischen Personalstrukturen und 
den speziellen Karriereverläufen von Soldatinnen und 
Soldaten tatsächlich gerecht wird. So stellt sich beispiel- 
haft die Frage, ob Erfahrungszeiten der Soldatinnen und 
Soldaten beim Wechsel in ein Beamtenverhältnis nur mit 
einem Anteil von zwei Dritteln angerechnet werden sol- 
len. Hier gibt es gewichtige Zweifel, die wir nur dann 
ausräumen können, wenn wir ihnen mit nachvollziehba- 
ren Argumenten begegnen können. Andernfalls müssten 
wir die im Regierungs entwurf kritisierte Regel ändern. 

Sie wissen, dass ein besonderes Augenmerk meiner 
Fraktion der weiteren Ausgestaltung leistungsorientier- 
ter variabler Besoldungselemente gilt. Dabei geht es um 
die Instrumente, Verfahren und letztendlich auch um das 
Budget. Als langjähriger Praktiker in der Personalarbeit 
unterstreiche ich mit Nachdruck die Forderung, dass die 
Verfahren transparent und mit möglichst geringem Ver- 
waltungsaufwand verbunden sein müssen. Schon heute 
widmen sich Führungskräfle notwendigerweise Regel- 
und Sonderbeurteilungen für Beamtinnen und Beamte 
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, um BefÖr- 
demngs- oder Eingruppierungsentscheidungen fundiert 
abzusichem. Hinzu kommen der Personal- und Organi- 
sationsentwicklung dienende Mitarbeitergespräche mit 
den unterstellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 
Schließlich sind die aus dem Tarifvertrag für den öffenf- 
lichen Diensf (TVöD) resulfierenden Verfahren zu bedie- 
nen, um über die den Tarifbeschäftigfen zusfehenden 
Leistungskomponenten zu befinden. Je nach Leitungs- 
spanne werden somit schon heute erhebliche Ressourcen 
gebunden. Kommt es dann noch zu streitigen Auseinan- 
dersetzungen, zum Beispiel bei Konkurrentenklagen, po- 
tenziert sich der Aufwand. 

Leistungselemente in den Bezahlungssystemen er- 
möglichen eine stärkere Differenzierung bei der monetä- 
ren Bewertung von Menge und Güte der Arbeitsergeb- 
nisse Einzelner oder von Gruppen, haben im Kern also 
einen motivationalen Anspruch und sollen die Effizienz 
steigern. Der wesentliche kritische Erfolgsfaktor ist da- 
bei, ob die der Entscheidung zugrunde liegenden Krite- 
rien und Verfahren von den Beschäftigten als transparent 
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(A) und damit zumindest dem Grunde nach nachvollziehbar 
erfahren werden. 

Im Ergebnis finde ich es deshalb sinnvoll, in diesem 
Gesetzgebungsprojekt zunächst auf die weitere Ausge- 
staltung der Leistungselemente zu verzichten. Es liegt in 
der Tat nahe, die praktischen Erfahrungen mit dem von 
den Tarifvertragspartnem im TVöD Vereinbarten auszu- 
werten und in den grundsätzlichen Zusammenhang des 
tatsächlichen Nutzwertes zu stellen. 

Schließlich zum Beamtenversorgungsgesetz: Der Ge- 
setzentwurf trägt dem Anspruch Rechnung, die Maßnah- 
men in der gesetzlichen Rentenversicherung wirkungs- 
gleich zu übertragen. Ein guter Schritt ist, die 2001 
normierte Rentenauskunft als Versorgungsauskunfl im 
Versorgungsrecht nachzubilden. Diese allerdings von 
dem Nachweis eines berechtigten Interesses abhängig zu 
machen, greift zu kurz und entspricht nicht den Regelun- 
gen des § 109 SGB VI für die in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung Versicherten. 

Meinen Kolleginnen und Kollegen des Koalitions- 
partners, Sie wissen, dass es für die Mitnahmefähigkeit 
beamtenrechtlicher Versorgungsansprüche viele gute 
Gründe gibt. In diesem Zusammenhang erinnere ich an 
das Eckpunktepapier. In unserer Koalitionsvereinbarung 
steht nicht, dass wir das Eckpunktepapier für erledigt er- 
klären und zu den Akten legen. Im Gegenteil: Wir wol- 
len es in unsere Arbeit einbeziehen. Manches aus dem 
Eckpunktepapier mag überholt sein, nicht hingegen 
diese Forderung: In ihm wurde verabredet, dass die 
durch Arbeitszeiten im Beamtenverhältnis erworbenen 
Versorgungsansprüche beim Wechsel in die Privatwirt- 
schaft ungeschmälert mitgenommen werden können. 
Wir werden dies im Rahmen des Gesetzgebungsverfah- 
rens einfordem. Es gibt überwiegende Gründe, die für 
die Mitnahmefähigkeit sprechen. Nicht zuletzt könnte 
hierdurch endlich auch das schon lange offenkundige 
Versorgungsdelta der Zeitsoldatinnen und -Soldaten 
beim Wechsel in ein sozialversicherungsrechtliches Be- 
schäftigungsverhältnis behoben werden. 

Sie sehen, es gibt aus der Sicht meiner Fraktion zu die- 
sem Gesetzentwurf der Bundesregierung noch deutlichen 
Klärungsbedarf Ich hebe hervor: die Mitnahmefähigkeit 
der Versorgung, die tatsächliche Gleichbehandlung der 
Soldatinnen und Soldaten und die Gleichstellung der Le- 
benspartnerschaflen. Die weitere Ausgestaltung der Leis- 
tungskomponenten ist sehr anspruchsvoll und bedarf des- 
halb der besonderen Umsicht. 

Dr. Max Stadler (FDP): Mit dem Gesetzentwurf zur 
Neuordnung des Dienstrechts des Bundes hat sich die 
Bundesregierung weit von ihren ursprünglichen Reform- 
zielen entfernt. Der Entwurf wird dem im Koalitionsver- 
trag von CDU/ CSU und SPD formulierten Anspruch, 
die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes zu stärken, nicht gerecht. 

Zwar sind einzelne Reformschritte enthalten, die zu 
begrüßen sind, zum Beispiel die Abkehr vom Besol- 
dungsdienstalter oder die Stärkung des Grundsatzes „Re- 
habilitation vor Versorgung“. Doch reicht das nicht aus. 


Was vor allem fehlt, ist eine Stärkung des Leistungsprin- (C) 
zips, insbesondere eine Weiterentwicklung der Leis- 
tungsbezahlung. Hier fällt der Entwurf deutlich hinter 
den Reformansatz aus dem Jahre 2004, wie er seinerzeit 
im Eckpunktepapier „Neue Wege im öffentlichen 
Dienst“ zum Ausdruck kam, zurück. Schlimmer noch: 

Er verharrt auf dem Stand der 90er-Jahre und ist bei 
Lichte betrachtet nichts anderes als eine Festschreibung 
der Regelungen aus der Dienstrechtsreform von 1997. 

Damals, noch unter FDP-Regierungsbeteiligung, wurde 
die Gewährung von Leistungselementen zusätzlich zur Be- 
soldung ermöglicht. Leistungsprämie, Leistungszulage und 
Leistungsstufe wurden eingeführt. Damals, noch unter 
FDP-Regierungsbeteiligung, war der Bund Vorreiter. 
Heute, zu Zeiten der sogenannten Großen Koalition, läuft 
der Bund der Entwicklung hinterher. Die FDP bedauert 
dies. 

Für den Aufbau einer weitergehenden Leistungsbe- 
zahlung seien, so der Bundesinnenminister, keine finan- 
ziellen Spielräume vorhanden. Wer so argumentiert, ver- 
kennt, dass die Beamtinnen und Beamten in der 
Vergangenheit einen ganz erheblichen Beitrag zur Haus- 
haltskonsolidierung erbracht haben. Beispielhaft er- 
wähnt seien die Kürzungen bei der Sonderzahlung, die 
Heraufsetzung der Wochenarbeitszeit und die Ein- 
schnitte bei der Versorgung. In Anbetracht dieser Vor- 
leistungen wäre es an der Zeit, durch neue Ansätze in der 
Leistungsbezahlung etwas für die Mofivation der Be- 
schäftigten zu tun. 

Hinzu kommt, dass die Leistungsbezahlung im Tarif- 
bereich bereits eingeführt worden ist. Ohne Übertragung (D) 
auf den Beamtenbereich droht der Gleichklang zwischen 
Besoldung und Tarif verloren zu gehen. Das wird zu gro- 
ßen Schwierigkeiten überall dort führen, wo Arbeitneh- 
mer und Beamte Zusammenarbeiten, zum Beispiel in 
Teams oder bei Projekten. 

Nicht einmal eine Experimentierklausel zur Erpro- 
bung verschiedener Leistungsmodelle ist vorgesehen. 

Auf diese Weise hätte man zumindest einmal anfangen 
und einen Wettbewerb um die besten Ideen in Gang set- 
zen können. An Vorschlägen mangelt es ja nicht. Lassen 
Sie mich an dieser Stelle auf den Antrag „Für ein moder- 
nes Berufsbeamtentum“ der FDP-Bundestagsfraktion 
hinweisen. Darin sprechen wir uns dafür aus, die Leis- 
tungsbezahlung gerecht, transparent und unbürokratisch 
auszugestalten und den Anteil der leistungsabhängigen 
Vergütungsbestandteile am Maß der beruflichen Verant- 
wortung auszurichten. 

Um Missverständnisse auszuschließen: Der FDP geht 
es nicht darum, Entwicklungen in der Wirtschaft kritik- 
los auf den öffentlichen Dienst zu übertragen. Das würde 
den Besonderheiten staatlichen Handelns nicht gerecht. 

Im Idealfall ist die Entscheidung für eine Tätigkeif im 
öffentlichen Bereich nicht nur ökonomisch motiviert. 

Stets sollte die Bereitschaft hinzukommen, Verantwor- 
tung für Sfaat und Gesellschaft zu übernehmen. Doch 
ohne Blick über den Tellerrand gehf es nicht. Der öffent- 
liche Dienst muss mit der allgemeinen Entwicklung in 
der Arbeitswelt und auch mit der Einkommensentwick- 
lung Schritt halten. Anderenfalls drohen Wettbewerbs- 
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(A) nachteile und Nachteile bei der Gewinnung qualifizier- 
ten Personals. 

Auch im Bereich des Personalaustauschs zwischen 
Wirtschaft und Verwaltung tritt die Bundesregierung auf 
der Stelle. Auch hier gilt: Stillstand ist Rückschritt. Be- 
sonders zu kritisieren ist, dass sich die Bundesregierung 
einmal mehr nicht dafür entscheiden konnte, die Versor- 
gungsansprüche mitnahmefahig auszugestalten. Dies be- 
hindert den Wechsel in die Privatwirtschaft. Damit wird 
die notwendige Flexibilität und Mobilität extrem einge- 
schränkt. Auch hier werden Kostengründe angeführt. 
Diese Argumentation ist extrem kurzsichtig. Auf diese 
Weise begibt sich die Bundesregierung zum Beispiel der 
Möglichkeit, Personalüberhänge durch ein freiwilliges 
Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis abzubauen, ln 
der Praxis scheitert ein Wechsel in die Privatwirtschaft 
regelmäßig an den Nachteilen, die mit der Nachversiche- 
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung verbunden 
sind. 

Aber auch für die Binnenmobilität des beamteten 
Personals wird zu wenig getan. Beispielsweise fehlen 
Vorschriften zur gegenseitigen Anerkennung von Lauf- 
bahnabschlüssen von Bund und Ländern und zur Kos- 
tenteilung von Versorgungslasten beim Wechsel des 
Dienstherm. 

Mehr Mut und Kreativität hätte man sich auch in Sa- 
chen Pensionseintrittsalter gewünscht. Hier sieht der Ge- 
setzentwurf eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit vor. 
Wie in der gesetzlichen Rentenversicherung soll das 

(B) Pensionseintrittsalter stufenweise auf 67 Jahre angeho- 
ben werden. Die FDP ist hier weiter. Sowohl für den 
Renten- als auch für den Versorgungsbereich hat sie ein 
Konzept vorgelegt, das ab Vollendung des 60. Lebens- 
jahrs einen individuellen Eintritt in den Ruhestand er- 
möglicht, umgekehrt aber auch eine Weiterarbeit über 
die jetzt geltenden bzw. vorgesehenen Altersgrenzen hi- 
naus erlaubt. 

Lassen Sie mich abschließend zwei weitere Problem- 
bereiche ansprechen: Nach dem Gesetzentwurf sollen 
Beamte mit Lebenspartnem weiterhin wie Ledige behan- 
delt werden. Sie erhalten keinen Familienzuschlag und 
keine Beihilfe, der überlebende Lebenspartner erhält 
keine Pension, und beim Aufstieg in den Besoldungsstu- 
fen soll die Zeit, in denen Beamte sich haben beurlauben 
lassen, um ihren Partner zu pflegen, nicht anerkannt wer- 
den. Für die FDP ist dies nicht akzeptabel. Die darin 
zum Ausdruck kommende Ungleichbehandlung ist zu- 
dem kurzsichtig. Es ist davon auszugehen, dass hier be- 
reits in Kürze auf der Grundlage eines zu erwartenden 
Grundsatzurteils des EuGH zur Gleichstellung von Ar- 
beitnehmern in Lebenspartnerschaft mit verheirateten 
Kollegen erheblicher Korrekturbedarf auf den Gesetzge- 
ber zukommen wird. 

Eine weitere Frage betrifft eine mögliche Ungleichbe- 
handlung von Soldatinnen und Soldaten gegenüber Be- 
amtinnen und Beamten beim Erreichen des Endgrundge- 
halts sowie bei der Anrechnung von Dienstzeiten im 
Falle eines Wechsels des Dienstherm. 


Die FDP-Bundestagsfraktion wird unverzüglich nach (C) 
Überweisung des Gesetzentwurfs im federführenden In- 
nenausschuss die Durchfühmng einer öffentlichen An- 
hömng beantragen. Sie legt Wert darauf, dass der Ge- 
setzentwurf mit der Gründlichkeit und Ernsthaftigkeit 
beraten wird, die der Bedeutung des Themas entspricht 
und die erforderlich ist, um das Berafsbeamtentum zu 
stärken und bestmöglich auf die Herausfordemngen des 
21. Jahrhunderts vorzubereiten. 

Petra Pau (DIE LINKE): Erstens. Es geht um ein 
modernes und transparentes Dienstrechtsgesetz für Be- 
amtinnen und Beamte. Das ist überfällig und spätesfens 
seit der Föderalismusreform 1 dringend nötig. In diesem 
grandsätzlichen Pro sind sich das Bundesinnenminisfe- 
rium, die Gewerkschaften, die Regiemngskoalition und 
die Oppositionsfraktionen einig, auch die Fraktion Die 
Linke. 

Sobald es aber in die Konkreta geht, scheiden sich die 
Geister. Das beginnt beim Verfahren. 

Modernisierung kann es nur gemeinsam mit den 
Beschäftigten geben. Eine formale Beteiligung, in 
der bereits festgezurrte Ergebnisse bekannt gegeben 
werden, genügt dafür nicht. 

Das war ein Zitat aus der aktuellen Stellungnahme 
des DGB. Ein Lob klingt anders. 

Ähnliche Kritik konnte man Mitte der Woche beim 
„Schöneberger Fomm“ in Berlin von vielen Gewerk- 
schaftern hören. Ich erinnere daran, dass es ähnliche, 
anhaltende und massive Klagen auch zur Reform der (D) 
Bundespolizei gibt. Das legt den Schluss nahe, dass De- 
mokratie und Mitbestimmung im Bundesministerium 
von Herrn Schäuble offenbar keinen guten Ruf haben. 

Zweitens. Aber es geht nicht nur um die Art und 
Weise, wie über die Köpfe der Beschäftigten im öffentli- 
chen Dienst hinweg gehandelt wird. Kritisiert werden 
auch die Inhalte, begonnen bei den fehlenden Inhalten 
der Dienstrechtsreform. Das beginnt damit, dass nach 
wie vor keine Ost- West-Angleichung im Dienstrecht für 
Beamtinnen und Beamten vorgesehen ist. Und das im 
Jahr 17 nach der staatlichen Einheit. Ich würde mich 
freuen, wenn dieselben Kolleginnen und Kollegen, die 
sich ffaktionsübergreifend vor Wochenfrisl so vehement 
für ein Einheils- und Freiheitsdenkmal eingesetzt haben, 
sich nun genauso vehement für die Gleichberechtigung 
der Beamtinnen und Beamten in den neuen Bundeslän- 
dern einsetzen. Das wäre eine Frage der Glaubwürdig- 
keit. Die Beamtinnen und Beamten in Frankfurt/Oder 
leisten nicht weniger als ihre Kolleginnen und Kollegen 
in Frankfurt am Main. Trotzdem werden sie schlechter 
entlohnt. Das werden sie noch spüren, wenn sie dereinst 
ihren endgültigen Pensionsbescheid erhalten. Das Ge- 
setz soll diese Ungerechtigkeit fortschreiben. Das ist für 
Die Linke nicht hinnehmbar. 

Drittens. Überhaupt sollte eine Besoldung eingeführt 
werden, die mehr an der Leistung orientiert ist. Das war 
die Ankündigung vom damaligen Bundesinnenminister 
Otto Schily. Und das galt als vereinbart mit den Gewerk- 
schaften. Im vorliegenden Gesefzentwurf isf davon keine 
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(A) Rede mehr. Dieser ministerielle Rückzieher dient aber 
weder der Motivation der Beamtinnen und Beamten 
noch ihrem allgemeinen Ruf. 

Eine ebenso große Fehlleistung betrifft die Mitnahme 
von Versorgungsansprüchen. Etwa, wenn Beamtinnen 
und Beamte vom öffentlichen Dienst in die Privatwirt- 
schaft wechseln. Man kann von Beschäftigen aber nicht 
einerseits mehr Mobilität erwarten und sie dafür im Fall 
der Fälle schlechter stellen. Das ist unlogisch und oben- 
drein unsozial. 

Ebenso anachronistisch ist, dass eingetragene Lebens- 
gemeinschaften bei Versorgungsleistungen nach wie vor 
schlechter gestellt werden sollen, als Ehepartner. Hier 
tobt sich wieder einmal das überholte Familienbild der 
Unionsparteien aus. Das Gesetz heißt aber nicht Dienst- 
Ideologie-Gesetz. Es geht um Rechte für leibhaftige Be- 
amtinnen und Beamte. 

Viertens. Bei alledem haben wir nicht nur die Bundes- 
bediensteten im Blick. Ein fataler Kollateralschaden der 
sogenannten Föderalismusreform ist ja, dass wir künftig 
ein Bundesrecht und 16 Länderrechte haben könnten. Es 
droht also ein Wettlauf der Standards nach unten, je nach 
Kassenlage. Das aber ist ein schlechter Maßstab für ein 
leistungsfähiges Beamtentum. 

Die Linke ist übrigens kein Fan des Beamtentums. Es 
steht nämlich im Konflikt zum Grundgesetz, das Bürge- 
rinnen und Bürgern Rechte einräumt, die Beamtinnen 
und Beamten abgesprochen werden. Zum Beispiel das 
Streikrecht. Für diesen und weitere Verzichte auf Grund- 

(B) rechte wurden sie lange sozial abgesichert - nun immer 
weniger. 

Die Mängelliste des DGB umfasst übrigens rund 
50 Seiten, kleinere und große. Man muss sie nicht alle 
teilen. Aber man sollte sie auch nicht einfach ignorieren. 
Es geht um einen modernen, leistungsfähigen öffentli- 
chen Dienst für Bürgerinnen und Bürger im 21. Jahrhun- 
dert. Dieses gute Anliegen, das findet jedenfalls die 
Fraktion Die Linke, sollte erheblich mehr Mühen wert 
sein, als bisher erkennbar ist. 

Silke Stokar von Neuforn (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir diskutieren hier heute das Dientsrecht- 
neuordnungsgesetz von Bundesinnenminister Schäuble. 
Lassen Sie es mich gleich zu Anfang sagen: Von einer 
Modernisierung, die wir jedenfalls wollen - ich weiß 
nicht, wie es damit bei den Kolleginnen und Kollegen 
aus der Koalition aussieht -, kann hier allerdings nicht 
gesprochen werden. Zwar gibt es hier und da ein paar 
gute Ansätze, die aber gleich „im Keim erstickt“ werden. 
An anderen Stellen wird noch nicht einmal das längst 
Überfällige oder vom Bundesverfassungsgericht Gefor- 
derte geregelt. Schließlich ist dieses Gesetz Ausdruck ei- 
nes rückwärtsgewandten Gesellschaftsbildes. 

Lassen Sie mich nur ein paar Punkte ansprechen, ins 
Detail werden wir in den Ausschussberatungen und auch 
in der Anhörung gehen: 

Ich fange mit dem letzten Kritikpunkt an und erinnere 
Herrn Schäuble an die Protokollerklärung aus dem Hause 


Zypries. Sie kritisiert, dass der Gesetzentwurf eingetra- (C) 
gene Lebenspartnerschaften in vielfacher Hinsicht, ins- 
besondere im Hinblick auf die Beihilfe in Krankheits- 
und Pflegefällen und die Hinterbliebenenversorgung, 
nicht einbezieht. Hier sind wir uns mal mit ihr einig, was 
ja selten genug vorkommt. Auch nach unserer Ansicht 
verstößt dies gegen den Gleichheitsgrundsatz. Ich denke, 
da befinden wir uns auch in guter Gesellschaft mit dem 
Bundesverfassungsgericht, das ausdrücklich sagt: Der 
Gesetzgeber darf zwar zwischen Eheleuten und Lebens- 
partnem differenzieren, diese Differenzierungen dürfen 
aber nicht unverhältnismäßig sein. Ich appelliere hier an 
das parlamentarische Selbstverständnis der SPD-Frak- 
tion und fordere sie auf, die Diskriminierung homosexu- 
eller Beamter durch entsprechende Änderungsanträge im 
Verfahren zu beenden. 

Kommen wir zur Besoldung. Begrüßenswert ist, dass 
die Sonderzahlung in die Besoldungstabelle eingearbei- 
tet wurde, ln der Taf haben wir auch unter Rot-Grün den 
Beamtinnen und Beamten finanziell einiges zumuten 
müssen, sodass dieser Schritt ein gewisses Maß an Si- 
cherheit gibt im Bereich der Besoldung. Was allerdings 
im Bereich der Leistungsbezahlung vorgelegt wird, ist 
peinlich, insbesondere die Koppelung der Erfahrungs- 
stufen an die Leistung. Wir brauchen hier zumindest ei- 
nen Gleichklang mit den Regelungen im Tarifrecht, da- 
mit die Kluft zwischen dem Tarif- und Beamtenbereich 
nicht noch größer wird. 

Schlimm finde ich, dass die Grundsätze der Beihilfe, 
und das hat das Bundesverfassungsgericht gefordert, im 
Gesetz nicht geregelt sind. Der neue § 80 des Bundesbe- ' 
amtengesetzes ist einfach zu dünn. Die Selbstbehalte 
und Belastungsgrenzen sollten hier festgeschrieben wer- 
den. Ich vermisse auch den hälftigen Beifragszuschuss 
bei einer freiwilligen Versicherung in einer gesefzlichen 
Krankenkasse. Immer wieder erhalle ich Zuschriften von 
Beamtinnen und Beamten, die sich mit immens hohen 
Risikozuschlägen, die ihr Budget übersteigen, bei einer 
privaten Krankenversicherung versichern müssen. Hier 
muss gehandelt werden und für diese Personengruppe 
ein bezahlbarer und damif gangbarer Weg in die gesefzli- 
che Krankenversicherung ermöglicht werden. 

Schließlich wird die Mobilität der Beamten nicht 
ernsthaft verfolgt. Zwar gibt es Verbesserungen, was die 
Anzahl der Laufbahnen anbelangt. Dieses Gestrüpp 
muss noch weiter gelichtet werden. Auch hier ist das Ge- 
setz nur halbherzig. Was den Wechsel zur Wirtschaft und 
zurück anbelangt, geschieht hier gar nichts. Die Mit- 
nahme der Versorgungsbezüge wird ausgeklammert. 

Was die Erhöhung des Pensionsalters auf 67 Jahre be- 
trifft, muss diskutiert werden, ob hier nicht Sonderrege- 
lungen für besfimmfe Berufsgruppen notwendig sind. 
Polizeibeamtinnen und -beamte im Schichtdienst werden 
nicht bis 67 im Einzeldienst oder bei Demonstrationen 
eingesetzt werden können. 

Kurzum: Von einem modernen Beamtenrecht mit ei- 
nem modernen leistungsorientierten Bezahlsystem sind 
wir mit diesem Gesetz noch meilenweit entfernt. 
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(A) Anlage 22 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Achten Geset- 
zes zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

(Tagesordnungspunkt 29) 

Antje Tillmann (CDU/CSU): Erstens: rechtliche 
Notwendigkeiten. Anlass dieses Gesetzentwurfs ist die 
EU-Berufsqualifikationsrichtlinie aus dem Jahr 2005, 
deren Umsetzung in diesem Herbst erfolgen muss. Nach 
Art. 5 der Richtlinie genießen Staatsangehörige aus ei- 
nem anderen Mitgliedstaat der EU, die in ihrem Heimat- 
staat zur Ausübung eines reglementierten Berufs recht- 
mäßig niedergelassen sind, grundsätzlich auch in 
Deutschland Dienstleistungsfreiheit. Die Umsetzung 
dieser Richtlinie schafft die für den inländischen Rechts- 
verkehr nötige Transparenz und Sicherheit über die Be- 
fugnis zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersa- 
chen. Außerdem sieht die Richtlinie in Art. 5 Abs. 3 eine 
Ahndung schwerwiegender beruflicher Fehler vor. Diese 
Regelung wurde durch die Möglichkeit einer Untersa- 
gung der Tätigkeit als Steuerberater durch die zuständige 
Steuerberaterkammer im Entwurf umgesetzt und ge- 
währleistet so den Schutz der Rechtsuchenden und des 
Rechtsverkehrs vor unqualifizierter Hilfeleistung in 
Steuersachen durch vorübergehend tätige ausländische 
Dienstleister. 

Weiterer Anlass dieses Gesetzentwurfs ist die Anpas- 
(ß) sung der Zulassungsvoraussetzungen zur Steuerberater- 
prüfung an die durch den sogenannten Bolgona-Prozess 
eingeführten Bachelor- und Masterstudiengänge. Die 
Bewerber haben nach geltendem Recht mit einem er- 
folgreich abgeschlossenen wirtschaftswissenschaftlichen 
oder rechtswissenschaftlichen Hochschulstudium oder 
einem Hochschulstudium mit wirtschaftswissenschaftli- 
cher Fachrichtung mit einer Regelstudienzeit von jeweils 
mindestens acht Semestern eine praktische Tätigkeit von 
zwei Jahren nach dem Studium nachzuweisen. Die nach- 
weisende Tätigkeit erhöht sich auf drei Jahre bei einem 
Hochschulstudium mit einer Regelstudienzeit von weni- 
ger als acht Semestern. 

Der Gesetzentwurf greift nun die unterschiedlichen 
Wege zum Bachelor- und Masterabschluss auf. Es gibt 
Konstellationen, nach denen der Bewerber zunächst ein 
Bachelorstudium, dann eine praktische Tätigkeit und da- 
nach das Masterstudium absolviert. Jeder Studiengang 
für sich betrachtet, erfüllt in der Regel nicht die Anfor- 
derungen an die Dauer der Regelstudienzeit von mindes- 
tens acht Semestern, sodass eine praktische Tätigkeit 
nicht von zwei, sondern von drei Jahren nachzuweisen 
wäre. Aus diesem Grund wurden die Vorbildungsvoraus- 
setzungen ergänzt. Sowohl der Bachelor- als auch der 
Masterabschluss müssen in einem wirtschaftswissen- 
schaftlichen oder rechtswissenschaftlichen Studium er- 
worben werden. Die Anpassung ist erforderlich, da mit 
der Einführung der Bachelor- und Masterstudiengänge 
die Zahl der Hochschulen stetig steigt, die diese Studien- 
gänge anbieten. 


Zweitens: zusätzliche Änderungen. Neben den recht- 
lichen Erfordernissen greift der Gesetzentwurf aber auch 
Anregungen der Berufsverbände und der Wirtschaft auf 

Zum Syndikus-Steuerberater. So soll es künftig Steu- 
erberatern erlaubt sein, neben einer selbstständigen Tä- 
tigkeit als Steuerberater auch nichtselbstständig tätig zu 
sein. Zulässig soll nach dem Entwurf nun auch die An- 
gestelltentätigkeit bei der Wirtschaftsprüferkammer bzw. 
einer Rechtsanwaltskammer sein. Aber auch darüber hi- 
naus soll künftig die Angestelltentätigkeit mit dem Beruf 
des Steuerberaters vereinbar sein, wenn sich die Tätig- 
keit auf Hilfeleistungen in Steuersachen beschränkt. Für 
seinen Arbeitgeber darf er allerdings nicht in seiner Ei- 
genschaft als Steuerberater tätig sein; diese Regelung 
dient der Missbrauchsverhinderung. 

Mit dieser Erweiterung der Tätigkeitsmöglichkeiten 
wird eine langjährige Forderung des Berufsstands und 
der Wirtschaft aufgegriffen. Die Wirtschaft betont seit 
geraumer Zeit, dass Unternehmen immer schwerer qua- 
lifiziertes Personal zur Mitarbeit in den Steuerabteilun- 
gen finden können, wenn die Berufsangehörigen dafür 
auf ihren Beratertitel verzichten müssen. 

Ob es bei der Aussage im Regierungsentwurf bleiben 
kann, dass eine Beschränkung auf eine hauptberufliche 
Tätigkeit nicht erforderlich ist, darüber muss im kom- 
menden Gesetzgebungsverfahren beraten werden. Auch 
wird zu prüfen sein, ob eine Angestelltentätigkeit auf 
Tätigkeiten bei Unternehmen beschränkt werden muss. 

Der Berufsstand jedenfalls befürchtet, dass beste- 
hende Befugnisgrenzen überschritten und sich erhebli- 
che Wettbewerbsverzerrungen auf dem Steuerberater- 
markt ergeben werden, dies zum Beispiel durch 
Verbände, die kostenlos über die Beitragsfinanzierung 
steuerliche Beratungsleistungen erbringen. 

Zur Fortbildungspflicht. Die Fortbildungspfiicht der 
steuerberatenden Berufe wird nun gesetzlich verankert. 
Das macht deutlich, dass der Gesetzgeber auch hier gro- 
ßen Wert auf Qualitätssicherung legt. Die Kammern hat- 
ten sich hierzu ja schon vor der gesetzlichen Regelung 
selbst verpflichtet. Diese Fortbildungspfiicht erleichtert 
uns die Argumentation gegen eine zu starke Aufwei- 
chung der Beratungsbefugnisse. 

Zu weiteren beruflichen Zusammenschlüssen. Die 
Änderungen in § 56 StBerG legen die Fragen der Zu- 
sammenarbeit von Steuerberatern mit anderen Berufen 
in weit größerem Umfang als bisher in die Verantwor- 
tung der Berater. Dies gilt sowohl hinsichtlich der 
Rechtsform als auch in der Frage der Kooperationsmög- 
lichkeiten. So sieht der Gesetzentwurf zum Beispiel Ko- 
operationsmöglichkeiten mit allen freien Berufen vor. 
Der Berufsangehörige muss sicherstellen, dass bei der 
Kooperation die Einhaltung der Berufspfiichten, bei- 
spielsweise Verschwiegenheit, Tätigkeitsverbot bei wi- 
derstreitenden Interessen und Unabhängigkeit, sicherge- 
stellt ist. Kooperationen mit Gewerbetreibenden bleiben 
unzulässig. Der Berufsstand begrüßt dieses Vorhaben. Er 
sieht in dieser Regelung eine Möglichkeit, sich im schär- 
feren Wettbewerb durch Spezialisierungen zu profilie- 
ren. 
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(A) Umstrittener ist die im Gesetz vorgesehene Möglieh- 
keit, Bürogemeinsehaften zwisehen Steuerberatern und 
Lohnsteuerhilfevereinen bilden zu dürfen. Laut Geset- 
zesbegründung unterliegen Lohnsteuerhilfevereine 
gleiehartigen Berufspfliehten wie Steuerberater. Sie ha- 
ben die Hilfeleistung in Steuersaehen im Rahmen ihrer 
Befugnis saehgemäß, gewissenhaft und versehwiegen 
auszuüben. 

Die Bürogemeinsehaft könnte den Vorteil der gemein- 
samen Nutzung von Arbeitsmitteln und Personal ohne 
Aufgabe der Eigenständigkeit haben. Mithin würden die 
Interessen der ratsuehenden Arbeitnehmer gestärkt, die 
sieh bei der Hilfe in Reehtsfragen kurze Wege, sehnelle 
Lösungen und eine individuelle Beratung wünsehen. Ge- 
rade für Mandanten, die wegen sehwankender Einkünfte 
oder Sondersituationen zwisehen den Befugnissen der 
Berater und Lohnsteuerhilfevereinen hin- und herweeh- 
seln, könnten hieraus Vorteile entstehen. 

Ob die Vonseiten der Steuerberater geäußerten Beden- 
ken gegen die Zulassung dieser Bürogemeinsehaften 
überwiegen, bleibt der kommenden Anhörung Vorbehal- 
ten. Der Berufsstand äußert sieh dahin gehend, dass 
Lohnsteuerhilfevereine im Gegensatz zu den Steuerbera- 
tern kein Zeugnisverweigerungsreeht besitzen und nieht 
unter das Besehlagnahmeprivileg fallen. 

Zur Erweiterung der Beratungsbefugnisse der Lohn- 
steuerhilfevereine. Aueh bereehtigten Anliegen der 
Lohnsteuerhilfevereine trägt der Gesetzentwurf Reeh- 
nung: So darf künftig aueh bei Arbeitgeberleistungen im 
Zusammenhang mit Kinderbetreuungskosten beraten 

(B) werden. Vorteile für Mandanten, aber aueh für Lohnsteu- 
erhilfevereine ergeben sieh aueh aus der Regelung, die 
Beratungsbefugnis bezüglieh der Einnahmen aus neben- 
beruflieher Tätigkeit im gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirehliehen Bereieh, die künftig naeh § 3 Nr. 26 a 
EStG steuerfrei sind, zu erweitern. Diese Erweiterung ist 
als Folge der Änderung des Gemeinnützigkeitsreehts er- 
forderlieh. 

Die weiteren, bisher nieht berüeksiehtigten Anliegen 
der Lohnsteuerhilfevereine werden bestimmt noeh Ge- 
genstand der kommenden Beratungen sein, wie zum 
Beispiel Anpassung der Beratungsbeftignis bei Einkünf- 
ten aus Kapitalvermögen und privaten Veräußerungsge- 
sehäften unter Berüeksiehtigung der Abgeltungsteuer 
und Anhebung der Einnahmegrenze im Sinne des § 4 
Nr. 1 1 Satz 1 c StBerG wegen der Geldentwieklung, Er- 
weiterung der gesetzliehen Definition der Beratungsbe- 
fugnis in Riehtung auf das Rechtsdienstleistungsgesetz, 
Änderung der Bezeichnung „Lohnsteuerhilfevereine“ 
und Aufnahme in den Katalog der Personen, die ein 
Zeugnisverweigerungsrecht besitzen. 

Zur Öffnungsklausel zur Übertragung der Steuerbera- 
terprüfungen auf die Kammern. Weiterhin sieht der Ent- 
wurf die Aufnahme einer positiven Öffnungsklausel vor, 
die es den Ländern erlaubt, die Zulassung zur Steuerbe- 
raterprüfung einschließlich der Erteilung verbindlicher 
Auskünfte, die organisatorische Durchführung der Prü- 
fung und die Befreiung von der Sfeuerberaterprüfimg auf 
die Sfeuerberaferkammem zu überfragen. Die Sfeuerbe- 
raferkammem sollen danach die überfragenen Aufgaben 


im Rahmen der mittelbaren Staatsverwaltung ausführen. (C) 
Mit dem Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die 
Tätigkeit der Steuerberater, 7. StBÄndG, vom 24. Juni 
2000 wurde bereits die Zuständigkeit für die Bestellung 
zum Steuerberater und den Widerruf der Bestellung auf 
die Steuerberaterkammem übertragen. 

Dabei wird an der Bundeseinheitlichkeit der Prüfung 
weiterhin festgehalten. Die Prüftmgsaufgaben und der 
Zeitpunkt der Durchführung der Prüfung sollen zwischen 
den obersfen Finanzbehörden der Länder abgesfimmt 
werden. Für den Termin der schriftlichen Prüfung bleiben 
auch bei einer Übertragung der Steuerberaterprüfung auf 
die Kammern weiterhin die obersten Finanzbehörden der 
Länder zuständig. Die Mitglieder des Prüfungsausschus- 
ses werden weiferhin durch die Finanzverwaltung beru- 
fen. Im Falle der Überfragung der Prüfung auf die Sfeuer- 
beraferkammem erfolg! die Bemftmg unfer Zustimmung 
der obersfen Finanzbehörden der Länder. 

Hierzu bedarf es im weiferen Verfahren einer Eini- 
gung mit den Mitgliedern des Bundesrates. Gegen die 
Aufnahme dieser positiven Öffnungsklausel und für eine 
bundesgesetzliche Direktübertragung sprechen sich ei- 
nige Länder aus. Sie argumentieren, dass die Organisa- 
tion der Steuerberaterprüfung nicht zu den Kemaufga- 
ben der Länder gehöre. Auch nach dem Gesetzentwurf 
des Bundesrats soll die Bundeseinheitlichkeit der Prü- 
fung gewahrt werden. Des Weiteren soll eine Aufgaben- 
kommission unter anderem mit Vertretern der obersten 
Finanzbehörden der Länder eingesetzt werden, damit der 
Zeitpunkt der Durchfühmng des schriftlichen Teils der 
Steuerberaterprüfung, die Prüfungsaufgaben der Auf- 
sichtsarbeiten, die Bearbeitungszeit und die zum schrift- ^ ' 
liehen Teil der Prüfung zugelassenen Hilfsmittel zwi- 
schen den Steuerberaterkammem abgestimmt werden 
kann. 

Wir werden im weiteren Verfahren dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregiemng folgen. Dieser ermöglicht den 
Ländern eine individuelle Entscheidung, ob sie übertra- 
gen wollen oder nicht. Darüber hinaus kommen wir da- 
mit auch den Steuerberaterkammem nach, die sich für 
die Öffnungsklausel entschieden haben. 

Zu Einzelfragen. Ansonsten gibt es eine Reihe weite- 
rer Bestimmungen, die den Bemfsstand flexibler an die 
veränderten Gegebenheiten anpasst, so zum Beispiel 
eine Regelung, nach der es den Steuerberaterkammem 
ermöglicht werden soll, von dem Verbot der gewerbli- 
chen Tätigkeit der Steuerberater Ausnahmen zuzulassen, 
wenn eine Verletzung der Bemfspflichten nicht zu erwar- 
ten ist. Oder: die GmbH & Co. KG soll als Rechtsform 
für Steuerberatungsgesellschaften, die die Kapitalbin- 
dungsvorschriften nach § 50 a StBerG erfüllen, zugelas- 
sen werden. 

Wir befinden uns am Beginn dieses Gesefzgebungs- 
verfahrens, obwohl nach der jahrelangen Diskussion 
viele den Eindmck haben, wir hätten den heutigen Ent- 
wurf schon beschlossen. Das ist aber nicht der Fall. Des- 
halb werden wir - wie immer - sehr sorgfältig alle Argu- 
mente abwägen und den Betroffenen Gelegenheit geben, 
sich zu äußern, und hoffentlich möglichst früh im nächs- 
ten Jahr die neuen Regelungen in Kraft setzen. Wie ich 
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(A) werden aueh Sie Briefe auf dem Tiseh liegen haben von 
Bürgern, die darauf warten. Lassen Sie’s uns angehen! 

Lydia Westrich (SPD): Die aehten Novelle des 
Steuerberatungsgesetzes hat eine längere Wegstrecke 
hinter sich gebracht. Bereits in der letzten Legislaturpe- 
riode gab es eine rege Diskussion, wie die Stärkung des 
Berufsstandes der Steuerberater und seine Liberalisie- 
rung fortgesetzt werden kann. Die vorgezogene Bundes- 
tagswahl hatte dieses Vorhaben zunächst einmal auf die 
lange Bank geschoben. Aber nun liegt das bereinigte 
Werk vor, auf das die steuerberatenden Berufe schon so 
lange warten. Es ist gelungen, viele Vorschläge aufzu- 
greifen, die die Rahmenbedingungen dieser Berufe 
nachhaltig verbessern. Außerdem ist wie häufig eine 
EU-Richtlinie in nationales Recht umzusetzen, die in 
diesem Fall die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
regelt. Aufgabe des Steuerberaters als Organ der Steuer- 
rechtspfiege ist in erster Linie die fachgerechte Unter- 
stützung der Steuerpflichtigen bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten und bei der Gestaltung ihrer steuerrechtlichen 
Verhältnisse. Das ist in unserer Volkswirtschaft eine be- 
deutsame Funktion. Deshalb ist das Berufsrecht auch in 
relativ starkem Maße gesetzlich geregelt. 

Deutschland ist weltweit berühmt für die Gründlich- 
keit und die Kompliziertheit seines Steuerrechts. Gesetze 
und Kommentare füllen viele Meter Regale. Der Drang 
zur Einzelfallgerechtigkeit, die vielen, teilweise wider- 
streitenden Gerichtsurteile auf allen Ebenen bis zum 
EuGH lassen das Heer von Vorschriften Jahr für Jahr an- 
schwellen. Und es ist in Deutschland seit langem guter 
' ' beziehungsweise schlechter Brauch, bei vielen gesell- 
schaftlich oder wirtschaftlich auftauchenden Problemen 
zuerst einmal nach einer Lösung durch das Steuerrecht 
zu suchen. Das gilt beileibe nicht nur für die Regierung 
und das Parlament. Aus allen gesellschaftlichen Berei- 
chen flattern in ständigem Strom neue Ideen möglicher 
oder notwendiger steuerlicher Förderung auf den Tisch. 
So wird dieses Rechtsgebiet für Bürgerinnen und Bürger 
immer schwieriger durchschaubar. Sie brauchen vertrau- 
enswürdige und hochqualifizierte Partner an der Seite, 
um ihren steuerlichen Pflichten nachzukommen. Des- 
halb muss der Gesetzgeber die steuerberatenden Berufe 
auch mit den Rahmenbedingungen versehen, die ihnen 
diese verantwortungsvolle Aufgabe am besten ermögli- 
chen. 

Mit dem achten Änderungsgesetz haben wir weitere 
Modemisierungsschritte vorgelegt. Wir erlauben zum 
Beispiel künftig die Bürogemeinschaft von Lohnsteuer- 
hilfevereinen und Steuerberatern, die sich in vielen Fäl- 
len anbietet wegen der zunehmenden Aufgaben der 
Steuerberater im betriebswirtschaftlichen Bereich, um 
Lohnsteuerpflichtigen zügig zu ihrem Recht bzw. ihrer 
Erstattung verhelfen zu können. Lohnsteuerhilfevereine 
erhalten zusätzliche Beratungsbefugnisse. Nafürlich isf 
es wie immer, dass sofort noch mehr Wünsche auftau- 
chen, über die im Anhörungsverfahren noch zu reden 
sein wird. Wir liberalisieren das Verbot der gewerblichen 
Tätigkeit für Steuerberater und passen das Gesetz damit 
den Gepflogenheiten des heutigen Wirtschaftslebens an. 
Auch mit der Zulassung der GmbH und Co. KG als 


Rechtsform für Steuerberatungsgesellschaften kommen (C) 
wir einem Petitum aus den Berufsreihen nach. Die Ein- 
führung des sogenannten Syndicus-Steuerberaters ist seit 
langem erwartet worden. 

Im anwaltlichen Berufsrecht gibt es keine Beschrän- 
kung für angesfellfe Rechfsanwälfe. Etwas enger gefasst 
wird nun auch angestellten Steuerberatern, zum Beispiel 
Mitarbeitern der Steuerabteilung eines Unternehmens, 
die Möglichkeit geboten, zusätzlich selbstständig in ih- 
rem Beruf tätig zu sein. Das grundsätzliche Verbot ge- 
werblicher Tätigkeiten für Sfeuerberater bleibt bestehen, 
aber die Steuerberaterkammem erhalten das Recht, Aus- 
nahmen zuzulassen, wenn sie die Berufspflichten nicht 
verletzen. Damit wird auch eine längjährige Forderung 
erfüllt. 

Um deutlich zu machen, wie komplex unser Steuer- 
recht ist und wie hoch deswegen auch die Qualitätsan- 
forderungen an die steuerberatenden Berufe sein müs- 
sen, wird eine Fortbildungspflicht eingeführt. Das 
bestärkt das Vertrauen in die Fähigkeiten des Berufsstan- 
des und unterstreicht seine verantwortungsvollen Aufga- 
ben. 

Dass die Umsetzung der Berufsanerkennungsrichtlinie 
zur Umsetzung des Grundsatzes der Dienstleistungsfrei- 
heit in der EU keine Begeisterungsstürme auslöst, ist ver- 
ständlich. Allerdings haben wir die von der Kommission 
gesetzte Frist bis zum letzten Tag ausgereizt und dadurch 
einen langen Zeitraum gewonnen, sich auf die Berufs- 
anerkennung von Dienstleistem aus anderen EU-Staaten 
einzustellen. Dafür isf in diesem Gesefz auch eine Reihe 
von Vorschlägen zur Harmonisiemng der Berafsrechte (D) 
mit denen der Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer auf- 
gegriffen worden, die wie seit langem gefordert, den Weg 
zu einer wirklichen Angleichung der verschiedenen Be- 
mfsrechte ebnen. 

Bei der Beratung der letzten Novelle des Steuerbera- 
tungsänderangsgesetzes hat der Bundestag in einer Ent- 
schließung das Ministerium aufgefordert, unter anderem 
das Abmahnverhalten gegen selbstständige Bilanzbuch- 
halter, Buchhalter und Buchfühmngshelfer zu beobach- 
ten und entsprechend den Deutschen Bundestag darüber 
zu informieren. Da sich das Abmahnverhalten gegen 
Werbungsmaßnahmen dieser Bemfsgruppen erneut ver- 
stärkt hat, ist eine Klarstellung im Gesetz dazu erforder- 
lich. Die im Internet vorhandenen neuen Möglichkeiten 
wie Suchbegriffe und dergleichen können nicht zuun- 
gunsten der selbstständigen Buchhalter ausgelegt wer- 
den. Der im Jahr 2000 geforderte Erfahmngsbericht 
diente insbesondere der Prüfung einer möglichen Erwei- 
temng der Befugnisse von geprüften Bilanzbuchhaltem. 

Die Ergebnisse dieses Berichts nachvollziehend, war in 
einem ersten Entwurf dieses jetzt eingebrachten Geset- 
zes die Befugniserweiterang auch enthalten. 

Außer den Betroffenen fordern auch der DIHK und 
andere Organisationen, dass geprüfte, selbstständige 
Bilanzbuchhalter die von ihnen für ihre Kunden meist 
erstellte Umsatzsteuervoranmeldungen auch selbststän- 
dig autorisieren zu können. Was früher immer an den 
Ländern gescheitert ist, hat nun das Wirtschaftsministe- 
rium blockiert. 
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(A) Nun ist das Umsatzsteuerrecht äußerst komplex und 
missbrauchsanSllig. Fundierte Kenntnisse sind vor al- 
lem für die Erstellung der Jahressteuererklärung, die 
selbstverständlich Steuerberatern Vorbehalten bleiben 
muss, erforderlich. Ob das in gleicher Weise für das 
Massengeschäft der Erstellung von Umsatzsteuervoran- 
meldungen gelten muss, ist seit Jahren umstritten. 

Mir kommt der Streit, wie viele Stunden Unterricht 
die Umsatzsteuer bei der Ausbildung umfassen soll, 
nachgerade lächerlich vor. Jeder weiß, dass die Erstel- 
lung der Umsatzsteuervoranmeldung fast automatisch 
bei der laufenden Buchführung anfällt. Verschlimmert 
wird diese Situation jetzt auch noch durch die im Gesetz 
enthaltene Umsetzung der EU-Richtlinie zu Berufsquali- 
fikationen. 

Jeder Österreicher, Belgier, Niederländer mit ver- 
gleichbarer Ausbildung wie ein Bilanzbuchhalter kann 
das in Zukunft in Deutschland erledigen. Nur unsere ge- 
prüften Bilanzbuchhalter dürfen das weiterhin nicht. 
Deshalb wird die SPD-Fraktion die Entwicklung weiter- 
hin genau beobachten und für Diensfleistungsfreiheif 
auch in unserem Land werben. Dass wir den Verbrau- 
cherschufz dabei nicht aus den Augen verlieren, ist 
selbstverständlich. Wir arbeiten ja auch auf eine System- 
änderung bei der Umsatzsteuer hin. Die liegt zwar noch 
auf einer langen Bank, aber sie muss natürlich in die 
Überlegungen mit einbezogen werden. Es wäre insge- 
samt schade, wenn erst die Liberalisierungsdynamik der 
EU uns zu Befugniserweiterungen zwingen würde, die 
wir so gar nicht wollen. Die Befürchtungen der Steuer- 
berater, die kleine Befugniserweiterung für geprüfte 
' ' Bilanzbuchhalter stelle das Einfallstor für alle möglichen 
Befugnisüberfragungen dar, könnfen sich so bewahrhei- 
fen. 

Aber das sieht nun in diesem Gesetz alles nicht zur 
Diskussion. Dieses Gesetz dient dazu, die Tätigkeit der 
Steuerberater zu stärken, und es ist mit seinen vielen 
Einzelpunkten auch dazu in der Lage. 

Ich freue mich auf die Anhörung, die sicher mit ihren 
Anregungen dazu beitragen wird, die lange Wartezeit der 
Gesetzesreife zu rechtfertigen und ein gut handhabbares 
Gesetz zu verabschieden. 

Dr. Volker Wissing (FDP): Mit dem Steuerberater 
ist es wie mit dem Arzt: Man fühlt sich besser, wenn 
man nicht hin muss. Unser Steuerrecht ist aber dermaßen 
kompliziert, dass mittlerweile nicht nur Unternehmen, 
sondern mehr und mehr auch Privatpersonen eine Steu- 
erberatung in Anspruch nehmen müssen. 

Steuerberatung ist heute wichtiger denn je, und je 
mehr Menschen auf eine solche angewiesen sind, umso 
wichtiger ist es auch, dass diese Dienstleistung er- 
schwinglich bleibt. Die Initiative der Bundesregierung 
kann hier durchaus positive Effekte bewirken und zu 
mehr Wettbewerb beitragen. Das begrüßt die FDP aus- 
drücklich. 

Trotzdem ist die Politik der Bundesregierung halbher- 
zig und in sich unschlüssig. Man kann nicht die Steuer- 
gesetze verkomplizieren und gleichzeitig die Anforde- 


rungen an die steuerberatenden Berufe senken. Das passt (C) 
nicht zusammen. 

Die FDP würde es daher begrüßen, wenn die Bundes- 
regierung endlich das eigentliche Problem angehen 
würde: das viel zu komplizierte deutsche Steuerrecht. 
Allein seit Beginn der vergangenen Legislaturperiode 
sind 405 Vorschriften des Einkommensteuergesetzes ge- 
ändert worden. Seit Ende 2002 wurde das Umsatzsteuer- 
gesetz 122- und dass Körperschaflsteuergesetz 45-mal 
überarbeitet. Das deutsche Steuerrecht gleicht einem Pa- 
tienten, der mit geöffnetem Brustkorb auf dem OP-Tisch 
liegt, und der Chirurg will ihn nicht zunähen, weil ihm 
ständig neue Sachen einfallen, die er noch operieren 
könnte. So geht es nicht. 

Allein im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2008 ha- 
ben Sie das deutsche Steuerrecht an circa 200 Stellen ge- 
ändert - ohne es zu vereinfachen. Im Gegenteil, Sie brin- 
gen sogar das Kunststück fertig und fordern von den 
Bürgerinnen und Bürgern, dass diese Ihnen die Anwen- 
dung des Steuerrechtes erklären, weil Sie dieses selbst 
nicht mehr überblicken. Der Bürger wird zum Steuerbe- 
rater der Finanzverwaltung; absurder kann es in einem 
Staat kaum zugehen. 

Wir reden heute über das Achte Gesetz zur Änderung 
des Steuerberatungsgesetzes. Eigentlich müssten wir vor 
allem über das Thema Steuervereinfachung reden. Das 
komplizierte Steuerrecht, das ist die eigentliche Krank- 
heit. Es ist sehr bedauerlich, dass die Bundesregierung 
hier nicht nur jeglichen Ehrgeiz, sondern auch noch jeg- 
liches Problembewusstsein vermissen lässt. Steuerver- 
einfachung ist für diese Bundesregierung offensichtlich ' 
kein Thema. Oder wie soll man es sonst erklären, wenn 
Frau Hendricks in der Financial Times Deutschland er- 
klärt: „Vereinfachen ist schwierig.“ Niemand hat gesagt, 
dass regieren einfach sein muss, aber anscheinend ist das 
die Arbeitseinstellung dieser Bundesregierung. Steuern 
erhöhen ist einfach - wird gemacht; Steuern vereinfa- 
chen ist schwierig - wird nicht gemacht. Auf diese 
Weise kann man vielleicht Problemen aus dem Weg ge- 
hen, so kann man aber nicht die Zukunft unseres Landes 
gestalten. 

Beide Themen sind untrennbar miteinander verbun- 
den: Ein einfaches Steuerrecht ermöglicht es auch, die 
Steuerberatung zu vereinfachen. Ein hochkompliziertes 
Steuerrecht erfordert den hochqualifizierten Spezialis- 
ten. Fatal ist es allerdings, wenn Sie den Beruf des Steu- 
erberaters willkürlich öffnen und beim Steuerrecht alles 
beim Alten lassen. 

Die FDP geht konstruktiv und ergebnisoffen in die 
Beratungen. Wir werden Ihre Vorschläge in aller Ruhe 
und umfassend prüfen. So wichtig die Anpassung des 
Steuerberatungsgesetzes ist, wichtiger bleibt aus Sicht 
der FDP eine umfassende Reform und Vereinfachung 
des deutschen Steuerrechtes. 

Dr. Barbara Höll (DIE LINKE): Hinsichtlich der Be- 
urteilung des Änderungsentwurfs zum Steuerberatungs- 
gesetz orientiert sich die Bundestagsfraktion Die Linke 
vor allem an der Verbraucherfreundlichkeit. Die Ver- 
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(A) braucherirmen und Verbraucher haben im Zusammen- 
hang mit der Steuerberatung ein Recht auf Transparenz 
der entsprechenden Befugnisse sowie auf eine bezahl- 
bare, effektive und kompetente Beratung. Dies umfasst 
hier einerseits das Kriterium der Qualitätssicherung - die 
Verbraucherin oder der Verbraucher soll der unter dem 
Siegel „Steuerberatung“ angebotenen Dienstleistung 
vertrauen können andererseits soll Steuerberatung 
auch kostengünstig in Anspruch genommen werden kön- 
nen. Beide Kriterien begründen sich gerade auch aus der 
hohen Komplexität der Steuergesetzgebung, die entspre- 
chende Beratung notwendig macht. 

Verbraucherschutz im Sinne von Qualitätssicherung 
und Kostengünstigkeit auf dem Markt für Steuerberatun- 
gen wird erreicht durch einen Mix aus Regulierung und 
freiem Wettbewerb auf ebendiesem. Aus Qualitätssiche- 
rungsgründen ist der Zugang zu diesem Markt be- 
schränkt: Es gibt Gesetze bezüglich der Frage, wer die 
Leistung „Steuerberatung“ überhaupt anbieten darf Die 
beruflichen Herausforderungen für die auf dem Gebiet 
der Steuerberatung Tätigen sind aufgrund der Komplexi- 
tät und Variabilität der steuerlichen Gesetzgebung außer- 
ordentlich hoch. Eine Regulierung wird hier klassischer- 
weise über einen Anforderungskatalog bei der Zulassung 
erreicht. Beispielsweise geschieht dies mit Bezug auf die 
Berufsbezeichnung „Steuerberater“ oder „Steuerberate- 
rin“ über Zulassungsvoraussetzungen, zeitlich festge- 
legte Praxistätigkeit und - im Regelfall - über eine Prü- 
fung. Für sonstige Anbieter und Anbieterinnen von 
Steuerberatungsleistungen gibt es restriktiv wirkende 
Zulassungs- und Aufgabenbegrenzungsvorschriften. 

Sosehr diese Instrumente die Qualitätssicherung un- 
terstützen, so bergen sie gleichzeitig die Gefahr einer 
Monopolstellung einzelner Berufsstände inklusive der 
Entwertung von erworbener Kompetenz und beruflicher 
Qualifikation bei den von diesem Markt Ausgeschlosse- 
nen. Eine Abschottung des Marktes für Steuerberatungs- 
leistungen hat zugleich negative Folgen für Angebot und 
Qualität. Ausdrücklich lehnen wir daher eine solche Mo- 
nopolstellung ab und begrüßen ergänzende und hier 
kompensierende Regulierungen: Effektive Gebühren- 
ordnungen und eine Differenzierung der Anbieter und 
Anbieterinnen, beispielsweise durch die Zulassung von 
Steuerfachwirten/ Steuerfachwirtinnen oder durch Lohn- 
steuervereine für bestimmte Steuerberatungstätigkeiten, 
stellen wirksame Instrumente gegen die Entwertung von 
Erwerbskompetenzen und Berufserfahrungen sowie zur 
Verhinderung von ausufemden Preisen und zur Förde- 
rung eines Qualitätswettbewerbs dar. 

Wichtig bleibt dennoch, dass kompetente Anbieterin- 
nen und Anbieter in ausreichender Zahl auf dem Markt 
Zugang finden. Die Zugangsvoraussetzungen sind also 
nicht zu restriktiv zu gestalten und zu handhaben. Mit 
Blick auf die hohen Durchfallquoten bei den Steuerbera- 
terprüfungen, zum Beispiel 2005/06 55,58 Prozent ohne 
Berücksichtigung der bereits vor und während der Prü- 
fung Zurückgetretenen - www.knoll-steuer.com -, be- 
schleichen uns gewisse Zweifel, ob die herrschende Art 
und Weise der Umsetzung von Zugangsbegrenzungen 
wirklich nur der Qualitätssicherung dient. 


Zusammengefasst besteht aus unserer Sicht die 
Schwierigkeit im Umgang mit der Steuerberatung bei 
der Einführung und Durchsetzung eines adäquaten Re- 
gulierungsgrads; dies stellt sicherlich eine Gratwande- 
rung dar, da Qualitätssicherung und Marktöffnung in ei- 
nem gewissen Widerspruch zueinander stehen. 

Eine Anpassung des Steuerberatungsgesetzes an ver- 
änderte Bedingungen im Arbeits- und Geschäftsleben 
wird von der Bundestagsfraktion Die Linke grundsätz- 
lich begrüßt. Hinsichtlich des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs haben wir allerdings bei einigen Punkten Beden- 
ken, ob damit wirklich eine Verbesserung erreicht wird. 
Diese Bedenken umfassen unter anderem die neu ge- 
schaffenen Möglichkeiten für die Landesregierungen zur 
Kompetenzübertragung auf die Steuerberaterkammem 
im Zusammenhang mit der Steuerberaterprüfung. Be- 
züglich der Begründung - Kostendeckung - für die An- 
hebung der geltenden Gebühren für Zulassungsverfahren 
- von 75 auf 200 Euro - und Prüfungsverfahren - von 
500 auf 1 000 Euro - haben wir Klärungsbedarf Wir se- 
hen in diesem Kontext die Gefahr, dass hier einer weite- 
ren Abschottung des Marktes für Steuerberatungstätig- 
keiten Vorschub geleistet wird. In diesem Sinne würden 
wir auch eine stärkere als die vorgesehene Öffnung des 
Marktes für die geprüften Buchhalter/Buchhalterinnen, 
Steuerfach wirte/ Steuerfach Wirtinnen und Lohnsteuerhil- 
fevereine begrüßen. Insbesondere fragen wir uns in die- 
sem Zusammenhang, warum die Erweiterung der Befug- 
nisse von geprüften Bilanzbuchhaltem/Buchhalterinnen 
und Steuerfachwirten/Steuerfachwirtinnen auf das An- 
fertigen der Umsatzsteuervoranmeldung - unter der Vo- 
raussetzung des Nachweises entsprechender Qualifika- 
tionen - nicht mit aufgenommen wurde. 

Wir befürworten eine weitreichende Kooperation von 
in der Steuerberatung Tätigen. Zu klären ist nach unserer 
Ansicht, warum im vorliegenden Entwurf eine vollwer- 
tige Kooperation zwar mit allen freien Berufen, nicht 
aber mit den Lohnsteuerhilfevereinen zugelassen wurde. 

Die Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag wird 
das weitere Gesetzgebungsverfahren zum vorliegenden 
Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Steu- 
erberatungsgesetzes kritisch begleiten. Der vorliegenden 
Fassung würden wir wegen der genannten Bedenken 
nicht zustimmen. 

Christine Scheei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Der von der Regierung vorgelegte Gesetzentwurf ist 
eine Rolle rückwärts für ein modernes Berufsrecht der 
Steuerberatenden. Der freie Berufsstand der Steuerbe- 
ratenden hat seine Interessen mit Schützenhilfe des 
Bundesrates - insbesondere mit Rückenwind aus Bay- 
ern - durchgesetzt und die Liberalisierung seines sorg- 
sam geschützten Tätigkeitsbereichs ein weiteres Mal 
verhindert. 

Es ist ein Armutszeugnis für die Große Koalition, 
dass sie sich nicht wenigstens auf die noch im Referen- 
tenentwurf zum Steuerberatungsgesetz vom letzten Jahr 
vorgesehene geringfügige Befiigniserweiterung für Bi- 
lanzbuchhalter und Bilanzbuchhalterinnen einigen 
konnte. Das wäre das Minimum gewesen. 
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(A) Das Gesetz geht in die falsche Richtung. Anstatt end- 
lich zu einer Modernisierung des Berufsrechts der Steu- 
erberatenden zu kommen, rudert die Regierung zurück 
und will auch noch den Marktzugang für Berater und 
Beraterinnen aus dem Ausland hochbürokratisch regle- 
mentieren. Dafür nimmt die Regierung sogar Verstöße 
gegen EU-Recht in Kauf 

Das ist keine praxisgerechte Gesetzesreform. Sie hilft 
weder, die Existenz der vielen selbstständigen Buchhal- 
ter, Bilanzbuchhalter und Steuerfachwirte zu sichern, 
noch bringt sie die Erhaltung und Schaffung von Ar- 
beitsplätzen in diesem Bereich voran. Hier siegt Klien- 
telpolitik über die wirtschaftspolitische Vernunft. Denn 
fairer Wettbewerb ist auch volkswirtschaftlich sinnvol- 
ler, als hohe Marktzugangsbarrieren aufzubauen, die die 
Pfründe bestimmter Berufsgruppen schützen sollen. So 
würde ein wirklicher Wettbewerb zum Beispiel zu einem 
preisgünstigen und transparenten Angebot für die Nutzer 
von Buchhaltungs- und Steuerberatungsleistungen bei- 
tragen. Es ist wirklich an der Zeit, eine Reform vorzule- 
gen, die diesen Namen auch verdient. Die Grünen haben 
deshalb schon vor über einem Jahr einen Antrag in den 
Bundestag eingebracht, der eine wirkliche Modernisie- 
rung des Berufsrechts der Steuerberatenden einfordert. 
Unser Antrag ist noch im parlamentarischen Verfahren, 
und wir werden den Regierungsentwurf daran messen. 

Für die bündnisgrüne Fraktion bedeutet dies, dass 
selbstständige Buchhalter, Buchführungshelfer, Bilanz- 
buchhalter sowie Steuerfachwirte endlich die gesetzliche 
Befugnis erhalten, die Buchhaltung einzurichten, vorbe- 
(ß) reitende Abschlussarbeiten in der Finanzbuchhaltung zu 
erledigen, die Lohnbuchhaltung abzuschließen und die 
Umsatzsteuervoranmeldung zu erstellen. Diese berech- 
tigten Forderungen diskutiert die Politik seit Jahren, lei- 
der größtenteils erfolglos, denn entscheidende Bereiche 
der Buchhaltung sind immer noch Steuerberatern und 
Steuerberaterinnen Vorbehalten. Diese starke Einschrän- 
kung des Verfassungsrechts auf freie Berufswahl ist 
nicht gerechtfertigt, denn die Qualifikation für die Be- 
fugniserweiterung ist vorhanden und gesetzlich festge- 
schrieben. Eine abgeschlossene kaufmännische Ausbil- 
dung und dreijährige einschlägige Berufserfahrung sind 
ausreichend, um die Buchhaltung einzurichten, vorberei- 
tende Abschlussarbeiten in der Finanzbuchhaltung zu er- 
ledigen, die Lohnbuchhaltung abzuschließen und die 
Umsatzsteuervoranmeldung zu erstellen. Die Befugnis- 
erweiterung ist notwendig und längst überfällig. Wir 
Grünen werden sie deshalb bei den parlamentarischen 
Beratungen zum Gesetzentwurf aktiv einfordem. 

Klar ist natürlich: Der Verbraucherschutz muss weiter- 
hin gewährleistet sein. Mit der Ausweitung der Bera- 
tungsbefugnisse sollfe deshalb nach grünen Vorsfellungen 
der Abschluss einer Berufshaffpflichtversicherung ver- 
bindlich werden, damit Verbraucher und Verbraucherin- 
nen gegen einen Vermögensschaden aus einer Falschbera- 
tung abgesichert sind. Darüber hinaus soll es eine 
Berufsaufsicht geben. 

Die derzeitige Werberegelung ist praxisfem und 
streitanfällig, was durch eine Vielzahl von Abmahnver- 
fahren belegt ist. Die selbstständige Tätigkeit wird da- 


durch regelrecht verhindert. Die Regierung hat dieses (C) 
Problem zumindest erkannt und eine Neuregelung vor- 
geschlagen. Wir werden die neue Werberegelung inten- 
siv prüfen, ob sie auch tatsächlich Besserung bringt. Die 
derzeitige Abmahnproblematik muss praxisgerecht ge- 
löst werden. Selbstständige müssen über ihre Tätigkeit 
informieren und wirksam werben können. Das gehört 
zur Marktwirtschaft dazu. 

Positiv im Gesetzentwurf ist, dass Steuerberater zu- 
künftig auch Arbeitnehmer sein dürfen. Die Verhältnisse 
in der Arbeitswelt und im gesamten Wirtschaftsleben ha- 
ben sich sfark veränderf. Es isf deshalb guf, dass es mit 
dem Syndikus- Steuerberater jetzt mehr Flexibilität für 
die Steuerberater und Steuerberaterinnen gibt, ihren Be- 
ruf auszuüben. Umso mehr fällt ins Auge, dass die über- 
fälligen Anpassungen für die Lohnsfeuerhilfevereine 
sehr karg ausfallen. Zwar dürfen Sfeuerberatende und 
Lohnsfeuerhilfevereine künftig Bürogemeinschaften bil- 
den, vollwertige Kooperationen sind aber weiterhin 
nicht möglich. Auch hier springt der Gesetzentwurf zu 
kurz. 

Gleiches gilt für die sfarren Grenzen für die Neben- 
einkünfte, bis zu denen Arbeitnehmer noch von Lohn- 
steuerhilfevereinen beraten werden dürfen. Diese Gren- 
zen gelten seit dem Jahr 2000, und sie müssen deutlich 
an die Wertentwicklung angepasst werden, damit die 
steuerliche Beratung der Arbeitnehmer und Arbeitneh- 
merinnen weiterhin zu günstigen Konditionen möglich 
ist. Denn wenn ein Arbeitnehmerhaushalt die niedrigen 
Beratungsgrenzen nur geringfügig überschreitet, müsste 
er komplett zu einem Steuerberater wechseln. Das ist (ß) 
eine unverhältnismäßige Mehrbelastung für die Befrof- 
fenen. Die Begrenzung der Nebeneinkünfte sollte des- 
halb auf 25 000 Euro angehoben werden. Außerdem soll 
diese Grenze zukünftig pro veranlagfe Person gelten. 
Damit wird auch in diesem Bereich der Übergang zur 
von den Grünen geforderten Individualveranlagung ge- 
fördert und damit den Anforderungen an eine moderne 
Besteuerung von Ehe und Familie besser entsprochen. 

Darüber hinaus wollen wir Grünen den flexiblen 
Wechsel zwischen angestellter und selbstständiger Tä- 
tigkeit erleichtern. Die moderne Arbeitswelt verlangt 
flexible Arbeitnehmer, die zum Beispiel neben ihrem 
Anstellungsverhältnis noch selbstständig tätig sind. So- 
lange diese selbstständig erzielten Einkünfte ein Neben- 
einkommen darstellen, also unterhalb der neuen Bera- 
tungsgrenze für die anderen Einnahmen liegen, sollten 
die Lohnsteuerhilfevereine auch diese Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen weiter beraten dürfen. Das ist eine 
unkomplizierte Lösung für die Betroffenen, und durch 
die Beratungsgrenze existiert weiterhin eine klare Tren- 
nung zum Tätigkeitsbereich der Steuerberatenden. 

Das Berufsrecht der Steuerberatenden muss moderner 
und liberaler werden. Es soll allen Selbstständigen im 
Steuer- und Buchhaltungswesen ausreichende Marktchan- 
cen einräumen und ihnen faire Wettbewerbsbedingungen 
gewähren. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wird 
diesem Anspruch nicht gerecht. Er ist ein weiterer Beleg 
für die Handlungsunfähigkeif der Großen Koalifion. Es 
fehlt der Mut, überfällige Reformen anzugehen und alfe 
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(A) Zöpfe abzuschneiden. Wir Grünen werden in den parla- 
mentarischen Beratungen deshalb eine grundlegende 
Überarbeitung des Gesetzentwurfs auf der Basis unserer 
Modemisierungsvorschläge einfordem. 


Anlage 23 


sehen Betriebe befinden sich seit mehreren Jahren in ei- 
ner Krise. Zwar führen sie die Rangliste an, dicht gefolgt 
von den USA, mit 47 Millionen Litern und Chile mit 
45 Millionen Litern. Die Liberalisierung des weltweiten 
Weinhandels und die niedrigen Einfuhrzölle der Ge- 
meinschaft üben verstärkten Druck auf Preise und das 
Erzeugereinkommen aus. 


Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Antrags: Erhaltung der Wein- 
baukultur durch vernünftige Reform der EU- 
Weinmarktordnung (Tagesordnungspunkt 31) 


Julia Klöckner (CDU/CSU): Wie sehr das heutige 
Thema zur EU- Weinmarktreform den Winzerinnen und 
Winzern, aber auch uns Politikern auf den Nägeln 
brennt, zeigt die Tatsache, dass wir interfraktionell im 
Deutschen Bundestag einen Antrag einbringen, um ge- 
gen die bestehenden Pläne zur EU- Weinmarktreform 
Stellung zu beziehen. Sicherlich nicht alltäglich, es un- 
terstreicht aber die Bedeutung. Hier geht es um mehr als 
eine politische Entscheidung, es geht um eine jahrhun- 
dertealte Kultur, aber auch um die Existenz von den 
deutschen Winzerinnen und Winzern. Ich freue mich 
deshalb, dass wir heute ein so einmütiges Signal nach 
Brüssel schicken können. 


(B) 


Lassen Sie mich eines vorweg sagen: Deutschland hat 
viele schöne Seiten. Zweifelsohne prägen die Weinland- 
schaften, rund 100 000 Hektar, auch das Bild unseres 
Landes. Weinan- und -ausbau haben eine lange Tradi- 
tion. Deutschland ist nicht nur ein traditionsreiches 
Weinbauland, sondern international auch das größte 
Weinimportland. Umso mehr gilt es, die bestehenden 
Traditionen zu bewahren und fortzusetzen, ohne uns vor 
dem Neuen zu verschließen. Der europäische Weinbau 
unterliegt seit Beginn der Weinmarktpolitik der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft in den 70er- Jahren viel- 
fältigen Veränderungen. Wandelnde Verbrauchsstruktu- 
ren durch den stetig wachsenden Gemeinschaftsmarkt 
und der sich mit der Zeit verstärkt nach Qualität ausrich- 
tenden Nachfrage übten einen enormen Anpassungs- 
druck auf das Angebot aus. Zudem wirkten sich Markt- 
steuerungsmaßnahmen der gemeinsamen Marktordnung 
Wein zunehmend strukturell auf Produktion und Ange- 
bot der europäischen Weinbaugebiete aus. Die Weinbau- 
politik der Gemeinschaft reagiert seit 1975/76 mit wach- 
senden Beschränkungen und Steuerungsinstrumenten, 
um der Überschussproduktion entgegenzuwirken. Ver- 
schiedene Reformansätze der vergangenen Dekaden 
konnten das Ziel, Angebot und Nachfrage annähernd in 
Einklang zu bringen, nicht erreichen. Während der in- 
nereuropäische Verbrauch kontinuierlich zurückgeht, 
werden zunehmend Weine aus der sogenannten Neuen 
Welt, also aus Chile oder Südafrika, nach Europa impor- 
tiert. 


Auch 2006 überschritten die Weinimporte wieder die 
Milliarden-Litergrenze deutlich. Obwohl Europa den 
weltweit größten Ein- und Ausfuhrmarkt für Wein dar- 
stellt und auch bei Produktion und Verbrauch weltweit 
eine Spitzenstellung einnimmt, ist auf lange Sicht die 
Marktstellung Europas damit gefährdet. Die europäi- 


Vor dem Hintergrund, dass der innereuropäische Ver- 
brauch sinkt, während zunehmend Weine aus Drittlän- 
dern importiert werden und gleichzeitig Jahr für Jahr der 
Großfeil des Budgefs der Weinmarkfordnung für die De- 
sfillation, dass heißt die Beseitigung von nicht marktfä- 
higen Weinen aufgewendef wird, ansfatt in die Weftbe- 
werbsfähigkeif europäischer Weine zu fließen, sprechen 
wir uns klar für eine Reform aus. Ein Umdenken isf un- 
abdingbar und notwendig, um mit den europäischen 
Weinen wettbewerbsfähig zu bleiben. Klar ist aber auch: 
Der deutsche Weinbau hat nicht zu Überproduktion und 
hoher Haushaltsbelastung beigetragen und darf daher 
auch nicht durch die Reform belastet werden. Genau 
dies geschieht aber mit dem Vorschlag zur EU-Wein- 
marktreform, der durch die Kommission im Juli dieses 
Jahres vorgelegt wurde. Mit den Vorschlägen wird die 
Existenz der deutschen Winzerinnen und Winzer massiv 
beeinträchtigt. 

Kurz zu den wichtigsten Punkten des zurzeit vorlie- 
genden Referentenentwurfes der Kommission: Erstens. 
Kernpunkt ist ein besserer Einsatz der verfügbaren 
Haushalfsmittel, die auf dem gegenwärtigen Niveau von 
1,3 Milliarden Euro verbleiben. Alle ineffizienten 
Marktstützungsmaßnahmen sollen sofort abgeschafft 
werden. Zweitens. Ebenso sollen die Beihilfen für De- 
stillationsmaßnahmen, Beihilfen für die privafe Lager- 
haltung, Ausfuhrerstattungen und die Beihilfen für Mosf 
zur Anreicherung von Wein abgeschafft werden. Drit- 
tens. Die Anreicherung mit Zucker soll verboten werden. 
Das ist ein wesentlicher Knackpunkt für die Nordländer, 
denen die Anreicherung mif Saccharose verboten wer- 
den soll. 

Dies sind nur einige Punkte des Reformpaketes, letz- 
ter läuft unseren Interessen absolut zuwider. Probleme 
müssen nämlich dort gelöst werden, wo sie entstehen. So 
muss ein nationaler Finanzrahmen den jeweiligen regio- 
nalen Bedürfnissen Rechnung tragen. Die Beseitigung 
von Überschüssen und damit einhergehende Destilla- 
tionsmaßnahmen sind nicht weiter aus dem Gesamthaus- 
halt zu finanzieren. Ich bin der Meinung, dass die Rück- 
führung der Desfillationsmaßnahmen eine sinnvolle 
Maßnahme isf. Realisfischerweise muss es hier in den 
Problemregionen der EU aus sozialen Gründen zu Über- 
gangslösungen kommen. Die Europäische Kommission 
muss zudem eine welfweife Vermarktungsoffensive und 
ein Imagekonzept „Europäische Weine“ vorlegen. Der 
Verbraucher verspürt in Zeiten der Globalisierung eine 
verstärkte Sehnsucht nach regionaler Identifikation. 
Dem muss die europäische Weinmarktpolitik mit einer 
Ausrichtung nach Regionalität und Originalität Rech- 
nung tragen. Die Vielfalt und die regionalen Besonder- 
heiten der europäischen Weinbaukultur sind nämlich ein 
klarer Vorteil gegenüber Einheitsweinen aus Drittlän- 
dern. Dieses Potenzial gilt es zu schützen, zu nutzen und 
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(A) auszubauen. Weinbautraditionen müssen bewahrt, nieht 
entwurzelt werden. Die bisherigen nationalen traditio- 
nellen Weinbereitungsmethoden müssen aueh weiterhin 
Geltung behalten. Die Verpfliehtung der Mitgliedstaaten, 
Rodungsprogramme anzubieten, lehnen wir ebenso ab. 
Vorstellbar ist, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen ihres 
nationalen Finanzrahmens Rodungsprogramme anbie- 
ten dürfen. 

Mir ist bewusst, dass eine Konfrontationspolitik mit 
der Kommission nieht zum Ziel führen kann, vor allem 
dann, wenn es nieht gelingen sollte, in wesentlieh stritti- 
gen Punkten Unterstützung in anderen Mitgliedstaaten 
zu erhalten. Jedoeh dürfen bei der Bedeutung des Wein- 
baus in Europa und Deutsehland aueh keine Blanko- 
seheeks ausgestellt werden. Der Zeitdruek, den die por- 
tugiesisehe Ratspräsidentsehaft gemeinsam mit der 
Kommission im Moment aufbaut, darf nieht zulasten un- 
serer wesentliehen Positionen gehen. Dieser Zeitdruek 
ist sehädlieh, insbesondere dann, wenn sieh die Kom- 
mission nieht entseheidend bewegt. Und dies ist leider 
zurzeit nieht zu erkennen. 

An dieser Stelle möehte ieh Bundeslandwirtsehafls- 
minister Horst Seehofer und die Bundesregierung loben. 
Im Rahmen des weinbaupolitisehen Kongresses der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat er den deutsehen 
Winzerinnen und Winzern seine Unterstützung zugesagt 
und diese in Brüssel zum Ausdruek gebraeht. Daran 
muss die Bundesregierung weiter festhalten. Folgende 
Grundsätze und Forderungen müssen wir weiterhin bei 
den anstehenden Verhandlungen besonders im Bliek ha- 
(ß) ben: Der deutsehe Weinbau hat nieht zu Überproduktion 
und hoher Haushaltsbelastung beigetragen und darf da- 
her dureh die Reform nieht überproportional belastet 
werden. In diesem Zusammenhang ist aueh die Dureh- 
führung eines europäisehen Rodungsprogramms von 
430 Millionen Euro pro Jahr, um dann ab 2014 die An- 
pflanzungsreehte freizugeben, reine Geldversehwen- 
dung. 

Ieh will kurz noeh drei andere Punkte erwähnen, die 
in der Branehe auf heftige Kritik gestoßen sind. Stieh- 
worte Absehaffung bewährter Weinbezeiehnungen, wie 
Tafelwein/Qualitätswein sowie das Verbot der Angaben 
„Qualitätssehaumwein“ und „Sekt“. Dies führt bei Ver- 
brauehem wie Herstellern zu unnötiger Verwirrung und 
hat zudem keinerlei positive Vermarktungseffekte. Aueh 
die Einsehätzung der Anreieherungsspannen ist für uns 
überhaupt nieht akzeptabel. Diese Vorsehläge zeugen 
von Unkenntnis bewährter Weinbereitungsmethoden 
und sind eine Missaehtung unserer traditionellen Wein- 
kultur, während man den USA und Australien dieses in 
bilateralen Handelsvereinbarungen weiterhin zugesteht. 
Und so wird ein Eingriff in die Höhe der Alkoholanrei- 
eherung im klimatiseh benaehteiligten Norden zum Ver- 
lust beliebter Weinsorten sowie zur Aufgabe von Rebflä- 
ehen und damit einer historisehen Kulturlandsehaft 
führen. Aueh naehteilige Folgen für Tourismus und Ar- 
beitsplätze im ländliehen Raum sind hier zu befürehten. 

Diese Tendenz, den europäisehen Weinbau zu verein- 
heitliehen und regionale Besonderheiten und Charakte- 
ristika unter den Tiseh fallen zu lassen, vemaehlässigt 


die mittelständisehen Belange. Es ist sinnlos, die Struk- (C) 
turen der neuen Welt auf den europäisehen Markt 
übertragen zu wollen. Ebenso darf der Fehler unnötiger 
bürokratiseher Auflagen dureh Cross-Compliance-Vor- 
sehriften im Weinbau nieht wiederholt werden - wir ha- 
ben in der Agrarpolitik ja gesehen, wozu dies führt. Be- 
reits zu Beginn ist hier minimierend einzugreifen. Aueh 
darf es keine weiteren Kompetenzübertragungen auf die 
Europäisehe Kommission geben. Der Subsidiaritätsge- 
danke ist hier zu wahren. 

Die EU-Kommission sollte die zahlreiehen Anregun- 
gen aus den Diskussionen der vergangenen Monate ernst 
nehmen und einen völlig neuen Reformvorsehlag vorle- 
gen. Es geht nieht um die Bloekade einer Reform, 
sondern um einen konstruktiven Dialog über die wir- 
kungsvollsten Instrumente zur Verbesserung der Markt- 
situation der europäisehen Weinerzeuger. 

Kurzum: Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sagt ers- 
tens Ja zu einer Reform der europäisehen Weinmarktord- 
nung, zweitens Ja zu einer Mittelverwendung, die sieh 
an der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des euro- 
päisehen Weinbaus orientiert und drittens Ja zu nationa- 
ler Verantwortung in Bezug auf die im Rahmen des na- 
tionalen Finanzrahmens artzuwendenden Maßnahmen 
und zu Sanktionen, falls die vorgesehenen Ziele nieht er- 
reicht werden. In diesem Sinne gilt es jetzt, sich weiter 
für unsere deutschen Winzerinnen und Winzer einzuset- 
zen und die Bundesregierung in ihrem Bemühen zu un- 
terstützen. 

Gustav Herzog (SPD): Der deutsche Wein kann sich (D) 
sehen lassen. Noch besser: Er schmeckt. Qualität vor 
Masse! Deutsche Weine und Sekte sind wettbewerbsfä- 
hig im Inland, in Europa und in der Welt. Sie erobern 
Marktanteile und gewinnen Liebhaber in vielen Län- 
dern. Diese Leistung unserer Winzerinnen und Winzer 
ist in einer solchen Debatte zuallererst zu würdigen. Sie 
haben ihre Chancen wahrgenommen. Aber auch die Po- 
litik im Bund und in den Weinbauländem - insbesondere 
in meinem Rheinland-Pfalz - hat ihren Beitrag dazu ge- 
leistet, nicht immer, aber immer häufiger auch in guter 
Abstimmung mit der Weinwirtschaft. Wir haben zum 
Beispiel mit den Mengenbegrenzungen und den Quali- 
tätsanforderungen den Rahmen geschaffen, flankiert von 
einer gezielten Förderung. 

Deshalb kann ich grundsätzlich sagen: Wir sind der 
festen Überzeugung, dass immer wieder Veränderungen 
im europäischen und deutschen Recht genauso notwen- 
dig sind wie die Überprüfung der Förderkulisse. Wir leh- 
nen eine Reform nicht grundsätzlich ab. 

In der Zielselzung, den europäischen Wein wettbe- 
werbsfähiger zu machen und mehr Geld in die Absalz- 
fÖrderung zu investieren als durch die Übermengenbe- 
seitigung zu verschleudern, stimmen wir mit der EU- 
Kommission überein. Auch eine Reihe von Instrumenten 
werden von uns - mehr oder weniger - mitgetragen. Posi- 
tiv sind der bessere Einsatz der verfügbaren Haushaltsmit- 
tel, die Hinwendung zu einem nationalen Finanzrahmen 
und die Durchführung von Markferschließungsmaßnah- 
men. 
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(A) Negativ ist die in sich widersprüchliche Regelung zu 
Rodungsprämie und Freigabe der Pflanzrechte. Auch die 
Verlagerung von Kompetenzen auf die Kommission wie 
zum Beispiel für die önologischen Verfahren ist kritisch 
zu sehen, ebenso die „Grünlese“ als Marktsteuerungsin- 
strument. Entschieden abzulehnen ist das Verbot der 
Saccharoseanreicherung. Nur noch mal für diejenigen, 
die sich nicht so gut in der Weinherstellung auskennen: 
Wir reden hier nicht von einer Verpanschung des Weins, 
um den Wein süßer zu machen. Nein, es geht um ein 
traditionelles Verfahren in der Weinbereitung, bei dem 
der Zucker dem Most zugegeben wird, also vor der Ver- 
gärung, um die gewünschten Alkoholgehalte erreichen 
zu können. Wir sind leider nicht so von der Sonne ver- 
wöhnt, wie die südlichen Anbaugebiete, wobei - und das 
muss man auch erwähnen Im Süden wird statt Zucker 
rektifiziertes Traubenmostkonzentrat hinzugegeben, um 
die Gärung zu optimieren. 

Die Kommission zeigt sich unterschiedlich kompro- 
missbereit. Erste Schritte führen zu einem vernünftigen 
Kompromiss, aber noch immer gibt es klar abzuleh- 
nende Regelungen. Mit dem vorgelegten Antrag machen 
wir deutlich, welche weiteren Schritte zu erfolgen haben. 
Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten, dass sich der 
Weinbau entwickeln kann und die Kulturlandschaft in 
Deutschland erhalten bleibt. 

Der Weingipfel in Mainz hat deutlich gemacht, dass 
es für unsere Position viel Rückhalt in den anderen Mit- 
gliedstaaten gibt. Rückhalt ist untertrieben. Viele Länder 
wünschen sich Deutschland als Speerspitze, um die Vor- 

(B) Schläge der Kommission zurückzuweisen und vernünftig 
auszugestalten. 

In diesen aufgeregten Zeiten sind gemeinsame An- 
träge aller Fraktionen im Deutschen Bundestag eher die 
Seltenheit. Ich freue mich deshalb, dass es diese große 
Übereinstimmung gibt. Gemeinsam mit allen Teilen der 
Weinwirtschaft fordern wir eindringlich die Bundesre- 
gierung auf und sagen unsere volle Unterstützung zu: 
Verhandeln sie in diesem Sinne in Europa. Herr Bundes- 
minister Seehofer, wir erwarten, dass Sie sich im Inte- 
resse der deutschen Winzer und Verbraucher durchset- 
zen. 

Dr. Volker Wissing (FDP): Normalerweise hat man 
eine Regierung, damit diese Probleme löst. Die Bundes- 
regierung ist vor allem damit beschäftigt, die Probleme 
zu lösen, die wir ohne sie nicht hätten. 

Wenn wir uns heute gemeinsam gegen ein Verbot der 
Saccharoseanreicherung aussprechen, so ist dies auch 
Ausdruck eines beachtlichen Erkenntniszuwachses bei 
der Bundesregierung. Ich darf Sie daran erinnern, dass es 
noch gar nicht allzu lange her ist, dass Bundeslandwirt- 
schaftsminister Horst Seehofer mit seiner populistischen 
Forderung nach einem Reinheitsgebot für Wein durch 
das Land zog - eine Forderung, die offensichtlich seitens 
der Europäischen Union nur allzu gerne aufgegriffen 
wird. Die Folgen haben wir deutlich zu spüren bekom- 
men. Das Vorhaben der Europäischen Union, den deut- 
schen Winzerinnen und Winzern die sogenannte Saccha- 


roseanreicherung zu verbieten, ist nichts anderes als die 
logische Konsequenz des Seehofer 'sehen Reinheitsge- 
bot-Gedöns. 

Die FDP hat von Anfang an auf die Gefährlichkeit der 
Debatte hingewiesen, und es hat lange, sehr lange gedau- 
ert, bis der Erkenntnisprozess bei dem zuständigen Mi- 
nister einsetzte. Was für das Bier recht ist, ist für den 
Wein noch lange nicht billig. Das hätte Herrn Seehofer 
mal jemand sagen sollen, bevor er Europa mit seinem 
Reinheitsgebot verrückt gemacht hat. Aber gut, besser 
spät als nie. Deshalb begrüßt es die FDP auch außer- 
ordentlich, dass Herr Seehofer sich mittlerweile, wenn 
auch noch etwas verschämt, von seiner Reinheitsgebots- 
forderung verabschiedet hat. Nun gibt es ein Reinheits- 
gebot, welches keines ist, für ein Marktsegment, welches 
keines braucht, aber auch ein Minister soll sein Gesicht 
wahren dürfen. 

Die Debatte um die EU- Weinmarktreform macht aber 
eines schmerzlich deutlich: Deutschland ist auf europäi- 
scher Ebene mittlerweile zwar sehr gut vertreten, aber we- 
nig präsent. Wie kann es eigentlich angehen, dass Initiati- 
ven, wie das Verbot des Apfelweins, so lange unbemerkt 
bleiben? Wieso hat das zuständige Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz nicht 
früher auf die Europäische Kommission eingewirkt, dass 
Verbote wie das der Saccharoseanreicherung gar nicht erst 
weiterverfolgt werden? Mittlerweile sind der Bund sowie 
nahezu alle Länder in Brüssel vertreten, und man wundert 
sich, wie so viele Leute so wenig mitbekommen. An die- 
ser Stelle würde ich mir wünschen, dass die Bundesregie- 
rung ftüher aktiv wird. 

Es ist gut und richtig, den Brand zu löschen, wenn das 
Haus in Flammen steht. Richtiger und wichtiger wäre es 
allerdings, dafür zu sorgen, dass es gar nicht erst brennt. 
Die Bundesregierung hingegen wartet, bis die Flammen 
auf dem Dach stehen, rückt mit großem Tatütata aus und 
will dann auch noch für die Löscharbeit gelobt werden. 
Nein, dafür können wir Sie nicht loben. Ich erwarte von 
einer Regierung, dass sie agiert und nicht nur reagiert. 
Die Bundesregierung war frühzeitig eingebunden. Sie 
muss deshalb Sorge dafür tragen, dass Vorschläge, die 
für die deutschen Winzerinnen und Winzer eine offen- 
sichtliche Existenzbedrohung darstellen, gar nicht erst 
weiterverfolgt werden. Daran messen wir die Arbeit der 
Bundesregierung. 

Von dem vorliegenden Antrag geht ein deutliches 
Signal an die deutschen Weinbaubetriebe aus. Das Vo- 
tum des Deutschen Bundestages ist einstimmig: Es ist 
ein Votum für den deutschen Weinbau, für die Qualität 
des deutschen Weines sowie die Arbeit der deutschen 
Winzerinnen und Winzer. 

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): Beim Wein- 
anbau handelt es sich nicht bloß um ein bedeutendes 
Kulturgut und einen wichtigen Wirtschaftsfaktor, son- 
dern auch um ein Politikum. Dies zeigt auch der gemein- 
same Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 16/6959, aus dem 
ich an dieser Stelle zitieren möchte: 
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Der am 4. Juli 2007 vorgelegte Vorsehlag lässt eine 
konsequente Ausriehtung auf das primäre Ziel der 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der europäi- 
sehen Weinwirtsehaft vermissen. Er ist deshalb in 
wesentliehen Teilen zu ändern. 

Die Linke teilt diese Position. Das haben wir aueh im- 
mer so gesagt. Warum gehören wir trotzdem nieht zu 
den Antragstellerinnen? Dies, meine Damen und Herren, 
liegt nieht an irgendwelehen gravierenden inhaltliehen 
Differenzen, sondern an der anaehronistisehen Position 
der Fraktion der CDU/CSU, die an ihrem „Unvereinbar- 
keitsbesehluss“ festhält, der gemeinsame parlamentari- 
sehe Initiativen mit der Fraktion Die Linke aussehließt, 
völlig unabhängig von der inhaltliehen Position, die je- 
weils von meiner Fraktion vertreten wird. Kurioserweise 
spielt dieses gesamte parteipolitisehe Taktieren keine 
Rolle, wenn sieh das Interfraktionelle Parlamentarisehe 
Weinforum trifft, so wie am zurüekliegenden Dienstag- 
abend gesehehen. Außerhalb dieses Hauses können wir 
uns jederzeit gemeinsam für die Interessen des deut- 
sehen Weinanbaus und der hier lebenden Winzerinnen 
und Winzer stark maehen. Das darf bei den Konservati- 
ven halt nur nieht offiziell sein. 

Doeh zurüek zum eigentliehen Problem. In vino veri- 
las - Im Weine liegl die Wahrheit. Ja, am Wein zeigt die 
Europäisehe Union ihr wahres politisehes Gesiebt. Der 
Kommissionsvorsehlag zur Weinmarktordnung will den 
deregulierten Weinmarkt unter dem Vorwand der Anpas- 
sung der EU- Agrarpolitik an die Riehtlinien der Welt- 
handelsorganisation. Das entsprieht nieht dem Politik- 
und Europaverständnis der Fraktion Die Linke. Und 
hierin unterseheiden wir uns grundsätzlieh von den an- 
deren hier im Hause vertretenen Fraktionen - aber eben 
nieht beim Wein. Dureh die Vorhaben der Europäisehen 
Kommission im Rahmen der Reform der EU-Wein- 
marktordnung werden Kulturgüter wie der traditionelle 
Weinanbau in Deutsehland bedroht. Natürlieh ist der 
Wein nieht nur ein hervorragendes, Identität stiftendes 
Kulturgut, sondern aueh ein oftmals herausragender 
Wirtsehaftsfaktor für die Regionen, in denen er angebaut 
wird. Gerade für Ostdeutsehland und seine beiden Wein- 
anbaugebiete an der Elbe und zwisehen Saale und Un- 
strut bedeutet der Weinanbau die Mögliehkeit, eine kon- 
kurrenzfähige, sieh selbsttragende Wirtsehaft vor Orl zu 
elablieren. „Qualitälswein“ laulel das Credo der heimi- 
sehen Winzerinnen und Winzer. Das isl die Slärke des 
einheimisehen Weins in der Auseinanderselzung mit an- 
deren Weinregionen. In der Benaehleiligung der deul- 
sehen Winzerinnen und Winzer besieht die eigentliehe 
Gefahr des Vorhabens der Europäisehen Kommission 
- besonders in den kleinen Anbaugebieten - gegen- 
über ihren Kolleginnen und Kollegen aus den südliehen 
europäisehen Ländern. Traditionelle, Jahrhunderte alte 
önologisehe Verfahren wie die Aufzuekerung des Wei- 
nes sollen verboten werden. Trotz des vergleiehsweise 
sehr hohen Direktverarbeitungsanteils beim deutsehen 
Wein sollen die Anbaugebiete besehränkt und teilweise 
gerodet werden, wovon besonders Weine in Steillage be- 
troffen wären. 

Um zum Politikum zurüekzukehren: Deutsehland ist 
im Weinanbau kein großer Player und verfügt dement- 


spreehend über geringe Einflussmögliehkeiten, seine In- 
teressen gegenüber den in weitaus größeren Mengen 
Wein produzierenden Ländern wie Frankreieh, Spanien 
und Italien durehzusetzen. Deshalb ist eine klare ge- 
meinsame Positionierung des Deutsehen Bundestages 
ein wiehtiges Signal naeh Brüssel. Aueh deshalb wird 
die Linke dem Antrag in der vorliegenden Form zustim- 
men. Wir beantworten nieht Bloekade mit Bloekade, 
sondern maehen unser Abstimmungsverhalten konse- 
quent am Inhalt des Antrags fest, nieht an den Einreiehe- 
rinnen oder Einreiehem. Wir lassen uns von der von der 
Vernunft gebolenen Gemeinsamkeit leiten. Das gehört 
zum politisehen Grund Verständnis einer parlamentari- 
sehen Demokratie. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
größte Bedeutung des Weins liegt in seiner Rolle als 
Kulturgut: als solehes steht er für hohe Qualtität, für 
Handwerk, Charakter und Herkunft. Aus einem guten 
Wein rieeht und sehmeekt man den Charakter einer gan- 
zen Region. 

Aueh seine wirtsehaftliehe Bedeutung darf nieht un- 
tersehätzt werden. Mit einem Produktionswert von eirea 
1,2 Milliarden Euro und mehr als 34 000 Winzern und 
weinverarbeitenden Betrieben in Deutsehland stellt der 
Sektor Weinbau eine beaehtliehe Größe dar. Tourismus 
und Gastronomie sind eng mit dem Weinbau verbunden. 

Die einmaligen deutsehen Traditionsweine sind jetzt 
dureh die Reform der europäisehen Weinmarktordnung 
erheblieh bedroht. Die erfolgreiehe Ausriehtung des 
deutsehen Weinbaus auf Qualität, Weinkultur, Erhalt der 
Kulturlandsehaften, Verbrauehemähe und Marktorien- 
tiemng sind in Gefahr. 

So soll es unter anderem eine Prämie für die freiwillige 
Rodung von 200 000 Heklar Reben und bei gleiehzeitigen 
Wiederbepflanzungsreehten geben. In Zukunft sollen die 
Zuekeranreiehemng dureh Moslkonzeniral erselzl werden 
und die Beihilfen für die Destillation sowie Mostbeihilfen 
gestriehen werden. Ebenso soll die ganze Struktur der 
Weinmarktordnung aufgelöst werden 

Wir denken, dass es durehaus riehtig ist, die teure 
Vemiehtung der Übersehüsse mit Hilfe der Destillation 
zu beenden. Aber diese Übersehüsse wurden in Betrie- 
ben in Spanien und Frankreieh erzeugt, nieht bei den 
qualitätsbewussten deutsehen Winzern, die sieh diese 
neue Verbraueherausriehtung hart erarbeitet haben. In 
den genannten Länder haben zu viele Betriebe in den 
letzten Jahren auf Masse statt Klasse gesetzt. 

Die Rodung von mnd 200 000 Hektar Rebfiäehen ist 
keine Lösung der Probleme: Sie benaehteiligt EU-weit 
kleine Winzer und die Qualitätserzeuger, zerstört die tra- 
ditionellen Weinregionen, wo es bisher für die Weine ge- 
nügend Absatz gab. Gleiehzeitig will die EU-Kommis- 
sion wieder Bepflanzungsreehte ausgeben. Das heißt in 
der Konsequenz: Statt Winzerhandwerk wird es in der 
EU zu einer Entwieklung in Riehtung einer industriell- 
teehniseh ausgeriehteten Weinproduktion kommen - wie 
in den USA. Darin sehen wir eine erhebliehe Sehwä- 
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(A) chung der Wettbewerbssituation und einen Verlust des 
erfolgreichen europäischen Profils beim Verbraucher. 

Viel sinnvoller als Fehlinvestionen in Rodungen sind 
unserer Meinung nach Investitionen in Maßnahmen, die 
die Qualität steigern: Das würde beispielsweise bedeu- 
ten, dass die Anforderungen an die Hektarhöchsterträge 
in die Diskussion gebracht werden müssen. 

Für die deutschen Weinbauern und -Wirtschaft ist 
das geplante Verbot, Wein mit Saccharose anzureichem 
ebenfalls von Nachteil. Es drängt sich der Eindruck 
auf, dass die EU-Kommission damit Deutschland zur 
Akzeptanz der Gesamtreform pressen will. Zwar wird 
die Zuckerung sehr begrenzt eingesetzt, ist aber in kli- 
matisch schlechten Jahren in den nördlichen Regionen 
teilweise nötig. Statt des geschmacksneutralen Zuckers 
soll dann nach dem Willen der EU-Kommission Trau- 
benmostkonzentrat aus anderen EU-Ländern beige- 
mischt werden. Dadurch sollen die dort produzierten 
Überschüsse auf „elegante“ Weise doch noch genutzt 
werden. Deutschen Winzern drohen mit der Reform zu- 
sätzliche Mehrkosten, wie etwa durch das überteuerte 
und verordnete Traubenmostkonzentrat. Den gesamten 
deutschen und nordischen EU-Ländem entstehen große 
Wettbewerbsnachteile gegenüber der „Neuen Weinbau- 
welt“ wie etwa den USA. Denn dort ist Saccharosever- 
wendung erlaubt, auch für den Import in die EU 

Ich freue mich, dass es gelungen ist, mit allen Fraktio- 
nen der Bundesregierung und der Weinwirtschafl zu ei- 
ner gemeinsamen Haltung zu kommen. 

(B) 

ln diesem gemeinsamen Antrag fordern wir die EU- 
Kommission auf, die Reform massiv nachzubessem und 
Qualität und Weinkultur in den Vordergrund zu stellen. 
Beim Besuch des Agrarausschusses am 5. November in 
Brüssel haben wir unter anderem diese Positionen ver- 
treten und die EU-Kommission aufgefordert: sich für 
eine kohärente Weinbaupolitik in Europa einzusetzen; 
die umfangreichen Rodungsprogramme widersprechen 
dem vorgesehenen Wiederbepfianzungsrecht, die Sac- 
charoseanreicherung weiterhin anzuerkennen und Be- 
zeichnungsrecht für Qualitätsweinen zu erhalten. 

Deutschland und die gesamte EU- Weinwirtschaft 
brauchen keine Industriealisierung des Weinbaus, son- 
dern eindeutig eine Unterstützung zu Regionalität, Iden- 
tität und handwerklicher Qualität. All dies verhindert der 
derzeitige Entwurf der EU-Kommisssion. 

Mit Nachdruck fordern wir die EU-Kommission auf, 
die Reform zugunsten der qualitätsbewussten Winzerin- 
nen und Winzer nachzubessem und keine überschnelle 
Entscheidung während der portugiesischen EU-Ratsprä- 
sidentschaft zu erzwingen. 


Anlage 24 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Modernisierung der Aufsichtsstruktur der Bun- 


desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

(Aufsichtsstrukturmodernisierungsgesetz) (Ta- 
gesordnungspunkt 32) 

Leo Dautzenberg (CDU/CSU): Vor zwei Jahren ha- 
ben wir uns in der Großen Koalition bezüglich der deut- 
schen Finanzmarktaufsicht eine klare Aufgabe gestellt 
- ich darf zitieren -: 

Im Lichte der Erfahmngen seit Schaffung der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) als Allfinanzaufsicht sind die Ergebnisse 
zu bewerten und gegebenenfalls 

1 . Arbeitsabläufe und 

2. Organisation anzupassen. 

Mit dem heute zur ersten Lesung anstehenden 
Aufsichtsstrukturmodemisierungsgesetz kommt die 
Bundesregiemng einem Teil dieses Arbeitsauftrages 
nach: Sie passt die Organisation der BaFin an die heuti- 
gen Erfordernisse an. 

Der zweite Teil des Arbeitsauftrages aus dem Koali- 
tionsvertrag muss allerdings noch abgearbeitet werden. 
Ich hoffe, dass wir hier im ersten Quartal 2008 weiter- 
kommen: Es geht um die Anpassung der Arbeitsabläufe 
und dabei vor allem um die Überprüfung der Zusam- 
menarbeit von Bundesbank und BaFin bei der Banken- 
aufsicht. Hierzu hat der Sachverständigenrat zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in 
seinem neuen Gutachten in der vergangenen Woche ei- 
nen interessanten Diskussionsbeitrag geleistet: Für die 
Bankenaufsicht - so der Rat - verfüge die Deutsche 
Bundesbank aufgrand ihrer Marktnähe über erhebliche 
komparative Vorteile. Es spreche daher vieles dafür, alle 
aufsichtsrechtlichen Kompetenzen bei der Deutschen 
Bundesbank zu bündeln. 

Ich möchfe der Bundesregierung gar nicht empfehlen, 
sich diesen Vorschlag bis ins Letzte zu eigen zu machen. 
Allerdings sollte die Einschätzung des Sachverständi- 
genrates hinsichtlich der Expertise der Deutschen 
Bundesbank bei der Bankenaufsicht sehr wohl ernst ge- 
nommen werden. Die hervorragende fachliche und prak- 
tische Kompetenz der Deutschen Bundesbank - die im 
Übrigen von den beaufsichtigten Instituten selbst so ein- 
geschätzt wird - muss bei der noch ausstehenden Anpas- 
sung der Aufsichtsrichtlinie berücksichtigt werden. Die 
Bundesbank muss in dem bestehenden System der All- 
finanzaufsicht durch BaFin künftig in der Bankensäule 
wieder ein stärkeres Gewicht erhalten. So sollte die Bun- 
desbank auch bei den Sonderprüfungen - soweit mög- 
lich - einen Prüfungsvorrang gegenüber externen Wirt- 
schaftsprüfern erhalten. 

Doch kommen wir zum ersten Teil der BaFin-Re- 
form, der mit dem heute vorgelegten Gesetzentwurf um- 
gesetzt werden soll: die Organisationsreform der BaFin, 
das heißt konkret die Reform der Führungsstruktur. Die 
Bundesregierung schlägt vor, die Präsidialführung der 
BaFin durch ein Kollegialmodell in Form eines fünfköp- 
figen Direktoriums zu ersefzen. In der Union unfersfüf- 
zen wir diesen Vorschlag ausdrücklich. Wir sind davon 
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(A) überzeugt, dass ein Direktorium den gewachsenen und 
stetig weiter wachsenden Aufgaben einer Allfinanzauf- 
sicht besser gerecht wird als eine reine Präsidialführung. 
Die Entscheidung für die Präsidialstruktur war bei Grün- 
dung der BaFin getrieben von dem Gedanken einer inte- 
grierten Finanzaufsicht, die sich auch in der auf einen 
Präsidenten zugeschnittenen Führungsstruktur wider- 
spiegeln sollte. In dieser Präsidialstruktur bestimmte und 
bestimmt der Präsident nicht nur alleine die strategische 
Ausrichtung der BaFin. Er hat auch die alleinige Organi- 
sations-, Finanz- und Personalhoheit über alle drei Säu- 
len: die Bankenaufsicht, die Versicherungsaufsicht und 
die Wertpapieraufsicht. Eine derartige Aufgabenfülle ist 
gerade angesichts der seit Gründung der BaFin im Jahre 
2002 stetig steigenden Anforderungen an den Präsiden- 
ten in den europäischen und internationalen Gremien 
nicht mehr sachgerecht. 

Die Betriebswirtschaft lehrt uns, dass es das Ziel jeder 
Aufbauorganisation und damit auch implizit jeder Füh- 
rungsstruktur ist, erstens einen reibungslosen Ablauf des 
Betriebsgeschehens zu gewährleisten, zweitens die Ar- 
beitsleistung und Produktivität der Mitarbeiter zu stei- 
gern und somit drittens erhöhte Wirtschaftlichkeit zu er- 
reichen. Diese betriebswirtschaftlichen Ziele können in 
der BaFin mit einer Präsidialstruktur heute nicht mehr 
umfassend erreicht werden. Ein Aufsichtspräsident, der 
zunehmend in wichtigen internationalen Gremien einge- 
bunden ist - von der lOSCO bis zum Financial Stability 
Forum -, kann nicht gleichzeitig seine Behörde allein- 
verantwortlich nach innen führen und letzt- und allein- 
verantwortlich sein für effiziente Arbeitsabläufe. 

(B) 

Es ist daher nur sachgerecht, wenn wir dem Präsiden- 
ten künftig vier Exekutiv-Direktoren zur Seite stellen: 
einen Direktor für die Bankenaufsicht, einen Direktor 
für die Versicherungsaufsicht, einen Direktor für die 
Wertpapieraufsicht und einen Direktor für die innere 
Verwaltung und damit verbundenen Grundsatzfragen. 
Mit dem Direktorium wollen wir den Präsidenten also 
keinesfalls schwächen. Nein, wir wollen die BaFin als 
Organisation insgesamt stärken und effizienter machen - 
das ist unser Ziel. 

Denjenigen, die dennoch fürchten, dass die Einrich- 
tung eines Direktoriums auf internationaler Bühne als 
Schwächung des Präsidenten wahrgenommen werden 
könnte, will ich klar und deutlich sagen: Auch die briti- 
sche Financial Services Authority, FSA, und die US-No- 
tenbank Fed, Federal Reserve System, werden von ei- 
nem Direktorium geleitet. International ist das 
Direktoriumsmodell also durchaus bekannt und aner- 
kannt. 

Damit die Einrichtung eines Direktoriums in der 
BaFin tatsächlich auch zu den von uns beabsichtigten 
Zielen - mehr Effizienz und Steigerung der Synergieef- 
fekte zwischen den drei Säulen - führen kann, müssen 
die Direktoren mit entsprechenden Kompetenzen ausge- 
stattet werden. Ansonsten bliebe die neue Führungs- 
struktur wirkungslos. Es ist daher richtig, dass die Bun- 
desregierung den Direktoren die Ressortverantwortung 
für ihre Bereiche zuteilt. Dazu gehört neben der Zustän- 
digkeit für die Sachentscheidungen des jeweiligen Ge- 


schäftsbereichs konsequenterweise auch die Organisa- (C) 
tions-, Finanz- und Personalhoheit. 

Die Richtlinienkompetenz, das heißt die Entschei- 
dung über die strategische Ausrichtung der BaFin, ver- 
bleibt hingegen beim Präsidenten. Das ist genauso rich- 
tig wie die Verteilung der Ressortverantwortung auf die 
einzelnen Direktoren. Darüber hinaus verbleibt die ge- 
richtliche und außergerichtliche Vertretung der BaFin 
beim Präsidenten. Dazu gehört vor allem die Interessen- 
vertretung Deutschlands in den internationalen Gremien. 

So wie Finanzmärkte zunehmend nicht mehr national 
funktionieren, so gewinnt auch die Entwicklung von in- 
ternationalen Aufsichtsstandards an Bedeutung. Um 
diese wichtige Entwicklung mit zu prägen und zu kondi- 
tionieren, bedarf es einer starken deutschen Vertretung 
auf internationaler Bühne. Dieser aktiven Repräsentation 
kann sich der Präsident künftig noch stärker widmen, 
ohne dass dabei die Organisation seiner Behörde nach 
innen vernachlässigt würde. 

Ebenso wichtig wie die Verteilung der einzelnen Ver- 
antwortlichkeiten auf fünf Schultern ist für mich die Ver- 
breiterung der Legitimationsbasis von wichtigen Be- 
schlüssen. Laut Regierungsentwurf soll das Direktorium 
als tatsächliches Kollegialmodell funktionieren. Das 
heißt, das Direktorium fasst seine Beschlüsse - beispiels- 
weise über den Erlass von Verwaltungsvorschriften - mit 
einfacher Mehrheit. Einzig bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Präsidenten den Ausschlag. Gerade an- 
gesichts der komplexer werdenden Anforderungen an 
die BaFin halte ich es für sachgerecht, dass wichtige 
Entscheidungen künftig nicht mehr von einem Präsiden- (D) 
ten alleine, sondern - nach eingehender Beratung - von 
einem fünfköpfigen Direktorium gefällt werden. 

Wie jede Organisation, so wird auch der Erfolg der 
neuen Führungsstruktur der BaFin von den handelnden 
Personen abhängen. Daher ist es unerlässlich, für die 
neuen Direktoriumsposten kompetentes Fachpersonal zu 
gewinnen. Dafür bedarf es einer angemessenen Bezah- 
lung. In der Union begrüßen wir es deshalb sehr, dass die 
Besoldungsgruppe für die Direktoriumsmitglieder von 
B 6 auf B 8 angehoben werden soll. 

Insgesamt unterstützen wir das heute zur ersten Le- 
sung anstehende Aufsichtsstrukturmodemisierungsge- 
setz. Das anstehende Gesetzgebungsverfahren werden 
wir nutzen, um die Einzelheiten der Organisationsrege- 
lungen zu prüfen und gegebenenfalls Details zu modifi- 
zieren. Dabei werden wir möglicherweise auch noch 
einmal die Frage diskutieren, ob die Besetzung des Ver- 
waltungs- sowie des Fachbeirates noch zeitgemäß ist 
oder heute nicht doch noch eine zusätzliche Beteiligung 
von Wertpapierhandelsbanken und Finanzdienstleis- 
tungsinstituten geboten wäre. 

Abschließend möchte ich noch einmal betonen, dass 
die Organisationsreform der BaFin nur einen Teilbereich 
der notwendigen BaFin-Reform darstellt. Der zweite 
Teil der Reform, die Modernisierung der materiellen 
Bankenaufsicht, muss zeitnah folgen. 

Erlauben Sie mir dieses ebenso simple wie richtige 
betriebswirtschaftliche Fazit: Eine gute Aufbauorgansia- 
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(A) tion der BaFin - wie sie im heutigen Gesetz angelegt 
ist - ist niehts wert ohne eine mindestens ebenso gute 
Ablauforganisation, das heißt konkret in der Bankenauf- 
sieht: eine bessere Zusammenarbeit und Aufgabentei- 
lung zwisehen Bundesbank und BaFin. Dafür müssen 
wir mit dem zweiten Teil der BaFin-Reform im näehsten 
Jahr die Weiehen stellen. leh erwarte, dass sieh sowohl 
die BaFin als aueh die Bundesbank an dieser Weiehen- 
stellung konstruktiv beteiligen. 

Jörg-Otto Spüler (SPD): Der vorliegende Gesetz- 
entwurf mit der spraehlieh verunglüekten Übersehrift er- 
hebt nieht den Ansprueh, eine umfassende Stärkung der 
deutsehen Finanzmarktaufsieht zu bewirken oder gar 
sehon die nötige und ausreiehende Reaktion auf die 
jüngsten Turbulenzen des Marktes zu sein. Aber er ist 
ein wiehtiger Schritt. 

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
besser bekannt unter der Kurzbezeichnung BaFin, erhält 
mit diesem Gesetz eine neue Führungsstruktur. An die 
Stelle der bisherigen Präsidialleitung tritt ein Kollegial- 
organ, das Direktorium, dem neben dem Präsidenten vier 
weitere Mitglieder angehören, Exekutivdirektoren ge- 
nannt, einer von ihnen in der Stellung eines Vizepräsi- 
denten. 

Der Präsident hat die Richtlinienkompetenz oder, wie 
es dazu im Entwurf heißt, „er bestimmt die strategische 
Ausrichtung“ der BaFin. Innerhalb dieses Rahmens lei- 
ten die Exekutivdirektoren ihren jeweiligen Geschäfts- 
bereich eigenverantwortlich. Oberstes Beschlussorgan 

(B) ist das Direktorium. Der bisher für seine gesamte Be- 
hörde allumfassend verantwortliche Präsident wird zum 
Primus inter Pares. 

Vieles spricht dafür, dass eine solche vermehrt auf 
sektorale Eigenverantwortung einerseits und kollegiale 
Führung andererseits ausgerichtete Leitungsstruktur, die 
sich außerhalb der Behördenwelt als weitverbreitetes Or- 
ganisationsprinzip Tag für Tag höchst erfolgreich be- 
währt, die BaFin stärken kann. Bei kluger Handhabung 
der neuen Struktur kann sogar die Stellung des Präsiden- 
ten wachsen, weil er sich vermehrt auf das wirklich We- 
sentliche konzentrieren kann. 

Im Detail wird über die eine oder andere der im Ent- 
wurf vorgesehenen Regelungen noch nachzudenken 
sein, beispielsweise über das Erfordernis der Einstim- 
migkeit bei einigen Beschlüssen des Direktoriums. Der 
tatsächlich Erste unter den Gleichen muss der Präsident 
schon sein können. 

Erwähnt sei auch, dass die beabsichtigte Besoldungs- 
anhebung für die Direktoriumsmitglieder voll gerecht- 
fertigt erscheint. Eine ergänzende Bemerkung darf in 
diesem Zusammenhang allerdings nicht fehlen: Das im 
Vergleich zu den beaufsichtigten Unternehmen deutlich 
niedrigere Gehaltsniveau ist keine Besonderheit der Lei- 
tungsebene. Die Zwänge des öffentlichen Tarif- und Be- 
soldungsrechts beeinträchtigen die BaFin an ganz vielen 
Stellen. Die Lehrergehälter, die sie bieten kann, sind für 
erfahrene Kenner des Bank-, Versicherungs- und Bör- 
senwesens wenig attraktiv. 


Wie eingangs gesagt, ist der heute behandelte Gesetz- (C) 
entwurf nur ein erster Schritt. Die große Aufgabe, die 
von BaFin und Bundesbank getragene deutsche Finanz- 
marktaufsicht so zu ertüchtigen, dass sie den tatsächli- 
chen Herausforderungen gewachsen ist, liegt noch vor 
uns. 

Hierzu heute nur wenige Anmerkungen. In der durch 
die US-Hypothekenkrise ausgelösten Erschütterungen 
der Finanzmärkte hat sich das Rüstzeug von Bundesbank 
und BaFin als ebenso unzulänglich erwiesen wie das der 
Finanzaufsichtsbehörden aller übrigen Länder. 

Nörgeldebatten über Zuständigkeitsverteilungen zwi- 
schen Bundesbank und BaFin sind überflüssig. Die Bun- 
desbank ist schon seit langem an der Bankenaufsicht be- 
teiligt. Die laufende Überwachung der Kreditinstitute 
obliegt ihr. So bestimmt es § 7 des Kreditwesengesetzes, 
der die Zusammenarbeit von Bundesbank und BaFin re- 
gelt. Im Detail wird diese Zusammenarbeit zu verbes- 
sern sein, und beide Instrumente sind zu erweitern, aber 
die organisatorische Grundstruktur, insbesondere die Er- 
richtung der Allfinanzaufsicht hat sich bewährt. Verbes- 
sert werden müssen vor allem die Fähigkeiten zur Früh- 
erkennung und Frühwarnung. 

Im Übrigen gilt: Finanzmarktstabilität beginnt mit der 
eigenverantwortlichen Risikokonttolle durch die Kredit- 
institute selbst. Dies ist eine Kemaufgabe von Vorstän- 
den und Aufsichtsräten und - nicht zu vergessen -, der 
von den Gesellschaften für teures Geld beauftragten 
Wirtschaftsprüfer. 

(D) 

Frank Schäffler (FDP): Der vorliegende Entwurf ei- 
nes Aufsichtsstrukturmodemisierungsgesetzes ist nur ein 
halber Gesetzentwurf Er befasst sich mit der Reform der 
Leitungsstruktur der Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht, BaFin, die Reform der Bankenaufsicht 
klammert er aus. Dies geschieht deshalb, weil Sie sich 
innerhalb der Koalition nicht einig sind, wie die Banken- 
aufsicht künftig aussehen soll. 

Eine Schwächung der Rolle der Bundesbank, wie sie 
im ursprünglichen Referentenentwurf vorgesehen war, 
ist jedenfalls mit der FDP nicht zu machen. In dem Refe- 
rentenentwurf des Bundesfinanzministeriums, der das 
Kabinett nicht erreichte, hieß es - daran möchte ich noch 
mal erinnern -: „Die Änderung bedeutet eine Klarstel- 
lung hinsichtlich des Umfangs der Rechts- und Fachauf- 
sicht des Bundesministeriums der Finanzen.“ Mit die- 
sem Satz wurde lapidar begründet, dass die Rechts- und 
Fachaufsicht des Bundesfinanzministeriums auf die 
Bundesbank ausgedehnt werden sollte. Diese soge- 
nannte Klarstellung bedeutete jedoch eine weitgehende 
materiell-rechtliche Änderung, die wir sowohl aus recht- 
lichen als auch aus politischen Erwägungen ablehnen. Es 
erhob sich nach Bekanntwerden des Referentenentwurfs 
dann auch ein Sturm der Entrüstung. 

Dass die Unterstellung der Bundesbank unter die 
Rechts- und Fachaufsicht des Bundesfinanzministeriums 
sich nicht im vorliegenden Gesetzentwurf wiederfindet, 
hat jedoch rein formale Gründe. Ob sie daran inhaltlich 
festhält, ließ die Bundesregierung in der Antwort auf 
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eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion vor zwei Wochen 
offen und verwies darauf, dass sie derzeit noch prüfe, 
wie die Bankenaufsicht modernisiert werden könne. 

Die aktuellen Auswirkungen der Hypothekenkrise in 
den USA auf den deutschen Bankenmarkt zeigen gerade, 
wie wichtig eine starke Bundesbank ist, die gleichzeitig 
die Geldwertstabilität und die Bankenaufsicht im Blick 
hat. ln den USA war es gerade die Verknüpfung von bil- 
ligem Geld und einer riskanten Kreditvergabe, die das 
Ausmaß der Hypothekenkrise herbeigeführt hat. Des- 
halb ist es für die FDP-Fraktion ein zentraler Punkt bei 
der Reform der Bankenaufsicht, dass die Bundesbank, 
die ja ausweislich des DlW-Gutachtens eine hohe Wert- 
schätzung bei den Kreditinstituten genießt, nicht ge- 
schwächt wird. Im Gegenteil läuft ja die öffentliche Dis- 
kussion, wenn wir auf unser Nachbarland Österreich 
schauen oder auch in das in der letzten Woche vorge- 
legte Gutachten des Sachverständigenrates, eher dahin, 
die Bundesbank bei der Bankenaufsicht zu stärken. 

Der vorliegende Gesetzentwurf reagiert nicht auf 
diese Diskussion, das konnte er auch gar nicht, sondern 
er reagiert nur auf die internen Betrugsfälle bei der 
BaFin. Die Konsequenz, die Sie seitens der Koalition 
daraus ziehen, ist die Entmachtung des BaFin-Präsiden- 
ten Jochen Santo. 

Neben dem Verhältnis zwischen Bundesbank und 
BaFin gibt es weitere zentrale Fragen, die Sie weder im 
vorliegenden Gesetzentwurf noch im ursprünglichen Re- 
ferentenentwurf angesprochen haben: Wie soll die Fi- 
nanzierung der aufsichtsfremden Aufgaben der BaFin 
künftig aussehen? Wie soll die Staatshaflung geregelt 
werden? Und die wichtigste Frage, die sich aufgrund der 
Hypothekenkrise stellt: Wie kann die Bankenaufsicht 
sich auf die wirklichen Risiken konzentrieren und 
gleichzeitig unnötige Bürokratie abgebaut werden? 

Dr. Axel Troost (DIE LINKE): „Ein starker Finanz- 
platz erfordert eine starke Aufsicht.“ So lautet die Pro- 
blemanalyse zu Beginn des vorliegenden Gesetzesent- 
wurfs. Ja, genau, herzlich gern! Dann tun Sie aber bitte 
auch was zur Stärkung der Finanzaufsicht, verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen in den Regierungsfraktionen. An- 
ders als viele andere Gesetzentwürfe der Koalition leidet 
der vorliegende Entwurf nicht daran, dass er in die fal- 
sche Richtung geht, sondern daran, dass er gar keinen 
Schritt tut. Von Ihrem großspurig zur Verbesserung der 
Finanzdienstleistungsaufsicht und des Zusammenspiels 
von Bundesbank und BaFin angekündigten Gesetz ist 
letztlich nicht mehr übrig geblieben als die Schaffung ei- 
nes zusätzlichen Direktoriums für die BaFin. Ein solches 
Direktorium ist für sich aber nur so viel wert, wie es 
konkrete Instrumente an die Hand bekommt, um die Fi- 
nanzmärkte auch zu beaufsichtigen und wirksam zu kon- 
trollieren. Mit Ihrem Entwurf fallen Sie selbst hinter die 
ohnehin sehr bescheidenen Reformziele des entspre- 
chenden Eckpunktepapiers des Bundesfinanzministers 
zurück, der seinerseits nicht gerade für drakonische Fi- 
nanzmarktregulierung bekannt ist. Die Fachwelt ist sich 
einig, dass die Folgen und Risiken der aktuellen Hypo- 
thekenkrise für die Konjunktur noch nicht seriös abge- 


schätzt werden können. Aber statt als Lehre daraus die (C) 
offensichtlich mangelhafte Regulierung zum Beispiel von 
Zweckgesellschaften - Stichwort 1KB und Sachsen LB - 
anzugehen, schieben Sie die nötigen Schritte auf die 
lange Bank. Zum jetzigen Zeitpunkt nicht wenigstens 
klarzustellen, wie die Kontrollkompetenzen zwischen 
Bundesbank und BaFin abgegrenzt werden, erhöht die 
Unsicherheit auf den Finanzmärkten. Dieser Gesetzent- 
wurf leistet damit nicht nur keine Stärkung der Finanz- 
aufsicht, er schwächt sie sogar noch. 

Als Linksfraktion würden wir zweifellos die Bundes- 
anstalt für Finanzdiensfleistungsaufsicht lieber gesfärkf 
sehen als die Bundesbank, aber keine von beiden zu sfär- 
ken isf die schlechtesfe aller möglichen Entscheidungen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf leistet daher nur eins: Im 
Laufe zukünftiger Finanzkrisen wird es neben dem Prä- 
sidenten oder der Präsidentin der BaFin zusätzlich vier 
Exekutivdirektoren geben, die sich gegenseitig die Ver- 
antwortung zuschieben können. Das ist quasi die Schaf- 
fung von Sündenböcken auf Vorrat, ohne die Sünde 
selbst begrenzen zu wollen. Denn wirksame Instrumente 
zur Verhinderung der Krisen werden der BaFin, wie ge- 
sagt, nicht mit auf den Weg gegeben. Als Linksfraktion 
machen wir gerne konkrete Vorschläge in dieser Hin- 
sicht. So sollten zum Beispiel die Banken auch die noch 
nicht gezogenen Kreditlinien an Zweckgesellschaften 
transparent machen müssen und die Kredite selbst we- 
gen des hohen Risikos mit mehr Eigenkapital unterlegen 
müssen. Des Weiteren müssen die Zweckgesellschaften 
selbst, wie die Banken, Eigenkapitalunterlegungsvor- 
schriften unterworfen werden. Nur dadurch ist die un- 
mögliche Situation zu beenden, dass Banken ihre riskan- (D) 
ten Kredite einfach in Zweckgesellschaften auslagem 
und damit ihre Bilanzen schönen. 

Es werden aber nicht nur die richtigen Spielregeln ge- 
braucht, sie müssen auch umgesetzt werden. Das erfor- 
dert eine starke und kompetente demokratische Aufsicht. 
Insbesondere durch den Verwaltungsrat der BaFin, in 
dem auch fünf Abgeordnefe dieses Hauses vertreten 
sind, ist eine parlamentarische Kontrolle der Aufsicht 
angelegt. Das ist im Fall der Bundesbank leider nicht so. 

Auch wenn leider weder unsere Fraktion noch die Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen personell bei der Besetzung 
des BaFin- Verwaltungsrats zum Zuge kamen, so plädie- 
ren wir dennoch gerade wegen der parlamentarischen 
Kontrolle dafür, die Aufsichtskompefenzen der BaFin 
und nicht der Bundesbank auszubauen. Aber leider kön- 
nen wir uns hier nicht einmal darüber streiten, denn, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungsfraktio- 
nen, Sie stärken - traurig genug, dass Ihnen die Links- 
fraktion das sagen muss - nicht einmal die Bundesbank. 

Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Das Aufsichtsstrukturmodemisierungsgesetz soll einer 
Verbesserung der Finanzaufsicht dienen. Dazu soll zu- 
nächst die Führungsebene der Bundesanstalt für Finanz- 
dienstleistungsaufsicht (BaFin) neu strukturiert werden. 
Inhaltliche Änderungen, die etwa das Zusammenspiel 
von BaFin und Bundesbank bei der Bankenaufsicht be- 
treffen, hat die Bundesregierung frühestens für Anfang 
2008 in Aussichf gesfellf. Während wir das Ziel einer 
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(A) effektiven Arbeit der BaFin unterstützen und auch 
Reformbedarf sehen, lehnen wir den von der Bundesre- 
gierung gewählten Weg entschieden ab. Die Bundesre- 
gierung macht den zweiten Schritt vor dem ersten. An- 
statt zuerst politische Ziele einer effektiven und 
verbraucherorientierten Allfinanzaufsicht festzulegen, 
beschäftigt sie sich mit der formalen Leitungsstruktur 
der BaFin. 

Unter Aufgabe des Präsidialmodells soll die Füh- 
rungsebene der BaFin verbreitert werden. Die Leitung 
der BaFin, die bisher ausschließlich dem Präsidenten ob- 
lag, nimmt nunmehr ein fünfköpfiges Direktorium wahr, 
dem der Präsident angehört. Neben den bisherigen Di- 
rektoren für die Geschäftsbereiche Wertpapier-, Versi- 
cherungs- sowie Bankenaufsicht wird zudem ein weite- 
rer Posten für den Bereich der Grundsatzfragen und 
Angelegenheiten innerer Verwaltung geschaffen. Ent- 
scheidungen werden dann von diesem Gremium mit ein- 
facher Mehrheit beschlossen. Das Organisationsstatut 
des Direktoriums muss sogar einstimmig beschlossen 
werden. 

Diese Neuorganisation der Leitungsstruktur findet aus 
mehreren Gründen nicht unsere Zustimmung. Zunächst 
ist die Reorganisation der Führung kontraproduktiv. Der 
BaFin-Präsident würde durch eine solche Umstrukturie- 
rung nicht entlastet, sondern geschwächt. Gerade die 
noch andauernde Finanzmarktkrise hat vor Augen ge- 
führt, wie bedeutsam es ist, dass die Beaufsichtigten eine 
zentrale Ansprechperson bei der BaFin haben, die mit 
den Befugnissen ausgestattet ist, flexibel und zügig zu 
(ß) handeln. Eine Mehrheitsentscheidung durch ein Direkto- 
renmodell trägt nicht zu einer effektiveren Handlungs- 
weise bei. Das Krisenmanagement der BaFin hat sich bei 
den Turbulenzen durch US-Subprime-Kreditderivate be- 
währt. Die Fehler des Aufsichtssystems liegen an ande- 
rer Stelle. Sie betreffen insbesondere die Aufgabenver- 
teilung zwischen Bundesbank und BaFin sowie das 
materielle Aufsichtsrecht. 

Die Notwendigkeit für ein Direktorium wird auch mit 
der Komplexität der jeweiligen Geschäftsbereiche be- 
gründet, deren Gesamtführung eine einzelne Person 
überfordere. Dass die Aufsicht über den Versicherungs-, 
den Wertpapier- und den Bankensektor anspruchsvoll ist 
und sich in einer Zeit moderner Finanzinstrumente zu- 
nehmend verkompliziert, ist nicht in Abrede zu stellen. 
Diese Bereiche wurden aber bisher von den Direktoren 
erfolgreich gemanagt. Sollte also das vorliegende Mo- 
dell der Exekutivdirektoren unter Erweiterung um einen 
Bereich der inneren Verwaltung eher dem Untreuefall 
und der Bestechlichkeit eines BaFin-Mitarbeiters ge- 
schuldet sein? Damit würden Fragen der effektiven Lei- 
tung der BaFin mit Aspekten der internen Kontrolle ver- 
mengt. Um der internen Ungereimtheiten Herr zu 
werden, genügt jedoch die Einrichtung einer Compliance- 
Abteilung. Eine solche Maßnahme kann durch simple 
Abänderung der Geschäftsordnung der BaFin erfolgen. 
Dafür ist kein neues Leitungsmodell erforderlich. 

Des Weiteren verwässert der vorliegende Gesetzes- 
entwurf die Idee einer integrierten Finanzmarktaufsicht. 
Eine Trennung zwischen Wertpapier-, Versicherungs- 


und Bankenaufsicht ist anachronistisch. Daher wurde 
mit der BaFin eine Allfinanzaufsicht geschaffen. Wenn 
nunmehr Vertreter der einzelnen Aufsichtsbereiche bei 
der Leitung der BaFin eine stärkere Rolle einnehmen 
sollen, dann ist das ein Rückschritt. Damit würde eine 
Eigenständigkeit der jeweiligen Geschäftsbereiche be- 
tont und dem Prinzip entgegengewirkt, die Bereiche 
durch zunehmende Querschnittsabteilungen zu verzah- 
nen. 

Sollte eine Reform der Leitungsstruktur schließlich 
dazu dienen, die Macht des Präsidenten durch die Ein- 
bindung in ein Direktorium bewusst zu begrenzen, so 
geht die Maßnahme unnötig auf Kosten einer effektiven 
Leitung der BaFin. Hat man denn in der Krise, die wir 
derzeit an den Finanzmärkten erleben, wirklich nichts 
Besseres zu tun, als den Leiter der Finanzaufsicht zu 
schwächen? Besser wäre es, die Kontrolle des BaFin- 
Präsidenten über den Verwaltungsrat sowie über das Par- 
lament und damit die Öffentlichkeit zu stärken. Zudem 
müssten die Personalstruktur, die Qualifikation der Mit- 
arbeiter sowie ihre Bezahlung und die Ausstattung der 
BaFin verbessert werden. Nur so kann sie ihren Aufga- 
ben auch tatsächlich gerecht werden. Des Weiteren ist 
der Verwaltungsrat der BaFin zu verkleinern und mit un- 
abhängigen Experten zu besetzen. 

Das Aufsichtsmodemisierungsgesetz, das Sie heute 
vorlegen, würde dem Finanzplatz Deutschland mehr 
schaden als nützen. Das Präsidialsystem hat sich be- 
währt. Umstrukturierungen bei der BaFin müssen, wenn 
überhaupt, in einem einheitlichen Gesetzesvorhaben mit 
materiellen Änderungen bei der Bankenaufsicht festge- 
legt werden. Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf 
zäumt die Bundesregierung das Pferd von hinten auf 


Anlage 25 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Antrags: Wertvolle Compu- 
terspiele fördern, Medienkompetenz stärken 

(Zusatztagesordnungspunkt 6) 

Dorothee Bär (CDU/CSU): Wir diskutieren heute in 
erster Lesung unseren Antrag - den Antrag der Regie- 
rungskoalition - zu Computerspielen. Uns kommt es 
darauf an, wertvolle Computerspiele zu fordern und Me- 
dienkompefenz zu sfärken. Eine Diskussion, die nur 
schwarz-weiß malt, bringt uns nicht weiter. Ein Verbot 
von sogenannten Killerspielen auch nicht. Wir müssen 
differenziert Vorgehen. 

Unser Antrag spricht gezielt verschiedene betroffene 
Ressorts an: besonders das Bundesbildungsministerium 
mit dem Thema „Medienkompetenz stärken“, das Bun- 
deswirtschaftsministerium mit dem Thema „Wertvolle 
Computerspiele fordern“ und nafürlich den Kultursfaafs- 
minisfer mit dem Thema „Computerspiele als Kultur- 
gut“. 

Bereich Medienkompetenz: Als allererstes müssen 
wir Eltern ansprechen. Ihre Aufgabe isf es, den Umgang 
mif Medien zu lehren und ihn vor allem auch zu überwa- 
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(A) eben. Das „Abstellen“ von Kindern vor dem Computer 
ist mindestens so sebädlieb wie das „Abstellen“ von 
Kindern vor dem Femseber. Weder Femseber noeb 
Computer dürfen Ersatzkindermädeben sein. Als näebs- 
tes sind die Lebrer und Erzieher gefordert. Mit dem Pro- 
gramm „Sehulen ans Netz“ hat das Bundesbildungsmi- 
nisterium von Beginn der Initiative 1996 bis 2001 alle 
Sehulen ans Netz gebraeht. Bis 1996 waren lediglieh 
800 von 34 000 Sehulen am Netz. So erlernen unsere 
Kinder bereits frühzeitig den Umgang mit dem Compu- 
ter und Internet. Das reieht aber noeh nieht. Es ist zu 
überlegen, inwieweit die Erzieher- und Lehrerausbil- 
dung angepasst werden kann und inwieweit die Lehr- 
pläne den Umgang mit Computern berüeksiehtigen. Das 
ist sieherlieh vorrangig eine Länderaufgabe. So wollen 
wir die Medienkompetenz von Kindern und Jugendli- 
ehen, aber aueh von Erziehern und Lehrern verbessern. 

Bereieh Wirtsehaft: Die Herstellung und Entwieklung 
von Computerspielen in Deutsehland nimmt inzwisehen 
einen nieht unerhebliehen Platz im deutsehen Markt ein. 
Der Umsatz in diesem Bereieh liegt in Deutsehland auf 
ähnlieh hohem Niveau wie der von Musik- oder Filmin- 
dustrie. Computerspiele sind ein Wirtsehaftsgut gewor- 
den. Momentan werden von den in Deutsehland gekauf- 
ten PC-Spielen aber nur zehn Prozent aueh tatsäehlieh in 
Deutsehland entwiekelt. Andere Staaten wie Frankreieh, 
Kanada, Korea oder die skandinavisehen Staaten fördern 
Computerspiele bereits mit kulturellen oder wirtsehaftli- 
ehen Instrumenten. 

Deutsehland gehört also international zu den umsatz- 
stärksten Ländern für Computerspiele, aber nur wenige 
Produkte des internationalen Marktes haben aueh ihren 
Ursprung in Deutsehland. Das ist nieht nur wirtsehaft- 
lieh ein großer Naehteil. Aueh aus kultureller Sieht und 
die Qualität der Spiele betreffend, kann das nieht in un- 
serem Interesse sein. So geben wir Einflussmögliehkei- 
ten aus der Hand, aber aueh einen Teil kultureller Ent- 
wieklung. Wir können nieht so tun, als wäre die Gruppe 
der Mensehen, die Computerspiele spielen, eine kleine 
Gruppe. Die Begeisterung für Computerspiele zieht sieh 
dureh alle Alters- und Gesellsehaflssehiehten. Ein Ver- 
bot ist aueh aus diesem Grund nieht zu reehtfertigen, 
weil wir viele erwaehsene Mensehen damit bevormun- 
den würden, die selbst entseheiden können, welehe 
Spiele sie für vertretbar halten und welehe nieht. 

Computerspielepreis: Um die Entwieklung und Her- 
stellung von Computerspielen in Deutsehland zu för- 
dern, wollen wir künftig einen Computerspielepreis aus- 
loben. Dieser soll kulturell und pädagogiseh wertvolle 
Computerspiele auszeiehnen, die in Deutsehland produ- 
ziert werden. Dies fördert zum einen die Hersteller und 
Entwiekler von Computerspielen und gibt zum anderen 
Käufern einen Hinweis, welehe Spiele besonders gut er- 
arbeitet wurden. Mit diesen vielen versehiedenen Maß- 
nahmen, die untersehiedliehe Bereiehe und Ressorts be- 
treffen, wollen wir erreiehen, dass die emotionale 
Diskussion über Computerspiele endlieh etwas saehli- 
eher wird und uns nieht weiter den Weg für neue Ent- 
wieklungen und Chaneen verstellt. 


Monika Griefahn (SPD): leb habe in den letzten (C) 
Monaten an vielen Debatten und Gespräehen zum 
Thema Computerspiele teilgenommen. Dabei ist mir 
aufgefallen, dass es immer wieder um zwei Seiten geht, 
die sieh oft unvereinbar gegenüberstehen. Auf der einen 
Seite ist die besorgte Perspektive, die völlig bereehtigt 
den Sehutz von Kindern und Jugendlieben im Auge hat. 

Auf der anderen Seite ist die euphorisehe Seite, die die 
vielfältigen Chaneen und das große Potenzial von Com- 
puterspielen in den Vordergrund stellt. Diese beiden 
Perspektiven prallen oft unvereinbar aufeinander. 

leb denke: Das muss nieht sein. Wenn wir versuehen, 
saehlieh auf das Thema Computerspiele zu blieken, kön- 
nen wir beide Seiten angemessen berüeksiehtigen. Dann 
können wir zu einem effektiven und sieheren Kinder- 
und Jugendsehutz kommen und gleiehzeitig Computer- 
spiele als kulturell und wirtsehaftlieh wiehtige Zukunfts- 
teehnologie naeh vorne bringen. 

Zu dem Thema Kinder- und Jugendsehutz möehte ieh 
an dieser Stelle weniger sagen, da es heute ja um einen 
Antrag aus medien- und kulturpolitiseher Sieht geht. Nur 
so viel: Beim Thema Jugendsehutz sind wir zusammen 
mit anderen Kolleginnen und Kollegen bereits im Ge- 
spräeh naeh der Evaluierung des Hans-Bredow-Instituts. 

Klar ist bereits jetzt, dass wir ganz besonders beim Voll- 
zug der bestehenden Gesetze vorankommen müssen. 

Doeh hierüber werden wir in den näehsten Monaten si- 
eher noeh viel diskutieren. 

Heute spreehen wir über einen durehweg positiven 
Anlass. Zusammen mit meinem Kollegen Jörg Tauss 
habe ieh in den letzten Monaten zahlreiehe Gespräehe (D) 
geführt und freue mieh, dass nun unsere Initiative für ei- 
nen Computerspielepreis in Deutsehland daraus hervor- 
gehen kann. Sehon ab dem näehsten Jahr soll es einen 
Preis geben, mit dem qualitativ hoehwertige sowie kul- 
turell und pädagogiseh wertvolle Computerspiele ausge- 
zeiehnet und gefördert werden können. 

Warum braueht es so einen Preis? Es gibt mindestens 
zwei Antworten auf diese Frage: Einerseits aus kulturel- 
ler, andererseits aus wirtsehaftlieher Sieht. Computer- 
spiele und andere interaktive Unterhaltungsmedien wer- 
den eben nieht nur wirtsehaftlieh und teehnologiseh, 
sondern aueh kulturell und gesellsehaftlieh immer wieh- 
tiger. Wir können inzwisehen von einer sehr vitalen 
Spielekultur spreehen. Die Nutzer sind dabei längst nieht 
mehr nur ein paar Sonderlinge, die allein vor ihrem 
Computer hoeken. Stattdessen gibt es inzwisehen immer 
mehr Spielerinnen und Spieler aus allen Bevölkerungs- 
gruppen - und das unabhängig vom Alter. Mit Inhalten, 
die ganz oft an die aktuellen Themen unserer Kultur ge- 
knüpft sind, werden Computerspiele damit zu einem be- 
deutenden Bestandteil des kulturellen Lebens unseres 
Landes. 

In einer Studie der Münehner Medientage ist gerade 
herausgekommen, dass in diesem Jahr die Ausgaben für 
Computerspiele erstmals die Ausgaben für Musik sehla- 
gen. 1,7 Milliarden Euro geben Spielerinnen und Spieler 
in Deutsehland dafür aus und damit 100 Millionen mehr 
als für Musik. Ähnlieh sieht es aus, wenn wir Computer- 
spiele mit dem Filmmarkt vergleiehen. Ieh glaube, das 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 126. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. November 2007 


13301 


(A) macht schnell die große wirtschaftliche, besser noch die 
kulturwirtschaftliche Bedeutung klar. 

Leider muss man aber auch feststellen, dass weniger 
als 10 Prozent aller in Deutschland gekauften Spiele 
auch hier produziert sind. Das ist schade; denn so bleibt 
eine kulturelle und wirtschaftliche Chance ungenutzt. 
Ein Förderpreis, der der Branche wichtige Anreize gibt, 
kann hier sehr positiv wirken, damit deutsche Entwick- 
lerstudios mehr gute Spiele produzieren und möglichst 
bald den Anschluss an den internationalen Markt finden 
können. Genau wie das beim Film seit einigen Jahren 
wunderbar funktioniert, können wir so erreichen, dass 
mehr Spiele mit Inhalten unserer Kultur Verbreitung fin- 
den und gespielt werden. 

Wir fordern die Bundesregierung mit unserem Antrag 
auf, einen Preis zu schaffen, der kulturelle wie kultur- 
wirtschaftliche Zeichen setzt. Gerade in Deutschland 
werden ja in erster Linie Spiele hergestellt, die Katego- 
rien wie Strategie, Sport oder Wissen zuzuordnen sind. 
Ich denke da an Fußball- und Sportspiele oder auch Wis- 
sentests. Gewaltspiele kommen zuallererst aus anderen 
Ländern, und deswegen ist es gut, wenn wir mit einem 
Preis die Produktion von kulturell und pädagogisch 
wertvollen Spielen fordern. Dabei wollen wir, dass die 
Preisgelder nur für neue Spielkonzepte ausgezahlt wer- 
den, so wie das auch beim Deutschen Filmpreis gehand- 
habt wird. Damit hat der Preis zusätzlich einen positiven 
Einfluss auf das zukünftige Angebot von Computerspie- 
len in Deutschland. 

Die Signalwirkung der Preise ist ein zentraler Ge- 
danke unserer Initiative. Das ist im Sinne der Stärkung 
von Medienkompetenz, was für uns besonders im Vor- 
dergrund steht. Mit Verboten macht man Dinge beson- 
ders schnell besonders interessant. Wenn wir wirklich et- 
was für den besseren und verantwortungsbewussteren 
Umgang mit Medien tun wollen, dann müssen wir ge- 
rade bei der Medienkompetenz ansetzen. Dafür braucht 
es zwar oft einen längeren Atem, als ein weiteres Verbot 
aus der Taufe zu heben, aber dafür wirken solche Maß- 
nahmen auch wirklich nachhaltig. Mit unserem Preis 
schaffen wir genau das: Wir zeigen positive Beispiele, 
die nicht nur ungefährlich, sondern vor allem gut ge- 
macht und kulturell sowie pädagogisch wertvoll sind, 
und geben damit positive Kaufempfehlungen. 

Die Branchenverbände BIU, GAME und BITKOM 
haben uns für die Realisierung dieses Preises ihre Mit- 
wirkung zugesagt. Darüber freue ich mich; denn ihre 
Mitarbeit und besonders auch ihre finanzielle Unterstüt- 
zung sind wichtig, damit ein nicht nur beim Publikum, 
sondern auch in der Branche anerkannter und damit 
möglichst wirksamer Preis entsteht. 

Ich möchte mich zum Schluss bedanken, zunächst bei 
meinem Kollegen Jörg Tauss, auf dessen besondere 
Kenntnis der neuen Medien und ihrer Szene man sich 
immer verlassen kann. Ich bedanke mich auch bei mei- 
ner Berichtersfatterkollegin Frau Dorothee Bär. Ich 
hoffe. Sie werden in der CSU und in Bayern auch wei- 
lerhin für ein ausgewogenes Bild in Bezug auf Compu- 
lerspiele werben. Und ich danke allen Milarbeilem, die 


mil ihrer Arbeil dieses Vorhaben mil realisiert haben und (C) 
ganz besonders meinem Mitarbeiter Felix Falk. 

Ich wünsche dem Bundeskulturstaatsminister und den 
beteiligten Verbänden ein gutes Händchen bei der kon- 
kreten und möglichst schnellen Ausgestaltung des Prei- 
ses und freue mich schon jetzt auf die erste Preisvergabe 
im nächsten Jahr. 

Christoph Waitz (FDP): Die Computerspieleindus- 
trie hat sich in den letzten 20 Jahren zu einem Schwerge- 
wicht des Unterhaltungssektors entwickelt. Nach Bran- 
chenangaben ist die Computer- und Videospieleindustrie 
der am stärksten wachsende Zweig der Medienwirt- 
schaft. Der Umsatz übersteigt die Einnahmen der Film- 
wirtschaft an den Kinokassen. Allein 2006 stiegen die 
Einnahmen in Deutschland im Vergleich zum Vorjahr 
um sieben Prozent auf 1,12 Milliarden Euro. Das in 
Leipzig alljährlich stattfindende Aushängeschild der In- 
dustrie, die Messe Games Convention, wurde in diesem 
Jahr von insgesamt 185 000 Interessierten besucht. 501 
nationale und internationale Aussteller gaben der Öffent- 
lichkeit die Möglichkeit, die neuesten Spiele und An- 
wendungen zu testen. Die Games Convention hat sich 
damit als die europäische Leitmesse für Computer- und 
Videospiele etabliert. 

Neue Entwicklungen, die die meisten Kollegen auch 
hier im Bundestag noch nie wahrgenommen haben dürf- 
ten, begeistern immer mehr Menschen. Ein Beispiel 
hierfür isl der sogenannte E-Sport. Computerspiele wer- 
den in Ligen, die mit den Sportligen in der realen Welt 
durchaus vergleichbar sind, gespielt. Hohe Preis- und ’ 
Sponsorengeider ermöglichen den besten Spielern, ihren 
Lebensunterhalt mit dem Spielen zu verdienen. Live-Be- 
richterstattungen, die über das Internet verbreitet wer- 
den, begeistern Hunderttausende Fans. Diese Entwick- 
lung wäre ohne die Unterhaltungssoflwareindustrie und 
die Begeisterung der Menschen über die angebotenen 
Spiele nicht möglich gewesen. Deswegen freut es mich, 
dass wir endlich auch im Deutschen Bundestag ein Me- 
dienphänomen diskutieren, das längst in unserer Gesell- 
schaft etabliert ist und gerade jüngere Menschen in sei- 
nen Bann zieht. Und es freut mich, dass endlich auch die 
Große Koalition erkannt hat, welche bedeutende Rolle 
Computerspiele inzwischen für die Mediennutzung der 
Bürgerinnen und Bürger eingenommen haben. Compu- 
ter- und Videospiele sind ein bedeutender Wirtschafts- 
faktor, wie die Zahlen eindrucksvoll belegen. Ich finde, 
der vorgelegfe Anfrag biefef eine gufe Gelegenheif, auch 
hier im Deufschen Bundesfag auszusprechen, dass die 
Entwickler von Unterhaltungssoftware - auch als Wirt- 
schaftsfaktor in Deutschland - endlich ernst zu nehmen 
sind. 

Allen die meinen, hier sprächen wir über die soge- 
nannten Killerspiele sage ich an dieser Stelle klar, dass 
die Spieleindustrie überwiegend andere Soflwarepro- 
dukte herstellt. Es handelt sich um Simulationspro- 
gramme, Gedächtnistrainer, Strategiespiele, Sportpro- 
gramme und viele andere Programme. Killerspiele oder 
Egoshooter machen nur circa 4 Prozent des Marktes aus. 

Diese werden, so hat es auch das Hans-Bredow-Institut 
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(A) in der Evaluation des Jugendmediensehutzes kürzlieh 
festgestellt, intensiv dureh Saehverständige geprüft und 
für bestimmte Altersgruppen freigegeben. Bei allen An- 
sätzen, das Verfahren des Jugendmediensehutzes weiter 
im Detail zu verbessern, wird unserem Jugendmedien- 
sehutz dureh das Gutaehten ein gutes Zeugnis ausge- 
stellt. 

Neben dem Unterhaltungswert, den uns Computer- 
spiele bieten, hängen immer mehr Arbeitsplätze direkt 
oder indirekt von der Entwieklung dieser Spiele ab. Dies 
führt der Antrag von CDU/CSU und SPD riehtigerweise 
aus. Ein Spiel wird heute oft von mehr als 100 Mensehen 
entwiekelt. Das Computerspiel muss konzipiert, entwi- 
ekelt und programmiert werden. Hinzu kommen Texte, 
Bilder und Musik. Ausgereifte Plots geben Spielen den 
Charakter eines Spielfilms, der selbst durehlebt und be- 
einflusst werden kann. Spiele gehören daher in die Mitte 
unserer Gesellsehaft. So wie wir heute ganz selbstver- 
ständlieh Comies, Film und Video als Kulturgüter wahr- 
nehmen, so müssen wir aueh Unterhaltungssoftware als 
kulturelle Werke ansehen. Zudem können Spiele die Ei- 
gensehaft eines Kulturgutes mit einer pädagogisehen 
Komponente verbinden, sodass Kinder und Jugendliebe 
dureh das Spiel ganz nebenbei den Umgang mit neuen 
Medien erlernen. 

Bei aller Bedeutung des Themas, was mieh wundert, 
ist die erklärungsbedürftige Dynamik, mit der der An- 
trag dureh die CDU/CSU- und SPD-Fraktion einge- 
braeht worden ist. Diese Eile ist nieht hilfreieh für eine 
ausgewogene Diskussion. Ein Antrag, der Mittwoeh ein- 

(B) gebraeht wird, soll sehon am Donnerstag mit der gebo- 
tenen Ernsthaftigkeit besproehen werden. Dieses Vorge- 
hen wird der Wiehtigkeit des Themas Computerspiele 
nieht gereeht. leh vertraue darauf, dass der Antrag noeh 
ausführlich im Kulturausschuss diskutiert wird und auch 
Kulturstaatsminister Bernd Neumann noch einmal seine 
im Antrag erwähnten „Überlegungen zur Förderung von 
qualitativ hochwertigen interaktiven Unterhaltungsme- 
dien wie Computer- und Videospiele“ ausführlich erläu- 
tert. Der Antrag selbst scheint mir - bei aller Sympathie - 
zumindest mit warmer Nadel gestrickt worden zu sein. 
Die Forderungen überzeugen durch ein gepflegtes 
Durcheinander, frei nach dem Motto: Eine Maßnahme 
wird jemandem schon zugute kommen. Ich vermisse ei- 
nen roten Faden, eine klare Linie, wie die Förderung der 
Spieleentwickler schnell, unbürokratisch und vor allem 
verständlich vonstattengehen könnte. 

Auch auf finanzieller Ebene gibt es noch Klärungsbe- 
darf Insbesondere die Forderung nach einer Förderung 
aus dem Topf des EU-Programms Media 2007 scheint 
zumindest in seiner Grundsätzlichkeit überholt zu sein. 
Schon jetzt stehen 1,5 Millionen Euro dieses Programms 
für die Förderung der Spieleentwickler zur Verfügung. 
Das ist zugegebenermaßen nicht viel Geld, da es mit den 
anderen 26 Mitgliedstaaten geteilt werden muss. Inwie- 
weit das bereits beschlossene Media-2007-Programm 
noch einmal aufgeschnürt und die europäischen Partner 
überzeugt werden können, mehr Geld für die Unterhal- 
tungssoflwarefÖrderung bereitzustellen, bleibt aber ab- 
zuwarten. Wahrscheinlich ist, dass erst 2013 erneut Ein- 


fluss auf die finanzielle Ausstattung des Programms (C) 
genommen werden kann. 

Ich denke, wir sollten nicht nur auf die europäische 
Ebene hoffen und auf den Sankt-Nimmerleins-Tag war- 
ten, wenn wir hier und heute auf nationaler Ebene bereits 
alles erreichen können. Ich freue mich auf die weitere 
Diskussion. 

Dr. Lothar Bisky (DIE LINKE): Im Antrag der 
Koalition wird zutreffend festgestellt, dass Computer- 
spiele eine hohe kulturelle und wirtschaftliche Bedeu- 
tung haben. Es ist grundsätzlich richtig, diese Entwick- 
lung weiter zu fordern. Auch die Schaffung zusätzlicher 
Anreize wie zum Beispiel die Auslobung eines „Deut- 
schen Computerspielpreises“ kann richtig sein. 

Allerdings werden wichtige Probleme verkannt und 
so stößt die momentane Konzeption auf meine Beden- 
ken. Warum? Nun, Medienförderungsmodelle nach dem 
Musfer der gegenwärtig praktizierten Filmförderung 
lehnt Die Linke ab. Das Beispiel dieser Medienförde- 
rungsmodelle zeigf, dass eine Förderung nach künstleri- 
schen Kriterien heute kaum noch stattfindet. Es zeigt 
zum einen, dass die Förderung immer mehr den bereits 
Erfolgreichen zugutekommt. Zum anderen ist die 
Rückführung öffentlicher Förderungsgelder bei markt- 
gängigen Filmen durch ein ausgeklügeltes System von 
Verleihgarantien und Rückführungsquoten oft ausge- 
schlossen. Das halten wir nicht für sinnvoll. 

Förderungswürdig jedoch erscheint uns die Einrich- 
tung von Studiengängen für Game Design und Spiele- ^ ' 
entwieklung an öffentlichen Hochschulen. Bislang sind 
solche in Deutschland nur an wenigen privaten und so- 
mit teuren Studieneinrichtungen zu finden. 

Wenn Sie sowohl erfolgreiche Computerspiele als 
auch qualitativ hochwertige Produkte wollen, sollten Sie 
bedenken, dass die meisten international erfolgreichen 
Computerspiele in das Genre der sogenannten Killer- 
spiele fallen. Die Linke lehnt einen prohibitiven Um- 
gang mit gewalthaltigen Computerspielen ab. Wir wen- 
den uns ausdrücklich gegen die immer noch vorhandene 
Diffamierung großer Teile der Entwicklerbranche und 
Hunderttausender von Nutzerinnen und Nutzem soge- 
nannter Killerspiele. Dass mir persönlich solche Killer- 
spiele mehr als fremd sind, will ich dabei nicht verheh- 
len. Und zu einem humanistischen und solidarischen 
Menschenbild tragen sie mit Sicherheit nicht bei. Den- 
noch gilt: Die Freiheit von Kunst und Kultur ist ein ho- 
hes Gut. 

Wenn man den Antrag der Koalition liest, dann fällt 
auf, dass er auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftig- 
ten in der Entwicklung, der Programmierung, des De- 
signs, des Testens und der Promotion von Computerspie- 
len mit keinem Wort eingeht. Dabei gibt es für die 
Beschäfligfen reichlich Probleme, auf die ich hinweisen 
möchfe, wie zum Beispiel: keine oder nur eine geringe 
soziale Absicherung; prekäre Beschäftigung; Arbeitszei- 
ten von bis zu 14 Stunden täglich und keinen Freizeit- 
ausgleich für Übersfunden. 
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(A) Die Regelungen des Arbeitszeitgesetzes, des Arbeits- 
schutzes und ein sozial verantwortlicher Umgang mit 
den Beschäftigten sind in dieser Branche seit vielen Jah- 
ren außer Kraft gesetzt. Wenn Sie eine stärkere Förde- 
rung der Computerspieleentwicklung wollen, müssen 
Sie diese mit einer Sicherung der arbeitsrechtlichen Min- 
deststandards zwingend verknüpfen. 

Die Forderung nach guter Arbeit gilt auch für Ent- 
wickler und Entwicklerinnen von Computerspielen. Und 
darum schlage ich Ihnen vor, künftig ein Fair-Work-Sie- 
gel für Compuferspiele zu verleihen, also efwas wie 
einen Umwelt-TÜV für Arbeitsbedingungen. Durch un- 
abhängige Kontrollen und die Einrichtung einer unab- 
hängigen Beschwerdehotline sollen so wenigstens die 
Mindeststandards der Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und der frei Beschäftigten gesichert 
werden. Bei der Auslobung des Computerspielpreises 
und als Bedingung für den Erhalt weiterer Fördermittel 
muss das Siegel als entscheidendes Kriterium mit aufge- 
nommen werden. 

Sie haben es in Ihrem Antrag verpasst, die weitere zu- 
künftige finanzielle Förderung der Branche mit einer 
Verbesserung der Beschäftigungssituation zu verknüp- 
fen. Das aber scheint mir außerordentlich wichtig zu 
sein. 

Grietje Bettin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In der 
Koalition geschehen noch Zeichen und Wunder. Ich er- 
innere mich noch lebhaft an die unsägliche Debatte um 

(B) sogenannte Killerspiele. Und nun plötzlich debattieren 
wir über einen Antrag zur Förderung von Computerspie- 
len. Daher hatte ich bisher immer das Gefühl, dass das 
Wort „Computerspiel“ gerade in den Augen der Union 
ein Unwort war. 

Unser verehrter - inzwischen zum Ministerpräsiden- 
ten aufgestiegener - Günter Beckstein hatte ja alle Hebel 
in Gang gesetzt, um Computerspiele öffentlichkeitswirk- 
sam zu diffamieren. Dabei hat er von der CDU/CSU 
auch ordentlich Schützenhilfe erhalten, wenn ich das 
hier so salopp sagen darf Die Debatte war laut, aber al- 
les andere als differenziert. Sein Gesetzentwurf, womit 
er einen neuen Verbotsparagrafen ins Strafgesetzbuch 
schreiben wollte, ist zu Recht im Bundesrat gescheitert. 
Denn allen ist doch klar: Extrem gewaltverherrlichende 
Spiele wollen wir nicht, aber einen „Killerspiel“-Para- 
grafen brauchen wir auch nicht, denn die bestehenden 
Regelungen reichen hierfür aus. 

Insofern freue mich über diesen nun sehr positiven 
Vorstoß. Ich kann Ihnen gleich vorweg sagen: Dieser 
Antrag findet im Grundsatz unsere Unterstützung. Aber 
ihm fehlt, mit Verlaub gesagt, Verständnis fürs Medium 
und der Blick fürs Ganze. Denn eines wird offensicht- 
lich: Sie verstehen Computerspiele noch immer nicht als 
ein eigenständiges künstlerisches Medium, stattdessen 
vergleichen Sie es mit dem Film. Sicherlich gibt es hier 
Analogien, aber Computerspiele sind doch etwas gänz- 
lich Neues, dem man sich auch mit neuen Ansätzen und 
neuen ästhetischen Kategorien nähern muss. 


Wer sich ein bisschen mit Computerspielen auskennt, 
sich die Branche einmal intensiv anschaut und sich auch 
mal mit dem Medium selbst eins zu eins auseinander- 
setzt, der kann die Augen vor der Bedeutung und dem 
Potenzial dieses Mediums nicht mehr verschließen. Ich 
übertreibe nicht, wenn ich sage, dass die grüne Bundes- 
tagsfraktion in dieser Frage eine Vorreiterrolle einge- 
nommen hat. Schon früh haben wir uns in der „Killer- 
spiel“-Diskussion sehr differenziert geäußert. Und dann 
war uns klar: Wir müssen einen Schritt weiter gehen, 
weg von der Verbotsdebatte hin zu der Frage: Wie gehen 
wir mit Spielen richtig um, wie fordern wir solche 
Spiele, die sich allein am Mark! nicht durchsetzen kön- 
nen? 

Offensichtlich hat sich die Koalition diese Frage nun 
auch gestellt. Die Antworten allerdings reichen mir nicht 
aus. Richtig ist: Der Anteil deutscher Produktionen am 
Computerspielmarkt ist viel zu gering. Hier muss end- 
lich etwas geschehen. Denn auch darin sind wir uns ei- 
nig: Die Computerspielbranche ist eine ganz entschei- 
dende Zukunftsbranche. Und wir in Deutschland sollten 
hier den Anschluss nicht verpassen. Die Debatten um die 
Kreativ- und die Kulturwirtschaft haben dies deutlich 
gezeigt. 

So bin ich auch schon bei meinem ersten Kritikpunkt 
am Antrag der Koalition. Sie benennen zwar das große 
Potenzial der Branche und weisen auf Infrastrukturdefi- 
zite hin. Aber alles, was Ihnen zur Förderung einfällt, ist 
die großzügige Verteilung von Geldern, die die grundle- 
genden Strukturprobleme nicht aufiösen wird. Für einen 
Computerspielpreis wollen Sie satte 300 000 Euro aus- 
geben. Das ist kein Pappenstiel. Dieses Geld wäre an an- 
derer Stelle deutlich besser angelegt. 

Wir müssen doch vor allem den katastrophalen Nach- 
wuchsmangel, der in der Computerspielbranche herrscht, 
angehen. Ohne Entwickler - und Entwicklerinnen - kann 
es keine Computerspiele geben. Wir brauchen Ausbil- 
dungsmöglichkeiten. Warum keine neuen Ausbildungs- 
gänge schaffen oder gar eine Fachhochschule oder Hoch- 
schule für Compuferspiele, die sich dem Thema 
inferdisziplinär annimmf, von der Mathematik über die 
Psychologie bis hin zur Medienästhetik? Auch bestehende 
Studiengänge müssen Computerspiele endlich als Teil ih- 
res Bildungsauftrages begreifen. Besonders wünschens- 
wert wäre im Übrigen auch, dass solche Studiengänge be- 
sonders für weibliche Studierende beworben werden - die 
Branche scheint bisher noch sehr in „Männerhand“ zu 
sein. All dies wären wirkliche Schritte nach vom und ein 
deutliches Signal. Einfach Fördergelder zu verteilen, wie 
Ihr Antrag es fordert, wird nicht allzu viel bringen. Damit 
stopft man Löcher, aber Strukturen ändert man damit 
nicht. 

Außerdem müssen gerade die kleinen Spieleentwick- 
ler gefördert werden. Hier lässt der Antrag doch einiges 
zu wünschen übrig. Denn klar ist doch: Es sind die klei- 
nen Kreativen mit innovativen Ideen, die sich aufgrund 
der Kosten, die ein Prototyp verschlingt, ohne Hilfe 
kaum am Markt behaupten können. Von dieser „Humus- 
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(A) Schicht“ lebt die Branche. Die dürfen wir doch nicht aus- 
trocknen lassen! Wir sollten daher auch die Arbeitsbe- 
dingungen der Kreativen verbessern helfen. 

Zuletzt möchte ich auf einen Aspekt hinweisen, der in 
Ihrem Antrag keinerlei Rolle spielt: die kulturelle Be- 
deutung von Computerspielen. Sie weisen zwar darauf 
hin, dass Computerspiele zu einem „kulturell wichtigen 
Einflussfaktor“ geworden sind. Seien Sie doch aber ein- 
mal mutig und sagen Sie: Ja, Computerspiele sind Kul- 
turgut, sie sind inzwischen fester Bestandteil unserer 
Kultur wie auch Bücher, Filme oder Musik. Das ist ein 
ganz anderes Selbstverständnis von Computerspielen, 
von dem ich mir wünschen würde, dass es auch die Ko- 
alition noch erreicht. Wir Grüne haben erst vor kurzem 
hierzu einen sehr ergiebigen Runden Tisch veranstaltet. 
Hier wurde deutlich, dass sich diese Frage eigentlich 
kaum mehr stellt. Für die meisten Menschen, im Übrigen 


auch für die Wissenschaft, sind Computerspiele längst (C) 
Kulturgut. 

Eine solche Anerkennung hat jedenfalls viele span- 
nende Fragen zur Folge: Wie sieht es zum Beispiel mit 
der Archivierung von Spielen aus? Denn Kultur ist Spie- 
gel der Zeit. Und gemeinhin will man sie für die Nach- 
welt erhalten, also auch Computerspiele bewahren. Ge- 
rade vor dem Hintergrund der rasanten technischen 
Entwicklung in der Branche gibt es schon heute unzäh- 
lige Spiele, die überhaupt nicht mehr spielbar sind. Das 
ist ein wirklicher Verlust für die Nachwelt. 

Ich bleibe dabei: Die positive Bewertung von Compu- 
terspielen in Ihrem Antrag tragen wir mit. Ihre Schlüsse 
und Forderungen aber sind uns zu halbherzig. Daher 
können wir dem Antrag im Ganzen nicht zustimmen. 

Ein bisschen mehr Mut, liebe Koalition, und wir sind mit 
dabei. 
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